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Flucht und flüchten

Der Unbill der Gefahr oder einer Bedrohung befristet entrinnen und
doch, weil deshalb vielversprechend, geradewegs auf jene Gefährdung
oder auch Fremdbestimmung reduziert, erreicht das Flüchten oder die
Flucht nicht einmal den Status des Selbstzwecks. Als das fortgesetzt
pure Versprechen und damit der Anschein einer erfolgreichen Antwort
bleibt es doch in seinem Wesen das dauerhafte Opfer welcher Umstände
und Einflüsse auch immer.

Nach jedem Schlaf und nach jedem Vergessen der Beginn und die
Fortsetzung einer Flucht, die sich ihrem Wesen nach offensichtlich
jedem Versuch, sie zu erfassen, sie zu begreifen oder ihrer habhaft zu
werden, zielstrebig entzieht. Eher getrieben von mit ihr verknüpften
Hoffnungen, Kalkülen und Perspektiven, Schatten, Unabsehbarkeiten oder
fehlgeschlagenen Erwartungen löst sie aller Erfahrung nach ihre
Versprechen doch nie ein.

Stattdessen entfaltet sie trotz vieler erreichter Ziele und mancher
erfüllter Wünsche einen ungebrochenen Sog sicher nicht immer
auszumachender Stetigkeit. Sie bleibt der Spannkraft und Dynamik nicht
endender Ambivalenz in der Pflicht und versieht auf diese Weise den
Verlauf jeder Strecke mit einem Anfang und mit einem Ende. Daraus
leitet sich leichterhand die perfekte Erst- und Letztbegründung zur
Ergebnislosigkeit und Wiederholung her. Schmerzlich, trügerisch und
unvermeidbar bleibt die Flucht auch dann, wenn ihrer Natur durch
vergebliche Ausweichmanöver und durch spontane Vermeidung immer wieder
Rechnung getragen wird.

Es könnte mit entschiedener und unaufhörlicher Verweigerung allerdings
ihr Ende gefunden und ihre Vorherrschaft gebrochen werden. Der Mensch
hätte fortan nicht mehr den Widerstreit im Haus, sondern sein Zuhause
im Streit und nichts müßte mehr über die Routinen des Vertrauten und
durch die Aussicht auf bloßes Erkennen aufgeschoben werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. Juni 2018
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KOHLEALARM/450: Klimakampf und Kohlefront - Stundenstop der Kohlebagger ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 2.7.2018

Hunderte blockieren Braunkohle-Tagebau in Nordböhmen +++ Ende Gelände
bei tschechischer Massenaktion für Klimagerechtigkeit



Louka u Litvínova, 02.07.2018. Zusammen mit 500 Menschen aus ganz Europa
haben Aktivist*innen von Ende Gelände am Samstag an einer Aktion zivilen
Ungehorsams im nordböhmischen Braunkohlerevier teilgenommen. Rund 100
Personen gelang es, in den Tagebau Bilina einzudringen und dort
Förderbänder und Bagger zum Stillstand zu bringen. Unter dem Motto "Limity
jsme my" (Wir sind die Grenzen) protestierten sie für den sofortigen
Kohleausstieg in Tschechien und für Klimagerechtigkeit weltweit.

Tschechien gehört zusammen mit Deutschland und Polen zu den »Kohleländern«
Europas. Das Land hat den viertgrößten Pro-Kopf-Ausstoß von CO2-Emissionen
in Europa. Nordböhmen ist das Zentrum der tschechischen Kohleindustrie,
schon 80 Dörfer wurden hier schon für den Braunkohletagebau abgebaggert.

"Während die Kohlekonzerne Profite machen, leiden Menschen im globalen
Süden schon heute unter den Auswirkungen der Klimakrise. Um dieses Unrecht
zu stoppen, müssen die ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke des Landes
sofort abgeschaltet werden, allen voran das Kraftwerk Počerady", sagt
Michal Štarha von "Limity jsme my".

"Auf der ganzen Welt stehen Menschen auf und erheben ihre Stimmen gegen die
fossile Industrie - auch in der tschechische Republik. Wir fordern ein Ende
der fossilen Energien, um sicherzustellen, dass eine würdiges Leben auf dem
Planeten möglich ist", sagt Marika Volfová von "Limity jsme my."

"Treibhausgase halten sich nicht an Ländergrenzen, deshalb ist auch unser
Protest für Klimagerechtigkeit grenzenlos. Gemeinsam mit vielen anderen
Menschen haben wir an diesem Wochenende ein starkes Zeichen für den
Kohleausstieg gesetzt, der in Tschechien ebenso unverzüglich erfolgen muss
wie in Deutschland", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Vom 25.-29. Oktober 2018 wird Ende Gelände den Tagebau Hambach im
Rheinischen Braunkohlerevier blockieren, um die Abholzung des Hambacher
Forsts zu verhindern.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2018 
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LESUNG/4100: Mönchengladbach - 19. Literarischer Sommer vom 31.7.-23.8.2018


Der Literarische Sommer 2018



3 Monate, 14 Städte, mehr als 40 Veranstaltungen. Auftakt ist
Dienstag, 31. Juli, 19.30 Uhr in der Rheydter Stadtteilbibliothek.

Das renommierte, trinationale Literaturfestival bietet 2018 zum 19.
Mal deutschen, flämischen und niederländischen Lesern die Möglichkeit,
die eigene und die benachbarte Literatur kennenzulernen und mit den
Autoren bei über 40 Lesungen ins Gespräch zu kommen. Lesungen
niederländischer Autoren für Kinder und Jugendliche, Lesungen mit
Musik, ein stärkerer Fokus auf Mehrsprachigkeit, Exkursionen durch das
literarische Amsterdam - es gibt Viel zu entdecken. Neben bekannten
Autoren können die Besucher auch interessante Debütanten kennenlernen.
Der Literarische Sommer hat sich als Sommer-Highlight in der
Kulturregion Niederrhein etabliert und setzt ein positives Zeichen für
das kulturelle Zusammenwachsen Europas. Mönchengladbach bietet in
diesem Sommer vier Veranstaltungen an.

Der niederländische Bestsellerautor Ernest van der Kwast liest zum
Auftakt am Dienstag, 31. Juli um 19.30 Uhr in der Rheydter
Stadtteilbibliothek aus "Mama Tandoori". Der Vater hegt keinerlei
Zweifel: Es wird ein Mädchen. Als dann zur Bestürzung der Eltern in
einer Klinik in Bombay der kleine Ernest das Licht der Welt erblickt,
nimmt ein nicht ganz unbelastetes Verhältnis zwischen Sohn und Eltern
seinen Lauf. In seinem autobiografisch gefärbten Roman präsentiert
Ernest van der Kwast einen bunten Reigen von Charakteren, allen voran
aber die Matriarchin des Klans - seine Mutter. Ein wunderbar witziges
Familienporträt, das mitten ins Herz trifft!

Am Dienstag, 7. August um 19.30 Uhr geht es in der Zentralbibliothek,
Carl-Brandts-Haus in Mönchengladbach, mit der Autorin Mareike Krügel
und ihrer niederländischen Übersetzerin Bonella van Beusekom weiter.
Sie stellen gemeinsam den Roman "Sieh mich an" und die niederländische
Übersetzung vor. Man kann ja nicht einfach sterben, wenn die Dinge
noch ungeklärt sind. Das denkt Katharina, seit sie vor kurzem einen
Knoten in ihrer Brust entdeckt hat. Niemand weiß davon, und das ist
auch gut so. Denn an diesem Wochenende soll ein letztes Mal alles wie
immer sein. Ein Buch wie eine Achterbahnfahrt - schnell, erschütternd,
lustig!

Nach den Publikumserfolgen der Vorjahre wird die Ringlesung aus dem
niederländischen Monumentalroman "Das Büro" von J.J. Voskuil -
Literatur gewordenes, schaurig-ödes Büroleben - fortgesetzt. Aus dem
vierten Band "Das A. P. Beerta-Institut" wird der bekannte, mehrfach
ausgezeichnete Schauspieler Ronny Tomiska am Freitag, 17. August, um
16.30 Uhr lesen. Dieser spielt in den Jahren 1975 bis 1979 im
Amsterdamer Büro für Volkskunde. Das gemütliche Arbeiten wird
zunehmend schwieriger, da plötzlich vorzeigbare Ergebnisse verlangt
werden." Was tun? Das besondere Buch verdient einen außergewöhnlichen
Leseort: die Katakomben der Zentralbibliothek im Carl-Brandts-Haus.
Ein ganz besonderes Literaturereignis, das man sich nicht entgehen
lassen sollte!

Der Literarische Sommer in Mönchengladbach endet am Donnerstag, 23.
August um 19.30 Uhr in der Rheydter Stadtteilbibliothek mit dem
Shooting-Star der deutschen Literaturszene 2017, Simon Strauß. In
"Sieben Nächte" erzählt er von einem jungen Mann an der Schwelle. Noch
nicht ganz erwachsen, lässt er sich auf ein Experiment ein, um seiner
gewohnten Routine zu entkommen: In sieben Nächten soll er sieben
Todsünden begehen und seine Erfahrungen bis zum Morgengrauen notieren.
Das Ergebnis ist eine Suche nach dem "echten" Leben wider Zeitgeist,
Zwänge und Konventionen.

Der Eintritt zu den Veranstaltungen beträgt 10 EUR (ermäßigt 8 EUR).
Mit der Festivalkarte für 40 EUR (ermäßigt 30 EUR) können alle
Veranstaltungen in allen beteiligten Städten besucht werden. Bitte
Plätze online reservieren. Der Vorverkauf findet in den Bibliotheken
statt. Das vollständige Programm ist online abrufbar unter
www.literarischer-sommer.eu und liegt ab sofort in den Bibliotheken in
Mönchengladbach und Rheydt aus.

Alle Mönchengladbacher Termine auf einen Blick:

Dienstag, 31. Juli, 19.30 Uhr Stadtteilbibliothek Rheydt, Ernest van
der Kwast "Mama Tandoori"

Dienstag, 7. August, 19.30 Uhr, Zentralbibliothek Carl-Brandts-Haus,
Mareike Krügel "Sieh mich an" und Bonella van Beusekom Niederl.

Freitag, 17. August,16.30 Uhr, Katakomben der Zentralbibliothek 
Carl-Brandts-Haus, J. J. Voskuil "Das Büro" gelesen von Ronny Tomiska

Donnerstag, 23. August, 19.30 Uhr, Stadtteilbibliothek Rheydt, Simon
Strauß "Sieben Nächte"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4099: Kiel - »Schmerz«, Lesung und Gespräch mit Zeruya Shalev und Maria Schrader, 03.08.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

»Schmerz« - Lesung und Gespräch mit Zeruya Shalev und Maria Schrader

Moderation: Sabine Kray

Freitag, 03.08.2018, 20 Uhr, Kunsthalle Kiel (Düsternbrooker Weg 1)

Eintritt: Vvk 16,50 Euro (incl. Vvk-Gebühr) / AK 18,- Euro



Die Schriftstellerin Zeruya Shalev (geb. 1959) stellt mit der
Schauspielerin Maria Schrader ihren Roman »Schmerz« vor. Neben einer
schmerzlichen Liebesgeschichte erzählt sie darin auf sehr bewegende
Art auch vom Leben in Israel, vom Terror und dessen Folgen: Vor zehn
Jahren ist Iris bei einem Terroranschlag schwer verletzt worden. Zwar
ist sie in ihr altes Leben zurückgekehrt, doch quälen sie Tag für Tag
Schmerzen. Als sie Eitan wieder begegnet, der Liebe ihrer Jugend,
wirft sie das völlig aus der Bahn. Bekannt wurde Zeruya Shalev durch
ihre vielfach beachtete Trilogie über die moderne Liebe
(»Liebesleben«, »Mann und Frau«, »Späte Familie«).

Die Schauspielerin Maria Schrader (geb. 1965) ist einem breiten
Publikum durch viele Fernseh- und Kinofilme bekannt. Für ihre Rolle im
Drama »Aimée und Jaguar« wurde sie mit dem Bayerischen- sowie dem
Deutschen Filmpreis ausgezeichnet. Im Literatursommer leiht sie der
großen Erzählerin Shalev ihre deutsche Lesestimme.
Die Moderation der Veranstaltung übernimmt Sabine Kray.

Veranstalter: Literaturhaus SH

Weitere Veranstaltungen mit Zeruya Shalev & Maria Schrader im Literatursommer 2018:

Donnerstag, 02.08., 20 Uhr, Lübeck, St. Petri

Samstag, 04.08., 20 Uhr, Eutin, Filmkunsttheater Binchen

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4098: Kiel - »Achtzehn Hiebe«, Lesung des israelischen Autors Assaf Gavron, 30.07.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

»Achtzehn Hiebe« - Lesung des israelischen Autors Assaf Gavron 

Deutsche Texte: Christian Kämpfer, Moderation: Stefan Mesch

Literaturhaus, Montag, 30.07.2018, 20 Uhr, Eintritt: 8,- / 5,- Euro



Im Gewand einer Kriminalgeschichte setzt sich Assaf Gavron in seinem
Roman »Achtzehn Hiebe« mit der Gründungsgeschichte des Staates Israel
auseinander. Im Fokus steht dabei die Lebensgeschichte zweier
jüdischer Mädchen, die sich in Haifa 1946 in zwei britische Soldaten
verlieben.

Assaf Gavron hat bereits sechs Romane und einen Erzählband
veröffentlicht, wurde ausgezeichnet u. a. mit dem Bernstein-Preis und
dem Prix Courrier. Er schreibt Songs für die Indiepunk-Band »The Foot
and Mouth«, deren Sänger er auch ist, und hat viele bedeutende Autoren
aus dem Englischen ins Hebräische übersetzt, wie z. B. Jonathan Safran
Foer und Philip Roth.

Veranstalter: Literaturhaus S-H

Weitere Termine mit Assaf Gavron im Literatursommer 2018:

Dienstag, 31.7., 20 Uhr, Dersau, Dorfgemeinschaftshaus

Mittwoch, 1.8., 19 Uhr, Garding, Altes Rathaus

Donnerstag, 2.8., 20 Uhr, Neumünster, Stadtbücherei

Freitag, 3.8., 18 Uhr, Lübeck, Hanse-Residenz

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4097: Kiel - »Mein Wildgarten«, Lesung des israelischen Autors Meir Shalev, 27.07.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

»Mein Wildgarten« - Lesung des israelischen Autors Meir Shalev

Deutsche Texte: Werner Klockow, Übersetzung: Avi Bolotinsky

Literaturhaus, Freitag, 27.07.2018, 20 Uhr, Eintritt: 8,- / 5,- Euro



Meir Shalev, einem der beliebtesten israelischen Romanciers, gelingt
es immer wieder aufs Neue, seine Leser mit seiner unerschöpflichen
Fabulierlust zu verführen. Auch sein aktuelles Werk »Mein Wildgarten«,
eine Sammlung von Notizen über einen Garten, ist voll von Geschichten
über das Leben, die Liebe, die Kunst und die Natur - ein Wildgarten
voll von Lebensweisheit und blühendem Humor. Selbst in der
Beschreibung der alltäglichen Gartenarbeit findet der Autor dafür
hinlänglich Material.

Meir Shalev, geb. 1948 in Nahalal in der Jesreel-Ebene, studierte
Psychologie und arbeitete viele Jahre als Journalist, Radio- und
Fernsehmoderator. Im Jahr 2006 erhielt er für sein Gesamtwerk den
Brenner Prize, die höchste literarische Auszeichnung in Israel.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Gesellschaft für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit in SH

Weitere Termine mit Meir Shalev im Literatursommer 2018:

Montag, 23.7., 19 Uhr, Eutin, Küchengarten im Schloss Eutin / Orangerie

Dienstag, 24.7., Flensburg, Stadtbibliothek

Mittwoch, 25.7., Lübeck, Die Gemeinnützige - Großer Saal (Eröffnung)

Donnerstag, 26.7., Meldorf, Ditmarsia (VHS)

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4096: Lübeck - Eröffnung des Literatursommers 2018 u.a. mit Meir Shalev, 25.07.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

Eröffnung des Literatursommers 2018 u.a. mit dem Schriftsteller Meir Shalev

Großer Saal der Gemeinnützigen (Königstraße 5, Lübeck)

Mittwoch, 25.07.2018, 19.30 Uhr, Eintritt frei

Anmeldung erforderlich bis zum 16.07. unter T 0431-5796840 (Literaturhaus)



Zur offiziellen Eröffnung des Literatursommers in Lübeck ist der
Schriftsteller Meir Shalev eingeladen, Auszüge aus seinem Werk »Mein
Wildgarten« zu lesen. Von Seiten des Landes begrüßt Karin Prien
(Ministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes SH), von
Seiten der Stadt der Bürgermeister Jan Lindenau und von Seiten der
Botschaft des Staates Israel der Gesandte Avraham Nir-Feldklein. Dr.
Christian Meyer-Heidemann (Landesbeauftragter für politische Bildung
SH) und Dr. Wolfgang Sandfuchs (Literaturhaus SH) geben einen kurzen
Leseeindruck von verschiedenen Facetten der israelischen Literatur.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Gemeinnützige in Lübeck /
Landesbeauftragter für politische Bildung SH

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1184: Kiel - Literatursommer 2018 - Lyrikparcours & Ausstellung vom 16.07. bis 30.08.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

Lyrikparcours / Ausstellung



Mehrsprachiger Literaturparcours mit ausgewählten Gedichten
israelischer DichterInnen, Alter Botanischer Garten Kiel, Mitte Juli
bis Anfang September 2018

Der Lyrikparcours lädt im Alten Botanischen Garten in Kiel zu einer
Reise durch die israelische Lyrik ein.

Fotoausstellung "Shalom Israel", Literaturhaus, 16.07. bis 30.08.2018,
Mo-Do 10-12 Uhr und 14-17 Uhr 

Und wie in jedem Jahr rundet eine Ausstellung das
Literatursommerprogramm ab. 2018 ist die Fotoausstellung "Shalom
Israel" von Christel und Jonas Pagel zu sehen, die die vielen Facetten
des diesjährigen Gastlandes Israel zeigt.

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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MELDUNG/284: Orbán-Besuch ist wichtige Gelegenheit, Ungarn an menschenrechtliche Verpflichtungen zu erinnern


Amnesty International - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Orbán-Besuch ist wichtige Gelegenheit, Ungarn an menschenrechtliche
Verpflichtungen zu erinnern



BERLIN, 05.07.2018 - Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán wird am
heutigen Donnerstag (5. Juli) in Berlin Bundeskanzlerin Angela Merkel
treffen. Dazu sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty
International in Deutschland:

"Viktor Orbáns Besuch in Berlin fällt in eine Zeit, in der die ungarische
Zivilgesellschaft von ihrer eigenen Regierung drangsaliert, diffamiert und
kriminalisiert wird. Vergangenen Sonntag ist in Ungarn ein neues
Gesetzespaket in Kraft getreten, das wichtige zivilgesellschaftliche Arbeit
verhindern soll. Während die Regierung Orbán überfällige europäische
Lösungen zum Flüchtlingsschutz blockiert, werden gleichzeitig jene Menschen
mit Strafverfolgung und Haftstrafen bedroht, die sich für deren Rechte
einsetzen."

"Auch die ungarische Amnesty-Sektion ist von Repressionen betroffen. Immer
wieder werden unsere Kollegen zur Zielscheibe von Schikanen und
Hasspropaganda durch regierungsnahe Medien und Vertreter der
Regierungspartei Fidesz."

"Das neue Gesetzespaket ist nicht der erste Angriff der Regierung Orbán auf
die Zivilgesellschaft: Bereits im Juni 2017 trat ein Gesetz in Kraft, das
zivilgesellschaftliche Organisationen, die finanzielle Mittel aus dem
Ausland erhalten, verstärkt unter Kontrolle stellt und stigmatisiert. Die
ungarische Regierung ignoriert damit grundlegende Freiheits- und
Vereinigungsrechte der Menschen in Ungarn. Amnesty International fordert,
dass die repressiven NGO-Gesetze zurückgenommen werden und die ungarische
Regierung die Unterdrückung der Zivilgesellschaft beendet", so Beeko
weiter.

"Das harsche Vorgehen der ungarischen Regierung gegen die Zivilgesellschaft
stellt einen fundamentalen Angriff auf die menschenrechtlichen Grundsätze
der Europäischen Union dar. Für Bundeskanzlerin Angela Merkel bietet sich
mit dem Besuch von Viktor Orbán die wichtige Gelegenheit, die ungarische
Regierung an die Einhaltung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen zu
erinnern. Die Bundesregierung sollte diese völkerrechtswidrigen
Einschränkungen der ungarischen Zivilgesellschaft in aller Deutlichkeit
kritisieren."

Hintergrund

Die ungarische Sektion von Amnesty International war in den vergangenen
Wochen und Monaten immer wieder Schikanen und Diffamierungen ausgesetzt.
Mitte Juni veranstaltete ein Sprecher der Regierungspartei Fidesz eine
Pressekonferenz vor dem Budapester Amnesty-Büro. Er befestigte zwei
diffamierende Aufkleber an der Eingangstür, denen zufolge Amnesty eine
Organisation sei die 'Beihilfe zu illegaler Migration' leiste und mit
'Terrorakten' in Verbindung stehe. Im April veröffentlichte eine
regierungsnahe Zeitung eine Liste mit Personen, die angeblich einer von
George Soros finanzierten Verschwörung angehören, um die ungarische
Regierung zu stürzen. Auch die Namen der Mitarbeiter von Amnesty
International in Ungarn standen auf der Liste. Zahlreiche weitere
Organisationen wie das Hungarian Helsinki Committee und die Civil Liberties
Union waren ebenso betroffen. Nichtsdestotrotz führt die ungarische Sektion
von Amnesty International ihre Arbeit fort und stellt sich der repressiven
Gesetzgebung entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/316: Königliche Familie in Jordanien soll Herzen für Flüchtlinge aus Daraa öffnen 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Humanitäre Katastrophe in Syrien verhindern! Appell an den 
UN-Hochkommissar für Menschenrechte: Königliche Familie Jordaniens soll
ihre Herzen öffnen und syrische Flüchtlinge aufnehmen



Göttingen, 05. Juni 2018 - Nach Angriffen der Armee Syriens auf die
von der islamistischen Opposition gehaltene Region in und um Daraa im
Süden des Landes hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am
Donnerstag an den UN-Hochkommissar für Menschenrechte, den Jordanier
Seid Al-Hussein, appelliert, eine noch größere humanitäre Katastrophe
zu verhindern und sich für den Schutz der fliehenden Zivilisten
einzusetzen. "Bitte nutzen Sie Ihre guten Kontakte und auch ihre
persönlichen Verbindungen sowohl zu der königlichen Familie
Jordaniens als auch zu anderen arabischen Herrschern in der Region
und bitten Sie sie, ihre Herzen zu öffnen und den notleidenden
Flüchtlingen schnell zu helfen", schrieb die
Menschenrechtsorganisation an den Diplomaten. Er stammt selbst aus
der königlichen Familie Jordaniens. Das Land hat bereits
Hunderttausenden syrischen Flüchtlinge Zuflucht gewährt und will
nicht noch mehr Menschen aufnehmen.

Die Lage in Daraa spitzt sich nach Angaben der Vereinten Nationen
dramatisch zu. Das Welternährungsprogramm (WFP) schätzt die Zahl der
Vertriebenen auf bis zu 330.000 Menschen. "Wir bitten Jordanien
dringend darum, diese verzweifelten Menschen an der Grenze nicht
abzuweisen, sondern ihnen die Hand zu reichen und ihre große Not zu
lindern", heißt es in dem GfbV-Appell. "Zudem sollten schnell
Beobachter in die seit 2012 umkämpfte Region entsandt werden, die
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen dokumentieren, damit
sie geahndet werden können."

Die Wasser- und Lebensmittelversorgung, Elektrizität sowie die
medizinische Infrastruktur sind in Daraa nahezu vollständig
zusammengebrochen. Das Gebiet ist mehrheitlich von sunnitischen
Arabern besiedelt und eine der letzten Regionen, die die
islamistischen Rebellen noch kontrollieren. Gegen sie hat Assad mit
russischer Unterstützung eine Offensive begonnen.

Während Russland, der Iran und die libanesische Hisbollah im
syrischen Konflikt 'unerschütterlich' hinter Assad stehen, spricht
vieles dafür, dass die mehrheitlich sunnitischen Rebellen von der
Türkei und anderen sunnitischen Mächten im Stich gelassen werden.
"Der Türkei scheint es nur noch um die Zerschlagung der kurdischen
Autonomiebestrebungen zu gehen", sagte der GfbV-Nahostreferent Kamal
Sido. "Es sieht so aus, dass es einen Deal zwischen Russland, dem
Iran, der Türkei und dem syrischen Regime gibt: Assad an der Macht
lassen und als Gegenleistung die Kurden fallen lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/080: Kiel - "Das sichere Afghanistan?" am 21. Juli 2018


Bühne frei für Geflüchtete 2.0: "Das sichere Afghanistan?"



Viele Afghanen werden in Deutschland nach wie vor als Flüchtlinge
nicht anerkannt. Es finden immer wieder Abschiebungen nach Afghanistan
statt, obwohl fast täglich mörderische Attentate in Kabul und anderswo
in Afghanistan stattfinden. Viele Geflüchtete, die im Jahr 2015 nach
Norwegen und Schweden weitergereist sind, bekommen jetzt eine
Ablehnung ihres Asylantrages, was dann eine Abschiebung nach
Afghanistan bedeutet. Wir erfahren, dass Geflüchtete nach Deutschland
zurückkommen mit der Hoffnung hier Asyl beantragen zu können. Aber sie
werden wieder nach Schweden abgeschoben.

Wie steht es wirklich um die Sicherheit in Afghanistan?

Zu diesem Thema laden wir ein, um mit Thomas Ruttig, Co-Direktor des
Afghanistan Analyst-Network mit Sitz in Berlin und Kabul, Farshid
Zandi und Jawad Orozghani zu diskutieren.

Präsentation und Musik von Farshid Zandi und Jawad Orozghani

Farshid Zandi und Jawad Orozghani aus Afghanistan sind seit 5 Jahren
in Deutschland. Sie sind seitdem auch für die ZBBS ehrenamtlich aktiv.
Sie werden über ihren Lebensweg in Iran und Deutschland berichten.

Thomas Ruttig, Direktor des Afghanistan Analysts Networks

Thomas Ruttig ist Kodirektor des unabhängigen Thinktanks Afghanistan
Analysts Network. Er arbeitet seit 1980 zu Afghanistan, lebte mehr als
zehn Jahre dort und besucht das Land weiter regelmäßig.

Ruttig, Jahrgang 1957, Diplom-Regionalwissenschaftler (Afghanistik),
war schon zu DDR-Zeiten Afghanistan-Referent. Von 1989 bis 2000
arbeitete er als außen- und entwicklungspolitischer Journalist; danach
war er unter anderem Mitarbeiter der UN-Mission Unsma/Unama in
Afghanistan. Seit 2009 ist er Ko-Direktor und Senior Analyst des
unabhängigen Thinktanks Afghanistan Analysts Network. Ruttig schreibt
regelmäßig für die taz.

Eine gemeinsame Veranstaltung mit der ZBBS

21.07.2018, 19:00 - 22:00 Uhr

ZEIK, Elisabethstraße 68, 24143 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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VORTRAG/180: Lübeck - "Willkommen bei der Dorfgemeinschaft Jemel", 26.7.2018


Willkommen bei der Dorfgemeinschaft



Ein Ortsschild weist Reisenden den Weg von der B 105 in das kleine
Dörfchen Jamel. Für Menschen, die das erste Mal den Ort besuchen,
scheint der Anblick befremdlich: ein Wegweiser weist den Weg nach
Braunau am Inn, der Geburtsstadt Adolf Hitlers. Ein riesiges
Wandgemälde mit traditioneller Familie und einem Irmisul begrüßt die
Besucher. Seit Jahren dominiert die rechte Einstellung der Bewohner
das Dorf und dessen Umland. Die Neonazis haben sich dort ihren eigenen
Lebensraum mit Arbeitsplätzen, Wohnraum und brauner Erlebniswelt
geschaffen. Regelmäßig verwandeln die von der "Dorfgemeinschaft Jamel"
organisierte Großevents, wie Sommersonnenwenden oder Lichterfeste, das
Dorf zu einer No-Go-Area für politische Feindbilder. Seit Beginn der
90er ranken sich viele unbegründete Mythen um das Dörfchen. Die
Zivilgesellschaft scheint ohnmächtig und hat sich weitestgehend aus
der Region zurück gezogen.

Die Referenten laden die Zuschauer zu einem Spaziergang durch Jamel
ein. Vorgestellt werden die Strukturen und Köpfe hinter der
"Dorfgemeinschaft Jamel" sowie dem nahegelegenen "Thinghaus". Die
Zuhörer bekommen einen exklusiven Einblick in die Örtlichkeiten und
werden über Probleme sowie Chancen in der Region aufgeklärt.

Referieren werden Aktivist*innen von der Recherchegruppe AST
astwestmecklenburg.blogsport.eu

Eine gemeinsame Veranstaltung mit der Antifaschistischen Koordination
Lübeck

26.07.2018, 19:00 - 22:00 Uhr

Café Brazil, Willy-Brandt-Allee 9, 23554 Lübeck

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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AUSSICHTEN/8328: Und morgen, den 6. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.07.2018 bis zum 07.07.2018 +++
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Kühl und windig,

Sonnenschein,

Wolken rindig,

Jean allein.
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MELDUNG/107: JEFTA-Abkommen - Wasser darf nicht privatisiert werden (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

JEFTA-Abkommen: Wasser darf nicht privatisiert werden

Über 520.000 Menschen protestieren gegen Kommerzialisierung



Berlin/Verden, 5. Juli 2018. Um die Zukunft der Wasserversorgung sorgen
sich akut Hunderttausende Deutsche. Erhält JEFTA, das Abkommen zwischen der
EU und Japan, morgen vom Rat der Europäischen Union die Zustimmung, dann
könnte die europäische Wasserversorgung durch neoliberale Profitinteressen
in Gefahr geraten. Schon über 520.000 Menschen protestieren dagegen seit
Freitag in einem aktuellen Campact-Appell.

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner stehen damit für die Mehrheit der
Deutschen. Eine repräsentative Emnid-Umfrage im Auftrag von Campact ergab,
dass 93 Prozent der Befragten dafür sind, dass die Trinkwasserversorgung in
öffentlicher Hand bleibt. Und für falsch oder eher falsch halten 80
Prozent, dass durch den Abschluss von JEFTA die Privatisierung der
Trinkwasserversorgung in Deutschland möglich werde.

"Schlechtere Qualität, höhere Preise: darüber klagen Menschen dort, wo die
Wasserversorgung privatisiert wurde", sagt Matthias Flieder von Campact.
"Man darf diese Daseinsvorsorge nicht in die Hände von Coca-Cola, Nestlé,
Veolia oder RWE legen. Wasser muss weiter unter öffentlicher Kontrolle
bleiben." Campact fordert Andrea Nahles und Olaf Scholz(SPD) auf, dafür zu
sorgen, dass sich Wirtschaftsminister Altmaier (CDU) morgen enthält, wenn
es im EU-Ministerrat um die Zustimmung der Bundesregierung zu dem Handels-
und Dienstleistungsabkommen geht. Die Privatisierung von Wasser und
Abwasser muss - wie bei anderen Abkommen - ausgenommen werden.

Seit Jahren werden immer mehr kommunale Wasserversorger von Privatfirmen
übernommen oder in Kooperationen überführt (PPP). Dabei gerät oft das
Gemeinwohl unter die Räder. In Portugal etwa stiegen die Wasserpreise um
400 Prozent, Berlin hat sich aus dem Ausflug in die Privatisierung mit viel
Steuergeld freigekauft. In England und Wales können die Behörden nicht
ausreichend prüfen, ob die Privatfirmen Rohre und Leitungen sanieren. In
London gehen 20 Prozent des Wassers durch Lecks verloren. In Frankreich
gibt es Streit wegen der Übernutzung von Quellen.

Das Abkommen JEFTA wird für fast 600 Millionen Menschen in zwei der
reichsten Regionen der Erde gelten. Es sieht den Abbau von Zöllen und
Handelsbarrieren zwischen der EU und Japan vor, ebenso wie eine stärkere
Öffnung der Märkte für Dienstleistungen und öffentliche Aufträge. Campact
kritisiert auch andere Teile des Abkommens, aber nach Ansicht der
Bürgerbewegung muss die Wasserversorgung als öffentliches Gut vorrangig vor
Privatisierung geschützt werden.




Die Ergebnisse der Emnid-Umfrage:

https://campact.org/studie_jefta_wasser

Appell gegen Privatisierung der Wasserversorgung:

https://www.campact.de/wasser-jefta/

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/415: Iran-Report Nr. 7 - Juli 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 7 - Juli 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Chamenei fordert weniger Reisen ins Ausland

• Harte Kritik einer Studentin an Chamenei 

• Laridschani zum 11. Mal zum Parlaments-Präsidenten gewählt 

• Rohani fordert Zulassung von Frauen zu Sportstadien 

• Gesetz zum Schutz von Frauen vor Gewalt 

• Peitschenschläge wirksamer als Gefängnis 

• Umweltaktivisten unter Spionageverdacht 

• 27 "Terroristen" festgenommen 

• Zweifel an Rafsandschanis natürlichem Tod 

• Sotoudeh erneut festgenommen


CHAMENEI FORDERT WENIGER REISEN INS AUSLAND

Am 15. Juni hat Revolutionsführer Ali Chamenei, aus Anlass des zu
Ende gegangenen Fastenmonats, die Freitagspredigt in Teheran
gehalten. Zunächst lobte er das iranische Volk, das in Bezug auf die
Moral und auf die Nähe zu Gott "Jahr für Jahr" große Fortschritte
gemacht habe. Die Teilnahme an den landesweiten Kundgebungen zum
Al-Kuds-Tag sei in diesem Jahr größer gewesen als je zuvor. "Dieses
Volk ist wach und zu Taten bereit. Es ist nicht müde." Jene, die das
Gegenteil behaupteten, seien selbst müde, ohne Elan und Freude, sagte
der Revolutionsführer.

Er habe auch aus anderen Ländern die Informationen bekommen, dass die
Teilnahme am Al-Kuds-Tag in diesem Jahr besonders beeindruckend
gewesen sei. Dies bedeute, dass sich, trotz massiver Propaganda gegen
die Islamische Republik, andere Völker dem iranischen Volk näher
fühlten als je zuvor.

Chamenei sagte weiter, dass die USA in der Nahostregion eine
Niederlage erlitten hätten. Er warnte vor Verschwörungen gegen Iran.
"Das iranische Volk muss die Verschwörungen erkennen." Ziel der
Feinde sei es, wirtschaftlichen Druck auszuüben, um in der
Bevölkerung Resignation zu verbreiten. Er forderte das Volk und die
Regierung auf, sich gemeinsam um die Bewältigung wirtschaftlicher
Probleme zu bemühen. Er appellierte an die Bevölkerung jeden
Überfluss an Konsum zu vermeiden. Wer Kapital besitze, solle es in
produktive Projekte investieren. "Leute, die sich angewöhnt haben,
ins Ausland zu reisen, sollen diese Gewohnheit unterlassen." Er meine
allerdings nicht die Pilgerfahrten. Diese seien auch nicht so teuer.
Aber Auslandreisen zum Vergnügen, sollte man besser unterlassen.
Kaufleute sollten keine Waren importieren, wenn ähnliche Waren im
eigenen Land produziert würden.

In einem anderen Teil seiner Predigt rief Chamenei die Bevölkerung
zur nationalen Einheit auf. Mit Blick auf die Machtkämpfe zwischen
den Fraktionen sagte er, die inneren Auseinandersetzungen sollten auf
später vertagt werden. "Heute, wo die Feinde gegen uns eine Front
gebildet haben, müssen wir zusammenhalten. Ich bitte auch Zeitungen,
falsche Behauptungen der Feinde der Islamischen Republik, die einen
psychologischen Krieg gegen uns führen, um das Volk zu schwächen,
nicht zu publizieren."

Im zweiten Teil seiner Predigt stellte Chamenei eine "bessere
Zukunft" in Aussicht. "Mit Gottes Segen und mit diesem vitalen, froh
gestimmten, frommen und unabhängigen Volk erwartet uns eine bessere
Zukunft."


HARTE KRITIK EINER STUDENTIN AN CHAMENEI

Bei einem Treffen des Revolutionsführers Ali Chamenei mit einer
Gruppe von Studierenden am 29. Mai hat eine Studentin scharfe Kritik
gegen den Islamischen Staat geübt. Sie machte auch Chamenei für die
unerträgliche Lage des Landes verantwortlich.

Sahar Mahrabi forderte - statt der herrschenden Willkür - die
Herrschaft des Rechts, mehr Demokratie und die Möglichkeit eines
Machtwechsels. "Die wachsende Kluft zwischen den
Gesellschaftsklassen, das fehlende Vertrauen in den Staat, der
Zerfall moralischer Werte, die katastrophale Lage der Umwelt, die
Zunahme der Slumbewohner, die Ausgrenzung von Minderheiten und die
schlimme Lage auf dem Arbeitsmarkt haben die nationale Einheit
zerstört", sagte sie. "Es gibt keine Möglichkeit, die Aktivitäten
einiger Institutionen, die, wie die Revolutionsgarden, die Justiz,
Rundfunk und Fernsehen und die Stiftung für Hilfsbedürftige, unter
Ihrer Führung stehen, zu untersuchen und die Verantwortlichen zu
zwingen, Rechenschaft abzulegen."

Die "willkürliche Ablehnung" der Bewerbungen um Mandate im Parlament
und die "illegale Einmischung" der Justiz in Angelegenheiten anderer
Institutionen hätten die Herrschaft des Volkes stark geschwächt,
sagte Mahrabi weiter. Die wiederholte Aussetzung der
Versammlungsfreiheit sowie die zunehmenden Einschränkungen des Rechts
auf Zugang zu Informationen, durch illegale Filterung sozialer
Netzwerke und die Zensur der Presse, hätten eine Atmosphäre
geschaffen, in der jede Kritik zu einem Risiko geworden sei.

Mahrabi kritisierte auch die Korruption und die ungleiche Behandlung
der Bürger. Berechtigte Proteste der Bürger, vor allem der
Werktätigen und Lehrer, würden mit gerichtlicher Verfolgung
beantwortet - "einer Methode, die zwar das Problem vorübergehend
verwischt, es aber nicht löst", sagte sie.

"Nun ist die Frage, was der Staatspräsident, der die Exekutive
leitet, der Justizchef, der die Pflicht hat, Rechte und Gesetzte zu
verteidigen und durchzusetzen, oder auch der Revolutionsführer, der
laut Artikel 110 der Verfassung über so viel Macht verfügt, zu diesen
Vorwürfen zu sagen haben?", fuhr Mahrabi fort. Stereotype Antworten
seien wenig hilfreich. Die richtige Reaktion auf die Kritik sei die
Rückkehr zu der Verfassung, sagte sie. Sie forderte das Recht der
Bürger auf Selbstbestimmung und eine "gesunde und unabhängige
Justiz".

Obwohl die Studentin wegen der Einmischungen der Geheim- und
Sicherheitsdienste von einer "Atemnot an den Universitäten" sprach,
erklärte Chamenei, ihre Worte zeugten von "Fröhlichkeit und
Lebendigkeit". Die Lösung liege im "revolutionären Handeln", sagte
er. "Die Wünsche, die seitens der lebensfrohen Jugendlichen so leicht
vorgetragen werden, sind angesichts bestehender Realitäten nicht so
leicht umzusetzen. Sie bedürfen viel Arbeit und Engagement und der
Schaffung bestimmter Voraussetzungen."

Es sei nicht zulässig, die "demokratischen Verhältnisse in der
Islamischen Republik" als "Diktatur" zu bezeichnen, sagte Chamenei.
Richtig sei, dass der Revolutionsführer für die Führung der
Streitkräfte und anderer staatlicher Organe zuständig sei, aber weder
die Justiz noch Fernsehen oder Rundfunk würden von ihm geführt,
obwohl deren Chefs von ihm ernannt würden. "Zum Beispiel habe ich
sowohl früher als auch jetzt die Sender kritisch betrachtet und war
oft mit deren Arbeit nicht zufrieden", betonte Chamenei. "Wenn man
die Probleme richtig lösen und die Fehler beseitigen will, muss man
junge, gläubige und motivierte Kräfte engagieren. Das habe ich immer
wieder betont." Weiter sagte Chamenei: "Ich werde über verschiedene
Kanäle über die Lage im Land informiert. Ich denke, dass die
Islamische Republik, trotz einiger Probleme, in den vergangenen 40
Jahren in allen Bereichen Fortschritte erzielt hat. (...) Manche
Kritiker behaupten, ich würde die Schuld für alle Probleme den
Amerikanern und Engländern in die Schuhe schieben. Das ist falsch.
Ich bin der Meinung, dass die Ursachen der meisten Probleme im Innern
des Landes erzeugt werden. Allerdings werden sie von äußeren Feinden
ausgenutzt."


LARIDSCHANI ZUM 11. MAL ZUM PARLAMENTS-PRÄSIDENTEN
GEWÄHLT

Ali Laridschani wurde am 30. Mai zum 11. Mal zum Präsidenten des
Parlaments gewählt. Allerdings gewann er die Wahl erst nach dem
zweiten Wahlgang. Beim ersten Wahlgang bekam keiner der Kandidaten
die absolute Mehrheit. Der Mitbewerber Laridschanis, der Reformer
Mohammad Resa Aref, Vorsitzender der Fraktion Omid (Hoffnung), bekam
beim ersten Wahlgang die meisten Stimmen. Doch beim zweiten Wahlgang
trat der dritte Bewerber, Hamid Resa Hadschbabai, zugunsten
Laridschanis zurück. Hierdurch konnte Laridschani mit 147 Stimmen
gegen Aref mit 123 Stimmen die Wahl mit relativer Mehrheit gewinnen.
Einige Abgeordnete kritisierten, mit Hinweis auf die
Parlamentssatzung, die "Schenkung" der Stimmen an Laridschani. Doch
Laridschani, der die Sitzung leitete, lehnt die Kritik ab und
erklärte die Wahl als legitim.


ROHANI FORDERT ZULASSUNG VON FRAUEN ZU SPORTSTADIEN

"Im Islam gibt es zwischen Frauen und Männern keinen Unterschied ...
daher sollte es Frauen auch erlaubt werden, an sportlichen
Wettbewerben teilzunehmen", zitierte dpa Präsident Hassan Rohani.
Rohani sagte dies bei einem Empfang von einer Gruppe von Sportlern im
Präsidialamt am 23. Mai. Die Aufhebung des Zutrittsverbots, das seit
der Gründung der Islamischen Republik vor vierzig Jahren besteht,
wäre nach Ansicht des Präsidenten weltweit eine gute Werbung für die
Rolle der Frauen im Islam. Rohani widersprach den Argumenten der
konservativen Geistlichen, die meinen, dass Frauen von den männlichen
Fans wegen ihrer vulgären Ausdrücke in den Stadien fernbleiben
sollten. "Die Frauen können nicht bestraft werden, wenn Männer in den
Stadien vulgäre Dinge schreien", sagte er.


GESETZ ZUM SCHUTZ VON FRAUEN VOR GEWALT

Eine von der Regierung seit langem vorbereitete Gesetzesvorlage zum
Schutz von Frauen vor Gewalt liege immer noch zur Begutachtung bei
der Justiz, sagte die Parlamentsabgeordnete Tayebeh Siawaschi am 22.
Mai. Offenbar gebe es dort Gegner dieses Gesetzes.

Die Vorlage sieht Strafmaßnahmen gegen Personen vor, die Frauen
gegenüber Gewalt ausüben. Neu dabei ist, dass es nicht nur um
physische Gewalt geht, sondern auch um psychische, emotionale,
verbale und wirtschaftliche Gewalt. Einige Abgeordnete forderten eine
rasche Entscheidung über das Gesetz. Siawaschi sagte, alle Instanzen,
die um eine Stellungnahme gebeten wurden, hätten sich inzwischen zu
der Vorlage geäußert. Es fehle allein die Stellungnahme des
Justizchefs Sadegh Laridschani.


PEITSCHENSCHLÄGE WIRKSAMER ALS GEFÄNGNIS

Hadi Sadeghi, Stellvertreter des Justizchefs, meint, Peitschenschläge
seien weit wirksamer als Gefängnisstrafen. Sadeghi bezeichnete
Schläge mit der Peitsche als eine islamische Strafmaßnahme.
Demgegenüber sei die Gefängnisstrafe eine Maßnahme, die aus
Frankreich importiert worden sei. "Gefängnisse sind sehr schädlich.
Sie gehören nicht zum islamischen Glauben", sagte der Geistliche
Sadeghi.

In der islamischen Gesetzgebung sind Peitschenschläge als
Strafmaßnahme vorgesehen. Ein Verurteilter kann demnach mit bis zu
100 Peitschenschlägen bestraft werden. Menschenrechtsorganisationen
halten Peitschenschläge für inhuman. Sie sollten nicht einmal gegen
Tiere eingesetzt werden, erklärten diese.

In Iran werden Peitschenschläge seit der Gründung der Islamischen
Republik als Strafmaßnahme verordnet, nicht allein gegen Kriminelle,
sondern auch politisch Verurteilte bleiben davon nicht verschont.

Sadeghi bezeichnete Gefängnisse als "Universitäten des Verderbens.
Sie sollten abgeschafft und durch Peitschenschläge ersetzt werden",
forderte er.


UMWELTAKTIVISTEN UNTER SPIONAGEVERDACHT

Der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Ejahi, hat die seit Februar in
Haft befindlichen Umweltaktivisten erneut als Spione bezeichnet.
Damit widersprach er dem Leiter des Amtes für Umweltschutz, Isa
Kalantari. Dieser hatte erklärt, dass die von Präsident Rohani
eingesetzte Untersuchungsgruppe zu dem Ergebnis gekommen sei, die
verhafteten Umweltaktivisten seien keine Spione. "Die vierköpfige
Gruppe fordert die Freilassung der Aktivisten. Sie hat keinerlei
Beweise gefunden, die den Vorwurf der Spionage bestätigen könnten",
sagte Kalantari. Teilnehmer der Gruppe waren der Justizminister, der
Innenminister, der Informationsminister und der für juristische Frage
zuständige Stellvertreter des Präsidenten.

Ejehi sagte, die Stellungnahme der Gruppe sei ohne Einsicht in die
Akten erfolgt. Auch der Teheraner Staatsanwalt Abbas Dschafari
Dolatabadi stellte die Stellungnahme der vierköpfigen Gruppe in
Frage. Sie habe keinen Zugang zu den Akten gehabt, bestätigte dieser.
Daher hätten weder sie noch der Leiter des Amtes für Umweltschutz das
Recht, sich in diese Angelegenheit einzumischen.

Auch im Parlament wurde über die Umweltaktivisten debattiert. Vier
Abgeordnete verlangten die Anwesenheit des Informationsministers. Er
solle Auskunft über Kaweh Madani, den Stellvertreter des Amtes für
Umweltschutz, erteilen. Madani hatte, nachdem Sicherheitsorgane ihm
Probleme machten, am 18. April das Land verlassen und sich ins
Ausland begeben. Dazu sagte Staatsanwalt Dolatabadi: "Madani war
schuldig. Aus Furcht vor unseren Ermittlungen hat er das Land
verlassen. ... Wenn wir hier und dort auf Internetseiten lesen, dass
der und der ins Ausland gegangen ist, sollten wir wissen, dass dies
mit den Ermittlungen zu tun hat. Aber wer das Land verlässt, wird
irgendwann zurückkehren."

Indes veröffentlichte die staatliche Nachrichtenagentur Irna, nach
der eindeutigen Stellungnahme der Regierung zugunsten der
Umweltaktivisten, einen ausführlichen Bericht über den Fall. Dieser
wurde vom zweiten Programm des staatlichen Fernsehens gesendet. Der
Bericht kommt zu dem Schluss, dass die Umweltaktivisten für
ausländische Geheimdienste spioniert hätten.

Besondere Brisanz hat der Fall, da einer der inhaftierten Aktivisten,
Kawus Emami, ein bekannter Umweltforscher und Professor an der Emam
Sadegh Universität in Teheran, eine Woche nach seiner Festnahme im
Februar diesen Jahres im Gefängnis angeblich Selbstmord beging
(ausführlich siehe IR 03/18). Später erklärte Dolatabadi, zwar habe
der "Hauptbeschuldigte" Selbstmord begangen, aber die anderen
Inhaftierten hätten "interessante Aussagen gemacht". Ihre Aufgabe sei
es gewesen, geheime Informationen ins Ausland zu schicken. Einer der
Beschuldigten habe gestanden, im Ausland für solche Aufgaben
ausgebildet worden zu sein. Ein anderer habe zugegeben, monatlich ein
Honorar für seine Spionagetätigkeit bekommen zu haben. Er habe einen
sicheren Computer gehabt, monatlich Berichte an den britischen
Geheimdienst und Geheimdienste anderer Länder geschickt und mit ihnen
Informationen ausgetauscht.

Die Inhaftierung der Umweltaktivisten, der mysteriöse Tod von Kawus
Emami und der Absturz einer Maschine mit Umweltaktivisten an Bord
werfen zahlreiche Fragen auf. Die Staatsanwaltschaft hat sich bisher
auf Beschuldigungen beschränkt und keinerlei glaubhafte Beweise
vorgelegt. Interessant ist auch, dass sich hier wieder einmal Justiz
und Regierung gegenüberstehen. Es gibt Gerüchte, die besagen, die
Umweltaktivisten hätten in der Wüste von Lut Atommüll aus Russland
entdeckt, welcher erhebliche Umweltschäden verursacht habe.


27 "TERRORISTEN" FESTGENOMMEN

Einem bericht der AFP vom 12. Juni zufolge wurden 27 Personen
festgenommen. In der Begründung hieß es, sie hätten während des
Fastenmonats Terroranschläge geplant. Das "Terrornetzwerk" habe
geplant, in der Hauptstadt Teheran und in anderen Städten
"Terroroperationen" durchzuführen. Diese hätten am Kadir-Fest und
Al-Kuds-Tag stattfinden sollen, so ein vom Informationsministerium
veröffentlichter Bericht.

Bei der Festnahme seien große Mengen an Waffen und Munition
sichergestellt worden, hieß es. Auch die Revolutionsgarden hatten am
10. Juni die Tötung mehrerer "Terroristen" gemeldet. Sie sollen, über
die irakisch-iranischen Grenze kommend, versucht haben, das Land zu
infiltrieren.


ZWEIFEL AN RAFSANDSCHANIS NATÜRLICHEM TOD

Gholam Ali Redschai, Berater des ehemaligen Präsidenten Haschemi
Rafsandschani, sagte in einem Interview mit der Seite Ensaf News am
9. Juni über den überraschenden Tod Rafsandschanis: "Es war kein
Schlaganfall, es war kein natürlicher Tod. (...) Ich bin kein
Geheimdienstler und kann auch nicht Einzelheiten des Geschehens
analysieren. Aber ich weiß, dass irgendetwas passiert ist."
Rafsandschani war im Januar 2017, ohne krank zu sein, plötzlich
gestorben. Sein Tod gab viele Rätsel auf. Politische Beobachter
bezweifelten damals, dass die offizielle Version über einen
Schlaganfall, stimmen kann. Gerüchte über einen Mord an dem
einflussreichen Politiker setzten sich in Umlauf.

Der Sohn Rafsandschanis, Yasser Haschemi, hatte schon zuvor bekannt
gegeben, dass der Nationale Sicherheitsrat dabei sei, die Umstände
des Todes von Rafsandschani zu prüfen. Die bereits geschlossene Akte
des Verstorbenen sei durch Präsident Rohani zu Überprüfung an den
Nationalen Sicherheitsrat weitergeleitet worden.

Redschai sagte ohne Kommentar, die Frau Rafsandschanis habe gesagt,
ihr Mann hätte zehn Tage vor seinem Tod die Namen von zehn Personen
genannt und gesagt: "Diese Leute werden mich eines Tages umbringen".
Auch die Tochter Rafsandschanis habe erzählt, dass sie einige Tage
vor dem Tod ihres Vaters ein Motorradfahrer mit folgenden Worten
angesprochen hätte: "Sagen Sie ihrem Vater, sein Tod werde geplant."

Seit dem Tod Rafsandschanis bemüht sich seine Familie um Aufklärung.
Faeseh, die jüngste Tochter Rafsandschanis, erklärte, in dem Bericht
des Nationalen Sicherheitsrats werde erwähnt, dass im Körper
Rafsandschanis zehnmal mehr radioaktive Strahlen als normal
festgestellt worden seien.

Auch der Bruder Rafsandschanis, Mohammad Haschemi, meldete Zweifel an
der offiziellen Todesursache. Die Ärzte hätten angegeben,
Rafsandschani sei an einem Herzstillstand gestorben, sagte er. Doch
niemand habe erklärt, wie es dazu gekommen sei. Auch er erwähnte die
radioaktiven Strahlen und sagte: "Auch dafür gibt es bislang keine
Erklärung."


SOTOUDEH ERNEUT FESTGENOMMEN

Die iranische Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh befindet sich
seit dem 13. Juni erneut in Haft. Ihr Mann Resa Chandan teilte am 14.
Juni per Facebook mit, dass die 55-järige von Sicherheitsbeamten aus
ihrer Wohnung verschleppt und ins berüchtigte Teheraner
Evin-Gefängnis gebracht worden sei. Zu den Gründen der Festnahme
machte er keine Angaben. Er warf dem iranischen Staat vor, statt
seine Pflichten zu erfüllen und seine Befugnisse zum Wohle der
Bevölkerung einzusetzen, vergnüge er sich mit Festnahmen von
Kritikern.

Die 1963 geborene Sotoudeh schloss 1995 ihr Jurastudium ab. Sie
musste acht Jahre lang auf ihre Anwaltszulassung warten. Während
dieser Wartezeit arbeitete sie als Journalistin. Sie schrieb zumeist
für Frauenzeitschriften, vorwiegend über Frauen- und Kinderrechte.

Auch als Anwältin engagierte sie sich weiter für die Rechte der
Frauen. Sie gehört zu den wenigen iranischen Anwälten und
Anwältinnen, die den Mut aufbringen, Menschenrechtaktivisten und
Dissidenten vor Gericht zu verteidigen. Nicht selten werden in der
Islamischen Republik Anwälte von Dissidenten selbst gerichtlich
verfolgt. Zuletzt leistete Sotoudeh den jungen Frauen Rechtsbeistand,
die aus Protest gegen Kleidungszwang, in der Öffentlichkeit
demonstrativ ihr Kopftuch abnahmen. Laut Angaben der Polizei vom
Februar dieses Jahres wurden bei diesen Protesten 29 Frauen
festgenommen.

Sotoudeh ist Mitglied des Vereins zur Verteidigung der Menschenrechte
und des Vereins zur Verteidigung der Rechte von Kindern. Zudem war
sie an der "Kampagne einer Million Unterschriften zur Änderung der
ungleichen Rechte der Geschlechter" aktiv beteiligt.

Die engagierte Anwältin wurde in den vergangenen Jahren mehrmals in
Haft genommen. 2011 wurde sie wegen "Verstoß gegen die nationale
Sicherheit und Propaganda gegen die Islamische Republik" zu sechs
Jahren Haft und einem zehnjährigen Arbeitsverbot verurteilt. Zweimal
trat sie im Gefängnis aus Protest gegen die schlechten
Haftbedingungen in Hungerstreik. Sie war vollkommen isoliert und
durfte nicht einmal ihre Tochter und ihren Sohn sehen. Der
tatsächliche Grund ihrer Verhaftung war die Verteidigung von jenen
Gefangenen, die 2009 im Zuge der Proteste gegen die umstrittene
Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad festgenommen worden
waren.

Gegen dieses harte Urteil legte das Europaparlament scharfen Protest
ein und forderte die Islamische Republik Iran auf, Sotoudeh und alle
anderen Gefangenen aus Gewissensgründen sofort und ohne Bedingung
freizulassen. 2013, kurz nach der Wahl von Präsident Hassan Rohani,
wurde Sotoudeh aus der Haft entlassen. 2014 wurde das Arbeitsverbot
aufgehoben.

2012 erhielt Sotoudeh, gemeinsam mit dem iranischen Filmemacher
Dschafar Panahi, den Sacharow-Preis des Europäischen Parlaments für
Menschenrechte. Bereits 2008 war sie von einer italienischen
Menschenrechtsgruppe mit dem International Human Rights Award
ausgezeichnet worden. 2011 erhielt sie, für ihren Kampf gegen die
rechtliche Diskriminierung von Frauen, ihre Verteidigung von zum Tode
verurteilten jugendlichen Straftätern und ihren Kampf für die
Gleichberechtigung der Geschlechter in Iran, vom florentinischen
Stadtrat den Menschenrechtspreis der Stadt Florenz.

Amnesty International verurteilte die Festnahme Sotudehs und sprach
von einem empörenden Angriff auf eine mutige und produktive
Verteidigerin von Menschenrechten.

Am 22. Juni teilte Chandan mit, seine Frau hätte freikommen können,
wenn sie eine Kaution in Höhe von umgerechnet 130.000 Euro gezahlt
hätte. Sie sei aber weder in der Lage noch gewillt gewesen, diese
völlig unangemessene Summe zu bezahlen. Diese Forderung der Justiz
sei "genauso absurd wie die Vorwürfe gegen sie", sagte der Ehemann.
Die konkreten Vorwürfe sind nach wie vor nicht bekannt. Allgemein
wird Sotoudeh beschuldigt, gegen die Staatsordnung der Islamischen
Republik Propaganda betrieben zu haben.

 * 


KULTUR

• Panahi für bestes Drehbuch in Cannes ausgezeichnet

• Zibakalam mit "Freedom of Speech Award" ausgezeichnet

• Clayderman veranstaltet Konzerte in Iran


PANAHI FÜR BESTES DREHBUCH IN CANNES AUSGEZEICHNET

Der iranische Filmemacher Dschafar Panahi wurde beim diesjährigen
Filmfestival in der südfranzösische Stadt Cannes für das beste
Drehbuch "Three faces" (Drei Gesichter) ausgezeichnet. Allerdings
konnte er, da er Ausreiseverbot hat, den Preis nicht persönlich
entgegennehmen. Er wurde 2010 zu sechs Jahren Haft und 20 Jahren
Berufs- und Ausreiseverbot verurteilt. Grund war, dasser einen Film
über die Proteste von 2009 gegen die umstrittene Wiederwahl des
damaligen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad geplant hatte.

Stellvertretend für Panahi hat seine Tochter, die Schauspielerin
Solmaz Panahi, den Preis entgegengenommen. Panahi bekam den Preis
nachträglich von seiner Hauptdarstellerin Behnaz Jafari in Teheran
ausgehändigt.


ZIBAKALAM MIT "FREEDOM OF SPEECH AWARD" AUSGEZEICHNET

Die Deutsche Welle hat in diesem Jahr den iranischen Politologen
Sadegh Zibakalam mit dem "Freedom of Speech Award" ausgezeichnet. Er
nahm den Preis beim "Global Forum" in Bonn in Empfang. Die
Preisverleihung löste in Kreisen der iranischen Opposition Proteste
aus. Zibakalam gehöre zum System des Islamischen Staates, daher sei
es falsch, wenn die Deutsche Welle ihn mit einem Preis auszeichne,
der für Personen bestimmt sei, die sich in herausragender Weise in
den Medien für Menschenrechte engagierten, so der Vorwurf.

Der Intendant der Deutschen Welle, Peter Limbourg, erklärte zu der
Preisverleihung: "Wir können die Menschen nicht aus dem Gefängnis
holen, aber wir können etwas tun - in dem wir als Medium eine breite
Öffentlichkeit schaffen." Der Freedom of Speech Award stelle eine
Plattform zur Verfügung, die seit der Preisverleihung 2015 immer mehr
an Relevanz gewonnen habe.

Zibakalam betonte, es gebe in Iran andere Personen, die die
Auszeichnung weit mehr als er verdienten. Als Beispiel nannte er
Narges Mohammadi, Nassrin Sotoudeh, Abdolfattah Soltani und andere.
In einem Interview mit der Deutschen Welle äußerte er Verständnis für
die Proteste gegen seine Auszeichnung. vor allem, weil er kürzlich in
einem Interview gesagt habe, wenn es um die Existenz der Islamischen
Republik ginge, sei er bereit sich zu bewaffnen. Doch zugleich
betonte er, wenn die Islamische Republik, die er tausendfach
kritisieren könnte, stürzen würde, werde es keinen Fortschritt geben,
sondern eher einen Rückfall. Er befürchte, dass ein möglicher Sturz
des Regimes zu chaotischen Zuständen, ähnlich wie in Syrien, führen
würde.

In seiner Dankesrede erwähnte Zibakalam die Unterdrückung
Oppositioneller, Schriftsteller, Journalisten und von
Menschrechtaktivisten, betonte aber zugleich, dass es im Laufe der
vergangenen vierzig Jahren auch "kleine, aber spürbare" Fortschritte
gegeben habe. Als Beispiel erwähnte er die, seiner Meinung nach,
unabhängige Presse. "Heute gibt es in Iran ein halbes Dutzend
Zeitungen, die als unabhängig bezeichnet werden können", sagte er. Er
erwähnte auch die sozialen Netzwerke, die trotz Unterdrückung durch
den Staat, ein "mächtiges Instrument" bildeten, um den Prozess der
politischen Öffnung und Demokratisierung voranzubringen. Er sei fest
davon überzeugt, dass die Islamische Republik zur Demokratisierung
fähig sei, sagte er weiter. "Vielleicht wäre es keine Übertreibung zu
dem Schluss zu kommen, dass die Islamische Republik Iran nicht so
düster und dunkel ist, wie es von außen scheint."

In einem Interview mit der Deutschen Pressagentur äußerte Zibakalam
Zweifel an Möglichkeiten zur Rettung des Atomabkommens. "Es gibt
keine realistische Chance für ein Überleben des Abkommens", sagte er.
"Angela Merkel mag sauer sein auf Trump, aber letztendlich sind es
deutsche Unternehmen, die entscheiden, ob sie weiter mit Teheran
wirtschaftlich verbunden sein wollen oder nicht. Und wir wissen alle,
dass die europäischen Unternehmen große wirtschaftliche Interessen in
den USA haben. Man kann von ihnen einfach nicht erwarten, dass sie
sich aus moralischen und demokratischen Erwägungen auf die Seite
Irans schlagen." Die Folgen seien für die Iraner "schlichtweg
schrecklich".


CLAYDERMAN VERANSTALTET KONZERTE IN IRAN

Der französische Pianist Richard Clayderman plant einem Bericht der
dpa zufolge sechs Konzerte in Teheran. "Ich fühle mich geehrt, in
Iran zu sein und zum ersten Mal vor den gastfreundlichen Persern
spielen zu können", sagte er bei seiner Ankunft in der iranischen
Hauptstadt am 22. Juni. Er habe einige Überraschungen mitgebracht.
Vor seinem Auftritt in der Grand Music Hall seien jedoch einige
bürokratische Formalitäten zu erledigen. Zudem müssten die
Veranstaltungen mit dem Außen- und Kulturministerium koordiniert
werden.

Der Pianist, der seit Jahrzehnten Iran besucht, ist in Iran sehr
beliebt. Obwohl Musikaufführungen in Iran streng überwacht und oft
verboten werden, scheinen die Zensoren der Islamischen Republik gegen
die leichte Musik von Clayderman nichts einzuwenden zu haben.

 * 


WIRTSCHAFT

• Kaum noch Hoffnung auf Rettung des Atomabkommens

• Bemühungen der EU, Atomabkommen zu retten, zeigen wenig Erfolg 

• Boeing steigt aus Vertrag mit Iran aus 

• PSA beendet Geschäfte mit Iran 

• OPEC-Länder beschließen Erhöhung der Ölproduktion 

• Einfuhrverbot für mehr als 1.400 Artikel 

• Kein Plan für Beseitigung von Plastikmüll 

• Höchster Stand des Öl-Exports


KAUM NOCH HOFFNUNG AUF RETTUNG DES ATOMABKOMMENS

Seit dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen haben die anderen
Unterzeichner des Abkommens immer wieder erklärt, dass sie, auch ohne
die USA, die Vereinbarung mit Iran fortsetzen wollten. Ob dies
gelingen kann, scheint mehr als fraglich. Iran hat erklärt, dass es
nur an dem Abkommen festhalten werde, wenn seine Vorteile und
Interessen gewahrt blieben. Dafür verlangt das Land von den
europäischen Mitunterzeichnern, Deutschland, Frankreich,
Großbritannien, Garantien, die die EU-Staaten trotz guten Willens
nicht geben können.

Am 3. Juni schickte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif ein
Schreiben an die Außenminister der Unterzeichnerstaaten. Darin
schrieb er: "Sollte das Atomabkommen beibehalten werden, müssten die
übrig gebliebenen Staaten und die Wirtschaftspartner uns garantieren,
dass die Schäden, die unserem Land durch den Austritt der USA
entstanden sind, ersetzt werden. Sollte dies nicht gelingen, behält
Iran sich das Recht vor, auf den illegalen Austritt der USA und die
Wiederaufnahme der Sanktionen gegen Iran entsprechend zu reagieren."

Am 4. Juni erklärte Irans Revolutionsführer Ali Chamenei, die
Europäer sollten nicht glauben, dass Iran sein Atomprogramm weiterhin
zurückfahren werde, während die USA die Sanktionen gegen Iran
wiederaufnehmen würden. "Das ist ein Traum, der sich niemals
verwirklichen wird .(...)Die iranische Regierung und das iranische
Volk werden niemals zulassen, sowohl unter Sanktionen als auch unter
Einschränkungen im atomaren Bereich zu leiden. (...) Unsere Feinde
sollten wissen, dass sie für einen Schlag gegen uns, zehn Schläge
zurückbekommen werden." Mit Blick auf die Staaten der EU sagte
Chamenei: "Wir können keinem Land trauen und müssen uns schon jetzt
auf ein Scheitern des Abkommens vorbereiten."

Chamenei wies die iranische Atombehörde an, ab sofort alle
Vorbereitungen zu treffen, um die Kapazität der Urananreicherung auf
190.000 SWU zu erhöhen (SWU - Separative Work Unit) zeigt die Menge
des angereicherten Urans innerhalb eines Jahres an. 190 SWU bedeutet
die vierprozentige Anreicherung vom 30 Tonnen natürlichen Uran.).
Chamenei erteilte auch dem Wunsch der EU nach weiteren Verhandlungen
über das Raketenprogramm und die Rolle Irans in der Region eine
Absage. "Einige Europäer sprechen über eine Begrenzung unseres
Raketenprogramms. Ich sage den Europäern: Unsere Raketenarbeit ist
nicht zu begrenzen." Davon könnten sie nur träumen. "Das werden wir
niemals zulassen." Auch Verhandlungen über die iranische Außenpolitik
kämen nicht in Frage, sagte Chamenei.

Wenige Stunden danach erklärte der Sprecher der Atombehörde, Behrus
Kamalwandi, er werde die internationale Atombehörde über die Erhöhung
der Kapazität der Anreicherung in Kenntnis setzen. Die Erhöhung der
Kapazität der Urananreicherung sei im Rahmen des Abkommens erlaubt.
Auf die Frage, warum die Kapazität trotz beschränkter Zahl der
Zentrifugen erhöht werde, sagte Kamalwandi, "die Produktion von
Nuklearwaffen widerspricht den Prinzipien unseres Glaubens. Aber wir
haben der Einschränkung der Zentrifugen zugestimmt unter der
Voraussetzung, dass die anderen Vertragspartner ihre Verpflichtungen
einhalten."

Am 4. Juni forderte die Internationale Atombehörde (IAEA) Iran auf,
trotz des Ausstiegs der USA, die Einhaltung seiner Verpflichtungen
fortzusetzen. Der Chef der Behörde, Ykiya Amano, forderte zu Beginn
der Sitzung des Gouverneurrats der UN-Organisation eine "zeitgerechte
und proaktive Kooperation" beim Zugang zu Atomanlagen. Dies würde die
Arbeit der Inspektoren wesentlich erleichtern. Die IAEA hatte seit
dem Abkommen Iran bisher 12 Mal die Einhaltung aller seiner
Verpflichtungen bescheinigt.

Am 5. Juni gab der Chef der iranischen Atombehörde, Ali Akbar Salehi,
bekannt, dass bereits alle Vorbereitungen zur Erhöhung der
Anreichungskapazität um mehrere hunderttausend SWU getroffen seien.
Er betonte, dass Iran nach wie vor zu seinen Verpflichtungen stehe,
merkte aber zugleich an, dass "die Erfüllung der Verpflichtungen bei
gleichzeitiger Wiederaufnahme der Sanktionen nicht möglich" sei. Ziel
der Islamischen Republik sei nicht der Bau von Nuklearwaffen, sagte
Salehi. Iran habe, gemäß den Anweisungen des Revolutionsführers, der
immer wieder betont habe, dass man der Gegenseite nicht trauen könne,
darauf geachtet, die Möglichkeit zur Erhöhung seiner Kapazität zu
höherer Anreicherung nicht zu verlieren. "Wenn wir normal
voranschreiten würden, hätte es sechs oder sieben Jahre gedauert,
aber jetzt wird es in den kommenden Wochen und Monaten geschehen."

"Wir hoffen, dass ein Scheitern des Deals nicht eintreffen wird, aber
technisch bereiten wir uns trotzdem darauf vor", sagte Salehi. Die
USA erklärten zu der Bekanntgabe, man werde die Entwicklung genau
beobachten. "Wir werden es Iran nicht erlauben, eine Atomwaffen zu
entwickeln", twitterte US-Außenminister Mike Pompeo am 7. Juni. Das
sei Iran bewusst. "Das ist ein weiteres Beispiel, wie Iran seine
Ressourcen töricht verschwendet."

In einer Stellungnahme auf die Ankündigung Irans, erklärte die EU,
die Erhöhung der Anreicherungskapazität sei zwar kein Verstoß gegen
das Abkommen, aber sie schwäche das gegenseitige Vertrauen. Das werde
in dieser kritischen Lage Iran nicht weiterhelfen, sagte ein Sprecher
der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini. "Die EU, die an dem
Abkommen festhält, hofft, die USA dazu bewegen zu können,
Ausnahmegenehmigungen für Firmen zu akzeptieren, die mit Iran
Geschäfte machen. Es gibt natürlich auch das Thema der Ausnahmen von
amerikanischer Seite, das beispielsweise bei den
G7-Finanzministergesprächen eine Rolle gespielt hat", zitiert Reuters
am 5. Juni aus Kreisen der Bundesregierung. Die EU wolle zwar an dem
Abkommen festhalten und auch die Unternehmen schützen. Aber es sei
klar, "dass die US-Sanktionen natürlich auch Wirkung entfalten werden
beziehungsweise sich ihre Wirkung nicht völlig neutralisieren
lassen."

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron warnte davor, die Lage weiter
eskalieren zu lassen. Es gebe auf beiden Seiten eine Erhöhung von
Spannungen. "Ich lade alle ein, die Situation zu stabilisieren und
dieser Eskalation nicht nachzugeben, denn sie wird nur zu einer Sache
führen: dem Konflikt", sagte der Präsident nach einem Treffen mit dem
israelischen Ministerpräsident Benjamin Netanjahu in Paris am 5.
Juni. Auch Frankreichs Außenminister Jean-Yves Le Drian warnte am 6.
Juni im Sender "Europe 1 Iran" vor der Wiederaufnahme seines
ursprünglichen Atomprogramms. Sollte Iran seine Ankündigungen
wahrmachen, würde es sich nahe der "roten Linie" bewegen. "Es ist
immer gefährlich, mit der roten Linie zu flirten", sagte der
Minister.

Am 6. Juni gab Iran die Eröffnung einer neuen Fabrik für die
Herstellung von Zentrifugen bekannt. Sie wurde von Salehi in der
Stadt Natans eingeweiht. "Wir hatten vor der Unterzeichnung des
Atomabkommens (2015) mit dem Bau der Fabrik begonnen", sagte er im
staatlichen Fernsehen. Er hoffe, bereits in einem Monat mit der
Produktion der Zentrifugen beginnen zu können.

Am selben Tag veröffentlichten die Minister der drei
EU-Unterzeichnerstaaten des Atomabkommens, Bundesaußenminister Olaf
Scholz, sein französischer Kollege Bruno Le Marie und der britische
Außenminister Boris Johnson ein Schreiben an die US-Regierung, in dem
sie Ausnahmeregelungen bei Geschäften mit Iran forderten. Sie
äußerten erneut ihr Bedauern über den Rückzug der USA aus dem
Abkommen. Als enge Verbündete erwarteten sie, dass die von den USA
vorgesehenen Sekundärsanktionen auf europäische Unternehmen und
Personen, die mit Iran Geschäfte machen, ohne Wirkung blieben, hieß
es in dem Schreiben. Sie hofften, dass Washington ihre politischen
Entscheidungen respektieren werde.

Abgesehen von der Hoffnung, eine Ausnahmeregelung durchzusetzen, die
allerdings kaum Chancen haben wird, beschloss die EU-Kommission am 6.
Juni, das neu überarbeitete Abwehrgesetz, das es EU-Unternehmen
ermöglichen soll, US-Sanktionen zu ignorieren. Das Gesetz ermöglicht
es sogar, Firmen, die sich an die US-Sanktionen halten, zu bestrafen.
Doch niemand konnte genau sagen, ob sich das Gesetz in der Realität
tatsächlich anwenden lässt. Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte im
Mai am Rand eines EU-Gipfels in Sofia erklärt, eine umfassende
Entschädigung europäischer Unternehmen halte sie nicht für machbar.

Dennoch erklärte die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini am 12.
Juni vor dem Europäischem Parlament: "Wir sind entschlossen, den Deal
zu retten." Die EU-Staaten und andere Partner hätten durchaus die
"Macht und die Instrumente", um ein Scheitern des Abkommens zu
verhindern. "Wenn das in die Luft geht, wäre es eine Katastrophe."
Niemand habe ein Interesse daran, die Kanäle nach Iran zu schließen
und die Gefahr einer nuklearen Bewaffnung Irans zu erhöhen.

Nach mehreren Verhandlungen und Treffen erklärte Teheran, die
Vorschläge der EU zum Erhalt des Abkommens seien nicht ausreichend.
Bei einem Treffen mit dem UN-Generalsekretär Antonio Guterres sprach
Salehi, der auch Vizepräsident ist, von der zerstörerischen Politik
der Regierung Trump und bezeichnete die EU-Vorschläge erneut als
ungenügend. Die Vorteile Irans aus dem Abkommen im Bereich der
Wirtschaft, Banken und Investitionen seien viel geringer als
erwartet, sagte er. "Wenn das so weitergeht, werden alle verlieren."

Laut der staatlichen Nachrichtenagentur Irna sagte Außenminister
Mohammad Dschawad Sarif vor Mitgliedern der iranischen Handelskammer
in ungewöhnlicher Offenheit, Iran werde mit aller Kraft an dem
Abkommen festhalten. Denn "ein Scheitern des Abkommens wäre sehr
gefährlich für uns".


BEMÜHUNGEN DER EU, ATOMABKOMMEN ZU RETTEN, ZEIGEN WENIG
ERFOLG

Ein Versuch der EU, die Unternehmen bei Geschäften mit Iran zu
unterstützen, stößt auf Schwierigkeiten. Die Europäische
Investitionsbank (EIB) erklärte auf eine Anfrage der Agentur Reuters
am 6. Juni, die Bank könne die von den USA angekündigte Sanktionen
gegen Iran nicht ignorieren. Wie die Agentur berichtete, wollte die
EU, dass die Förderbank sich stärker in Iran engagiere und
Investitionen in dem Land fördere. Dazu sollte die Bank Änderungen an
ihren Geschäftsregeln vornehmen. Doch ein Sprecher der Bank erklärte
dazu: "Eine Voraussetzung für ihr Geschäftsmodell ist, dass die Bank
eine solide und glaubwürdige Institution auf den internationalen
Kapitalmärkten bleibt. Dies wäre nicht vereinbar damit, mögliche
Sanktionen gegen Iran zu ignorieren. (...) Die EIB ist eine
Institution, die auf dem Kapitalmarkt beruht. Und wie alle anderen
Körperschaften kann die Bank nicht die Lösung für dieses Problem
sein."

Auch europäische Ölkonzerne ziehen sich wegen der drohenden
US-Sanktionen aus Geschäften mit Iran zurück. "Wir können uns nicht
gegen die USA stellen", zitierte Reuters eine ranghohe Quelle beim
italienischen Energieunternehmen Saras. Das Unternehmen prüft
zurzeit, wie der Kauf von Öl innerhalb der 180-tägigen Frist, die die
USA gesetzt haben, eingestellt werden kann. "Es ist noch nicht klar,
was die US-Regierung tun kann, aber wir könnten in Schwierigkeiten
geraten", hieß es. Ähnliche Überlegungen werden laut Reuters bei
anderen europäischen Energiekonzernen wie der französischen Total,
der italienischen Eni, der Repsol und Cepsa aus Spanien und der
griechischen Hellenic Petroleum angestellt.


BOEING STEIGT AUS VERTRAG MIT IRAN AUS

Der amerikanische Flugzeughersteller Boeing erklärte am 6. Juni mit
Blick auf bevorstehenden Sanktionen gegen Iran, seine Vereinbarungen
mit Iran nicht fortsetzen zu können. Mit der Entscheidung des
amerikanischen Präsidenten Donald Trump, aus dem Atomabkommen mit
Iran auszusteigen, verliere das Unternehmen die Erlaubnis, Geschäfte
mit Iran zu machen, sagte ein Sprecher des Unternehmens.

US-Finanzminister Steven Mnuchin hatte am 8. Mai erklärt, dass die an
Boeing und Airbus erteilte Erlaubnis, Verträge mit Iran zu schließen,
zurückgezogen würde. Boeing hatte nach Abschluss des Atomabkommens
mit Iran, die Lieferung von 80 Passagiermaschinen an die Islamische
Republik vereinbart. Auch Airbus vereinbarte 2016 die Lieferung von
100 Maschinen. Während Boeing bisher noch keine Maschine an Iran
geliefert hat, hat Airbus im vergangenen Jahr drei Passagiermaschinen
an Iran verkauft.


PSA BEENDET GESCHÄFTE MIT IRAN

Der französische Autohersteller PSA (ehemals Peugeot und Citroen)
will, um der Gefahr von Sanktionen durch die USA zu entgehen, seine
Aktivitäten in Iran erst einmal einstellen.

Laut einer Mitteilung des Unternehmens vom 4. Juni will die Firma,
unterstützt von der französischen Regierung, versuchen, bei den
US-Behörden eine Ausnahmeregelung für eigene Geschäfte mit Iran zu
erlangen. Im Falle eines Erfolgs würde sie ihre Aktivitäten mit Iran
wiederaufnehmen.

PSA hatte, als das Abkommen geschlossen wurde, neue Vereinbarungen
mit Iran getroffen, die wesentlich umfangreicher waren als die
Verträge aus der Zeit vor Inkrafttreten der Sanktionen gegen Iran.
Dennoch seien, den Angaben der Firma zufolge, die Verluste durch den
Wegfall der Iran-Geschäfte kaum nennenswert. Sie machten "weniger als
ein Prozent" des Gesamtumsatzes aus.

Einige Tage zuvor hatte Frankreichs Präsident Emanuel Macron erklärt,
die Entscheidung über Geschäfte mit Iran sei eine Angelegenheit der
Unternehmen und nicht der Regierung. "Ich kann (das
Mineralölunternehmen) Total nicht bitten, sich aus dem amerikanischen
Markt zurückzuziehen" (um mit Iran Geschäfte machen zu können) ",
sagte Macron beim Internationalen Wirtschaftsforum in San Petersburg
am 26. Mai.

Total hatte erklärt, die Firma werde ohne Ausnahmeregelung keine
Geschäfte mit Iran machen können. Der Geschäftsführer des
Unternehmens zeigte sich skeptisch. Er sagte: "Glauben Sie wirklich,
dass (US-Außenminister) Mike Pompeo herumgehen und Ausnahmeregelungen
verschenken wird?" Iran hatte Total ultimativ aufgefordert, sich
innerhalb von 60 Tagen die Ausnahmegenehmigung zu holen. Andernfalls
werde das Milliarden-Erdgas-Großprojekt gekündigt. Total ist der
einzige westliche Energiekonzern, der nach Abschluss des
Atomabkommens in Iran investiert hat.


OPEC-LÄNDER BESCHLIEßEN ERHÖHUNG DER ÖLPRODUKTION

Die Organisation Erdölexportierender Länder (OPEC) einigten sich nach
langen kontroversen Debatten am 22. Juni darauf, die Ölproduktion um
rund eine Million Barrel pro Tag zu erhöhen, sagte der
saudi-arabische Energieminister Chaled al-Faleh in Wien. Mit der
Erhöhung, die ab 1. Juli erfolgen soll, werde die gestiegene
Nachfrage gestillt.

Um den drastischen Verfall der Ölpreise zu stoppen, hatte die OPEC
2016 eine Drosselung der Ölproduktion beschlossen. Danach erlebte der
Ölpreis auf dem Weltmarkt einen Anstieg von 30 auf mehr als 70 Dollar
pro Barrel. Die kontroverse Debatte wurde vor allem zwischen Iran und
Saudi-Arabien geführt. Russland stimmte der saudischen Position zu.

Irans Ölminister Bijan Sangeneh erklärte, Schuld an der Preiserhöhung
sei der amerikanische Präsident Donald Trump, der durch Sanktionen
gegen Iran und Venezuela die Märkte verunsichert habe.


EINFUHRVERBOT FÜR MEHR ALS 1.400 ARTIKEL

Einem Bericht der Agentur ISNA zufolge hat das iranische Ministerium
für Handwerk, Bergbau und Handel den Import von mehr als 1.400
Artikel verboten. Demnach hat der Minister Mohammad Schariatmadari in
einem Schreiben an die Organisation für die Entwicklung des Handels
die Liste der Artikel mitgeteilt, deren Einfuhr untersagt werden
soll.

Der Minister betonte, dass das Verbot dieser Waren von dem "Gremium
für Widerstandswirtschaft" getroffen worden sei. Bei den Produkten
handle es sich um solche, die genauso oder ähnlich auch im Inland
hergestellt würden.

Das Gremium wurde vor drei Jahren auf Anordnung des
Revolutionsführers Ali Chamenei gegründet. Es sollte Richtlinien für
eine unabhängige Wirtschaft festlegen, die es dem Land ermöglichen,
Sanktionen widerstehen zu können. Der Vorsitzende des Gremiums ist
der erste Vizepräsident, Eshagh Dschahangiri. Zu den Mitgliedern
gehören auch einige Mitglieder des Kabinetts.

Auch Waren, die bereits bestellt sind, dürfen der neuen Verordnung
nach nicht eingeführt werden. Davon ausgenommen sind nur solche
Waren, für die die benötigten Devisen bereits von Banken genehmigt
wurden oder für deren Import keine Devisen nötig sind.

Das Verbot gehört zu den Maßnahmen, die Iran ergreift, um auf die
neuen, von den USA angekündigten Sanktionen vorbereitet zu sein. Dazu
gehören Bemühungen, die Ausgaben von Devisen so gering wie möglich zu
halten.


KEIN PLAN FÜR BESEITIGUNG VON PLASTIKMÜLL

Weltweit werden jährlich 13 Millionen Tonnen Plastikmüll in die
Ozeane geworfen. Mohammad Darwisch, Mitglied eines
Forschungsinstituts zur Überwachung der Wälder und Gewässer in Iran,
erklärte, Iran sei mit einer Produktion von 500.000 Tonnen Plastik im
Jahr der Staat mit dem fünfhöchsten Verbrauch von Plastik weltweit.
Dies ist dreimal so viel wie der weltweite Durchschnitt.
Dementsprechend hoch ist die Umweltverschmutzung. Dieser Umstand hat
vor zwei Jahren die Bevölkerung - und nicht den Staat - dazu bewogen,
Aktivitäten gegen den hohen Verbrauch von Plastik aufzunehmen. So
entstand in manchen Städten die Kampagne "Nein zu Plastik". Mit
dieser wurden die Verbraucher dazu aufgefordert, statt Plastiktüten
Stoffbeutel zu benutzen.

Die Aktivitäten der Regierung in diesem Bereich begannen erst, als
Kaweh Madani zum Stellvertreter des Amtes für Umweltschutz ernannt
wurde. Unter seiner Führung startete die Regierung unter dem Motto
"Beginnen wir bei uns selbst" eine Kampagne in Städten und Dörfern.
In manchen Städten wie Schiras, Dezful, Rascht und Kermanschah wurden
unter der Bevölkerung Stoffbeutel verteilt. In anderen Städten wie
Gonaweh und Chalchal wurde die Nutzung von Plastiktüten verboten.
Umweltaktivisten zufolge sind solche Projekte jedoch noch nicht
landesweit verbreitet. Es müsste mehr aufgeklärt werden.

Masud Tadschrischi, einer der Stellvertreter des Leiters der
Organisation für den Schutz der Umwelt, kritisierte den hohen
Verbrauch von Plastik und sagte: "Bislang konnte über dieses Thema
keine Einigung erzielt werden, um entsprechend neue Gesetze zu
beschließen. Wir haben zweimal den Versuch unternommen, aber aufgrund
der Meinungsverschiedenheiten unter den Verantwortlichen kam keine
Entscheidung zustande." Er betonte, dass es in Iran bislang in den
Bereichen Kultur, Justiz und Wirtschaft keine Pläne gebe, um den
Verbrauch von Plastik zu reduzieren.

Die niedrigen Kosten zur Herstellung von Plastik in Iran sind ein
wichtiger Grund für den hohen Verbrauch. Wann die Verantwortlichen
sich endlich zu Maßnahmen entschließen werden, um den durch
Plastikmüll entstehenden Schäden Einhalt zu gebieten, oder zumindest
um die Schäden zu reduzieren, bleibt ungewiss.


HÖCHSTER STAND DES ÖL-EXPORTS

Trotz des Austritts der USA aus dem Atomabkommen und trotz der
Sanktionsdrohungen gegen Iran, hat der iranische Öl-Export, laut
einem Bericht der Agentur Reuters vom 3. Juni, den Höchststand seit
dem Atomabkommen erreicht. Den Angaben des Ölministeriums zufolge lag
der Export im Mai bei 2,7 Millionen Barrel pro Tag. Im April lag er
bei 2,6 Millionen Barrel pro Tag. Ob dieser Stand auch nach der
180-tägige Frist, die die USA für das Herunterfahren der Geschäfte
mit Iran eingeräumt haben, gehalten werden kann, ist mehr als
fraglich.

 * 


AUSSENPOLITIK

• USA versuchen den Druck auf Iran zu erhöhen

• Netanjahu: Kampf gegen Iran ist längst nicht vorbei 

• Iran nur zu Verhandlungen über Jemen bereit 

• Saudis erlauben Pilgerfahrt nach Mekka 

• Die umstrittene Rolle Irans in Syrien 

• Kanadas Parlament lehnt Beziehungen zu Iran ab 

• Wahlsieger al-Sadr verbündet sich mit Gruppen, die Iran nahestehen 

• Hariri wirft Iran Einmischung in Angelegenheiten Libanons vor 

• Iran bestreitet, die Türkei gegen die PKK unterstützt zu haben 

• Warnung an Nordkorea 

• Russland unterstützt Irans Mitgliedschaft in der SOZ


USA VERSUCHEN DEN DRUCK AUF IRAN ZU ERHÖHEN

Nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen sind die USA bestrebt,
die Front gegen Iran zu erweitern. Dabei bleibt es ungewiss, welches
Ziel sie erreichen wollen. Streben Sie einen Regimewechsel an? Oder
soll das Land mit dem wirtschaftlichen Druck in die Knie gezwungen
werden, damit es zu weiterreichenden Zugeständnissen als bisher
bereit ist?

Am 24. Mai erklärte Außenminister Mike Pompeo auf einer Sitzung des
Senats, dass ein Regimewechsel in Iran nicht geplant sei. Die
Vorbereitungen zu neuen harten Sanktionen gegen Iran seien inzwischen
getroffen, sagte er. Er hoffe, dass die Vereinten Nationen und andere
Länder die Sanktionen unterstützen würden. Er kritisierte die
EU-Staaten und sagte: "Die Europäer haben uns mitgeteilt, dass sie in
Bezug auf das iranische Raketenprogramm tätig werden würden. Doch es
sind drei Jahre vergangen und sie haben nichts unternommen." Auch in
Bezug auf die Unterstützung, die Iran terroristischen Organisationen
gewähre, seien die Europäer untätig gewesen.

Wie die Agentur Reuters aus EU-Kreisen erfahren hat, üben
US-Diplomaten auf andere Staaten Druck aus. Die US-Diplomaten seien
in Japan, Tschechien, Ungarn, Deutschland, Frankreich und
Großbritannien gewesen, berichtete Reuters am 6. Juni. "Die
Amerikaner sind auf Tour und fahren überall hin", sagte demnach ein
europäischer Diplomat. "Sie sind dogmatisch." Man habe den
Amerikanern gesagt: "Wenn ihr zu uns kommt, um uns zu sagen, wie wir
hier amerikanisches Recht anwenden sollen, dann seid ihr nicht
willkommen."

Einen Tag vor diesem Bericht hatten die drei europäischen
Mitunterzeichner des Atomabkommens, Deutschland, Frankreich und
Großbritannien, ein Schreiben nach Washington geschickt, in dem sie
die USA aufforderten, für europäische Unternehmen, die mit Iran
Geschäfte machen, eine Ausnahmeregelung zu genehmigen, die diese
Unternehmen von amerikanischen Sanktionen verschont. "Wir als
Verbündete erwarten von den Vereinigten Staaten, auf Maßnahmen zu
verzichten, die die Sicherheit Europas gefährden", hieß es in dem
Schreiben. Dieses Schreiben sei ein erster Schritt, die Unternehmen
selbst würden sich direkt an das US-Finanzministerium wenden, was von
der EU voll unterstützt werde, hieß es weiter.

Am 7. Juni twitterte Präsident Trump laut dpa an Sonderermittler
Robert Mueller, der Versuch seines Vorgängers Barack Obama, Iran
Zugang zum US-Finanzsystem zu verschaffen, sei illegal gewesen.
"Vielleicht können wir die 13 bösen Demokraten dazu bringen, einiges
von ihrer Energie zu dieser Frage umzuleiten", schrieb Trump. Dem
dpa-Bericht zufolge verwies Trump dabei auf einen Bericht
republikanischer Senatsmitglieder. Darin heißt es, das
Finanzministerium unter Obamas Regierung habe im Februar 2016 der
Bank Muscat eine Lizenz ausgestellt, die Iran ermöglicht hätte,
umgerechnet 5,7 Milliarden Dollar aus der omanischen Währung in Euro
umzuwandeln. Das klappte jedoch nicht, weil US-Banken sich weigerten,
mitzumachen.

Irans Präsident Hassan Rohani sagte am 8. Juni vor seiner Abreise
nach China, was Trump mit seinen Alleingängen treibe, sei ein
"gefährliches Spiel". "Die unilaterale Politik der USA", schwäche
"das Vertrauen in die international anerkannten Abkommen und in
Diplomatie allgemein", zitierte dpa in einer Meldung vom 8. Juni den
iranischen Präsidenten. Er forderte die Weltgemeinschaft auf, nicht
zuzulassen, dass die Diplomatie, dieses Mittel zur Lösung von
Konflikten, ihre Wirkung einbüße. Er kündigte an, dieses Thema auf
der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit, zu deren Tagung im
ostchinesischen Qingdao er hinreiste, zu erörtern.

Bei dem Treffen in Peking sagte Rohani am 10. Juni: "Die Bemühungen
der USA, ihre Politik anderen aufzuzwingen, entwickeln sich zu einer
Bedrohung für uns alle." Chinas Präsident Xi Jipping bedauerte den
Austritt der USA aus dem Abkommen mit Iran. China wolle gemeinsam mit
Russland und den anderen Mitunterzeichnern versuchen, das Abkommen zu
retten.

Am 21. Juni reagierte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif in
einem Artikel, der von mehreren iranischen Zeitungen veröffentlicht
wurde, auf die Forderungen, die der amerikanische Außenminister Mike
Pompeo in einer Rede am 21. Mai an Iran gestellt hatte. Unter dem
Titel "Forderungen Irans an die USA" schrieb Sarif, die Rede Pompeos
sei beleidigend gewesen. Der US-Außenminister solle Einmischungen in
Angelegenheiten Irans unterlassen. Die Islamische Republik sei ein
freier Staat, der sich auf dem Willen des Volkes stütze. Pompeo hatte
das Regime in Iran als eine "Diktatur" bezeichnet, das die Rechte
seiner Bürger missachte.

Sarif stellte fünfzehn Forderungen an die USA. Unter anderem die
Forderung, die USA sollten die nationale Souveränität Irans
respektieren und auf "Gewaltdrohungen gegen Iran und andere Staaten
als Instrument ihrer Außenpolitik" verzichten. Sie sollten die
diplomatische Immunität Irans akzeptieren und nicht zulassen, dass
die gesperrten iranischen Guthaben zur Entschädigung privater Kläger
verwendet würden. In dem Artikel führte Sarif eine Reihe von
Aktivitäten der USA gegen das iranische Volk auf. Die USA hätten 1953
den Putsch gegen die legitime Regierung von Mohammad Mossadegh
organisiert, hätten den irakischen Diktator Saddam Hussein beim Krieg
gegen Iran mit Waffen, auch mit chemischen Waffen, unterstützt,
hätten einen Cyber-Krieg gegen iranische Atomanlagen geführt und
dergleichen mehr. Sarif forderte die Aufhebung von Sanktionen sowie
die Entschädigung Irans wegen der Schäden, die dem Land durch
Nichteinhaltung der im Atomabkommen vorgesehenen Verpflichtungen
durch die USA entstanden sind. Weiterhin forderte der Minister, die
USA sollten die Folgen, die durch den Krieg gegen Irak und
Afghanistan entstanden sind, tragen und sich militärisch aus der
Golfregion zurückziehen. Sie sollten die Unterstützung Israels
unterlassen und das Land (wegen seiner Politik gegen die
Palästinenser) verurteilen, sollten ihre Waffenlieferungen an die
Länder in der Region beenden, die Abrüstung von Atomwaffen
akzeptieren und ihre internationalen Verpflichtungen einhalten. Dass
all diese Forderungen nicht erfüllt würden, begründe das Misstrauen
des iranischen Volkes gegenüber den USA.

"Wir müssen mit Bedauern feststellen, dass eine Änderung des
Verhaltens der USA unter den gegebenen Umständen nicht zu erwarten
ist", schrieb Sarif weiter. Er ließ offen, unter welchen Bedingungen
die Islamische Republik zu einer Neuaufnahme der Verhandlungen mit
den USA bereit sei.

Einen Tag nach dem Erscheinen des Artikels von Sarif meldete sich
US-Außenminister Pompeo per Twitter zu Wort. Darin sprach er von
Tausenden Iranern, die sich in Gefangenschaft befänden und einer
Korruption, die im ganzen Land verbreitet sei und die Armut
verursacht habe. Er erwähnte die Frauen, die gegen das Kopftuch
protestiert hatten, die Derwische, Umweltaktivisten und Angehörige
religiöser und ethnischer Minderheiten, die sich in den Gefängnissen
befänden. Rund 5.000 Personen seien bei den Protestkundgebungen um
die Jahreswende festgenommen worden, so Pompeo. "Das korrupte Regime
in Teheran hat den Revolutionsgarden, der libanesischen Hisbollah und
der (palästinensischen) Hamas zu Reichtum verholfen, während sich
iranische Familien in großer Not befinden". Der Minister
veröffentlichte ein Foto des Revolutionsführers Ali Chamenei neben
protestierenden Frauen und schrieb darunter: "Die Menschen in Iran
verdienen die Akzeptanz ihrer Bürgerrechte".


NETANJAHU: KAMPF GEGEN IRAN IST LÄNGST NICHT VORBEI

Der Kampf gegen Irans Aggression sei "noch nicht vorbei", "wir sind
noch mitten drin", sagte der israelische Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu in einer Kabinettssitzung am 27. Mai. "Wir setzen uns dafür
ein, Iran am Bau von Atomwaffen zu hindern", zitierte dpa den
Ministerpräsidenten. "Parallel dazu setzen wir uns gegen eine
militärische Etablierung Irans gegen uns in Syrien ein, und gegen den
Transport tödlicher Waffen aus Syrien in den Libanon oder ihre
Herstellung im Libanon."

Israel hatte in den vergangenen Monaten mehrfach syrische und
iranische Stützpunkte in Syrien bombardiert. Netanjahu begrüßte den
Austritt der USA aus dem Atomabkommen mit Iran. Er habe in einem
Telefongespräch mit dem US-Außenminister Mike Pompeo gesagt, dass er
die "entschlossene Haltung der US-Regierung gegen das Abkommen mit
Iran und gegen die iranische Aggression in unserer Region sehr
schätze", sagte der Ministerpräsident. Bei einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin sagte
Netanjahu am 4. Juni, es gelte nun, nach dem Ende des Atomabkommens,
den Geldfluss für die Führung in Iran zu stoppen. Das Abkommen habe
Iran finanziell ermöglicht, in Syrien und Jemen militärisch tätig zu
werden. Zugleich habe Iran jene Aktivitäten fortgesetzt, die dazu
dienten, die Fähigkeit zur Herstellung von Nuklearwaffen zu erlangen.
Iran sei bestrebt, die unter seinem Befehl stehenden schiitischen
Milizen zu stärken, um seinen Einfluss über die ganze Region
auszubreiten. Die Zahl der Milizen solle von 18.000 auf 80.000 erhöht
werden. Das werde zu einem Religionskampf führen, mit der Folge, dass
sich ein viel größerer Strom von Flüchtlingen in Bewegung setzen
werde, "sie wissen ganz genau, wo die hingehen", sagte Netanjahu an
Merkel gewandt.

Merkel verteidigte das Abkommen, zwar müsse man auf Iran Druck
ausüben, damit das Land seine Aktivitäten in Syrien beende; auch
müsse man mit Teheran harte Verhandlungen über sein Raketenprogramm
führen. All dies sei aber eher möglich, wenn man an dem Atomabkommen
festhalte.

Netanjahu sagte, das Atomabkommen werde ohne die USA zusammenbrechen.
Ein Journalist zitierte eine, bei Twitter erschiene, angebliche
Äußerung des iranischen Revolutionsführers Ali Chamenei. Dieser soll
gesagt haben, Israel sei ein "Krebsgeschwür, das ausgemerzt werden
muss. Das ist möglich. Das wird geschehen." Merkel verurteilte die
Äußerung auf das Schärfste. Netanjahu bezeichnete sie als "höchst
bemerkenswert". Allerdings dementierte Chamenei das Zitat. "Dieser
Oberkriminelle (Netanjahu) hat den Europäern vorgelogen, dass Iran
Millionen von Juden vernichten will," sagte Chamenei am 11. Juni.
Iran sei nicht antisemitisch eingestellt, so Chamenei weiter. "Aber
wir werden jeden Angriff Israels vehement zurückschlagen."

Die Ankündigung Irans, Vorbereitung zur Wiederaufnahme seines
Atomprogramms zu treffen und seine nuklearen Kapazitäten zu erhöhen,
löste in Israel scharfe Reaktionen aus. Über die Ankündigung sei er
nicht überrascht, sagte Netanjahu am 5. Juni in einer über Twitter
verbreiteten Videobotschaft. "Vor zwei Tagen hat Irans Führer
Ajatollah Chamenei seine Absicht erklärt, den Staat Israel zu
vernichten. Gestern hat er gesagt, wie er das machen will: durch
unbeschränkte Anreicherung, um ein Arsenal von Atomwaffen zu
produzieren. Wir sind nicht überrascht. Wir werden Iran nicht
erlauben, Atomwaffen zu bekommen."

Nach einem Treffen mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron
am 5. Juni in Paris sagte Netanjahu auf einer Pressekonferenz, er
habe Frankreich nie dazu aufgefordert, aus dem Atomabkommen
auszusteigen: "Ich bin davon überzeugt, dass die wirtschaftlichen
Engpässe ohnehin zur Vernichtung des Abkommens führen werden".
Netanjahu setzte seine Europatour mit einem Besuch bei der britischen
Premierministerin Theresa May fort. Sein Ziel sei es, eine nukleare
Bewaffnung Irans zu verhindern und Irans Außenpolitik zu ändern, so
Netanjahu. "Ich denke, wir werden Wege finden, um diese Ziele
gemeinsam zu erreichen." May bekräftigte den Willen der EU-Staaten,
an dem Atomabkommen festzuhalten. Zugleich bestätigte sie, dass die
Politik Irans in der Region problematisch sei.

Netanjahu drohte auch dem syrischen Präsidenten Bashar al-Assad mit
militärischen Angriffen, falls er die iranische Präsenz auf syrischem
Territorium weiterhin dulde. "Er ist nicht länger sicher, sein Regime
ist nicht länger sicher. Wenn er auf uns schießt, werden wir seine
Streitkräfte zerstören." Assad müsse begreifen, dass "Israel nicht
tolerieren wird, dass sich das iranische Militär in Syrien gegen
Israel festsetzt. Die Konsequenzen gelten nicht allein den iranischen
Streitkräften dort, sondern auch dem Assad-Regime." Am 10. Juni gab
Netanjahu in einer Videobotschaft bekannt, dass Israel eine Seite in
persischer Sprache eingerichtet habe, die für die Bewältigung des
Wassermangels in Iran nützlich sein könne. "Heute habe ich eine
ungewöhnliche Botschaft für das iranische Volk", sagte er. Die
Menschen in Iran seien Opfer eines brutalen und diktatorischen
Regimes, das nicht einmal in der Lage sei, die Bewohner seines Landes
mit Wasser zu versorgen. "Israel unterstützt die Iraner. Deshalb
möchte ich den Iranern helfen." Den offiziellen Statistiken zufolge
litten 96 Prozent Iraner Regionen unter Wassermangel. Auch Israel
habe Wasserprobleme. Aber mit Hilfe moderner Technik habe man das
Problem in den Griff bekommen. Israel sei in der Lage, Irans
Wasserproblem zu lösen. "Ich möchte dem iranischen Volk unser Wissen
zur Verfügung stellen." Mit der nun eingerichteten Seite, könnten
iranische Landwirte ihre Produkte sichern und für das Wohl ihrer
Familie sorgen.

Die Reaktionen aus Teheran auf die Äußerungen Netanjahus ließen nicht
lange auf sich warten. Vizepräsident und Leiter des Amtes für
Umweltfragen, Isa Kalantari, sagte am 11. Juni: "Der israelische
Ministerpräsident kann tun, was er will. Zuvor sollte er aber den
Schmutz beseitigen, den er verursacht hat. Was geht ihn das
Umweltproblem in Iran an? Er soll sich um seine eigenen
Angelegenheiten kümmern."

Auch Außenamtssprecher Bahram Ghassemi nahm zu der Initiative
Netanjahus Stellung. "Er (Netanjahu) soll sich um das iranische Volk
keine Sorgen machen und lieber aufhören, unschuldige Palästinenser zu
töten."

Am 14. Juni räumte Israel ein, Verbündete Irans in Syrien aus der
Luft angegriffen zu haben. Die Aktion begründete er damit, dass Iran
80.000 pakistanische und afghanische Kämpfer nach Syrien geschickt
habe, mit dem Ziel, Syrien zu "kolonisieren" und Israel anzugreifen.

Nach Angaben des israelischen Inlandsgeheimdienstes, Shin Bet, ist
der frühere israelische Energieminister, Gonen Segev, wegen Spionage
für Iran festgenommen worden. Die Staatsanwaltschaft in Jerusalem
habe Segev am 15. Juni wegen der Zusammenarbeit mit den Feinden
Israels, der Spionage gegen Israel und der Weitergabe von
Informationen an Israels Feinden angeklagt, hieß es in einer
Erklärung von Shin Bet vom 18. Juni. Der frühere Minister sei im
Dienste iranischer Sicherheitsdienste gestanden und habe als deren
Agent gearbeitet.

Segev ist Arzt. Anfang der 90er Jahre war er Abgeordneter des Kneset,
danach war er drei Jahre lang Energieminister im Kabinett von
Ministerpräsident Izchak Rabin. 2004 wurde er festgenommen, weil er
angeblich versucht haben soll, 32.000 Ecstasy-Tabletten aus den
Niederlanden nach Israel zu bringen. 2007 wurde er freigelassen.
Danach ging er nach Nigeria. Den Angaben von Shin Bet zufolge, nahm
er 2012 Kontakt zur iranischen Botschaft in Nigeria auf. Er habe sich
zweimal mit iranischen Sicherheitsbeamten in Iran getroffen.


IRAN NUR ZU VERHANDLUNGEN ÜBER JEMEN BEREIT

Während die europäischen Unterzeichnerstaaten des Atomabkommens,
Frankreich, Deutschland und Großbritannien, versuchen, einen
Mittelweg zwischen den Positionen der USA und Iran zu finden, indem
sie neue Verhandlungen über das iranische Raketenprogramm und die
Rolle Irans in der Region vorschlagen, lehnt Iran solche
Verhandlungen grundsätzlich ab. Nur über Jemen sei man zu
Verhandlungen bereit, hieß es hierzu aus Teheran. Die Unterstützung
der Huthi-Rebellen in Jemen durch Iran gehört zu den 12 Punkten, die
der amerikanische Außenminister Mike Pompeo als Gegenstand der
möglichen Verhandlungen mit Iran vorgeschlagen hatte.

Der iranische Vizeaußenminister Abbas Araghtschi, der auch die
iranische Delegation bei den Verhandlungen über das Atomabkommen
geführt hatte, sagte in einem Interview mit dem staatlichen
Fernsehen: "Wir haben beschlossen, einzig über Jemen mit den
Europäern zu verhandeln. Das tun wir mit Blick auf das schwere Leid,
das die Menschen in Jemen ertragen."

Das iranische Raketenprogramm sei die rote Linie Irans, die nicht
überschritten werden dürfe, sagte Araghtschi weiter. "Es kann sein,
dass (der französische Präsident Emmanuel) Macron und andere über
unser Raketenprogramm und andere Themen verhandeln wollen. Aber für
Verhandlungen sind zwei Seiten nötig. Solange Iran es nicht möchte,
wird es auch keine Verhandlungen geben. Wir haben wiederholt erklärt,
dass das Atomabkommen mit anderen Themen nichts zu tun hat. Wir
werden weder über das Raketenprogramm noch über andere Themen, mit
Ausnahme von Jemen, verhandeln."

Anfang Mai hatte Macron erklärt, er sei bereit, gemeinsam mit anderen
Partnern, im Rahmen eines erweiterten Themenkomplexes über das
iranische Atomprogramm nach 2025 zu verhandeln. Die Themen umfassen
ballistische Raketen sowie die Lage in der Region, insbesondere in
Syrien, Irak und Jemen.

Araghtschi äußerte Zweifel an der Fähigkeit der europäischen Staaten,
Irans Bedingungen zum Verbleib im Atomabkommen zu erfüllen. Iran gehe
davon aus, dass nach dem Austritt der USA aus dem Abkommen, seine
Interessen nicht mehr garantiert werden könnten. Araghtschi begrüßte
zwar den durch Austritt der USA entstandenen Konflikt zwischen der EU
und den Vereinigten Staaten. Europa habe in diesem Punkt gegen die
USA klar Stellung bezogen. "Doch letztendlich sind die USA und die EU
Verbündete", sagte er. "Wir können jederzeit aus dem Abkommen
aussteigen. Möglicherweise werden wir schon nach diesen
Gesprächsrunden mit der EU, sollte sie nicht zu einem positiven
Ergebnis führen, aus dem Abkommen aussteigen." In diesem Fall, werde
Iran sein Atomprogramm wiederaufnehmen. "Wir können unsere
Aktivitäten fortsetzen und Europa kann die Sanktionen gegen uns
wieder aufnehmen", sagte Araghtschi. Selbstverständlich werde Iran,
sollte das Abkommen gekündigt werden, einige Nachteile einstecken
müssen. Aber das Abkommen sei nicht in erster Linie wirtschaftlicher
Natur. Die Auflösung werde das System der Nichtverbreitung von
Nuklearwaffe schwächen und für die Region negative Folgen haben.

Indes präsentierten die Vertreter der Koalition, die unter saudischer
Führung in Jemen Krieg führt, Waffen, die beweisen sollen, dass Iran
in Jemen militärisch aktiv ist. Laut dpa vom 19. Juni gehören zu den
in Abu Dhabi und später in einer militärischen Anlage der Vereinigten
Arabischen Emirate präsentierten Waffen. "Drohnen, ein
Scharfschützengewehr, als Steine getarnte Sprengsätze und ein
Drohnen-Boot, das mit Sprengstoff gefüllt war", berichtete die
Agentur. Iran bestreitet, die Rebellen in Jemen mit Waffen versorgt
zu haben.

Zum iranischen Raketenprogramm lies Teheran verlauten, eine Erhöhung
der Reichweite der Raketen sei nicht geplant. "Wir haben die
wissenschaftlichen Fähigkeiten unserer Raketenreichweiten zu erhöhen,
aber das ist derzeit nicht unsere Politik", sagte General Mohammad
Dschafari, Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden. Die bisher
entwickelten Raketen haben höchstens eine Reichweite von 2.000
Kilometern. "In diesem Umkreis befinden sich die meisten unserer
Feinde", sagte der General. "Genau wegen diesen Raketen wagen unsere
Feinde nicht, nach Iran zu schielen."


SAUDIS ERLAUBEN PILGERFAHRT NACH MEKKA

Trotz zunehmender Feindschaft zwischen Iran und Saudi-Arabien hat
Riad den Iranern erlaubt, auch in diesem Jahr an der muslimischen
Pilgerfahrt Hadsch nach Mekka teilzunehmen. "Wir haben diesbezüglich
mit den Saudis gute Verhandlungen geführt und bereits auch
Vereinbarungen getroffen", zitierte die Agentur dpa am 3. Juni den
iranischen Kulturminister Abbas Salehi. Schätzungsweise werden 85.000
Iraner und Iranerinnen an der Reise teilnehmen. Der Hadsch beginnt am
7. oder 8. Juli.

Zu den Pflichten, die den Muslimen auferlegt sind, gehört auch die
Pilgerfahrt nach Mekka. Demnach soll jeder, der es sich finanziell
und gesundheitlich leisten kann, einmal im Leben an der Wallfahrt
teilnehmen. Das gilt sowohl für die Sunniten als auch für die
Schiiten, die in Iran die Mehrheit der Bevölkerung bilden.

Die seit Jahren bestehenden Konflikte zwischen Iran und
Saudi-Arabien, wo die Sunniten die Mehrheit der Bevölkerung bilden,
haben dazu geführt, dass iranische Pilger 2016 nicht an der
Pilgerfahrt nach Mekka teilnehmen konnten. Doch im vergangenen Jahr
konnten sich Teheran und Riad über die Modalitäten der Reise einigen.

Indes hat Saudi-Arabien vier Menschen verurteilt, weil sie nach
Angaben des Gerichts im Auftrag Irans Anschläge auf bestimmte
Personen geplant hätten. Das staatliche Fernsehen Al-Achbarija"
meldete, "vier Terroristen" seien zum Tode verurteilt worden, weil
sie "eine Zelle für Iran" gebildet hätten. Sie seien in iranischen
Lagern für terroristische Aktionen ausgebildet worden.


DIE UMSTRITTENE ROLLE IRANS IN SYRIEN

Über die Rolle Irans in Syrien, sein Engagement und seine
strategischen Ziele wird heftig gestritten. Während Israel, die USA,
einige arabische Staaten und auch die EU vor dem zunehmenden Einfluss
der Islamischen Republik in Israels Nachbarstaat warnen und
entschlossen zu sein scheinen, die Aktivitäten iranischer Kräfte in
Syrien, im Irak und in der Region insgesamt zurückzudrängen,
behauptet Teheran in dem Land nur beratend tätig zu sein. Auch die
syrische Regierung erklärte am 2. Juni, es gebe in dem Land keine
aktiven Kampfeinheiten oder feste militärische Basen Irans.
Außenminister Walid al-Moallem betonte, es gebe lediglich
militärische Berater aus Iran.

"Als die Verschwörung gegen Syrien 2011 begann, haben unsere Brüder
in der Islamischen Republik Iran Syrien im Kampf gegen den
Terrorismus geholfen", sagte der Minister laut dpa. Dafür sei das
syrische Volk den Iranern dankbar. Für Syrien sei jeder, der an dem
Kampf gegen den Terrorismus teilnehme, willkommen. Israels
Behauptung, Iran sei militärisch in Syrien präsent, sei eine Lüge.

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hatte behauptet, Iran
habe mehrere Stützpunkte in Syrien erreichtet, mit dem Ziel, Israel
zu vernichten. Er räumte am 14. Juni sogar ein, Verbündete Irans in
Syrien bombardiert zu haben. Iran habe 80.000 schiitische
Milizkämpfer aus Afghanistan und Pakistan nach Syrien gebracht, mit
dem Ziel das Land zu "kolonialisieren". Irans Strategie sei es,
Israel anzugreifen.

Demgegenüber erklärte der Generalsekretär des Nationalen
Sicherheitsrats Irans, Ali Schamchani, in einem Interview mit der
Tageszeitung Schargh, Iran habe keinerlei militärische Kräfte im
Süden Syriens stationiert. Überhaupt sei Irans Präsenz in Syrien
"geringfügig" und die Kräfte seien nur beratend tätig.

Nicht ganz durchschaubar ist die Rolle Russlands. Russlands Präsident
Wladimir Putin hatte bei einem überraschenden Treffen mit dem
syrischen Präsidenten Bashar al-Assad am 21. Mai in Sotschi erklärt,
alle ausländischen Militärkräfte sollten nach den Erfolgen gegen den
Terrorismus und mit Beginn des politischen Prozesses Syrien
verlassen. Und der russische Außenminister Sergej Lawrow sagte am 30.
Mai bei einem Treffen mit dem israelischen Verteidigungsminister
Avigdor Lieberman, alle ausländischen Kräfte müssen sich aus dem
Süden Syriens zurückziehen.

Diese Äußerungen lösten in Teheran Irritationen aus. Iran und
Russland haben bislang gemeinsam Assad unterstützt und eng
miteinander kooperiert. Beide Seiten betonten, dass die Freundschaft
zwischen Teheran und Moskau strategisch sei. In Teheran fragte man
sich, ob sich Russland nun auf die Seite Israels schlagen und Iran in
den Rücken fallen würde. Außenamtssprecher Bharam Ghassemi erklärte
am 21. Mai: "Solange die syrische Regierung unsere Hilfe braucht,
bleiben wir auch in dem Land." Kein Land werde Iran zwingen können,
Syrien zu verlassen. "Iran ist ein souveränes Land mit einer
unabhängigen Außenpolitik und seinen eigenen Interessen. Uns kann man
nichts vorschreiben."

Am 10. Juni erklärte Assad in einem Interview mit der italienischen
Zeitung Mail on Sunday, die Entscheidungen in Syrien würden nicht von
Russland und Iran getroffen. Sie seien auf Wunsch der syrischen
Regierung im Land, im Gegensatz zu den Kräften der USA und
Großbritanniens, die sich als "Aggressoren" illegal in dem Land
aufhielten.

"Wir haben seit sechs oder fast sieben Jahrzehnten gute Beziehungen
zu Russland. Die Russen haben selbst, wenn wir unterschiedliche
Ansichten hatten, niemals versucht, uns etwas aufzuzwingen", sagte
Assad. "Es ist durchaus möglich, dass es zwischen Russland, Syrien
oder Iran, oder zwischen Russland und Iran unterschiedliche Meinungen
gibt. Das ist normal. Aber am Ende werden die Entscheidungen in
Syrien getroffen." Russland habe niemals mit den Gegnern Syriens
kooperiert, weder politisch, noch militärisch. "Das wäre ein
Widerspruch. Wie kann es sein, dass die Russen uns militärisch
unterstützen und gleichzeitig Kräfte unterstützen, die unsere
Militärs bekämpfen?"

In einem Interview mit dem iranischen Fernsehsender Al-Alam sagte
Assad, er werde nicht über die Anwesenheit iranischer Militärs in
Syrien verhandeln. Zwar könne es Vereinbarungen über die Präsenz der
Kräfte geben, die nahe der syrisch-israelischen Grenze von Iran
unterstützt würden. Doch die Beziehungen zwischen Damaskus und
Teheran könnten nicht Teil von möglichen Vereinbarungen sein, die
zwischen Russland, den USA und Israel getroffen werden könnten.

Doch Irans Präsident Hassan Rohani ließ es bei einem Telefongespräch
mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron am 12. Juni offen,
wie Iran sich nach Einstellung der Kämpfe in Syrien verhalten werde.
Er hoffe, dass der Terrorismus in Syrien bald vollständig
ausgetrocknet werde. In diesem Fall "besteht in der Tat keine
Notwendigkeit mehr für die Präsenz ausländischer Truppen in Syrien",
sagte er. Iran sei auf Wunsch der syrischen Regierung in dem Land,
mit dem Ziel den Terrorismus zu bekämpfen.

Das bestätigte auch der syrische Vize-Außenminister Faisal al-Mikdad
in einem Interview mit der staatlichen russischen Nachrichtenseite
Sputnik. Die Frage nach einem Abzug der iranischen Truppen oder den
Milizen der libanesischen Hisbollah stehe nicht zur Debatte, sagte
er. Die Entscheidung darüber liege allein bei Syrien. Damaskus werde
"niemandem erlauben" sich einzumischen.


KANADAS PARLAMENT LEHNT BEZIEHUNGEN ZU IRAN AB

Das Parlament in Kanada hat einem Antrag der Opposition zugestimmt,
die Beziehungen zu Iran nicht wiederaufzunehmen. Damit wurde den
Bemühungen der liberalen Regierung von Justin Trudeau, die
Beziehungen zu Teheran schrittweise zu bessern, ein Ende gesetzt.
Erstaunlich war, dass auch die Fraktion der Liberalen dem Antrag der
Konservativen Opposition zustimmte. Ein ähnlicher Antrag war eine
Woche zuvor von der Regierungsfraktion abgelehnt worden.
Bemerkenswert war auch, dass die iranischen Revolutionsgarden in dem
nun beschlossenen Antrag als eine terroristische Organisation
eingestuft wurden.

Kanada hatte 2012 unter Trudeaus Vorgänger Stephen Harper die
diplomatischen Beziehungen zu Teheran abgebrochen und die iranischen
Diplomaten als unerwünschte Personen ausgewiesen. Erst nachdem in
Iran Hassan Rohani und in Kanada Trudeau die Regierung übernahmen,
bemühten sich die beiden Staaten um die Wiederaufnahme von Kontakten.
In den vergangenen fünf Jahren gab es mehrere Treffen von Delegierten
aus Teheran und Ottawa. Doch eine Wiederaufnahme der Beziehungen kam
nicht zustande.

"Die heutige Abstimmung, die das Regime (in Teheran) verurteilt und
die Revolutionsgarden als Terrorgruppe einstuft, war historisch",
sagte der konservative Abgeordnete Erin O'Toole laut dpa vom 13.
Juni.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums Bahram Ghassemi
verurteilte den Beschluss des kanadischen Parlaments. "Zwar handelt
es sich erst um einen Antrag, der noch einige Hürden überwinden muss,
um als Gesetz verabschiedet zu werden. Aber sollte es tatsächlich
soweit kommen, wäre es ein strategischer Fehler, der zerstörerische
Folge haben wird." Auch Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
kritisierte den Beschluss des Parlaments. "In Kanada gibt es eine
falsche Einschätzung über Iran, die leider von den Hardlinern in dem
Land unterstützt wird", sagte er laut dpa vom 14. Juni. Kanada sollte
eine unabhängige Politik verfolgen und sich nicht von der
Anti-Iran-Propaganda verleiten lassen.


WAHLSIEGER AL-SADR VERBÜNDET SICH MIT GRUPPEN, DIE IRAN
NAHESTEHEN

Der bei den Wahlen im Irak als Sieger hervorgegangene schiitische
Geistliche Muktada al-Sadr gab auf einer gemeinsamen Pressekonferenz
überraschend bekannt, in Allianz mit Hadi al-Amiri vom
Fattah-Bündnis, die Bildung einer neuen Regierung rascher
vorantreiben zu wollen. Andere Parteien sollten sich der Allianz
anschließen, forderte er. Das Bündnis Fattah wird von Iran
unterstützt.

Sadr gehörte einst zu den wichtigsten irakischen Politikern, die von
Iran unterstützt wurden. Diese Unterstützung ging soweit, dass Irans
Revolutionsführer Ali Chamenei 2004, in einem Schreiben an den
irakischen Schiitenführer Ayatollah Ali Sistani, diesen mit harten
Worten aufforderte, das Leben von al-Sadr zu schützen. Sadr hatte
unmittelbar nach der Besatzung Iraks durch die USA den "Besatzern"
den Kampf angesagt. Damals war er 20 Jahre alt. Als 2004 ein
Haftbefehl gegen ihn erlassen wurde, weil er einen Terroranschlag
gegen den Schiitenführer Abdolmadschid Choi angeordnet hatte, war es
zu einer bewaffneten Auseinandersetzung in der Stadt Nadschaf
gekommen. Iran hatte versucht zu vermitteln. 2006 gewährte Teheran
dem rebellischen Geistlichen in der heiligen Stadt Ghom Asyl. Eine
Zeitung, die den iranischen Revolutionsgarden nahesteht, hatte damals
geschrieben, Sadr befände sich im Wartezustand, denn seine Anhänger
im Irak kämpften weiter bewaffnet gegen die Besatzer.

Später verwarf sich Sadr wegen Einmischung in innere Angelegenheiten
Iraks mit Iran. Grund seines Unmuts war, dass Iran sich in einer
bewaffneten Auseinandersetzung zwischen ihm und seinen Milizen und
Ministerpräsident Nuri al-Maleki auf Malekis Seite stellte.

In einem Interview mit dem Sender Al Dschazira hatte er damals
gesagt, er hätte bereits vor einem Jahr, bei einem Treffen mit dem
iranischen Revolutionsführer, gesagt, dass er mit den politischen und
militärischen Zielen Irans in Irak nicht einverstanden sei. Über
diese Äußerung war die Führung in Teheran sehr erbost gewesen. Sie
hatte den rebellischen Geist vor den Folgen gewarnt. 2011 kehrte
al-Sadr schließlich nach Irak zurück. Er war inzwischen älter
geworden, seine Haare waren ergraut. Zudem verfügte er nicht mehr
über die kampfbereiten Milizen. Er hatte kaum etwas in der Hand, um
bei den Machtkämpfen in Bagdad eine wichtige Rolle spielen zu können.

Die Gebietseroberungen des Islamischen Staates bahnte ihm jedoch
einen goldenen Weg zur Rückkehr auf die politische Bühne. 2014
trommelte er seine Kämpfer zusammen und behauptete sich damit als
mächtiger Mitspieler, der bei dem Sturz von al-Maleki eine wichtige
Rolle spielte.

Unter dem Motto "nationale Versöhnung" veröffentlichte al-Sadr im
Februar 2017 seinen Vorschlag zur Lösung der politischen Krise in
Irak. Darin schlug er unter anderem vor, die schiitischen
Volksmobilmachungskräfte al-Haschd asch-Scha'bi aufzulösen, womit er
in Iran viel Unmut auslöste. Die Dachorganisation aus vierzig
schiitischen Milizen war entstanden, nachdem der IS im Juni 2014
Iraks zweitgrößte Stadt Mossul erobert hatte. Die meisten der vierzig
Gruppen wurden von Iran unterstützt. Zudem forderte al-Sadr alle
ausländischen Gruppen, die an dem Krieg in Syrien beteiligt waren,
auch jene, die mit dem Regime befreundet sind, dazu auf, sich aus dem
Land zurückzuziehen. Am 8. April 2017 appellierte er an den syrischen
Machthaber Bashar al-Assad, "eine heldenhafte und historische
Entscheidung zu treffen" und sein Amt niederzulegen, um damit, "ehe
es zu spät ist, Syrien vor Terrorismus und Krieg zu befreien". Beide
Vorschläge waren in erster Linie gegen Iran gerichtet. Etwa drei
Wochen später mobilisierte er seine Anhänger zu einer
Großdemonstration in Bagdad, auf der das Ende des Engagements und des
Einflusses Irans in Irak gefordert wurde.

Das Bündnis von Al-Sadr hatte bei der Wahl am 12. Mai 2018 die
meisten Stimmen erhalten. Die neue Allianz verfügt aber über 101
Sitze, was jedoch für eine Regierungsbildung nicht ausreicht. Dafür
sind mindestens 165 Sitze nötig. Somit ist Sadr auf Koalitionspartner
angewiesen. Al-Sadr hatte sich im Wahlkampf als national orientiert
und als Gegner des iranischen Einflusses präsentiert.


HARIRI WIRFT IRAN EINMISCHUNG IN ANGELEGENHEITEN LIBANONS
VOR

Libanons Ministerpräsident Saad Hariri hat Iran Einmischung in innere
Angelegenheiten Libanons vorgeworfen. Anlass seiner Kritik war eine
Stellungnahme des Kommandanten der iranischen Al-Kuds-Brigade, einer
für Auslandseinsätze zuständigen Abteilung der Revolutionsgarden,
General Ghassem Soleimani, zu den jüngsten Parlamentswahlen in
Libanon. Bei diesen Wahlen waren die Hisbollah und ihre Verbündeten
als Sieger hervorgegangen. Soleimani bezeichnete die Wahl als
Referendum, bei dem die Hisbollah sich "von einer Partei des
Widerstands in eine Regierung des Widerstands verwandelt" habe.

Hariri sagte, solche Äußerungen seien "höchst bedauerlich". "Solche
Einmischungen in innere Angelegenheiten unseres Landes dienen nicht
den Interessen Irans, auch nicht denen Libanons und der Region",
sagte er.

Die Unterstützung, die die schiitische Hisbollah dem Regime in Syrien
gewährt und die Gegnerschaft sunnitischer Gruppen gegen die
Machthaber in Syrien haben in den letzten Jahren, in dem ohnehin
konfliktreichen Land, zu neuen Auseinandersetzungen geführt. Auch die
Konflikte und Rivalitäten zwischen Iran und Saudi-Arabien, die in
Libanon über großen Einfluss verfügen, haben diese
Auseinandersetzungen potenziert.

Die iranische Staatsführung begrüßte das Ergebnis der Wahlen in
Libanon und bezeichnete es als "großen Sieg des Widerstands".
Soleimani kritisierte die Rolle Saudi-Arabiens bei den Wahlen. Er
warf Riad vor, 200 Millionen Dollar in diese Wahlen investiert zu
haben. "Unsere Provinz Kerman ist zehn, fünfzehn Mal größer als
Libanon. 200 Millionen Dollar für so ein kleines Gebiet und dies
innerhalb kurzer Zeit - sie (die Saudis) haben viel Propaganda
gemacht, jeden, der nicht auf ihrer Seite stand, ob Sunnit oder
Schiit, bezeichneten sie als Lakai Irans", sagte der General.

Die USA, Saudi-Arabien, Bahrain, Kuwait und die Arabischen Emirate
haben kürzlich gegen die Führung der Hisbollah Sanktionen verhängt.
Soleimani bezeichnete diesen Schritt als "eine Maßnahme dummer
Staaten, in denen Dumme und Ignorante regieren". US-Finanzminister
Steven Mnuchin sprach, im Zusammenhang mit den Sanktionen, von
Reaktion auf die "beschämenden Aktivitäten der Hisbollah und Irans".
Die Regierung von Präsident Donald Trump werde "die terroristischen
Zellen der Hisbollah und Irans entlarven und zerstören, vor allem
jene, die mit der iranischen Zentralbank in Verbindung stehen."


IRAN BESTREITET, DIE TÜRKEI GEGEN DIE PKK UNTERSTÜTZT ZU
HABEN

Der Sprecher der iranischen Streitkräfte, General Abolfasl
Scherkatschi, dementierte die Äußerungen des türkischen
Verteidigungsministers Nurettin Canikli, die Türkei beim Kampf gegen
die kurdische Arbeiterpartei PKK unterstützt zu haben. "Die
Islamische Republik unterstützt jede Aktivität gegen den Terrorismus.
Zugleich betrachtet sie das militärische Eindringen in ein fremdes
Land, ohne dessen Erlaubnis, unter dem Vorwand des Kampfes gegen
Terrorismus, als illegal", sagte der General am 14. Juni der Presse
in Teheran. "Iran lehnt jeden Verstoß gegen die nationale
Souveränität eines Landes strikt ab."

Canikli hatte zwei Tage zuvor erklärt, Iran habe das gemeinsame
Vorgehen gegen die PKK begrüßt. "Wir hatten Iran vorgeschlagen, die
Operation gemeinsam durchzuführen. Iran hat seine sehr wichtige
Bereitschaft zur Unterstützung unseres Kampfes erklärt." Auch Irak
habe die Operation begrüßt. Demgegenüber sagte der Sprecher der
Regierung in Bagdad, Irak sei gegen jede Aktivität ausländischer
Truppen auf seinem Territorium.


WARNUNG AN NORDKOREA

Einen Tag vor dem Treffen von US-Präsident Donald Trump mit dem
nordkoreanischen Machthaber Kim Jong-un hat Iran Nordkorea gewarnt,
bei Verhandlungen mit den USA in Singapur "wachsam" zu sein.
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi sagte den Journalisten: "Ich bin
nicht optimistisch. So wie wir das Verhalten der USA und ihre
Beziehungen zu anderen Ländern kennen, insbesondere das Verhalten von
Trump, der seit seiner Amtsübernahme sabotierend gehandelt, Verträge
und Abmachungen wie das Atomabkommen ignoriert und nicht eingehalten
hat, können wir nicht mit Optimismus auf das Geschehen blicken". Die
koreanische Regierung sollte wachsam sein, weil der "Charakter der
amerikanischen Regierung" nicht vertrauenswürdig sei und man daher
nicht optimistisch sein könne.

Die Position Irans sei in dieser Angelegenheit eindeutig und klar,
sagte Ghassemi weiter. "Wir sind daran interessiert, dass auf der
koreanischen Halbinsel und überall in der Welt Frieden, Stabilität
und Sicherheit gibt. Daher begrüßen wir jeden Schritt, der diesen
Zielen dient und zur Entwicklung und zum wirtschaftlichen Wohlstand
führt.


RUSSLAND UNTERSTÜTZT IRANS MITGLIEDSCHAFT IN DER SOZ

Russlands Präsident Wladimir Putin sagte beim Treffen mit Irans
Präsident Hassan Rohani am Rande der diesjährigen SOZ-Versammlung in
Peking, Russland unterstütze das Streben Irans nach einer
Vollmitgliedschaft in der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit
(SOZ). Bisher besitzt Iran nur Beobachterstatus, ebenso wie
Afghanistan, die Mongolei und Weißrussland.

Die SOZ kümmert sich um die sicherheitspolitische Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten sowie um Wirtschafts- und Handelsfragen und um die
regionale Stabilität. Sie wurde 2001 gegründet. Zu den Mitgliedern
gehören die Volksrepublik China, Russland, Indien, Kasachstan,
Kirgisistan, Tadschikistan, Usbekistan und Pakistan - Staaten, die
insgesamt 40 Prozent der Weltbevölkerung beherbergen. Damit ist die
SOZ die größte regionale Organisation weltweit. Seit 2004 hat die SOZ
Beobachterstatus bei den Vereinten Nationen.

"Iran hat seit langem Beobachterstatus", sagte Putin zu Rohani. "Uns
ist bekannt, dass Iran nach Vollmitgliedschaft strebt. Sie wissen,
dass wir dies unterstützen." Bei dem Gespräch der beiden Präsidenten
wurde auch über die Krise in Syrien, über den Austritt der USA aus
dem Atomabkommen und über den Kampf gegen den internationalen
Terrorismus gesprochen.

Putin bezeichnete die Wirtschaftsbeziehungen zu Iran und die
Zusammenarbeit beider Staaten zur Stabilität der Regionen Naher und
Mittlerer Osten als erfolgreich. Auch Rohani lobte die
Zusammenarbeit. Er sagte, Russland spiele bei dem Bemühen, das
Atomabkommen auch nach dem Austritt der USA zu erhalten, eine
wichtige Rolle.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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FERIEN/910: Münster - "Sommerhits für Kids 2018"


Stadt Münster

Sommerhits 2018



Eine Zeitung voller Ideen für die Ferien / Städtisches Kinderbüro
stellt 400 Angebote von 54 Veranstaltern zusammen

Münster (SMS) Die Sommerferien können kommen, für genug Abwechslung
ist mit den "Sommerhits für Kids" gesorgt. Über 400 Angebote von 54
Veranstaltern sind in der Ferienzeitung des städtischen Kinderbüros
zusammengetragen. Außerdem hat das Kinderbüro die Ferien-Vorschläge
wieder im Internet zusammengestellt. Ein Blick in die Feriendatenbank
lohnt auf jeden Fall, denn dort werden noch einige Angebote von
Veranstaltern kurzfristig eingestellt, die nicht mehr in die
Sommerhits aufgenommen werden konnten
(www.stadt-muenster.de/kinderbuero, Rubrik "Ferienprogramme").

Es ist für Jeden etwas dabei. Die Angebotspalette reicht von
entspannten Angeboten im kleinen Kreis, sportlicher Action in der
Gruppe bis hin zu spannenden Wanderungen früh morgens. Ob Töpfer-,
Näh- oder ein sportlicher Schnupperkurs, Lagerfeuer und Stockbrot,
eine Rallye im Landesarchiv, Filmtrailer drehen und Zeichnen in der
Stadtbücherei, Kindertheater im Freien besuchen, Museumsbesuch,
Abenteuer "Werkstatt", Klettern oder das Taschengeld auf einem
Flohmarkt aufbessern und, und, und...

Vereine, Museen, Gemeinden, Jugendeinrichtungen und viele andere haben
keine Mühen gescheut und ihrer Phantasie freien Lauf gelassen, um
Kindern in Münster abwechslungsreiche und spannende Ferien zu bieten.

Mitten in der Stadt: Kindercamp, Atlantis und Bewegte Kids

Die drei Klassiker des Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien
sorgen auch in diesem Jahr wieder für Ferienfeeling ohne Langeweile.
Den Anfang macht das - bereits ausgebuchte - internationale Kindercamp
im Wienburgpark. Dort erleben 80 Kinder aus Münster und jeweils zehn
Kinder aus den polnischen Städten Lublin und Zabrze die "Meereswelten"
kennen.

Die Kinderstadt Atlantis erwartet ihre Bürgerinnen und Bürger täglich
ohne Anmeldung: sie lädt vom 23. Juli bis 10. August alle Kinder
zwischen 5 und 13 Jahren ein zu Lagerolympiaden, Wiesenrallyes,
Flohmärkten, Wahlkampf und vielem mehr. Immer montags bis freitags
können Kinder in vier Altersgruppen das abenteuerliche Leben im
Wienburgpark mitgestalten. 40 pädagogische Fachkräfte unterstützen sie
dabei. Während der drei Wochen begleitet zudem ein Team der
Lebenshilfe Münster Kinder mit Behinderungen im Atlantis-Alltag. Hinzu
kommt in der dritten Woche eine Gruppe Kinder der Beratungsstelle für
Hörbehinderte.

Die Tageskarte kostet 3 Euro, die Wochenkarte 12 Euro. Wer kein
Picknick mitbringen möchte, kann täglich ein Mittagessen bestellen
(2,50 Euro).

Die letzten beiden Ferienwochen gehören traditionell der Aktion
"Bewegte Kids" in Kooperation mit der TG Münster und der Sportjugend
(13. bis 24. August). In der Sporthalle Lotharinger Straße sind nicht
nur sportliche Jungen und Mädchen zwischen 6 und 13 Jahren willkommen.
Schließlich gibt es hier auch Bastel- und Spielmöglichkeiten, Ausflüge
und Workshops. Und das montags bis freitags für 1 Euro pro Tag, ein
Mittagessen kann für 3 Euro bestellt werden.

Vor der Haustür: Angebote in den Stadtteilen 

Auch in den Stadtteilen gibt es attraktive Angebote. In Münsters
Westen ist zum Beispiel die Arena des Fachwerk Gievenbeck der Tipp für
Kinder von 6 bis 12 Jahren. Vom 17. Juli bis 24. August sind sie auf
dem Erlebnisspielplatz an der Gievenbecker Reihe willkommen. Jede
Vier-Tage-Woche (dienstags bis freitags) steht unter einem anderen
Motto.

Im ABI Südpark (Dahlweg 3) dreht sich in den ersten drei Ferienwochen
alles um Dschungel, Bauprojekte und Wasser.

Ganz im Süden Münsters lockt der Hiltruper Ferienspaß in die
Dreifachturnhalle an der Moränenstraße. Die Kinder- und
Jugendeinrichtung 37 Grad (Rilkeweg 41) serviert gemeinsam mit dem TUS
Hiltrup vom 13. bis 24. August ein frech-frisches Programm für 6 bis
12-Jährige.

Diese und alle anderen Angebote finden sich mit genauen Zeiten,
Adressen und Ansprechpartnern in den "Sommerhits für Kids". Das
Ferienprogramm wird derzeit kostenlos über die Schulen verteilt, es
liegt in der Münster-Information, der Stadtbücherei sowie den
Kinder- und Jugendzentren aus und steht im Internet
(www.stadt-muenster.de/kinderbuero).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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FERIEN/909: Mönchengladbach - Special der "Ohrenbibliothek" am 20./21. Juli 2018


Stadt Mönchengladbach

Achtung Aufnahme: Jetzt anmelden zum Ferien-Special der
"Ohrenbibliothek"



Stadtbibliothek Mönchengladbach setzt erfolgreiches Audio-Projekt im
Rahmen des Programms "Kulturrucksack NRW" fort.

Am 20. und 21. Juli gibt es für junge Medienmacher in Mönchengladbach
in der "Ohrenbibliothek 2018" wieder was "auf die Ohren". Die
Stadtbibliothek startet ein Ferien-Special. Unter Anleitung des
erfahrenden Hörfunkredakteurs Axel Tillmanns produzieren Kinder und
Jugendliche im Alter von 10 und 14 Jahren Audio- und Videobeiträge -
packende Reportagen, interessante Interviews, spannende Podcasts und
tolle Hörspiele - und veröffentlichen sie im Netz - von Soundcloud
über Youtube bis Whatsapp. Die angehenden Medienmacher lernen Schritt
für Schritt, wie es geht: Umgang mit Sprache und ihrer Stimme,
Aufnahme, digitale Bearbeitung. Außerdem blicken sie hinter die
Kulissen ihrer Stadt und schauen im MINTO vorbei. Dort dürfen sie
exklusiv hinter die Kulissen des Mönchengladbacher Shoppingcenters
blicken und spannende Interviews mit den Verantwortlichen des MINTO
führen.

Mitmachen kann jeder, der was zu sagen hat: Die Teilnahme am Projekt
"Ohrenbibliothek" - gefördert vom Land NRW - ist kostenlos. Weitere
Infos auf der Webseite ohrenbibliothek.de. Die Teilnehmer treffen sich
am 20. Juli von 14.00 bis 18.00 Uhr in der Stadtteilbibliothek in
Rheydt. Am 21. Juli geht es von 10.00 bis 17.00 Uhr weiter.
Interessierte sollten sich schnell per Mail unter
OHRENBIBLIOTHEK@MOENCHENGLADBACH.DE anmelden, denn die Plätze sind
begrenzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 27. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FERIEN/908: Braunschweig - Kinderworkshop "Indianerkanus, selbst gebaut" am 11.7.


Stadt Braunschweig

Kinderworkshop "Indianerkanus, selbst gebaut"

Ferienprogramm im Städtischen Museum



Braunschweig. "Indianerkanus, selbst gebaut" ist das Motto des
Workshops für Kinder von sechs bis zehn Jahren, der am Mittwoch, 11.
Juli, von 15 Uhr bis 17 Uhr im Städtischen Museum Braunschweig, Haus
am Löwenwall, Steintorwall 14, im Rahmen des Ferienprogrammes
stattfindet. Die Materialkosten betragen pro Kind fünf Euro. Eine
Anmeldung ist erwünscht unter der Telefonnummer 470-4504 oder per 
E-Mail an martin.baumgart@braunschweig.de.

Im Museum gibt es viele Dinge zu entdecken, die Braunschweiger vor
über 100 Jahren von den sogenannten "Indianern" aus Amerika
mitgebracht haben. Neben einer Bärenkrallenkette, Mokassins, Tomahawk
und Friedenspfeife gibt es ein echtes "Indianer"-Kanu zu bestaunen.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer schauen sich genau an, wie das Boot
aus Birkenrinde und Baumwurzeln hergestellt wurde. Im Anschluss bauen
sie selbst ein Modell aus Rinde und lassen es zu Wasser.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene und ist ermäßigt für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes" auf 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei
Euro. Schulklassen und Kinder bis sechs Jahre haben freien Eintritt.
Weitere Informationen unter www.braunschweig.de/museum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1751: Kiel - Geschichten am Meer für Kinder ab 5 Jahren, mittwochs 04.07. bis 29.08.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Kinderlesungen Literatursommer

Geschichten am Meer für Kinder ab 5 Jahren

Mittwochs, 04.07. bis 29.08.2018, jeweils 15-16 Uhr 

Kiel (verschiedene Orte - Infotelefon: T 0431/901 5229)

Eintritt frei

Bei den Lesungen auf den Schiffen ist die Begleitung durch Erwachsene
erforderlich!



Spannende und lustige Geschichten von stolzen Schiffen und
gefährlichen Piraten, aber auch von mutigen Mädchen und wahren
Freunden werden an unterschiedlichen Orten in Kiel vorgelesen - mal am
Falckensteiner Strand, mal auf der Kieler Hansekogge, mal auf dem
Dampfschiff "Bussard". Da hört manchmal sogar ein Seeräuber zu!

Hansekogge: 04.07., 25.07. / Falckensteiner Strand: 11.07., 01.08.,
08.08., 22.08. / "Bussard": 18.07., 15.08., 29.08.

Im Rahmen des Kieler Kultursommers mit Unterstützung des
Literaturhauses SH

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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THEATER/1352: Münster - "Vom Fischer und seiner Frau" open air am 22. Juli 2018


Stadt Münster

Kinder- und Familientheaterreihe "Roter Hund" präsentiert:
"Vom Fischer und seiner Frau" 



Am 22. Juli geht es mit dem stürmischen Theaterstück "Vom Fischer und
seiner Frau" des Red Dog Theaters aus Berlin weiter. In einem recht
ruhigen Fischerdorf wird plötzlich alles auf den Kopf gestellt, als
ein Butt auf einen alten Fischer am Meeresufer zusteuert und plötzlich
Wünsche erfüllt werden. Die Inszenierung von Stefanie Rüffer und
Rachel Pattison ist für Kinder ab fünf Jahren geeignet.

Info: Die Aufführung findet unter freiem Himmel auf der Wiese an der
Eulenburg, Himmelreichallee 50, statt - Picknickdecken und Klappstühle
dürfen gerne mitgebracht werden. Bei Regen bietet die Musikschule
trockenes Ausweichquartier. Beginn ist um 11 und um 16 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Das Kulturamt veranstaltet die Reihe in Kooperation mit dem Theater
Scintilla und mit freundlicher Hilfe der Westfälischen Schule für
Musik, auf die ausgewichen wird, falls es regnen sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER/1351: Münster - "Hans im Glück" open air am 15. Juli 2018


Stadt Münster

Kinder- und Familientheaterreihe "Roter Hund" präsentiert: Hans im
Glück



Glück mit dem Wetter sollte der Titelheld der ersten Geschichte
garantiert haben: Am 15. Juli ist "Hans im Glück" des Theaters
Schreiber & Post aus Dresden zu Gast. Andrea Post und Tim Schreiber
kombinieren in dem Märchen geschickt Schauspiel und Pantomime,
verkörpern Pferd, Kuh, Sau, Gans und Gauner, denen Hans auf seiner
Reise begegnet. Die Vorstellungen richten sich an Zuschauer ab vier
Jahren.

Info: Die Aufführung findet unter freiem Himmel auf der Wiese an der
Eulenburg, Himmelreichallee 50, statt - Picknickdecken und Klappstühle
dürfen gerne mitgebracht werden. Bei Regen bietet die Musikschule
trockenes Ausweichquartier. Beginn der Aufführung ist 11 und um 15
Uhr. Der Eintritt ist frei.

Das Kulturamt veranstaltet die Reihe in Kooperation mit dem Theater
Scintilla und mit freundlicher Hilfe der Westfälischen Schule für
Musik, auf die ausgewichen wird, falls es regnen sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSTELLUNG/9493: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Augenblick im Licht..." - Zeichnungen und Malereien von Regina Elvers, Vernissage am 11.8.2018 - 15 Uhr


Ausstellung im Kulturcafé Komm du - August 2018

"Augenblick im Licht..." (11.8. bis 12.10.2018) | Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften von Regina Elvers

Einladung zur Vernissage am Samstag, den 11. August 2018, 15:00 bis 17:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Exponat der Ausstellung 'Augenblick im Licht...' von Regina Elvers, die am 11.8.2018 um 15 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg eröffnet wird - Foto im Flyer: © by Regina Elvers]

[image: Plakat zur Ausstellung 'Augenblick im Licht...' von Regina Elvers, die am 11.8.2018 um 15 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg eröffnet wird - Foto im Flyer: © by Regina Elvers]





Das Komm du lädt ein zu einer Vernissage

am Samstag, den 11.08.2018, 15.00 bis 17.00 Uhr:

Regina Elvers: "Augenblick im Licht ..."

Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften

Fotos von Menschen und Tieren inspirieren Regina Elvers zu
ihren Werken, die sie mit den Maltechniken Farbstift auf
Acrylgrundierung oder Acrylfarbe auf Leinwand umsetzt. Ihre Bilder
beeindrucken durch filigrane Details, große Ausdrucksstärke und
einen malerisch eingesetzten Zeichenstrich, der sich zunehmend von
der früher angestrebten Fotorealität abwendet. Die Künstlerin
arrangiert das Spiel zwischen Licht und Schatten und erzeugt so
dramatische Effekte. Seit ihrer Debüt-Ausstellung im Komm du
im Sommer 2016 nahm die Autodidaktin an sechzehn Einzel- und
Sammelausstellungen zwischen Stade, Hamburg und Lüneburg teil.

"Augenblick im Licht ..." läuft bis zum 12. Oktober 2018.




[image: Exponat der Ausstellung 'Augenblick im Licht...' (11.8. bis 12.10.2018) von Regina Elvers im 'Komm du' - Foto: © by Regina Elvers]

[image: Die Künstlerin Regina Elvers - Foto: © 2017 by Regina Elvers]
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Exponate der Ausstellung "Augenblick im Licht..." (11.8. bis 12.10.2018) von Regina Elvers im Kulturcafé Komm du

Oben links: "Allein auf der Bühne...", 60 x 80 cm (2017)

Oben Mitte: Die Künstlerin Regina Elvers

Oben rechts: "Flamencotänzerin im Spotlight"

Unten links: "Schattenspiel"

Unten Mitte: "Katze, Tierserie 2, 60 x 80 cm (2017)

Unten rechts: "Ballerina"

Fotos: © by Regina Elvers




Die Ausstellung läuft bis zum 12. Oktober 2018.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Die Vernissage in Anwesenheit der Künstlerin Regina Elvers beginnt um 15:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Der Eintritt ist frei.


Weitere Informationen:

Regina Elvers - Homepage

https://www.ellenvers.de/

Zum Anschauen: Regina Elvers - Farbstiftbilder ab 2018...

https://www.ellenvers.de/farbstiftbilder-ab-2018/




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick




Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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VORTRAG/292: TU Berlin - Bruno Tauts architektonische Ursprungsfantasien, 11.07.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Bruno Tauts architektonische Ursprungsfantasien

Einladung zum Dialog mit Prof. Dr.-Ing. Jörg H. Gleiter am 11. Juli
2018



Die Modernität des japanischen Hauses ist sprichwörtlich. Sie ist aber
mindestens so sehr eine Erfindung Bruno Tauts, der sich 1933 bis 1936
in Japan aufhielt. Mit dem japanischen Haus verband sich nichts
weniger als die Sehnsucht der westlichen Moderne nach den Ursprüngen.
Abenteuerlich mutet heute an, dass Taut die (Wohn-)Maschine, die Villa
Katsura und die Akropolis auf eine Stufe stellte. Auf der Suche nach
der Universalität der Moderne hatte Taut gute Gründe dafür.

Diese Gründe wird der Architekturtheoretiker Prof. Dr.-Ing. Jörg H.
Gleiter, TU Berlin, in seinem Vortrag "MASCHINE, VILLA KATSURA,
AKROPOLIS - Bruno Tauts architektonische Ursprungsfantasien" erörtern,
zu dem die Veranstalter herzlich einladen:

Zeit: Mittwoch, 11. Juli 2018, 19 Uhr

Ort: Japanisch-Deutsches Zentrum Berlin, Saargemünder Straße 2,
14195 Berlin

Um Anmeldung bis zum 9. Juli wird gebeten: www.jdzb.de

Prof. Dr.-Ing. Jörg H. Gleiter ist Professor für Architekturtheorie
und geschäftsführender Direktor des Instituts für Architektur (IfA)
der TU Berlin. Er hatte Gastprofessuren in den USA, Italien,
Deutschland und von 2003 bis 2005 an der Waseda Universität, Japan,
inne und hat zu japanischer Architektur, Architekturtheorie und
Architekturphilosophie, Ornament und Friedrich Nietzsche publiziert.

Zur zweiten Veranstaltung der Reihe RADIKAL MODERN lädt der Bund
Deutscher Architekten (BDA), Landesverband Berlin in Kooperation mit
dem Japanisch-Deutschen Zentrum Berlin (JDZB) und dem Fachgebiet
Architekturtheorie am Institut für Architektur der TU Berlin ein.

Der BDA Berlin hinterfragt mit dem Format Radikal Modern_Berliner
Avantgarde und ihre internationalen Wechselwirkungen die Aktualität
der klassischen Moderne. In den ersten Veranstaltungen liegt der
Schwerpunkt auf dem Verhältnis zwischen Berlin und Japan. Zum Auftakt
im Mai war der Architekt Junya Ishigami aus Tokio zu Gast.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





ARBEITERSTIMME/370: Zu den Wahlen in Chile - Wenn sich zwei streiten ...


Arbeiterstimme Nr. 199 - Frühjahr 2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Zu den Wahlen in Chile

Wenn sich zwei streiten ...

von Emil Berger



In einem Klima der Agonie des Mitte-Links-Bündnisses Nueva Mayoría
(Neue Mehrheit, NM) fanden im November 2017 eine Reihe von Wahlen
statt. Kurz vor Weihnachten konnte schließlich der rechte
Präsidentschaftskandidat die Stichwahl für sich entscheiden. Die
sozialistische Präsidentin Michele Bachelet muss daher zum zweiten Mal
ihre Amtsgeschäfte an Sebastián Piñera übergeben.
Glücklicherweise verfügt er bisher über keine parlamentarische
Mehrheit.

Wie konnte es dazu kommen? Chile ist inzwischen ein weitgehend
entpolitisiertes Land. Dafür gibt es verschiedene Gründe, die sich
gegenseitig verstärken. Am Anfang stand die Strategie der
Militärdiktatur die Menschen mit dem Tratsch über Prominente auf
andere Gedanken zu bringen. Heute wird das von den privaten
Massenmedien fortgeführt, als Verstärker wirkt dabei der
Neoliberalismus.

Ein weiterer Punkt ist die Perspektivlosigkeit. Sollte das bestehende
ökonomische System ernsthaft in Frage gestellt werden, ist wieder mit
einem Militärputsch zu rechnen. Das will niemand! Bisher gibt es keine
Idee wie das zu verhindern wäre. Auch dieser Umstand trägt zur
Entpolitisierung bei.

Nicht vergessen werden darf die Korruption. Man hat den Eindruck, dass
die gesamte Gesellschaft in diesem Sumpf versinkt. Dieses Bild
zeichnen zumindest die Massenmedien. Für den einfachen Bürger ist es
schwierig festzustellen, wann tatsächlich ein Fehlverhalten vorliegt.
Die rechten Medien, Linke gibt es nur am Rande, benutzen dieses
Argument auch gerne im Kampf gegen ihre politischen Gegner. So klebt
an Michele Bachelet der Fall Caval, in dem ihr Sohn die Hauptrolle
spielt.(1) Auch neue Akteure sind schnell mit solchen Vorwürfen
konfrontiert. Die Nutzung eines Privatjets durch Marco
Enríquez-Ominami (MEO), er war vor einigen Jahren der Star der
Progressiven außerhalb der NM, scheint ein Fall von illegaler
Wahlkampffinanzierung zu sein.(2)

Ökonomisch machte der sozialistischen Präsidentin das Fallen des
Kupferpreises zu schaffen. In den ersten drei Jahren ihrer Amtszeit
verringerte sich sein Wert von knapp 7.000 USD/t auf ca. 5.000
USD/t.(3) Die dadurch hervorgerufenen Schwierigkeiten - dieses Metall
ist immer noch das Rückgrat der chilenischen Wirtschaft - führten die
Konzernmedien auf Fehler der Regierung zurück, nicht auf den von ihnen
sonst so gelobten freien Markt.

Diese Medien produzierten auf allen Gebieten eine Hasskampagne gegen
die angeblich linke Regierung. Gestützt auf christdemokratische
Politiker wurde behauptet, dass die Kommunisten die NM zu einer UP 2.0
machen wollen. Damals wie heute glaubt eine Mehrheit der Chilenen,
dass der Putsch notwendig war um ein angeblich von der UP produziertes
Chaos zu beenden. Daher mobilisieren solche Behauptungen vorhandene
Ängste in der Bevölkerung. Ängste, sowohl vor einer zu radikalen
Linken, wie auch vor der dann folgenden brutalen Diktatur.

In diesem Feldzug wurde der kreuzbrave Kandidat des Regierungslagers
mit dem venezolanischen Präsidenten Maduro in Verbindung gebracht. Dem
schloss sich die Behauptung an, dass nach seiner Wahl Chilezuela
droht, mit all den Schwierigkeiten die die Menschen in Venezuela heute
haben.

Für diese Kampagne lieferte auch eine internationale Organisation die
Munition. Im Januar 2018 entschuldigte sich die Weltbank, dass die
Zahlen Chiles in einem viel beachteten Ranking zur
Wettbewerbsfähigkeit der Länder gezielt nach unten manipuliert worden
waren. So geschah es während der zwei Regierungen Bachelets während
sich die Zahlen unter Piñera wieder verbesserten.(4, 5)

Daher machten viele Chilenen Bachelet für die schlechte ökonomische
Situation verantwortlich. Das, obwohl sie tiefgreifende Reformen zu
Gunsten der kleinen Leute umgesetzt hat. Unter anderem gehört dazu
eine Bildungsreform, die das 2011 von der Studentenbewegung geforderte
kostenlose Studium ermöglichen soll. Man darf aber nicht übersehen,
dass alle diese Maßnahmen in die Logik des neoliberalen Systems
eingepasst wurden. Das von der Diktatur eingeführte sozioökonomische
System will oder kann man nicht verändern.

Wider Erwarten konnte das binominale Wahlrecht entschärft werden. In
neu zugeschnittenen Stimmkreisen werden jetzt bis zu acht Abgeordnete
gewählt. Damit haben jetzt mehr als zwei Allianzen die Chance auf
Mandate. Auch das ist ein Grund für das Zerfallen der Nueva Mayoría,
man ist nicht mehr so stark aufeinander angewiesen.

So hat sich die Christdemokratie aus diesem Bündnis verabschiedet. Als
Grund wird eine Wendung nach links genannt. Doch auf diese moderate
Kurskorrektur hatte man sich schon vor der letzten Wahl geeinigt.
Konsequenterweise hätte sich diese Partei damals gar nicht erst an der
NM beteiligen dürfen.

Die Zukunft wird zeigen welches die tatsächlichen Beweggründe für ihr
Ausscheiden waren. Zur Auswahl steht eine Reaktion des
antikommunistischen Flügels auf die Zusammenarbeit mit den
Kommunisten. Schließlich war diese Bewegung in ihren Anfängen, nach
den Worten des US-Amerikanischen Politologen Federico C. Gil,
"ziemlich nazistisch verseucht".(6)

Daneben können "Anregungen" der deutschen Schwester den Schwenk
veranlasst haben. Als der hessische Ministerpräsident Volker Bouffier
Chile besuchte, wollte er die Nueva Mayoría nicht beurteilen, auch
enthielt er sich Ratschlägen für die Zukunft. Doch prophezeite er:
"Sagen wir es Folgendermaßen: Das in Chile ist wie in meinem Land.
Jede Partei versucht so viele Stimmen wie möglich zu erhalten, und das
wird hier auch so bei den Wahlen sein." Und weiter: "Es ist
eine Kombination sehr weit weg vom üblichen die es hier gibt, Chile
ist etwas spezielles. Natürlicherweise ist es nicht der Normalfall das
Christdemokraten und Kommunisten zusammenarbeiten."(7)

Der Grund für die linken Elemente im Programm der NM war die
Studentenbewegung von 2011. Aus Bewegungen wie dieser speist sich die
Frente Amplio (Breite Front). Für viele war deren gutes Abschneiden
eine große Überraschung. Doch hatten das die Kommunalwahlen schon
angekündigt. In Valparaíso konnte ein Zusammenschluss aus
Bürgerinitiativen und außerparlamentarischen Gruppen der Rechten das
Bürgermeisteramt entreissen.

Wer ist die Frente Amplio?

Sie repräsentiert die Strömung auf der linken Seite der chilenischen
Gesellschaft, die zur Erreichung ihrer Ziele keine Kompromisse
eingehen will. Während der Regierung von Salvador Allende stellten
ihre Anhänger etwa die Hälfte der Mitglieder der Sozialistischen
Beharren auf einer sofortigen sozialistischen Revolution bereiteten
sie Allende große Schwierigkeiten. Notwendige Kompromisse mit der DC
scheiterten. Das erleichterte der Rechten die Organisation des
Militärputsches.

Aufgrund dieser Geschichte war sie nach 1990 von der Bildfläche
verschwunden. Im Laufe der Zeit hob sie langsam wieder ihren Kopf.
Durch die Studentenbewegung von 2011 strömten ihr wieder Massen zu.
Darunter befanden sich auch einige ihrer jetzigen Anführer wie der
Kopf des Movimiento Autonomista (MA), Gabriel Boric, oder der starke
Mann von Revolución Democrática (RD), Giorgio Jackson.

Heute werden natürlich keine revolutionär-sozialistischen Positionen
vertreten sondern das was in alternativen Milieus gerade populär ist.
Im November zählte Wikipedia folgende ideologische Bestandteile der FA
auf: demokratischer Sozialismus, partizipative Demokratie, Marxismus,
Progresismo,(8) ökologisches Gedankengut und Humanismus.(9)

Formal ist die FA ist ein Zusammenschluss von 14 Organisationen.
Einige von ihnen wurden erst kürzlich gegründet, so der MA (2016),
andere wie die RD (2012) gibt es schon etwas länger, während die
Humanistische Partei (HP) im Widerstand gegen die Diktatur entstanden
ist. Zu Revolución Democrática ist noch zu sagen, dass sie bei den
Wahlen von 2013 durchaus auch Kandidaten der Nueva Mayoria
unterstützte. Und bis zur Gründung der Frente Amplio arbeiteten
führende Mitglieder der RD an entscheidenden Stellen im
Erziehungsministerium mit.(10)

In den deutschen Medien wurde der FA das Etikett "links" (junge
Welt) oder sogar "linksradikal" (Süddeutsche Zeitung) angeheftet.
Das überrascht! Schließlich befindet sich in ihren Reihen auch die
Liberale Partei (LP), ein Mitglied der Liberalen Internationale.(11)

Möglicherweise gehört das zu den üblichen Anlaufschwierigkeiten von
sich neu formierenden Bewegungen. Dort mischen in der Regel auch
Kräfte mit, die dort nichts zu suchen haben. Schließlich spricht sich
RD, die stärkste Kraft der Frente Amplio, ganz klar gegen den
Neoliberalismus aus. "Revolución Democratica wünscht die
neoliberale Ordnung zu überwinden, die der Gesellschaft aufgezwungen
wurde."(12) Das verbietet eigentlich eine Zusammenarbeit mit
Freunden der deutschen FDP. Doch in den Leitsätzen findet man auch
das: "Das Ziel von Revolución Democratica ist die Ermächtigung der
Bevölkerung."(13) Das ist klassisches liberales Denken.

Daher ist die Integration der Liberalen in die FA aus deren Sicht
durchaus sinnvoll. Sie können dort als Bremse wirken wie das die
Christdemokraten ehedem in der Nueva Mayoría gemacht haben. Dieses
Spiel starteten die Liberalen schon mit ihrem Beitritt. Sie haben ihn
mit der Bedingung verbunden, dass sich die FA nicht nur als linker
Pakt verstehen darf, "... weil sich sonst reformorientierte
Sektoren der Mitte, wie wir, unwohl fühlen".(14)

Der Gerechtigkeit halber muss man sagen, dass es einfach Spaß macht
die Kritik aus den Reihen der FA an den chilenischen Zuständen zu
lesen. Doch wie man sie verändern kann findet sich da nicht. Viel mehr
als eine, eigentlich notwendige, verfassunggebende Versammlung ist
nicht zu entdecken. Vor dieser verfassunggebenden Versammlung verliert
aber die Rechte nach diesem Wahlergebnis ihre Furcht. So wie die
Abschaffung des binominalen Wahlrechts ihr nicht geschadet hat, könnte
das mit einer neuen Verfassung ähnlich laufen. Ein demokratisch
legitimiertes Dokument das weiterhin dem Neoliberalismus huldigt.

Die Präsidentschaftswahl

In diesem für altgediente Linke schwierigem Umfeld wurde gewählt. Es
kandidierten so viele Parteien und Bündnisse wie noch nie seit dem
Ende der Diktatur. Über das Land verteilt gab es 17 Allianzen von
denen aber nicht jede überall zu finden war.

Um die Präsidentschaft bewarben sich nur acht Kandidaten. Mit José
Antonio Kast ein rechtsradikaler, homophober Rassist, der sich
ausdrücklich zur Diktatur bekennt. Im Vergleich dazu präsentierte sich
Piñera als Mann der Mitte, obwohl sein Bruder einst Minister
Pinochets war. Dieser bewahrte ihn damals vor dem Gefängnis das ihm
wegen Betrugs im Fall der Bank von Talca drohte.(15)

Alle weiteren Bewerber standen mehr oder weniger links davon. Die
verbliebenen Parteien der NM, jetzt nannten sie sich "La Fuerza de
la Mayoría" (Die Kraft der Mehrheit, FM) präsentierten den
ehemaligen Fernsehmoderator und jetzigen Senator Alejandro Guillier.
Politisch steht er den Radikalen nahe. Aufgrund der Zerwürfnisse im
Bündnis ging er als Unabhängiger ins Rennen. Zu seinem Wahlkampfstab
gehörten aber bekannte Politiker der Parteien der FM.

Unter strategischen Gesichtspunkten war Guillier eigentlich ein
idealer Bewerber. Als Radikaler vertritt er ähnliche Positionen der
Mitte wie die Christdemokraten. Damit hätte es möglich sein sollen die
christdemokratische Bewerberin Carolina Goic klein zu halten.
Gleichzeitig war er auch ein Angebot an die potenziellen Wähler der
Frente Amplio. Hatte doch die RD vor vier Jahren seine Kandidatur zum
Senat unterstützt.

Doch leider sprach seine Persönlichkeit gegen ihn. Viele haben ihm
nicht abgenommen, dass er wirklich Präsident werden will. Sie waren
auch nicht davon überzeugt, dass er dazu geeignet ist. In einer
Kandidatenrunde soll die Interaktion zwischen ihm und Piñera
der zwischen Angestelltem und seinem Chef geglichen haben. Das
entspricht ihrer früheren Stellung zueinander. Guillier wurde als
Moderator bei einem Fernsehsender von Piñera bekannt.

Die Frente Amplio ging mit der Journalistin Beatriz Sánchez ins Rennen
und auch MEO hat wieder sein Glück versucht. Zwei weitere Kandidaten
von linken Kleinstgruppen rangierten unter "ferner liefen".

Im Wahlkampf spielten natürlich auch die Meinungsforscher eine Rolle.
In der Tabelle 1 werden die Prognosen von GfK-Adimark(16) und
MORI-CERC(17) mit den tatsächlichen Ergebnissen verglichen. Die letzte
Umfrage von MORI-CERC, sie sah Piñera bei 44%, prägte die
Erwartungen der Medien bezüglich des Wahlausgangs. Daher hielt es die
Rechte sogar für möglich, dass Piñera schon nach der ersten
Runde gewählt ist.


	
 Tabelle 1: Vergleich Prognosen - Wahlergebnis 



	
Institut


	
MORI-CERC


	
GfK-Adimark


	
MORI-CERC


	
Präsidentschaftswahl





	
Zeitpunkt


	
Juni


	
Juli


	
September


	
19.November 2017





	
Kandidat


	
in %


	
in %


	
in %


	
in %





	
Pinera


	
26


	
32


	
44


	
36,6





	
Guiller


	
18


	
16


	
30


	
22,7





	
Sánchez


	
10


	
17


	
11


	
20,3





	
Kast


	
 


	
1


	
2


	
7,9





	
Goic


	
5


	
1


	
8


	
5,9





	
MEO


	
2


	
1


	
4


	
5,7








Aufgrund der von den Prognosen geschürten Erwartungen waren alle
über die tatsächlichen Ergebnisse sehr erstaunt.(18) Besonders der
Kandidatin der Frente Amplio hatte man keine 20,3% zugetraut.
Vergleicht man die Zahlen der einzelnen Kandidaten mit den Resultaten
der sie unterstützenden Listen bei der Parlamentswahl stößt man auf
interessante Unterschiede.

Bei letzterer gab es deutlich mehr ungültige Stimmen. Über eine halbe
Million Menschen wollte sich nur an der Präsidentschaftswahl
beteiligen. Möglicherweise handelt es sich dabei um die Gefolgsleute
des rechtsradikalen Bewerbers. Keine der antretenden Parteien lag auf
seiner Linie. Das wird in vier Jahren wohl anders sein. Sein Potential
dürfte für ein paar Mandate reichen und damit das rechte Lager
möglicherweise entscheidend stärken.

Daneben sticht der große Unterschied bei den christdemokratischen
Kandidaturen ins Auge. Die damalige Parteivorsitzende Goic konnte nur
2/3 der Wähler ihrer Liste für sich gewinnen. Darin spiegelt sich das
Zerwürfnis im christdemokratischen Lager wieder. Soll man Teil der NM
bleiben oder mit der Rechten paktieren? Wie die Zahlen des zweiten
Wahlganges zeigen, hat der linke Flügel schon in der ersten Runde für
Guillier gestimmt. Im Gegensatz zu den Kräfteverhältnissen an ihrer
Basis hat die Partei nach einer lebhaften Diskussion ohne
Einschränkungen öffentlichen zur Wahl Guilliers aufgerufen.

Nicht nur die Christdemokraten mussten für die Stichwahl eine
Empfehlung abgeben. Der rechtsradikale Aspirant erklärte ohne Wenn und
Aber seine Unterstützung für Piñera und bot seine Mitarbeit in
dessen Wahlkampfstab an. Dort wurde er sofort mit offenen Armen
aufgenommen.

Aus vergangenen Wahlen schlau geworden, verzichtete MEO auf die
Wiederholung seines Eiertanzes und stellte sich sofort hinter
Guillier. Der Eiertanz beinhaltete die Aufforderung an seine Wähler
bei der Stichwahl wählen zu gehen, verbunden mit der Bitte, nicht für
den rechten Bewerber zu stimmen. Doch der daraus folgenden Konsequenz,
sich für die Wahl des Kandidaten der Mitte auszusprechen, ging er aus
dem Weg.

Dieses Verhalten legte nun die Frente Amplio an den Tag. Als Bündnis
agierte sie wie vormals MEO. Doch der Öffentlichkeit präsentierten
ihre führenden Vertreter ein dissonantes Konzert. Nach einer langen
Zeit der Weigerung, sich überhaupt zu positionieren, erklärte Beatriz
Sánchez, dass sie "persönlich" Guillier unterstützen werde weil
Piñera "ein Risiko für Chile ist". Als Aufruf an ihre
Wähler wollte sie das aber nicht verstanden wissen.

Die Liberale Partei überließ die Wahlentscheidung ihren Anhängern.
Giorgio Jackson von Revolución Democrática erklärte: "Es wird sehr
schwierig sein, dass die Wähler, die den Unterschied ausmachen um die
zweite Runde zu gewinnen, von dem begeistert sind was Guillier heute
beabsichtigt."(19) Das zeugt von einer großen politischen
Naivität. Wie kann man von einem Kandidaten einen Schwenk nach links
fordern, der Stimmen in der Mitte gewinnen muss.

Treffend wurde die Lage Guilliers von einem Kommentator einer
bürgerlichen Zeitung beschrieben. Guillier gehe es wie einer Person
die mit einer zu kurzen Decke im Bett liegt. Zieht sie sich die Decke
über die Schultern friert es sie an den Füßen, deckt sie ihre Füße zu
liegen die Schultern frei.

In einer solchen Situation müssen die Anführer von linken Bewegungen
erklären, warum es wichtig ist das kleinere Übel zu wählen. In diesem
Fall hätte das. nicht so schwer sein sollen, schließlich hat die
Studentenbewegung schon ihre Erfahrungen mit einer Regierung
Piñera gemacht.

Je näher der Tag der Stichwahl kam, desto zahlreicher wurden in den
Reihen der FA die erklärten Wähler von Guillier. Anscheinend konnten
sie sich nicht dem Druck ihrer Basis entziehen. Doch das leitende
Gremium korrigierte seine Wahlaussage nicht.

In dieser Zeit forderte Radio Nuevo Mundo, ein der KP nahestehender
Sender, seine Hörer auf, unbedingt wählen zu gehen. Sollte jemand
nicht mehr an dem Ort wohnen, an dem die Person registriert ist, muss
er oder sie dorthin reisen. So wichtig ist die anstehende Abstimmung,
um das politische Erbe Bachelets zu verteidigen. Diese Aufgabe wird
nun den sozialen Bewegungen zukommen. Wir werden sehen wie erfolgreich
sie dabei sein werden.

Der Sieg Piñeras

In der Stichwahl triumphierte Piñera. Er konnte bei einer etwas
höheren Wahlbeteiligung 54,6% der Stimmen verbuchen. Addiert man die
Ergebnisse der linken Kandidaten aus dem 1. Wahlgang und vergleicht
sie mit dem jetzigen Resultat von Guillier fehlen gut 100.000 Voten.
Das heißt, dass viele linke Wähler der ersten Runde zu Hause geblieben
sind. Wahrscheinlich handelt es sich dabei um Anhänger der Frente
Amplio, doch ihre Teilnahme hätte Guillier auch nicht geholfen.

Piñera, Kast und Goic haben im ersten Wahlgang zusammen über
3,3 Millionen Stimmen erhalten, das waren fast 60.000 mehr als die
Summe der linken Kandidaten. Zusätzlich konnte Piñera nun über
330.000 "neue" Stimmen gewinnen, eine Folge der gestiegenen
Wahlbeteiligung. Da wir nicht wissen, wie viele Wähler von Goic dem
christdemokratischen Wahlaufruf gefolgt sind wird die Zahl der "neuen"
Wähler wohl beträchtlich höher gewesen sein.

Daraus lässt sich schließen, dass für immer mehr Menschen die
politische Auseinandersetzung zwischen Volkstribunen ausgetragen wird.
Steht eine einfache Entscheidung zwischen zwei Personen an, geht man
wählen. Handelt es sich um eine verwirrende Vielfalt von
verschachtelten Kandidaturen, bleibt man zu Hause.

Die Rechte als Profiteur des neuen Wahlrechts

Die Rechte erzielte bei der Parlamentswahl 72 Mandate was 46,5% der
Abgeordneten entspricht. Ihre Liste hat aber nur 38,7% der Stimmen
erhalten. Dagegen brachten ihr die 36,2% die sie vor vier Jahren
erzielte nur 40,8% der Abgeordneten. Damals stand ihr zum ersten Mal
die breite Einheitsliste gegenüber die ihre 47,7% in einen Anteil von
55,8% der Mandate übersetzen konnte.

Diese Zusammenarbeit ist dahin. Jetzt holten ihre Bestandteile,
zusammengerechnet, ein etwas besseres Ergebnis (51,2%), das reichte
aber nur für 49,6% der Abgeordneten. Im folgenden die Werte für die
Einzelnen Listen: Die FM holte 24% der Stimmen was zu 43 Abgeordneten
führte und einem Anteil von 27,7% der Mandate entspricht. Hier ist die
Sozialistische Partei mit 19 Vertretern am stärksten. Für die FA
lauten diese Werte 16,5% / 20 / 12,9% und für die Christdemokraten
10,7% / 14 / 9%.

Der Senat setzt sich aus 19 Vertretern der Rechten, 15 der FM, sechs
der DC, einem der FA und zwei Unabhängigen zusammen. Die schwache
Vertretung der FA ist die Folge der nur teilweisen Erneuerung dieses
Gremiums, sowie der Spaltung der Linken. Das sieht man ganz gut in
Arica. Dort kommt die FA auf 18,9% und die NM auf 31,7%, zusammen sind
das 50,6%. Die Rechte erzielt nur 25%. Nach dem binominalen Wahlrecht
gehen beide Mandate an die Liste die doppelt so viele Wähler auf sich
vereinigt wie die zweitplatzierte. Ein Bündnis von FA und NM hätte
sich die Mandate geteilt, so geht ein Mandat an die Rechte.

Das Abschneiden der Kommunisten

Für die KP ist das Ergebnis durchwachsen. Ein Ziel war die Steigerung
der Stimmen bei der Parlamentswahl. Das ist mit einer Steigerung um
knapp 20.000 auf jetzt 275.000 (4,6%) gelungen. Die damit verbundene
Hoffnung auf eine Stärkung der Fraktion aber nur teilweise. Sie ist
zwar von sechs auf acht Abgeordnete gewachsen, daraus ergibt sich aber
kein größerer politischer Einfluss. Mit der Wahlrechtsreform wurde das
Parlament vergrößert so dass die zahlenmäßige Zunahme der Fraktion
recht genau der größeren Volksvertretung entspricht. Die dazu
gewonnenen Sitze hat man im übrigen Camila Vallejo und Karol Cariola
zu verdanken. Sie erhielten so viele persönliche Stimmen, dass sie
damit jeweils einem weiteren Genossen zu einem Mandat verhalten.

Ein weiteres Ziel war der Wiedereinzug in den Senat. Seit dem
Militärputsch sind die Kommunisten dort nicht mehr vertreten. Aufgrund
einer Absprache mit den Sozialisten machte man sich da Hoffnungen.
Doch scheinbar haben viele Sozialisten lieber für eine linke
Christdemokratin gestimmt.

Bei den Wahlen zu den Regionalräten konnte die KP ihre Mandate
verteidigen doch hat sie hier fast 15.000 Stimmen verloren. Landesweit
erzielt sie mit 4,65% ein ähnliches Ergebnis wie bei der
Parlamentswahl. Alles zusammen genommen ist das kommunistische
Ergebnis stabil. Das ist erfreulich da mit der FA ein nicht
unattraktiver Wettbewerber aufs Spielfeld gekommen ist.
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(18) Alle Ergebnisse nach http://www.servelelecciones.cl/
und den entsprechenden Seiten von https://es.wikipedia.org

(19) http://www2.latercera.com/noticia/georgio-jackson-antipinerismo-no-le-basta-guillier-ganar-balotaje
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Bisher größte Sammelabschiebung nach Afghanistan

Von Marianne Arens

5. Juli 2018



Nach der reaktionären Einigung [1] im Koalitionsstreit weitet die deutsche
Regierung ihren Terror gegen Flüchtlinge aus. Allein in der Nacht vom 3.
auf den 4. Juli wurden 69 geflüchtete Menschen nach Afghanistan
abgeschoben. Der Lufthansa-Flug von München nach Kabul war damit die bisher
größte Sammelabschiebung.

Alle etablierten Parteien, auch das Bündnis 90/Die Grünen und die
Linkspartei, waren an diesem Verbrechen beteiligt. Während aus Bayern am
Dienstag 51 Menschen abgeschoben wurden, kamen die übrigen 18 aus Berlin,
Hessen, Sachsen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Hamburg,
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern. In den meisten dieser Länder
sind die Grünen an der Regierung beteiligt. In Berlin und Thüringen beweist
die Linkspartei, dass sie genauso brutal abschiebt [2] wie die anderen
Bundestagsparteien.

Den Menschen droht in Afghanistan Gewalt, Folter und Tod. Die Lage in dem
seit 17 Jahren von der Nato besetzten und vom Krieg zerrissenen Land
verschlechtert sich zusehends, was jeder Lagebericht des Außenministeriums
aufs Neue bestätigt.

Das muss auch die Bundesregierung zugeben. "In Afghanistan kommt es täglich
zu heftigen Kämpfen und Bombenanschlägen mit zahlreichen zivilen Toten",
heißt es in einer Regierungs-Stellungnahme vom Februar 2018 an den
Bundestag. Dabei herrsche "exzessive Gewalt" nicht nur in Gebieten, die von
Taliban- und IS-Milizen dominiert werden, sondern auch dort, wo die Kabuler
Marionettenregierung das Sagen hat. Das bestätigte ein Folter-Bericht der
UNO, dem zufolge überhaupt keine Gebiete in Afghanistan als sicher
klassifiziert werden können.

Trotzdem ist mittlerweile sogar die offizielle Einschränkung, nach der nur
Straftäter, so genannte "Gefährder" und "Mitwirkungsverweigerer"
ausgewiesen werden, aufgehoben worden. So hat Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) in einer Regierungsbefragung Anfang Juni erklärt: "Aus unserer Sicht
sind die Einschränkungen entfallen." Als einzige konkrete Begründung dafür
nannte sie den Umstand, dass "die deutsche Botschaft in Kabul nach dem
schweren Anschlag vom vergangenen Jahr wieder besser arbeitsfähig" sei.

An der direkten Durchführung der Abschiebung vom Dienstag waren nicht
weniger als 134 Polizisten beteiligt. Und auch die Vorbereitung in den
jeweiligen Bundesländern ging mit größeren Polizeiaktionen einher.

Die Behörden gingen dabei mit großer Brutalität vor. Viele Betroffene
wurden in den frühen Morgenstunden des Dienstags aus dem Schlaf gerissen,
in Gewahrsam genommen und direkt zum Flieger in München gebracht, ohne dass
sie hätten packen oder sich verabschieden können. In Bayern waren 21
Menschen schon Tage zuvor in Abschiebehaft genommen worden. In einer
Presseerklärung ließ der bayrische Innenminister Joachim Herrmann (CSU)
stolz verkünden, die übrigen 30 Männer aus Bayern seien "von der
Bayerischen Polizei so frühzeitig aufgegriffen [worden], dass sie sich
einer Abschiebung nicht mehr entziehen konnten".

Der Bayrische Flüchtlingsrat erhebt schwere Anklage gegen die
Landesregierung und den Innenminister, der "mit der Brechstange auf
Flüchtlinge" losgehe. Der Flüchtlingsrat listet eine Reihe von Fällen auf,
bei denen diesmal Schüler und Auszubildende, Festangestellte und auch
kranke Menschen abgeschoben wurden. Wie er schreibt, schiebt die
Staatsregierung "selbst gut integrierte Personen und junge Erwachsene aus
Jugendhilfeeinrichtungen heraus" ab.

Demnach befanden sich unter den Abgeschobenen ein Jugendlicher, der auf dem
Weg zur Berufsschule aufgegriffen wurde, und ein weiterer Berufsschüler,
der aus einer heilpädagogischen Einrichtung heraus verhaftet und
abgeschoben wurde. Ein anderer Betroffener lebt seit sieben Jahren in
Deutschland und hat seit fünf Jahren einen unbefristeten Arbeitsvertrag.
Noch ein anderer wurde aus der Psychiatrischen Klinik Gauting (Starnberg)
an die Polizei ausgeliefert.

Bezeichnend ist auch der Fall von Esam aus München. Der 27-Jährige spricht
deutsch und hatte schon Ende 2017 ein Praktikum in einer Münchner Bäckerei
aufgenommen. Sein Arbeitgeber, der mit Esam sehr zufrieden war, wollte ihn
als Lehrling einstellen, aber das Ausländeramt zögerte die behördliche
Zustimmung zum Ausbildungsvertrag fast ein halbes Jahr hinaus und buchte
ihn stattdessen auf den Abschiebeflug im Juli.

Ein dpa-Reporter, der am Mittwochmorgen in Kabul mit mehreren abgeschobenen
Männern sprechen konnte, dokumentierte in einem Bericht weitere tragische
Schicksale. Unter den Abgeschobenen waren Ahmed Hussain (28) aus der
unsicheren Provinz Wardak, der sechs Jahre lang in Deutschland als Wächter
und Pizzabäcker gearbeitet und Steuern gezahlt hatte, und Mohammad Nasar
(21) aus Nangarhar, der von der Polizei aus dem Schlaf gerissen und sofort
deportiert wurde.

Das einzige "Vergehen" all dieser Menschen besteht darin, dass es ihnen
nicht gelungen ist, vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
Asylrecht zu erhalten. Stattdessen wurden sie mit absurden und zynischen
Beschuldigungen überhäuft. So begründete zum Beispiel die Zentrale
Ausländerbehörde Oberbayerns die Abschiebehaft für den Jugendlichen, der
bereits eine feste Stelle in einer Münchner Bäckerei hatte, mit folgender
perfiden Behauptung: Seine Bemühungen um Integration seien ein eindeutiges
Zeichen dafür, dass er nicht bereit sei, freiwillig auszureisen.

Die brutale Sammelabschiebung ist Bestandteil einer breit angelegten
Offensive der Großen Koalition gegen Flüchtlinge, die von allen
Bundestagsparteien unterstützt wird und sich letztlich gegen die gesamte
Arbeiterklasse richtet. Der sogenannte "Masterplan Migration" von
Innenminister Horst Seehofer (CSU) sieht die Errichtung von Lagern in
Deutschland und ganz Europa vor, die an die ersten Konzentrationslager der
Nazis erinnern. Gleichzeitig sollen die Massendeportationen in die
Kriegsgebiete des Nahen und Mittleren Ostens massiv ausgeweitet werden.

Wer wissen will, worauf sich CDU, CSU und SPD geeinigt haben, muss einen
Blick auf Bayern werfen. Dort werden viele Punkte aus Seehofers Masterplan
[3] bereits in die Tat umgesetzt.

Am 5. Juni hat die Bayrische Landesregierung einen neuen Asylplan
beschlossen, der zum 1. August in Kraft treten soll. Er sieht beschleunigte
Abschiebungen und Asylverfahren vor. Es gehe um "mehr Tempo", erklärte dazu
Ministerpräsident Markus Söder (CSU): "Wir wollen zügigere Verfahren." In
Bayern wird auch gerade ein neues Landesamt für Asyl und Rückführungen
eingerichtet, das 1000 Mitarbeiter umfasst und ebenfalls am 1. August die
Arbeit aufnehmen soll.

Bis dahin soll es in Bayern schon sieben sogenannte Ankerzentren (AZs)
geben, auf die sich CDU, CSU und SPD bereits im Koalitionsvertrag
verständigt hatten. Die Bezeichnung "AnkER" steht für "Ankunft,
Entscheidung und Rückführung". Neben den bereits bestehenden
Erstaufnahmeeinrichtungen Manching und Bamberg sollen derartige
Internierungs- und Abschiebelager in Regensburg und Deggendorf und drei
weiteren Regionen entstehen. Der Plan sieht auch vor, dass die Menschen,
die dort weggesperrt werden, kein Geld mehr, sondern nur noch
Sachleistungen erhalten.

Nicht nur die Abschiebeanstalten, die wirkliche Gefängnisse [4] sind,
sondern auch die meisten Flüchtlingseinrichtungen werden schon heute
systematisch abgeriegelt und von der Außenwelt isoliert. Oft kommt dabei
Stacheldraht zum Einsatz. Die Einrichtungen befinden sich in abgelegenen
Gegenden, sind dem Zugang der Öffentlichkeit entzogen und werden von
Sicherheitsfirmen bewacht.

Die Flüchtlinge, die in den Lagern leben, dürfen keiner Arbeit nachgehen
und ihre Kinder nicht in die Schule schicken. Sie sind von unabhängiger
Rechtsberatung und anwaltlicher Hilfe abgeschnitten, und den freiwilligen
Helfern und Ehrenamtlichen wird der Zugang fast unmöglich gemacht. Die
Anerkennungsquote ist extrem niedrig, und viele Menschen leben dort monate-
und jahrelang. Laut der bayerischen Landesregierung befanden sich zehn
Prozent der Bewohner der Einrichtungen von Manching und Ingolstadt Anfang
April 2018 schon länger als 18 Monate dort.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/03/unio-j03.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/28/link-j28.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/04/spde-j04.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/03/buer-m03.html
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Revolution museal

von Monika Köhler



Die rote Fahne, Zeichen der Revolution, sie wehte auf dem Hamburger
Rathaus nur vom 12. November 1918 bis Ende März 1919. Immerhin, der
Arbeiter- und Soldatenrat schaffte es, Senat und Bürgerschaft
abzusetzen - gegen die Stimmen der SPD. Schon am 6. November war eine
"Tannhäuser"-Aufführung vorzeitig abgebrochen worden auf Anweisung der
Stadtkommandantur. Drei Soldaten mit roter Armbinde und aufgepflanztem
Bajonett erschienen auf der Bühne, mitten im Takt, erklärten, es könne
zu Schießereien kommen auf der Dammtorstraße.

Senator Carl Petersen lud später die Revolutionäre zum Frühstück in
die altehrwürdigen Senatsräume - Sektfrühstück? So konnte es
geschehen, dass schon am 18. November Senat und Bürgerschaft wieder
eingesetzt wurden: Die Kreditfähigkeit der Hansestadt war bedroht. Der
Arbeiter- und Soldatenrat behielt ein Vetorecht und durfte Abgeordnete
in Senat und Finanzbehörde entsenden - die Revolution verlief in
Hamburg im Vergleich zu anderen Städten reichlich ruhig.

Die Ausstellung im Museum für Hamburgische Geschichte: "Revolution!
Revolution? Hamburg 1918/19" (bis 25. Februar 2019) stellt die Frage,
ob es wirklich eine Revolution war, an Besucher, die auf Kärtchen ihre
Meinung notieren können. "Revolution ist für mich..." Oder ein Quiz,
heute oder damals? Beispiel: "Die sozialdemokratische Außenpolitik ist
dem Frieden verpflichtet" - 1917 oder 2017? Gute Frage! In der
Ausstellung viele Plakate, Zeitungsausschnitte, Aufrufe, aber auch
Objekte wie Arm- und Beinprothesen der Kriegsbeschädigten und Waffen.
Auch eine rote Fahne, die als Relikt der Revolution gehütet wurde.

Die Geschichte dieser Fahne - in der Ausstellung nur ausschnittweise.
Durch Nachfragen erfuhr ich, dass die Fahne aus dem Jahr 1919 stammt.
Im Dezember 1920 wurde sie bestickt mit den Buchstaben "V.K.P.D.", als
die KPD sich mit der USPD vereinigte. Es heißt, die Fahne habe während
des Arbeiteraufstands 1923 in einem Viertel im Nordosten Hamburgs
geweht. 1933-45 musste sie versteckt werden. 1945 wurde sie zum Signum
der wiedergegründeten KPD-Ortsgruppe Hamburg-Horn. Nach dem Verbot der
KPD in der BRD musste die Fahne im August 1956 in einer Wassertonne
verborgen werden. Im Herbst wurde sie in die DDR eingeschleust. 1959
dann wird sie als Auszeichnung vergeben: der Kampfgruppe des VEB
Fleischkombinats Karl-Marx-Stadt. Im April 1976 verlässt sie das
Fleischkombinat. Dort wird sie mit militärischem Zeremoniell an
Vertreter (Angehörige der NVA in Uniform) des Armeemuseums der DDR
übergeben. Heute in der Sammlung des Militärhistorischen Museums in
Dresden.

"Die deutsche Kriegsmarine unter der roten Flagge" verkündete die
Titelzeile der linksliberalen Tageszeitung General-Anzeiger für
Hamburg-Altona am 5. November 1918. Was in Kiel geschah, Hamburg
wollte nicht zurückstehen. Aufruhr bei Blohm & Voss. Ein
Sympathiestreik, den die USPD angekündigt hatte, konnte nur kurz
verhindert werden von Vertretern der MSPD und Gewerkschaften, die erst
einmal abwarten wollten. In der Nacht zum 6. November entwaffneten
Matrosen die im Hafen liegenden Torpedoboote. Die Besatzungen
schlossen sich ihnen an. Der alte Elbtunnel, der Hauptbahnhof und das
Gewerkschaftshaus wurden besetzt. Schon morgens um 8 Uhr hatte sich
ein provisorischer Arbeiter- und Soldatenrat gegründet. Auf den
Kriegsschiffen im Hafen wehte die rote Fahne.

Der kommandierende General Adalbert von Falk floh aus Hamburg schon am
6. November. Fast alle dort stationierten Truppen schlossen sich der
Revolution an. Und was wurde erreicht? Dass auch der Kaiser floh
- kein Verdienst der Hamburger. Das, was Theodor Wolff, Chefredakteur
des liberalen Berliner Tageblatts, am 10. November noch die
"größte aller Revolutionen" nannte - 1936 sah er alles viel
nüchterner. Sebastian Haffner schrieb 1969 von der "verratenen
Revolution".

Wie kommunizierten Revolutionäre und andere? Neben dem Telefon und
mündlichen Mitteilungen waren Flugblätter, Handzettel und Plakate die
Informationsquellen. Viele Abbildungen im Katalog (Wachholz-Verlag,
352 Seiten, 29,80 Euro in der Ausstellung). Immer wieder Aufrufe zum
Wählen, besonders an Frauen gerichtet, die das erste Mal diese
Möglichkeit hatten, auch die, gewählt zu werden. Ihre Wahlbeteiligung
an der Bürgerschaftswahl in Hamburg am 16. März 1919 betrug 90,6
Prozent, etwas mehr als bei den Männern. Alles sollte anders werden.
Auch in der Bildung. Das Schulgeld fiel weg, aber auch der
Religionsunterricht. Die Freiheit der Meinungsäußerung in Wort,
Schrift und Bild, Pressefreiheit und die Aufhebung der Zensur
- erkämpft von den Revolutionären. Nicht zu vergessen: die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer und die Frauenrechte.

Im Arbeiterrat gab es eine einzige Frau: Erna Halbe, eine
Kindergärtnerin. 1892 in Hamburg geboren als Erna Demuth, aus einer
SPD-Familie kommend, trat auch sie 1910 dieser Partei bei. 1916 wurde
sie ausgeschlossen, weil sie gegen neue Kriegskredite protestierte.
Sie wandte sich wirklich Linken zu. Wegen des Verteilens von
Antikriegsflugblättern wurde sie 1918 zu 30 Monaten Zuchthaus
verurteilt. In diesem Jahr starb auch ihr Mann im Krieg. Als die
Revolution begann, kam sie frei. 1919 trat sie der KPD bei und wurde
1921 Bürgerschaftsabgeordnete. 1929 schloss die KPD sie aus. 1933
musste sie untertauchen und emigrierte. 1950 kehrte sie zurück und
trat wieder in die SPD ein. Sie starb 1983 in Frankfurt/Main.

Die Frauen hatten mit Versorgungsproblemen zu kämpfen, mit Hunger und
Krankheiten - die spanische Grippe wütete. Männer kamen als Invaliden
aus dem Krieg zurück, Krankenhäuser wurden zu Lazaretten, waren
überfüllt. Auch im Jahr 1919, nach den Bürgerschaftswahlen im März kam
Hamburg - wie es in einem Text der Ausstellung heißt, "nicht zur
Ruhe". Denn "Unruhen" erschütterten den Alltag. Ein Plakat mit einem
trommelnden Soldaten. Rote Schrift: "Parole Frieden! Wir erreichen ihn
durch Ordnung!" Dieses Wort dick unterstrichen. Ein Plakat der
sogenannten Beruhigungsreklame, wohl schon von Ende 1918. Zur
"Wiederherstellung der Ordnung", so weiter im Text der Ausstellung
"stand der Hamburger Regierung unter anderem das Freikorps Bahrenfeld
zur Verfügung". Die neutrale Erklärung, dass es einer der vielen
"Freiwilligenverbände" war, die "in Absprache mit den leitenden
Militärdienststellen gebildet wurden". Ehemalige Frontsoldaten.
Weiter: "Obwohl zumeist konservativ und monarchistisch gesinnt [warum
wohl?], stellten sie sich der Regierung zur Niederschlagung von
Aufständen zur Verfügung." Um welche Ordnung wiederherzustellen? "So
marschierte auch das Korps Lettow-Vorbeck am 1. Juli 1919 in Hamburg
ein." Die Stadt war seit Ende Juni in "Aufruhr" - nach einem
Lebensmittelskandal, den "Sülzeunruhen". Nur im Begleitband erfährt
man einiges über diesen Helden Paul von Lettow-Vorbeck, den ehemaligen
Kommandanten der "Schutztruppen" in Deutsch-Ostafrika, der mit 10.000
Mann, Geschützen, MGs, Minenwerfern, einer Fliegerabteilung und
Panzern in die Stadt einmarschierte - Ordnung schaffte. Die verratene
Revolution.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

In Groningen bebt die Erde

Gegen Gas und für Klimagerechtigkeit in den Niederlanden

von Johanna Frei



Im August werden Hunderte internationale Aktivistinnen und
Aktivisten in der niederländischen Provinz Groningen zu einem
Protestcamp erwartet. Der Grund: In Groningen bebt immer wieder die
Erde.


Das letzte große Beben ereignete sich im Januar 2018 mit einer
Stärke von 3,4 auf der Richterskala. Die Beben werden durch die seit
1963 betriebene massive Erdgasförderung in der Region verursacht. Das
Groninger Gasfeld war damals das größte bekannte Feld der Welt und
machte die Niederlande zum größten Gasproduzenten Europas. Das Gas
wird zum Beheizen von Haushalten und Gewächshäusern benutzt, aber auch
exportiert. 2016 kamen etwa 30 Prozent der Gasimporte nach Deutschland
aus den Niederlanden. Das Gas gehört dem niederländischen Staat, der
die Förderrechte an die NAM (Niederländische Erdölgesellschaft)
- jeweils zu 50 Prozent in der Hand von Royal Dutch Shell und
ExxonMobile - abgegeben hat. Gefördert wird sowohl konventionell als
auch mittels Fracking.

Seit den 1980er Jahren kommt es nun zu spürbaren Erdbeben durch die
Gasförderung und das mit steigender Häufigkeit und Stärke. Der Boden,
dem schon 75 Prozent der vorhandenen Gasmenge entzogen wurde, senkt
sich um bis zu einem Meter. Über 1000 kleine und große Beben wurden
bisher gezählt. Sie führen vermehrt zu Schäden an Gebäuden, schon
100.000 Haushalte sind betroffen. Die NAM entscheidet selbst über die
Entschädigungen und weigert sich oft, angemessen oder überhaupt zu
zahlen.

Nach dem bisher stärksten Beben (Stärke 3,6) im Jahr 2012 und den
darauf folgenden Protesten hat die niederländische Regierung die
Fördermenge mehr als halbiert. Dies schien zunächst zu wirken, bis es
zu dem starken Beben Anfang dieses Jahres kam. In der
Provinzhauptstadt Groningen gingen daraufhin 12.000 Menschen auf die
Straße. Die Regierung sah sich gezwungen, die Gasfördermenge weiter zu
senken und das Ende der Förderung von 2050 auf 2030 vorzuverlegen.
Allerdings ist eine Abnahme der Beben auch jetzt kurzfristig
unwahrscheinlich und auch die Frage der Entschädigungen bleibt offen.
Deshalb reißt der Protest nicht ab und Groningen bleibt auf der
nationalen Agenda. Im Fernsehen kommen besorgte Anwohnerinnen zu Wort;
vor der Entschädigungsstelle der NAM haben Betroffene ein Protestcamp
errichtet. Drei Menschen waren zeitweise im Hungerstreik. Für den 28.
August, kurz vor den Verhandlungen über die Fördermengen für 2019,
ruft das Bündnis Code Rood (Alarmstufe Rot) zu massenhaftem
zivilem Ungehorsam und einem Klimacamp auf. Kritische Infrastruktur
soll blockiert und die Gasförderung gestoppt werden.

Besonders interessant an Code Rood ist, dass die Initiative
Klimagerechtigkeit und das Ende der Verwendung aller fossilen
Brennstoffe fordert. 2017 hat sie als erste Aktion den Amsterdamer
Kohlehafen blockiert. Jetzt arbeitet Code Rood eng mit der
lokalen Bevölkerung zusammen und teilt die Forderung nach angemessener
Entschädigung, gleichzeitig bricht das Bündnis die lokale Fokussierung
auf und lenkt den Blick auch auf die Folgen des Klimawandels und des
Rohstoffabbaus im globalen Süden.

Erdgas ist auch wirklich ein lohnendes Thema für Klimaaktivisten. Die
Industrie hat es jahrelang als grüne Brücke weg von Kohle und Öl hin
zu den erneuerbaren Energien verkauft. Sein Brennwert ist auch
tatsächlich weniger klimaschädlich. Allerdings ist sein
Hauptbestandteil Methan ein starkes Treibhausgas. Neue Studien zeigen,
dass es überall im Verlauf des Förder-, Transport- und
Verbrennungsprozesses austritt und die Gesamtklimabilanz am Ende sogar
schlechter sein kann als für Kohle.

Nichtdestotrotz plant die EU-Kommission im Rahmen ihrer Projects of
Common Interest (PCI), massiv in Gasinfrastruktur zu investieren.
Überall in der EU mehrt sich nun der Widerstand dagegen und im Sommer
soll in Groningen auch ein internationales Zeichen gegen Gasförderung,
-abbau und -verbrennung gesetzt werden. In Deutschland ruft das
Antikohlebündnis Ende Gelände zur Teilnahme an der Aktion auf. Ende
Gelände organisiert seit 2015 Aktionen des massenhaften zivilen
Ungehorsams in deutschen Braunkohlerevieren. Bevor im Oktober die
nächsten Aktionen im Rheinischen Revier bei Köln geplant sind, wollen
sie zeigen, dass der Klimawandel nur grenzüberschreitend aufgehalten
werden kann und alle fossilen Energieträger in der Erde bleiben
müssen. Die verschiedenen Teile der Klimagerechtigkeitsbewegung lassen
sich nicht gegeneinander ausspielen, sondern ziehen an einem Strang.

Johanna Frei kommt aus dem Ruhrgebiet und ist seit Jahren
 im Rheinischen Braunkohlewiderstand und in der europäischen
 Klimagerechtigkeitsbewegung aktiv.
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PRESSE/179: Das Meinungsmonopol (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Meinungsmonopol

Von Benjamin Ferschli, Daniel Grabner und Hendrik Theine, 4. Juli 2018



Journalisten dürfen hierzulande schreiben, was sie wollen. Nur wenn
sie darüber hinaus auch die Absicht haben, ihre Artikel zu
veröffentlichen, wird es schwierig. Dann müssen sie an Torhütern
vorbei, meist Chefredakteuren und Medienbesitzern, die ihre Werke
nicht nur schreibhandwerklich, sondern auch weltanschaulich
vorselektieren. Was bedeutet es für die viel beschworene
Meinungsvielfalt, wenn Medien in Deutschland zunehmend in den Händen
weniger, meist stramm neoliberal ausgerichteter Großunternehmen sind?

Unter dem Arbeitstitel Pravda - die Wahrheit - räsonierte [1]
Elon Musk kürzlich über seine neueste Idee: eine Online-Plattform, die
es ermöglicht, kritisch die Glaubwürdigkeit von Artikeln,
JournalistInnen oder gar ganzer Medien auszuleuchten. Ein
eigenwilliger Ansatz gegen Fake-News - vor allem Fake-News, die es
zufälligerweise wagen, Marken wie Tesla in Verruf zu bringen.

Ähnliche Fälle finden sich auch diesseits des Atlantiks: Dietrich
Mateschitz, Red-Bull-Gründer und wohl der reichste Österreicher, etwa
monierte in einem für Aufregung sorgenden Interview [2] öffentliche
"Meinungsdiktate" und gründete kurzerhand die, laut Eigenverständnis
unabhängige, Rechercheplattform Quo vadis veritas - Wohin gehst du,
Wahrheit?

Solche Nachrichten erregen natürlich Aufsehen. Einerseits weil sich
beide - Mateschitz wie Musk - Hype und Aura des (post-)modernen
Unternehmers zu eigen gemacht haben. Andererseits weil beide
versuchen, auf die Medien - eine der demokratischen Grundinstitutionen
- einzuwirken. Eine derartige Einflussnahme durch zwei so wohlhabende
Individuen wirkt nicht gerade unproblematisch, auch wenn beide sich
zur Legitimation die Begriffe Wahrheit, Unabhängigkeit und
Fremdsprachenkenntnisse an die Fahne geheftet haben.

Sich aber isoliert über solche Sachverhalte zu echauffieren und dabei
das etablierte Mediensystem aus der Kritik zu nehmen, scheint fehl am
Platz. Man denke an die Gründung der FAZ [3] - finanziert von einem
Kreis aus Industriellen mit dem auserkorenen Ziel, den ideologischen
Unterbau für eine liberale Wirtschaftsordnung im Nachkriegsdeutschland
zu liefern.

Dies betrifft natürlich nicht nur eine Zeitung, sondern das Gros des
Mediensystems in Deutschland.

Die meisten Medienunternehmen Deutschlands erwecken zwar dank ihrer
Besitzstrukturen - zumeist sind sie ja in Familienbesitz - einen etwas
romantischen, etwas altmodischen Eindruck. Tatsächlich handelt es sich
bei ihnen aber natürlich um Unternehmen, die nach der Logik der
kapitalistischen Produktionsweise agieren.

Wer demnach mit Unbehagen betrachtet, dass Musk, Mateschitz, Bezos und
Konsorten ihr Vermögen als Sprachrohr nutzen, sollte sich gleichzeitig
fragen, was für einen Einfluss Springer, Mohn und Jahr ausüben und
seit Jahrzehnten ausgeübt haben.

Dass man den EigentümerInnen deutscher Medienunternehmen mit diesem
Vergleich wenig Unrecht tut, zeigt ein kurzer Blick in Deutschlands
Reichenlisten [4]. Angesichts dieser Zahlen scheint die vielbeschworene
Krise der Medien aus den reichsten deutschen Medienunternehmern noch
keine armen Kirchenmäuse gemacht zu haben. Und auch wenn in manchen
Fällen Vermögen geschrumpft zu sein scheinen, liegt der Verdacht nahe,
dass das Kapital sich nicht über Nacht in Luft aufgelöst hat, sondern
in steuerschonenden Stiftungen geparkt wurde.

Darüber hinaus ist natürlich der direkte Schluss vom Privatvermögen
diverser Medieneigentümer auf die Konstitution des Medienmarktes
insgesamt nicht zulässig, da zum einen diese Vermögen wohl nicht
ausschließlich in Medienunternehmen zu verorten sind, sowie sicherlich
Anteile von Personen und Unternehmen gehalten werden, die hier nicht
abgebildet sind.

Der relevante, zugrunde liegende Widerspruch besteht jedenfalls in der
idealisierten Rolle der Presse als demokratische Institution und ihrer
ökonomischen Fundierung im Privateigentum.

Ein Widerspruch, der sich seit geraumer Zeit in der zunehmenden
Tendenz zur Eigentumskonzentration im Pressebereich zugespitzt hat. So
veranschaulicht alleine eine Betrachtung der ungefähr im
Zweijahrestakt erscheinenden Studien Horst Röpers zum deutschen
Tageszeitungsmarkt eine sich selbst überholende Tendenz zur weiteren
Konzentration:

1997: Leichte Steigerung der Konzentration

2000: Konsolidierungsphase beendet?

2002: Wirtschaftliche Krise und steigende Konzentration

2004: Bewegung im Zeitungsmarkt 2004

2006: Probleme und Perspektiven des Zeitungsmarktes

2008: Konzentrationssprung im Markt der Tageszeitungen

2010: Rangverschiebungen unter den größten Verlagen

2012: Konzentration erreicht Höchstwert

2014: Erneut Höchstwert bei Pressekonzentration

2016: Pressekonzentration erneut leicht angestiegen

2018: Pressekonzentration wächst rasant

Die Studien Röpers beschränken sich dabei wohlgemerkt auf die
Entwicklung am Tageszeitungsmarkt. Größere Studien, die eine
holistischere Perspektive auf die Eigentumsstrukturen in der deutschen
Medienlandschaft werfen, sind aber aufgrund der miserablen Datenlage
äußerst rar gesät.

Diese schlechte Datenlage wird dabei von der Politik willentlich in
Kauf genommen: Bis 1994 waren auf Basis der Pressestatistik des
Statistischen Bundesamtes zuverlässige und breite Tendenzen im
Mediensektor leicht recherchierbar. Diese wurde allerdings durch einen
Kabinettsbeschluss der damaligen Bundesregierung ausgesetzt, was zu
einem erheblichen Mangel an validen Daten im Bereich des Zeitungs- und
Verlagswesen sowie im Rundfunkbereich führte, der nach wie vor gegeben
ist.

Dieser Umstand wird zwar immer wieder problematisiert (zum Beispiel in
einem Antrag der SPD und Grünen Fraktion vom 27. März 2012 oder im
Gutachten des Hans-Bredow-Instituts von Februar 2017), allerdings sind
bisher keine Verbesserungen zu erkennen.

Die wenigen Studien, Berichte und Forschungen im Bereich der
Medienkonzentration sind damit aufgrund des fehlenden zentralen,
umfassenden Datenangebots gezwungen, auf eine Vielzahl von
fragmentierten Einzeldaten zurückzugreifen, was nicht nur mühsam ist,
sondern die Forschenden auch vor Schwierigkeiten bei der
Vergleichbarkeit und Analysierbarkeit der unterschiedlichen Quellen
stellt.

Um dieser Schieflage in der Struktur und der Analyse des deutschen
Medienmarkts beizukommen, unternimmt das isw-München [4] eine Studie
zur Verfasstheit der Politischen Ökonomie der deutschen Medien. Dabei
werden die oben aufgeworfenen Problematiken behandelt und versucht,
den Schwächen bisheriger Analysen beizukommen.

Im Sinne der kritischen Kommunikationsforschung ist damit das zentrale
Ziel, die spezielle Position und Bedeutung von Medien unter der
kapitalistischen Produktionsweise aufzuzeigen sowie konkrete Aussagen
über die Existenz von Eigentums- und damit Machtverhältnissen im
deutschen Medienmarkt zu treffen.

Vor diesem Hintergrund versucht das vorliegende Forschungsvorhaben
eine Aktualisierung der Frage nach "ownership and control" in
Deutschland. Folgende Bereiche werden dabei berücksichtigt:

1. Makroebene: Analyse genereller Entwicklungen am deutschen Medien-
und Werbemarkt (Stichwort Medienkrise und Digitalisierung).

2. Unternehmensebene: Eine vertiefende Analyse der größten
Medienunternehmen. (hinsichtlich Eigentümerverhältnisse, finanzielle
Kennzahlen und Konzentration).

3. Personenebene: Die Aufschlüsselung der zugrunde liegenden
Eigentumsstrukturen im Rahmen einer "power structure analysis", um
Verflechtungen in medienfremde Bereiche offenzulegen. (Verflechtungen
zwischen Kapitalfraktionen).

Da es sich hierbei um eine sehr umfassende Tätigkeit handelt, hoffen
wir Interessierte dazu bewegen zu können, unser Vorhaben zu
unterstützen und es dadurch zu ermöglichen, uns in gebotener Tiefe mit
diesen Fragestellungen auseinandersetzen zu können. Diese Arbeit reiht
sich in Ihrem Selbstverständnis in bereits bestehende Forschung der
kritischen Kommunikationswissenschaft, wie etwa von Fuchs, Knoche,
Meyen, Allmer, Rosa, Schenkel, Tröger, Stumberger, Sevignani und
vielen anderen, ein.


Anmerkung: Das Werk erschien auf Rubikon - Magazin für die kritische
Masse [5] und ist unter einer Creative Commons-Lizenz (Namensnennung -
Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International) [6]
lizenziert. Unter Einhaltung der Lizenzbedingungen darf es verbreitet
und vervielfältigt werden.
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FEATURE/1053: Deutschlandfunk - Anarchistinnen, 6.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Anarchistinnen

Von Rilo Chmielorz

Deutschlandfunk/SWR 2018

Das Feature

Freitag, 6. Juli 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Julia war in den 90er-Jahren Punk. Sie hat sich linken Gruppierungen
angeschlossen. Sie hat studiert, die prekäre Akademikerarbeitswelt
kennengelernt. Heute ist sie organisierte Anarcho-Syndikalistin in der
FAU, der Freien Arbeiter*innen Union, im Berliner Wedding. Auch die
Spanierin Nathalie war Punkerin. Sie ist in Valencia Mitglied in der
anarcho-syndikalistischen Gewerkschaft CGT und aktiv bei den "Dones
Lliures", den "Freien Frauen", die es schon 1936 gab. Eine der
führenden Anarcho-Syndikalistinnen jener Zeit war Federica Montseny.
In der republikanischen Regierung wurde sie Ministerin - als erste
Frau im westlichen Europa, zuständig für Gesundheit und Soziales
mitten im Bürgerkrieg.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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Fax 0221.345-4803
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FEATURE/1052: WDR 3 - Wir träumen immer noch. 17 Hippies rewinded, 7.+8.7.2028 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Wir träumen immer noch - 17 Hippies rewinded

Von Jochanan Shelliem

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Kulturfeature

Samstag, 07.07.2018, 12.04 - 13.00 Uhr, WDR 3

Sonntag, 08.07.2018, 15.04 - 16.00 Uhr, WDR 3



Die Hippies; eine Band aus Kindern der Wendejahre. Gegründet, als sich
in Berlin die Energie der aufgebrochenen Katakomben zu einem neuen
Strom der Melodien sammelte, hat das radikaldemokratische Kollektiv
aus Profis und Amateuren überlebt und spielt weiterhin zum Tanz der
Verhältnisse auf.

Durch Andreas Dresens Film "Halbe Treppe" bekannt geworden, pflegen
die Hippies polyphone Anarchie: Weltmusik heißt für sie Folk-Walzer,
Schlager-Tango, Hillbilly-Klezmer und Vieles mehr. Auch auf Zahlen
lassen sie sich ungern festlegen. Mal swing-funkt eine wilde 13; aber
manchmal rocken auch 30 Musiker die Säle zwischen Austin/Texas und
Dithmarschen. Die Stücke basieren auf dem "wisdom oft the tribe", 
GEMA-Ausschüttungen gibt's auch für Ex-Hippies und die CDs erscheinen im
Eigenverlag. Das begeistert nicht nur die heute teils gesetzt, teils
wütend-bange Generation, die mit den Hippies vor bald drei Jahrzehnten
zu träumen begann.

Redaktion: Thomas Nachtigall

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum kostenlosen Download
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 5. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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HÖRSPIEL/1780: Deutschlandfunk Kultur - "Darknet Poetry", 6.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Darknet Poetry

Von Lasse-Marc Riek und Tobias Schmitt

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 6. Juli 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jenseits der Suchmaschinen liegt das Darknet. Einerseits gilt es als
die dunkle Seite des Internets - Kriminalität, Drogenhandel,
Schattenwirtschaft. Anderseits steht es in Zeiten von Abhörskandalen
und Whistleblowern für Anonymität und freien Zugang. Für "Darknet
Poetry" ließen die beiden Autoren sogenannte Onion-Seiten von selbst
programmierten Bots durchstöbern. Die gesammelten Textfragmente
speisten sie verschlüsselt in eine Klangkomposition ein, die die
Parallelwelt in ihren verschiedenen Facetten hörbar macht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2609: WDR 3 - Die junge Jazzszene in Polen, 6.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Mit Blick auf Europa: Die junge Jazzszene in Polen

Moderation: Martin Laurentius

WDR 3 Jazz & World

Freitag, 06.07.2018, 22.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



Dieses Jahr war Polen das Partnerland der Fachmesse jazzahead! in
Bremen. Das hat unser Autor Martin Laurentius zum Anlass genommen,
sich vor Ort in der jungen Jazzszene Polens umzuschauen.

Überraschend ist der Zwiespalt, in dem viele der jüngeren Musiker in
Polen stecken. Da gibt es einerseits eine enge, emotionale Bindung an
die Heimat mit ihrer weit zurückreichenden Kulturgeschichte und eine
tiefe Verbundenheit zu den polnischen Altvorderen im Jazz, allen voran
den beiden früh verstorbenen Krzysztof Komeda (Piano) oder Zbigniew
Seifert (Violine), aber auch zu Tomasz Stańko (Trompete).
Andererseits orientiert man sich nach draußen und sucht die
Zusammenarbeit mit anderen europäischen Musikern.

Dabei geht es den jungen Polen keineswegs um ein
instrumentaltechnisches Kräftemessen, vielmehr sucht man nach
Kooperationspartnern, die anders musikalisch sozialisiert sind als man
selbst. So arbeiten mittlerweile der Saxofonist Maciej Obara und der
Geiger Adam Baldych mit norwegischen Musikern zusammen, während zum
Beispiel in den aktuellen Bands der Pianistin Joanna Duda oder ihres
Landsmanns Marek Pospieszalsky der junge Berliner Schlagzeuger Max
Andrzejewski die rhythmische Bewegung steuert.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. Juli 2018
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VORTRAG/222: Tübingen - Juli Zeh bei der 15. Tübinger Mediendozentur, 12.07.2018


idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

Juli Zeh bei der 15. Tübinger Mediendozentur

Die vielfach ausgezeichnete Schriftstellerin spricht über die Macht
von Stimmungen und die Zukunft der Demokratie



Regierungskrisen, der drohende Zerfall Europas, der Aufstieg von
Populisten, der Vertrauensverlust in Medien und Politik, die spürbare
Polarisierung der Kommunikationsverhältnisse - die gesellschaftliche
Mitte scheint an Einfluss zu verlieren, die Attraktivität und
Ausstrahlung liberaler Demokratien schwindet. Oder ist unsere
Situation in Wahrheit viel besser als die Stimmung? Wird die Lage des
Landes in einem eigenwilligen Zusammenspiel aus medialer
Zuspitzungslust, populistischer Vereinfachung und einer diffusen
Verdrossenheit der Allgemeinheit künstlich schlecht geredet?

Diesen Fragen widmet sich die Schriftstellerin Juli Zeh in der 15.
Tübinger Mediendozentur am Donnerstag, den 12. Juli 2018, um 18.30 Uhr
im Festsaal der Universität (Neue Aula, Geschwister Scholl Platz). Die
interessierte Öffentlichkeit ist herzlich eingeladen. Der Eintritt ist
frei.

Mit Juli Zeh kommt eine der bekanntesten Schriftstellerinnen deutscher
Sprache und Autorin vielfach ausgezeichneter Romanen nach Tübingen.
Ihre gesellschaftspolitischen Stellungnahmen beeinflussen die Debatten
der Gegenwart. Bereits ihr literarisches Debüt "Adler und Engel"
(2001) war ein Welterfolg und wurde in 31 Sprachen übersetzt. Es
folgten zahlreiche weitere Romane, Sachbücher, Theaterstücke,
Kurzgeschichten, Essays. In diesen Tagen wird ihr Gesellschaftsroman
"Unterleuten" für das ZDF verfilmt und die Bühnenfassung vorbereitet.

In ihrer Tübinger Rede skizziert Juli Zeh ein Panorama der aktuellen
Stimmungs- und Kommunikationsverhältnisse. Sie zeigt, wie die
Digitalisierung gesellschaftliche Spaltungsprozesse und die 
Ich-Zentrierung des Menschen verstärkt. Und sie macht deutlich, dass die
offene Flanke der liberalen Demokratie darin besteht, dass sie zwar
Freiheitsräume eröffnet, aber Verantwortung, Mündigkeit und ein
Interesse am Gemeinwohl aller Beteiligten unbedingt voraussetzt. Wie
viel Freiheit, so lautet ihre Schlüsselfrage, kann der Mensch ertragen
- ohne sich in die grobe Vereinfachung, die nächstbeste Ideologie oder
das Spektakel der Dauer-Ablenkung zu flüchten?

Die thematische Einführung zur 15. Tübinger Mediendozentur am 12. Juli
übernimmt der Medienwissenschaftler Professor Bernhard Pörksen. Es
moderiert der Tübinger SWR-Studioleiter Dr. Andreas Narr. Ein
Mitschnitt der Rede zur Mediendozentur wird in SWR Aktuell gesendet.
Das Institut für Medienwissenschaft publiziert sie gemeinsam mit dem
SWR in einer Sonderveröffentlichung.

Seit 2003 kamen für die Mediendozentur unter anderem Claus Kleber,
Maybrit Illner, Giovanni di Lorenzo, Alice Schwarzer, Frank
Schirrmacher, Mathias Döpfner, Miriam Meckel, Sascha Lobo und Georg
Mascolo nach Tübingen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 04.07.2018
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FORSCHUNG/3866: Neurowissenschaft - Geben und Nehmen ... Wie wir Interaktionen wahrnehmen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 02.07.2018

Geben und Nehmen: Wie wir Interaktionen wahrnehmen

Tübinger Neurowissenschaftler untersuchen, wie das Gehirn wechselseitige,
zwischenmenschliche Handlungen erkennt und repräsentiert



Soziales Verhalten beruht auf der Interaktion mit anderen. Aber wie nimmt
unser Gehirn diese wahr und verarbeitet sie? Bisher haben Psychologen und
Neurowissenschaftler vor allem die neuronale Verarbeitung einzelner
Handlungen untersucht. Ein Neurowissenschaftlerteam aus drei Tübinger
Forschungseinrichtungen konnte nun zeigen, dass im menschlichen Gehirn
soziale Interaktionen als zusammenhängende Handlungspaare der
interagierenden Partner repräsentiert sind - ein Ergebnis, das unter
Umständen die Autismus-Forschung beeinflussen wird. Die Studie wird im
Fachmagazin PNAS veröffentlicht.

Tanzen, Händeschütteln, Ballspielen - all diese Aktivitäten beruhen auf
zusammenhängenden Handlungspaaren verschiedener Personen, wie Geben und
Nehmen oder Werfen und Fangen. Wie verarbeitet das Gehirn solche
Interaktionen, bei denen die Handlungen mehrerer Personen zueinander in
Beziehung stehen? Erkennen wir solche Interaktionen bereits dadurch, dass
unsere Wahrnehmung die Bewegungen der einzelnen Partner direkt in eine
Beziehung setzt? Oder analysieren wir die Handlungen der einzelnen Partner
erst kognitiv und belegen sie dann mit einer Bedeutung?

Eine gemeinschaftliche Studie von Neurowissenschaftlern des Tübinger
Max-Planck-Instituts für biologische Kybernetik (MPI BK), des Hertie-Instituts
für klinische Hirnforschung (HIH) und des Werner Reichardt Centrums für
Integrative Neurowissenschaften (CIN) der Universität Tübingen ist diesen
Fragen nun auf den Grund gegangen. Die Forscher verwendeten dazu eine
Virtual-Reality-Umgebung, in der eine lebensgroße, dreidimensional
animierte Figur teils klar erkennbare Teile von Handlungspaaren, teils
Mischbewegungen ausführte. Sie nutzten in ihrer Untersuchung einen
Ermüdungseffekt aus: Unklare Reize werden abhängig von dem, was man zuvor
gesehen hat, abweichend interpretiert. Zeigt man zum Beispiel wiederholt
ein "Geben" und danach eine unklare Mischung von "Werfen" und "Geben", so
nehmen Probandinnen und Probanden die Mischbewegung häufiger als "Werfen"
wahr.

Interessanterweise fanden die Forscher diesen Ermüdungseffekt aber nicht
nur beim jeweils ersten Teil eines Handlungspaares, etwa wenn "Geben" oder
"Werfen" wiederholt gezeigt wurde. Der Effekt trat auch dann auf, wenn
zuvor das passende Gegenstück gezeigt wurde, hier also ein "Nehmen" oder
"Fangen". Offensichtlich reagieren diejenigen Neurone im menschlichen
Gehirn, die auf "Werfen" ansprechen, auch auf das passende
Handlungsgegenstück "Fangen". Das Handlungspaar "Werfen-Fangen" wird also
gemeinsam im Gehirn repräsentiert. In weiteren Kontrollexperimenten
zeigten die Forscher, dass nur Handlungen, die Teil des Handlungspaares
sind, den Ermüdungseffekt auslösen. Bei anderen Handlungen, die nicht Teil
des Handlungspaares sind, etwa "Tanzen", findet man diesen dagegen kaum.

"Geben und Nehmen sind im Gehirn zusammen repräsentiert", bekräftigt
Stephan de la Rosa (MPI für biologische Kybernetik), der die Studie
leitete und gemeinsam mit Leonid Fedorov (HIH/CIN) auch die Experimente
durchführte. "Das Ergebnis macht wahrscheinlich, dass es Neurone gibt, die
gleichartig für beide Handlungen eines Handlungspaares antworten", sagt
Martin Giese (HIH/CIN), Fedorovs Doktorvater. Die Bedeutung ihres Befundes
ist den Autoren klar: "Bei autistischen Störungen ist die Wahrnehmung
solcher sozialen Interaktionen beeinträchtigt, wie wir sie hier untersucht
haben. Wir hoffen nun, dass unsere Ergebnisse einen Baustein zu einem
besseren Verständnis solcher sozial-kognitiven Störungen liefern können."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 02.07.2018
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DEMENZ/373: Forschung - Alzheimer im Miniformat (idw)


Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 03.07.2018

Alzheimer im Miniformat



Dresdner Forschern ist es gelungen, Mechanismen der Alzheimer-Erkrankung
in einem neuartigen, stammzellbasierten Modellsystem nachzuahmen. Dieses
gibt Merkmale menschlichen Hirngewebes wieder. Nach Einschätzung der
Wissenschaftler können mit diesem Forschungsinstrument Krankheitsprozesse
untersucht werden und es könnte bei der Suche nach neuen
Therapiemöglichkeiten behilflich sein. Die in der Zeitschrift
"Developmental Cell" veröffentlichten Ergebnisse deuten darauf hin, dass
sich mit Hilfe des Immunsystems neuronale Reparaturvorgänge auslösen
lassen. Diese könnten dem Gehirn möglicherweise helfen, mit Alzheimer
besser umzugehen.

An der Studie beteiligten sich das Deutsche Zentrum für Neurodegenerative
Erkrankungen (DZNE), das Leibniz-Institut für Polymerforschung Dresden
e.V. (IPF), das Zentrum für Regenerative Therapien an der TU Dresden
(CRTD) sowie weitere Institutionen aus dem In- und Ausland.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dzne.de/aktuelles/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/presse/detail/alzheimer-im-miniformat/ Vollständige Pressemiteilung

https://www.dzne.de/en/news/public-relations/press-releases/press/detail/alzheimers-in-mini-format-a-novel-tool-to-study-disease-mechanisms-and-possible-remedies/ Englische Fassung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1369
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FORSCHUNG/739: Neuer Einblick in die Reifung von miRNAs (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 03.07.2018

Neuer Einblick in die Reifung von miRNAs



Ein internationales Forscherteam unter Leitung des Helmholtz Zentrums
München, der Technischen Universität München und der Universität Edinburgh
hat mit Hilfe integrierter strukturbiologischer Untersuchungen die Reifung
einer krebsauslösenden mikroRNA in der Genregulation aufgeklärt. Die
Autoren hoffen, aus den in 'Nature Communications' vorgestellten
Ergebnissen langfristig neue Therapien ableiten zu können.

MikroRNAs (miRNAs) bilden eine Klasse von Molekülen, die aus kurzen
Abfolgen von RNA-Bausteinen bestehen. Sie sind in der Lage, den Aufbau von
bestimmten Proteinen zu verhindern, indem sie die entsprechende Bauplan-RNA abbauen.

Auch krebsauslösende miRNAs, sogenannte oncomiRs, arbeiten nach diesem
Prinzip und verhindern vornehmlich die Herstellung von Proteinen, die die
Zelle gegen unkontrolliertes Wachstum schützen. "So führt ein verstärktes
Auftreten dieser Moleküle in der Zelle langfristig zur Krebsentstehung",
erklärt Prof. Michael Sattler, Direktor des Instituts für Strukturbiologie
am Helmholtz Zentrum München und Lehrstuhlinhaber für Biomolekulare NMR
Spektroskopie an der Technischen Universität München. "Allerdings sind die
molekularen Mechanismen, wie manche miRNAs in der Zelle überhaupt
hergestellt werden bis heute nicht gut verstanden."

Dazu muss man wissen: Bevor eine miRNA in der Zelle wirken kann,
durchläuft sie mehrere Reifungsschritte und entwickelt sich von einer
sogenannten primären pri-miRNA über ein Vorläuferstadium (englisch:
precursor, daher pre-miRNA) hin zur reifen miRNA. Gemeinsam mit
Forschenden um Prof. Javier Caceres und Dr. Gracjan Michlewski von der
Universität Edinburgh sowie sein Mitarbeiter Hamed Kooshapur (nun National
Institutes of Health, USA) untersuchte Sattler in der aktuellen Arbeit die
Reifung einer bestimmten pri-miRNA.

"Konkret hatten wir uns auf die Reifung von miRNA-18a konzentriert, die
bereits mit Darm-, Brust- und Speiseröhrenkrebs in Verbindung gebracht
wurde", erklärt Michael Sattler. "Um aufzuklären, wie ihre Reifung
funktioniert, mussten wir verschiedene Verfahren kombinieren. Dabei kamen
sowohl Kernspinresonanz (NMR)-Spektroskopie, Röntgenkristallographie,
Kleinwinkel-Röntgenstreuungsanalysen als auch biochemische Experimente zum
Einsatz."

Auf diese Weise konnten die Autoren nachweisen, wie genau ein bestimmtes
RNA-Bindeprotein (hnRNP A1) die pri-miRNA-18a erkennt und deren Struktur
derart verändert, dass sie sich zur fertigen miRNA-18a weiterentwickelt.
Die Forscher gehen davon aus, dass der Mechanismus auch auf andere miRNAs
übertragbar ist. "Langfristig hilft uns das Verständnis für die Prozesse
dabei, neue Therapieoptionen - beispielsweise gegen Krebs - zu
entwickeln", so Michael Sattler abschließend. "Denn nur wenn wir
verstehen, wie die Biologie funktioniert, können wir zielgerichtet darin
eingreifen."


Original-Publikation:

Kooshapur, H. et al. (2018): 

Structural basis for terminal loop recognition and stimulation of pri-miRNA-18a processing by hnRNP A1. 

Nature Communications, DOI: 10.1038/s41467-018-04871-9


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören. 

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Strukturbiologie (STB) erforscht die Raumstruktur
biologischer Makromoleküle, analysiert deren Struktur und Dynamik und
entwickelt NMR-spektroskopie Methoden für diese Untersuchungen. Ziel ist
es, molekulare Mechanismen der biologischen Aktivität dieser Moleküle und
ihre Beteiligung an Krankheiten aufzuklären. Die Strukturdaten werden als
Grundlage für die rationale Entwicklung kleiner Molekülinhibitoren in
Verbindung mit Ansätzen der chemischen Biologie angewandt. 

www.helmholtz-muenchen.de/stb

Die Technische Universität München (TUM) ist mit mehr als 500
Professorinnen und Professoren, rund 10.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern und 40.000 Studierenden eine der forschungsstärksten
Technischen Universitäten Europas. Ihre Schwerpunkte sind die
Ingenieurswissenschaften, Naturwissenschaften, Lebenswissenschaften und
Medizin, verknüpft mit Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Die TUM
handelt als unternehmerische Universität, die Talente fördert und Mehrwert
für die Gesellschaft schafft. Dabei profitiert sie von starken Partnern in
Wissenschaft und Wirtschaft. Weltweit ist sie mit einem Campus in Singapur
sowie Verbindungsbüros in Brüssel, Kairo, Mumbai, Peking, San Francisco
und S�o Paulo vertreten. An der TUM haben Nobelpreisträger und Erfinder
wie Rudolf Diesel, Carl von Linde und Rudolf Mößbauer geforscht. 2006 und
2012 wurde sie als Exzellenzuniversität ausgezeichnet. In internationalen
Rankings gehört sie regelmäßig zu den besten Universitäten Deutschlands.

www.tum.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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FORSCHUNG/738: Schützender Faktor bei spinaler Muskelatrophie gefunden - therapeutische Option durch Gen-Analyse (idw)


Uniklinik Köln - 03.07.2018

Schützender Faktor bei SMA gefunden - Neue therapeutische Option durch Gen-Analyse entdeckt



Die spinale Muskelatrophie (SMA) ist eine der schwerwiegendsten
neurodegenerative Erkrankungen. Einer Forschungsgruppe um Prof. Dr.
Brunhilde Wirth, Direktorin des Instituts für Humangenetik an der
Uniklinik Köln, ist es nun gelungen, Calcineurin-like EF-hand Protein 1
(CHP1) Reduktion, als einen neuen schützenden Faktor gegen (SMA) zu
identifizieren. Die Ergebnisse dieser Studie wurden nun (28.06.2018) im
renommierten Wissenschaftsmagazin Brain veröffentlicht.

SMA ist die zweit häufigste autosomal-rezessive Erbkrankheit und die
häufigste Ursache für genetisch-bedingte Säuglingssterblichkeit. In der
europäischen Population ist etwa jeder 35. Krankheitsträger und etwa
30.000 Menschen sind allein in Europa und den USA von SMA betroffen, wobei
etwa 60 Prozent die besonders schwere Form der Krankheit ausprägen, welche
zu einem sehr frühen Tod führt.

Die Krankheit wir durch den Verlust des SMN1-Gens verursacht, welches die
Grundlage zur Herstellung des SMN Eiweißes ist. Das SMN Eiweiß hat
essentielle Funktionen in allen Zellen im Körper, ist aber vor allem für
das Überleben der Motoneuronen, die Nervenzelle die den Muskel innervieren
und deren Stimulierung die Muskelkontraktion hervorruft, unabdingbar.

Ein Hauptmerkmal der Krankheit ist der fortschreitende Verlust von
Motoneuronen, deren Verlust die für die SMA typische Muskeldegeneration
und -schwäche verursacht.

Frühe pathologische Merkmale der Krankheit sind die verminderte Größe und
Reife der neuromuskulären Endplatten, die Synapsen zwischen Motoneuron und
Muskeln welche für die Signalübertragung vom Nerv zum Muskel
verantwortlich sind. In der schwersten Form der SMA sind jedoch auch
weitere Organe betroffen.

In vorangegangenen Studien konnte die Arbeitsgruppe von Prof. Wirth
bereits Plastin 3 (PLS3) als genetischen krankheitsschützenden Faktor bei
Menschen finden, die trotz genetischer Anlage für SMA, die Krankheit nicht
entwickeln. Eva Janzen, Doktorandin im Labor Wirth zusammen mit Natalia
Mendoza-Ferreira und Seyyedmohsen Hosseinibarkooie ebenfalls Doktorandin
bzw. Postdoktorand im Labor Wirth haben ein neues Gen, CHP1,
identifiziert, welches mit PLS3 interagiert, und in verschiedenen SMA
zellulären untersucht sowie in Modellorganismen den protektiven SMA-Wert
durch CHP1-Reduktion nachgewiesen.

In schwer betroffenen SMA Patienten ist eine Antisense-Oligonukleotid
(ASO)-Therapie, welche zu einem leichten Anstieg an SMN Protein führt,
unzureichend um die Krankheit vollständig zu heilen. Ein zweiter
Wirkstoff, der die ASO-Therapie unterstützt, stellt somit einen hoch
interessanten therapeutischen Ansatz dar. Um der Situation in schwer
betroffenen ASO-behandelten SMA Patienten möglichst nahe zu kommen, wurden
schwer betroffene SMA Mäuse mit SMN-ASO (SpinrazaTM) behandelt, dies
führte zu einer Verdopplung der Überlebensspanne. Zusätzliche
CHP1-Reduktion in Kombination mit SpinrazaTM führte zu einer weiteren
1.6-fachen Lebensverlängerung und zusätzlich zu einer Verbesserung der
Hauptkrankheitsmerkmale.

Der ergänzende protektive Einfluss der CHP1-Reduktion konnte auf die
erhöhte Aktivierung des Enzyms Calcineurin, welches einen Anstieg der
neuronalen Endozytose bewirkt, zurückgeführt werden. Die Endozytose ist
ein essentieller Prozess in jeder Zelle jedoch besonders wichtig in der
neuromuskulären Synapse bei dem Recycling des Neurotransmittels
Acetylcholin. Des Weiteren konnte zum ersten Mal gezeigt werden, dass in
SMA Zellen die Calcineurin-Aktivität vermindert ist und somit sehr
wahrscheinlich zur verminderten Endozytose beiträgt.

Zusammenfassend konnten die Wissenschaftler zeigen, dass die
CHP1-Reduktion ein neuer schützender Faktor für die SMA ist und dass die
CHP1-Reduktion die SpinrazaTM-Behandlung unterstützt. Mit Blick auf die
Zukunft ist die CHP1-Reduktion eine vielversprechende therapeutische
Option für SMA Patienten in Kombination mit der bereits FDA und
EMA-zugelassenen SpinrazaTM-Behandlung.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1051
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SCHMERZ/779: Forschungsprojekt - Goldstandard für die Messung von Schmerzen (idw)


Universitätsklinikum Jena - 03.07.2018

Goldstandard für die Messung von Schmerzen



Das Universitätsklinikum Jena und die Firma Grünenthal leiten einen
internationalen Forschungsverbund zur Verbesserung der Schmerztherapie
nach Operationen und bei chronischen Schmerzen. Im jetzt gestarteten
Projekt PROMPT wollen Partner aus Hochschulen, Pharmaindustrie,
Patientenorganisationen, Schmerzfachgesellschaften und kleinen und
mittleren Unternehmen geeignete Standards für die Beurteilung der
Schmerztherapie aus Patientensicht ermitteln und evaluieren. Die dabei
identifizierten Fragebögen sollen künftig zur Bewertung des
Therapieerfolges sowohl im klinischen Alltag als auch in klinischen
Studien dienen. PROMPT ist eines von drei Teilprojekten des IMI-PainCare-Verbundes.

Für die Schmerzbehandlung im klinischen Alltag, aber auch für
kontrollierte klinische Studien ist eine möglichst exakte Erfassung der
Schmerzen enorm wichtig, denn nur dann können wirksame Therapieverfahren
erforscht und routinemäßig eingesetzt werden. "Derzeit existiert aber eine
Vielzahl von Messinstrumenten, ohne dass es einen Konsens über das besten
Verfahren gibt", berichtet Winfried Meißner, Leiter der Sektion Schmerz an
der Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin am Universitätsklinikum
Jena. Diese Messinstrumente und Fragebögen werden - wenn überhaupt -
uneinheitlich eingesetzt und spiegeln oft weder die Wirkung von Therapien
noch die Prioritäten der Patienten wider.

Der Forschungsverbund PROMPT mit 14 europäischen Partnern aus Hochschulen,
Pharmaindustrie, Patientenorganisationen, Schmerzfachgesellschaften und
kleinen und mittleren Unternehmen will nun aus der Vielfalt der
existierenden Patientenbefragungs- und Messinstrumente Standards für
Patienteneinschätzungen zum postoperativen und chronischen Schmerz
identifizieren und testen. "Solche Standards für die
Patienteneinschätzungen, die sogenannten Patient-reported outcomes,
verbessern die Vergleichbarkeit klinischer Studien und erleichtern es,
erfolgreiche Therapieverfahren in Studien und im Alltag sicher zu
erkennen. Außerdem ist es wichtig, dass diese Messverfahren auch den
klinischen Alltag widerspiegeln, um sicherzustellen, dass die Ergebnisse
aus den klinischen Studien auch auf 'reale Bedingungen in der Klinik'
übertragbar sind", betont Hiltrud Liedgens, die für die Firma Grünenthal
zusammen mit Winfried Meißner das Projekt leitet.

Auf der Grundlage großer Literaturrecherchen und von den Industriepartnern
zur Verfügung gestellter Daten aus klinischen Studien werden die
Teilnehmer in einem Konsensprozess zunächst diejenigen Messgrößen
auswählen, die sie in den Teilprojekten einsetzen wollen. In einer groß
angelegten Beobachtungsstudie werden dann jeweils 1000 Patienten nach
Operationen am Thorax, an der weiblichen Brust, bei Kniegelenkersatz sowie
bei Endometriose befragt und bis zu sechs Monate postoperativ beobachtet.
Die Ergebnisse dieser Studie werden mit denen der Studien der
Industriepartner verglichen, sodass der Nutzen der Messinstrumente im
klinischen Alltag sowie in kontrollierten klinischen Studien bewertet
werden kann. Ähnliche Analysen sind auch an Studiendaten von chronischen
Schmerzpatienten bei Neuropathie oder Endometriose geplant.

Ein weiteres Ziel ist es, frühe Hinweise auf problematische
Schmerzverläufe nach Operationen zu identifizieren. Eine Checkliste soll
ermöglichen, Risikopatienten rechtzeitig zu erkennen und zu behandeln.
Daneben werden auch tragbare elektronische Geräte erprobt, die die
Mobilität und Schlafqualität von Patienten nach Operationen messen und so
frühzeitig Hinweise auf anhaltende Schmerzen oder andere Komplikationen
geben könnten. In einem weiteren Teilprojekt soll überprüft werden, ob die
Methoden der Patienteneinschätzung auch bei chronischen Schmerzpatienten
eingesetzt werden können, um erfolgreiche Therapieverfahren zu
identifizieren.

Der Forschungsverbund PROMPT wird im Rahmen der Innovative Medicines
Initiative-Förderlinie des EU-Förderprogramms Horizon 2020 von der
Europäischen Kommission und der EFPIA mit 4,1 Millionen Euro gefördert und
kooperiert im Konsortium IMI-PainCare mit zwei weiteren europäischen
Verbundprojekten zur Schmerztherapie. Diese suchen, in Ergänzung zu den
subjektiven Patienteneinschätzungen, nach 'objektiven' Biomarkern für
Schmerzen und beschäftigen sich mit chronischen Schmerzen im Becken und
bei Endometriose.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.imi-paincare.eu

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66049

Hintergrundinformationen und Ergänzungen zum Forschungsverbund PROMPT

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461
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VORTRAG/816: Deggendorf - Dr. Google & Co ... Fluch oder Segen?, 10.07.2018


Technische Hochschule Deggendorf - 03.07.2018

Dr. Google & Co - Fluch oder Segen?



Immer mehr Menschen konsultieren das Internet, wenn es um ihre Gesundheit
geht, in Deutschland fast jeder zweite Erwachsene. Und - so eine Studie
der Bertelsmann-Stiftung - 52 Prozent sind mit dem, was Dr. Google
liefert, immer oder meistens zufrieden. Stellt sich die Frage, ob diese
Zufriedenheit tatsächlich begründet ist? Wie ist mit der Online-Flut an
Gesundheitsinformationen am besten umzugehen? Das ist Inhalt eines
Vortrags von Prof. Dr. Doris Eberhardt von der Technischen Hochschule
Deggendorf (THD) im Rahmen der Themenreihe Mensch und Gesundheit. Die
Veranstaltung findet am 10. Juli um 19 Uhr im Gebäude I, Raum 108, der THD
statt und richtet sich an alle Interessierten.

Erst mal Dr. Google fragen. Das sagen sich viele, egal ob es um Tipps für
ein gesünderes Leben geht oder um ernsthafte Gesundheitsprobleme. Zwar ist
die Zufriedenheit mit den Suchergebnissen laut Bertelsmann-Umfrage recht
ordentlich, gleichzeitig finden es aber zwei Drittel der
Gesundheits-Surfer sehr schwierig, die Vertrauenswürdigkeit der Informationen richtig
einzuschätzen. Außerdem sei die Masse an Informationen eher verwirrend als
hilfreich. Das wachsende Interesse an Gesundheitsinformationen deckt sich
mit dem nationalen Ziel, gesundheitliche Kompetenz zu erhöhen. Die
Fähigkeit der Patienten, Gesundheitsinformationen zu finden, zu verstehen
und zu beurteilen soll gesteigert werden, um Entscheidungen über die
eigene Behandlung mitgestalten zu können.

Aber längst nicht sind alle Aussagen, die im Internet getroffen werden,
fundiert und objektiv. Für die Professorin ein entscheidender Punkt:
"Gerade Laien haben erhebliche Mühe, sich zurechtzufinden und relevante
Informationen von unwichtigen zu trennen." Es stelle sich die Frage, woran
man qualitativ hochwertige Gesundheitsinformationen erkennen und wie man
sie in verständlich aufbereiteter Form im Internet finden könne. "Jedoch
führen auch seriöse Informationen nicht automatisch zur richtigen
Entscheidung," betont Prof. Eberhardt. "Vielmehr geht es darum, die
Informationen mit Fachpersonen zu besprechen, abzuwägen und gemeinsam die
beste Alternative für die eigene, individuelle Situation zu finden." In
ihrem Vortrag wird die Referentin außerdem auf den immer populärer
werdenden Begriff der "Evidenzbasierung" eingehen sowie die damit
verbundenen Chancen und Grenzen aufzeigen.

Prof. Eberhardt ist gelernte Krankenschwester, Pflegepädagogin und
Pflegewissenschaftlerin. Sie arbeitet seit 2013 im Bereich der
Pflegeentwicklung am Klinikum Neumarkt i.d.Opf.. Seit 2017 ist sie an der
THD für das Lehrgebiet Pflegesystementwicklung zuständig. Mit ihrer Hans
Lindner Stiftungsprofessur soll die Verbesserung der Wirksamkeit von
pflegerischer Versorgung insbesondere im ländlichen Raum unterstützt
werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1904

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Deggendorf - 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4922: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 05.07.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
27. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Single von
Glasperlenspiel, die mit "Schloss" feat. Ali As einen weiteren Song
aus ihrem Album "Licht & Schatten" veröffentlichen.

Auch Kerstin Ott präsentiert ihren neuen Song "Nur einmal noch" als
2-Track-Version und das neue Video. Nilsen feiert die "Sommerferien"
mit seiner EP. Zudem gibt es alle Infos zur neuen Compilation "Latin
Flavour Club".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Glasperlenspiel veröffentlichen neue Single "Schloss" feat. Ali
As 

Vielleicht kennt sie jeder von uns: Diese Momente, wenn man jemanden
sieht, das Herz schneller schlägt, aber man sich doch nicht traut,
den ersten Schritt zu machen... Und die Chance dazu einfach
vorbeizieht, ohne, dass etwas passiert. Glasperlenspiel erzählen mit
ihrer neuen Single "Schloss" von einer solchen Liebesbeziehung oder
vielmehr: von zwei Menschen, die sich immer wieder begegnen, aber nie
zueinander finden. "Schloss" ist nach der Hitsingle "Royals & Kings"
feat. Summer Cem die neueste Veröffentlichung aus dem aktuellen Album
"Licht & Schatten" und entstand gemeinsam mit dem Münchner Rapper Ali
As.

Während in vielen Lovestorys oftmals nur ein Weg oder Handlungsstrang
beschrieben wird, komplettieren Glasperlenspiel das Bild durch zwei
Perspektiven: "Wir erzählen den Song aus der Sicht der Frau und des
Mannes - was naheliegend für uns erscheint", lacht Sängerin Carolin
Niemczyk und Daniel Grunenberg fügt hinzu: "Sie sind in ganz
verschiedenen Welten unterwegs und trauen sich nicht, sich
anzusprechen. Dabei wäre es doch ganz einfach." Das Happy End scheint
greifbar nah, doch "sie sehen sich immer wieder und wünschen sich
heimlich, dass der andere den ersten Schritt macht."

Mit der neuen Single "Schloss" präsentieren Glasperlenspiel eine
sommerlich-leichte Urban-Pop-Hymne, verschmelzen smarte Texte mit
catchy Pop-Melodien und erzählen von Momenten, die alles verändern
können - wenn man sich nur traut und alle Hindernisse und Zweifel
beiseiteschiebt. Eine Liebeserklärung an die kleinen Augenblicke und
das Bauchgefühl, auf das wir alle öfters hören sollten.

Das Album "Licht & Schatten" ist bereits erhältlich.

Weitere Infos unter:

www.facebook.com/GPSMUSIK

www.journalistenlounge.de


Kerstin Ott mit 2-Track Single "Nur einmal noch" und Video
++ Neues Album "Mut zur Katastrophe" erscheint am 17. August

Nachdem Kerstin Ott vor kurzem ihre neue Single "Nur einmal noch"
veröffentlicht hat, folgt am Freitag die 2-Track-Version inklusive
dem neuen Song "Lieb mich zurück". Die Fans müssen auf noch bis zum
17. August gedulden, bevor das neue Album "Mut zur Katastrophe" auf
den Markt kommt. Die Wartezeit verkürzt Kerstin Ott mit dem neuen
Video zu "Nur einmal noch".

Knapp zwei Jahre ist es erst her, seitdem sich Kerstin Ott mit dem
vom renommierten DJ-Duo Stereoact produzierten Megahit "Die immer
lacht" über Nacht als eine der erfolgreichsten und beliebtesten
deutschsprachigen Künstlerinnen etablierte. "Die immer lacht" wurde
im März 2017 vom Marktforschungsunternehmen GfK Entertainment
offiziell zum erfolgreichsten Werk des Jahres 2016 erklärt und mit
dem Deutschen Musikautorenpreis sowie einem Diamant-Award und
Doppel-Platin ausgezeichnet. Bisher generierte der Ohrwurm fast 132
Millionen YouTube-Views. Nach einem wahren Edelmetallregen, zwei
Auszeichnungen mit dem Deutschen Musikautorenpreis, insgesamt vier
ECHO-Nominierungen und ausverkauften Shows vor restlos begeistertem
Publikum legt die 36-jährige Sängerin und Songwriterin am 17. August
mit "Mut zur Katastrophe" ihren ungeduldig erwarteten
Longplay-Zweitling vor. Eine erste Kostprobe gibt es nun mit der
2-Track-Version von "Nur einmal noch"!

Mehr Infos zu Kerstin Ott unter:

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home


Die "Sommerferien" sind da! Nilsen veröffentlicht neue EP
am Freitag

Mit "Sommerferien" und der am Freitag erscheinenden "Sommerferien"-EP
präsentiert Nilsen den perfekten Ferienstart für Kids und alle
Junggebliebenen. Hinter dem Pseudonym steckt der 23-jährige
Songwriter, Producer, Musiker und DJ Nils Mechlinski, der bereits
unter dem Künstlernamen Lockvogel mit gefeierten Partyhymnen wie "Ne
Sekunde Sommer" oder "Geile Zeit" auf sich aufmerksam gemacht hat.
Ebenfalls war der aus dem Münsterland stammende Künstler im
vergangenen Jahr als Featured Artist mit dem Ohrwurm "Muss ich haben"
auf dem Soundtrack des Jugendstreifens "Bibi & Tina: Tohwabohu Total"
vertreten und konnte sich in deutschen Clubs einen hervorragenden Ruf
als packender Live-Act erspielen. Nachdem er kürzlich als Support der
Lochis zu erleben war, möchte Nilsen gerade dem jungen Publikum die
Musik mit speziellen DJ-Kursen für Kinder und seinen energiegeladenen
Club-Gigs näherbringen. Positive Party-Vibes zum Tanzen und Zuhören!

Ursprünglich aus der Jugendarbeit kommend, komponiert Nilsen seine
Stücke ganz bewußt für eine junge Zielgruppe ab Grundschulalter und
darüber hinaus. Nilsen verbindet eingängigen Pop mit coolen
Electro-Sounds und kinderfreundlichen Texten zu einem sofort
ansteckenden Gute-Laune-Mix, wie er auch mit "Sommerferien" zeigt.
Nach Alice Coopers "School's Out" ist "Sommerferien" die kommende
große Schulhymne, die ab demnächst von der 1. Klasse bis zur
Abi-Stufe zu hören sein wird. Am Freitag erscheint die
"Sommerferien"-EP. Auf einen tollen Sommer - mit Nilsen!

https://www.universal-music.de/nilsen


Latin Flavour Club: Neue Compilation mit den heißesten Hits
aus dem Latin Bereich

Pünktlich zum bereits überdurchschnittlich warmen Sommer 2018 kommt
mit der Latin Flavour Club - The Very Best Of lateinamerikanischer
Flair in die europäischen Gefilde! Diese Zusammenstellung der besten
und temperamentvollsten Songs aus der Szene versprüht sofort das
Lebensgefühl der sonnengeküssten Mitte Amerikas. 45 Tracks, die zum
Mitzucken animieren und die Hüfte in Schwung bringen, findet man auf
diesem Album - erhältlich als 2CD, Download und 4-fach Vinyl.

J Balvin, Shakira , Maluma, Liam Payne uvm. heizen mit ihren Beats
den bereits tropischen Sommer in Deutschland ein. Nach dem Mega-Hit
"Despacito" von Luis Fonsi, verbreiten auch Camila Cabello mit
"Havana" und Alvaro Solers "La Cintura" die gute-Laune Vibes und
lassen kein Tanzbein stillstehen. Auch bekannte Gesichter, wie
Enrique Iglesias, Jennifer Lopez & Ricky Martin, dürfen auf diesem
Album und auf keiner Party fehlen!

Die einzigartige Latin Flavour Club mit hochkarätigen Tracks ist ab
dem 13. Juli überall im Handel als CD und als Download erhältlich.
Die 4-fach Vinyl erscheint am 03. August.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Dardan / Dardy Luther King II / 06.07.2018

Nilsen / Sommerferien (EP) / 06.07.2018

Massari / Tune In / 20.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Bozza / Thriller / 10.08.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 17.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

Kerstin Ott / Lieb Mich Zurück / 06.07.2018

Kerstin Ott / Nur einmal noch (2-Track) / 06.07.2018

Chefket / Alles Klar / 06.07.2018

Luciano / Ballin / 06.07.2018

Olson / Nakla / 06.07.2018

Bozza / 30 km/h / 06.07.2018

Glasperlenspiel / Schloss feat. Ali As / 06.07.2018

Naika / Oh Mama / 13.07.2018

Jako Diaz / I Don't Trust You / 13.07.2018

Eno / Mercedes / 20.07.2018

The Dark Tenor feat. Yiruma / Written in the Scars / 27.07.2018

Showtek & MOTi feat. Starley & Wyclef Jean / Down Easy / 27.07.2018

D.Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 10.08.2018

 * 

TV-Termine

Aloe Blacc

16.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Beatrice Egli 

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Kerstin Ott

08.07.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

17.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Nico Santos

12.07.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

Sasha

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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Universal Music International Presse-Newsletter - 27. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das Debütalbum von Yungblud!
Der junge wilde Brite mit dem tiefgründigen Texten veröffentlicht am
Freitag "21st Century Liability".

Außerdem in den News: Sting & Shaggy starten ihre Open Air-Tour, Luis
Fonsi erreicht Platin, Niall Horan veröffentlicht den Titelsong zum
Kinofilm "Smallfoot - Ein eisigartiges Abenteuer", Chaka Khan ist
zurück mit ihrer neuen Single und Bee Gees-Ikone Barry Gibb wurde zum
Ritter geschlagen.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

Yungblud veröffentlicht sein Debütalbum "21st Century
Liability"

Englands derzeit provokantester Jungmusiker Dominic Harrison aka
Yungblud veröffentlicht am Freitag sein Debütalbum "21th Century
Liability". Mit seiner Mischung aus rotzigem Elektro-Punk, Hip-Hop
und UK Garage sowie seinen wilden Live-Auftritten sorgt Yungblud seit
einer ganzen Weile für Aufsehen. Doch der chaotische Eindruck trügt:
Denn Yungblud nutzt den Rummel um seine Person gekonnt, um Missstände
und Probleme seiner Generation anzusprechen.

Nach der Single "Psychotic Kids" und dem Vorboten "Medication" folgt
nun am Freitag das komplette Album "21st Century Liability". Vor
seinen Auftritten beim Rock am Rock/ Rock im Park-Festival hat
YUNGBLUD Berlin gerockt: Er war vor ein paar Wochen in Berlin.

YUNGBLUD live

11.08.2018 Feldkirch, Altes Hallenbad

https://www.universal-music.de/yungblud

https://www.facebook.com/yungblud/


CHAKA KHAN - Die Ikone ist zurück mit neuer EP + Single
"Like Sugar" + Video

Über 40 Jahre nach ihren ersten Hits meldet sich die
US-Funk/Soul-Diva Chaka Khan diesen Monat überraschend mit dem
ultimativen Dance-Statement zurück: "Like Sugar". Aufgenommen hat die
zehnfache Grammy-Gewinnerin den neuen Song und die EP mit dem
UK-Producer Switch, der einst Major Lazer mit gegründet und zudem
schon mit M.I.A., Beyoncé und Rihanna gearbeitet hat. Das extrem
farbenprächtige Video, das unter der Regie von Kim Gehrig entstand.

Zugleich die erste Veröffentlichung auf Switchs neuem Label Diary
Records, beweist Chaka Khan schon nach wenigen Takten von "Like
Sugar", dass sie in den gut zehn Jahren, die seit ihrer letzten
Albumveröffentlichung "Funk This" (2007) vergangen sind, kein
bisschen ihrer Stimmgewalt eingebüßt hat. Im Gegenteil: Sie klingt
noch genauso umwerfend wie in den Siebzigern, als sie mit "I'm Every
Woman" gerade erst durchstartete. Zugleich ist "Like Sugar" erst der
Auftakt, denn die Single fungiert obendrein als Vorgeschmack auf ihr
nächstes Album, das ebenfalls bei Diary Records erscheinen wird.
Switch selbst wird sämtliche Releases des Labels produzieren. Die
legendäre Chaka Khan wird auch 2018 für einige Highlights sorgen!

https://www.universal-music.de/chaka-khan/


Sting & Shaggy präsentieren ihr Album "44/876" LIVE ++
Tourstart am Wochenende

Mit ihrem gemeinsamen Album "44/876" haben Sting und Shaggy die
Charts aufgemischt - u.a. Platz 1 in den Offiziellen Deutschen
Albumcharts! - und den Sommer frühzeitig eingeläutet. Jetzt gibt es
das nächste Highlight, denn die beiden Ikonen kommen auf
Deutschlandtour und werden "44/876" live präsentieren!

Sting und Shaggy nahmen "44/876" zusammen auf Jamaika auf. Produziert
wurden die gesamten Sessions der beiden Legenden von Shaggys
langjährigem Produzenten Sting International (Shaun Pizzonia), der
u.a. bei den Megahits "It Wasn't Me," "Angel," "Boombastic" und "Oh
Carolina" hinter den Reglern stand.

Am Wochenende starten sie in Mainz ihre Open Air-Konzertreihe und
werden insgesamt viermal gemeinsam live auf der Bühne stehen.

STING & SHAGGY live

08.07.2018 Mainz | Volkspark

12.07.2018 Fulda | Domplatz

13.07.2018 Füssen | Barockgarten am Festspielhaus

23.07.2018 Salem | Schloss Salem


Luis Fonsi erhält für "Échame La Culpa" feat. Demi Lovato
den Platin-Award

Mit "Despacito" gelang Luis Fonsi ein globaler Jahrtausend-Hit, der
einen Rekord nach dem anderen aufgestellt hat. Auch der Nachfolger
"Échame La Culpa", der gemeinsam mit Demi Lovato enstanden ist,
beschert dem Latin-Superstar Edelmetall in Deutschland: "Échame La
Culpa" wird jetzt mit Platin ausgezeichnet!

Feurige Rhythmen, heiße Hüftschwünge und der eingängige Latin-Sound
laden zum Mitfeiern ein. Im Videoclip feiern Demi und Luis eine
Party, bei der jeder gerne zu Gast wäre. Übersetzt bedeutet der Titel
des neuen Lieds übrigens "Gib mir die Schuld" - in diesem Fall für
einen Ohrwurm und einen weltweiten Hit. Auch im Sommer 2018 bleibt
Luis Fonsi mit seinem Sound ein Stimmungsgarant!

http://www.universal-music.de/luis-fonsi/home


Niall Horan veröffentlicht neue Single "Finally Free" ++
Titelsong zum neuen Kinofilm "Smallfoot - Ein eisigartiges
Abenteuer"

Mit seinem Soloalbum "Flicker" hat Ex-One Direction-Sänger Niall
Horan rund um den Globus die Charts gestürmt, u.a. hat er Platz 1 in
den US Billboardcharts sowie Platz 8 in den Offiziellen Deutschen
Albumcharts erreicht. Jetzt kommt Niall Horan auch in die Kinos, denn
der Sänger und Songwriter liefert mit "Finally Free" den Titelsong
zum neuen Kinofilm "Smallfoot - Ein eisigartiges Abenteuer"!

"Finally Free" ist ab sofort erhältlich. Der Film startet im Herbst
in den Kinos. Einen ersten Teaser hat Niall Horan selbst via Social
Media gepostet.

http://www.universal-music.de/niall-horan/home


Bee Gees-Ikone Barry Gibb in London zum Ritter
geschlagen

Er ist eine lebende Legende, jetzt kommt noch ein Titel hinzu: The
Bee Gees-Ikone Barry Gibb wurde in London zum Ritter geschlagen und
darf sich nun "Sir" nennen. Barry Gibb wurde für seine Verdienste
rund um die Musik und seine Charity-Tätigkeiten ausgezeichnet. Prince
Charles schlug Barry Gibb im Buckingham Palace in der vergangenen
Woche zum Ritter.

In Interviews rund um die Zeremonie erklärte Gibb, dass seine
Gedanken bei seinen verstorbenen Brüdern seine, ohne die "das alles
niemals möglich gewesen wäre". Über das Treffen mit Prince Charles
erzählte Gibb, dass sie über Knieprobleme gesprochen hätten, und Gibb
sich nicht sicher war, ob er nach dem Ritterschlag wieder aufstehen
könnte. Wir freuen uns mit Sir Barry Gibb und gratulieren!

Die schönsten Songs der Bee Gees gibt es u.a. auf der DVD/Blu-ray
"One For All Tour - Live in Australia 1989".

https://www.universal-music.de/beegees

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Yungblud / 21. Century Liability / 06.07.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Nicki Minaj / QUEEN / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

Various Artists / Mamma Mia! (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 06.07.2018

Frank Zappa / Burnt Weeny Sandwich (LP) / 06.07.2018

Rory Gallagher / Wheels Within Wheels (Remastered 2018 / LP) / 06.07.2018

The Beatles / Yellow Submarine (Picture Disc / V7) / 06.07.2018

Various Artists / Beside Bowie: The Mick Ronson Story (DVD/BD/CD/2LP) / 06.07.2018

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Don't Sweat The Technique (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Follow The Leader (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Let The Rhythm Hit 'Em (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Paid In Full (2LP) / 13.07.2018

Doug Clifford / Doug "Cosmo" Clifford (LP) / 13.07.2018

Tom Fogerty / Excalibur (LP) / 13.07.2018

Smash Mouth / Fush Yu Mang (20th Anniversary Edition / 2CD) / 13.07.2018

Sunny Day Real Estate / The Rising Tide (2LP) / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security - San Jose 1999 (DVD/BD/DVD+CD/3LP) / 13.07.2018

Masta Ace Incorporated / Sittin' On Chrome (2LP) / 20.07.2018

Masta Ace Incorporated / SlaughtaHouse (2LP) / 20.07.2018

The Pharcyde / Labcabincalifornia (2LP) / 20.07.2018

Tone-Loc / Loc-ed After Dark (LP) / 20.07.2018

Young MC / Stone Cold Rhymin' (LP) / 20.07.2018

The Supremes / The Supremes Sing Holland-Dozier-Holland (Expanded Edition / 2CD) / 20.07.2018

Donna Summer / On The Radio: Greatest Hits Vol. I & II (2LP) / 20.07.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life In 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack / 4LP)

Frank Zappa / Chunga's Revenge (LP) / 20.07.2018

Public Image Limited / The Public Image Is Rotten (Songs From The Heart) (LP Box / CD Box) / 20.07.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack / LP) / 20.07.2018

Boz Scaggs / Out Of The Blues (CD/LP) / 27.07.2018

Social Distortion / Live At The Roxy (2LP) / 27.07.2018

The Moody Blues / diverse LPs / 27.07.2018

U2 / Achtung Baby (Remastered 2018 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / The Best Of 1980-1990 (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / Zooropa (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

Elton John / Captain Fantastic And The Brown Dirt Cowboy (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Elton John / Madman Across The Water (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Fairport Convention / A Tree With Roots - Fairport Convention And The Songs Of Bob Dylan (CD) / 03.08.2018

Genesis / diverse LPs (2018 Reissue) / 03.08.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4920: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 04.07.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (04.07.2018)



Cargo-Kronjuwelen:

Eigens für uns haben die GeschmacksspezialistInnen des an
musikalischen Pretiosen nicht armen Cargo-Vertriebes folgende Auswahl
an akustischen Artigkeiten getroffen, gebündelt, geschnürt und Preise
dazu gebastelt, die mich fast schwindeln lassen. Derart auf den Punkt
ausgewählt, dass der Glitterhouse-Gourmet den ganzen Rutsch blind
kaufen könnte, dürfen wir Euch den erlesenen Elfer zwei Monate lang
zu absoluten Sonderkonditionen anbieten.

Die ellenlange Elogen dazu findet Ihr - wie stets - im Glitter-Netz.

And The Golden Choir - Another Half Life - 6,95

CD. ... ein Album wie ein Altar. Zum Niederknien.

Bon Iver - 22, A Million - 8,95

CD. Ein melodiebeseeltes, magisch mesmerisierendes Meister- &
Wunderwerk von eigensinniger Einzigartigkeit.

Ane Brun - Leave Me Breathless - 8,95

CD. 13-fache Cover-Kunst, ...entdeckungssreiche Reise einer
Song-Seelen-Retterin. (cpa)

Charity Children - Fabel - 8,95

CD. Ein wahrer Schatz. (cpa)

Hanging Stars - Over The Silvery Lake - 9,95

CD. Doch, doch, so etwas wird heute noch gemacht...

Mark Lanegan - Scraps At Midnight - 8,95

CD. Sein '98er Album.

Odd Couple - Flügge - 6,95

CD. 16er, aus Berli, ... trotz ständig anderer Zeitbezüge im Ergebnis
irgendwie komplett zeitlos.

Maria Taylor - Something About Knowing - 8,95

CD. Stimmgewordene Streicheleinheiten, die ein Dauer-Lächeln zaubern.

Vibravoid - Psychedelic Blueprints - 8,95

CD. 16er, mit 75 Min. vollgestopfte Best of einer der weltbesten
Psyche-Bands.

Vibravoid - Mushroom Mantras - 9,95

CD. 17er. Ihr typischer first-class-Ultra Space-Psyche ...

War On Drugs - Lost In The Dream - 6,95

CD. 14er der Philadelphia-Truppe.


Jetzt im Netz besuch- und blätterbar:

Der Juli-Katalog

Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für Juli, blätter-,
herunterlad- und sogar ausdruckbar, unterlegt mit akustischen
Beispielen für das, was Euch aus gutem Glitterhause erwartet.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zur Wochenmitte:

Randy Bachman - By George / By Bachman

CD - EUR 16,95

Die kanadische Rocklegende verneigt sich vor seinem persönlichen
Pop-Idol: Mit einem Bachman-Original (Between Two Mountains) als
Einleitung und Ausklang versammelt der Meister der deftigen Ohrwürmer
hier seine eigenen Sichtweisen von aus verschiedenen
Harrison-Schaffensphasen ausgewählten Songs des ewigen dritten
Beatle, wobei das Hauptaugenmerk auf den Bandjahren liegt. Incl. u.a.
If I Needed Someone, You Like Me Too Much, While My Guitar Gently
Weeps, Handle With Care, Taxman, Something, Think For Yourself, Here
Comes The Sun, Don' Bother Me, Give Me Love.


The Bamboos - Night Time People

LP/CD - EUR 18,95/15,95

Achtes Studioalbum in 18 Jahren - die australische Soul/Funk-Instanz
ist seit vielen Jahren eine feste internationale Größe. Mastermind
Lance Ferguson und Soulröhre Kylie Auldist (auch solo ja
verdientermaßen erfolgreich) prägen auch dieses neue Album. Kylie ist
eine ganz und gar klassische Soulstimme in der Tradition von Sharon
Jones, The Bamboos klingen insgesamt aber etwas glatter und nicht
ganz so vintage wie deren Dapkings. Insgesamt auch mit mehr
Funk-Akzenten. Neben klassischen Gitarren und Orgel-Sounds, sowie den
obligatorischen (aber moistens dezent eingesetzten) Bläsern, gibt es
diesmal auch mehrfach Streicher zu hören, die für altmodischen
Philly-Vibe sorgen. Das Album bietet gleich 13 Songs, wobei der
letzte in gleich drei Versionen mit unterschiedlichen Gastvokalisten
vorliegt. Genauer gesagt: Gastrappern, was der soulig-deepen Nummer
keinesfalls schadet. Insgesamt weichen die neuen Songs aber kaum vom
gewohnten Bamboos-Standard ab: Northern Soul in Motown-nähe trifft
auf groovenden Midtempo-Funk, süffig produziert und von höchst
eingängiger Natur. Eine absolut verlässliche Kraft von zeitloser
Klasse mal wieder. (Joe Whirlypop)


Courtney Barnett - Tell Me How You Really Feel

LP/CD/Ltd. CD - EUR 23,95/15,95/19,95

Absolut mitreissendes Stück rauh-sanfter Kreativ-Kraft, traumgleich
schwebende, lässig tändelnde Gesangslinien treffen auf saftigst
verzerrte, nur scheinbar unbehauene Gitarren-Akkord-Klötze, und in
einem Meer aus kunstreich-roher Saiten-Energie entsteht ein ebenso
stilvolles Garagen-Gemälde, dessen Schönheit selbst in Momenten
rauhester Klang-Winde final betört. Courtney ist die Königin der
larmoyant-lässigen Gesangkunst, die bei bester Stimme und
verführerischen vokalen Fähigkeiten es immer wieder liebt, die
Melodien möglichst galant-charmant zu ignorieren. Mit
mädchenhaft-lockerer Eleganz, je einem Hauch Ray
Davies-Schnoddrigkeit, Chrissie Hynde-Abgeklärtheit und Lucinda
Williams-Reife perfektioniert sie ihre ganz eigene Art, Melodien zu
umsingen, zu packender Reife, während um sie herum rauh-rohe
Gitarren-Akkorde die Garage zum Kochen bringen. Bei aller Saiten-Wut
und -Kraft aber zeigt sie sich absolut eigensinnig wie stilsicher,
was die Wahl ihrer Rock-Genres betrifft, paart phantasiereiche
Psychedelic-Exkurse mit saftig-sattem Neil Young-Country-Rock,
vereint Wave-Wogen mit reifen Kinks-Riffs, setzt hymnische Hooklines
auf packende Punk-Energie und nutzt dabei auf köstlichste die
Klangräume, die sie - bei aller Rauheit des Werkmaterials - zu
kunstvollen bewegten Hall-Sälen arrangiert. Zehn mitreissende Songs
von heftiger Härte und lässigem Liebreiz, verführerisch schwebende
Vokal-Wendungen, grobe Gitarren, treibendes Schlagwerk und gezielt
gesetzte Orgel zu derben Delikatessen von nachhaltiger Eingängigkeit
verwandelt. Die limitierte CD-Ausgabe kommt in quadratisch gebundener
Buchform und mit zahlreichen zusätzlichen Fotos und zieht ihren
Mehrwert allein aus der opulenten Optik. (cpa)


SONDERANGEBOT DER WOCHE

An dieser Stelle präsentieren wir Euch jeweils 7 Tage lang eine
besondere Perle aus unserem nahezu unerschöpflichen Niedrig- &
Niedrigstpreissortiment, und dies zudem den Newsletterzeitraum lang
sogar noch preiswerter als ohnehin gewohnt.

The Blazers - Just For You

CD - EUR 6,95

Hier wird sattester Roots-Rock (zwei Lead-Telecaster die brennen) mit
mexikanischen Wurzeln mit Schmiß und Schmackes und einem verteufelt
großen Anteil exzellenter Songs geliefert. Das rockt, als hätte Eric
Ambel seine Hände im Spiel.

"The Blazers, who play a guitar-heavy blend of blues, surf-rock,
country, rocked-up norteno, cumbia, and other Mexican styles, are
often compared with their East Los Angeles counterparts, Los Lobos.
Like Los Lobos, the Blazers perform a rousing, danceable mix of North
American musical styles. Their fiery guitar playing and bluesy,
soulful singing are given a strong, driving beat by bassist Lee
Stuatt and drummer Raul Medrano. The Blazers' infectious Ameri-Mex
rock grooves and dual guitar action have prompted comparisons with
Santana, the Kinks, the Rolling Stones, Chuck Berry and the Allman
Brothers." (AMG)


Beside Bowie: The Mick Ronson Story - Various Artists

CD/DVD/BluRay - EUR 16,95/18,95/24,95

Dokumentation über den meist im Schatten bekannterer Artisten
agierenden Gitarren-Könner bzw. Soundtrack zu dieser. BluRay wie DVD
bieten den Film über die prägende musikalische Geschichte des
Seiten- & Saitenmannes (mit allerhand rarem und exklusivem Material),
die CD begleitend dazu 14 Tracks aus allen Ronson-Phasen, wobei es
neben Stücken der Solo-Alben vor allem seine Kollaborationen sind,
die den Soundtrack füllen (incl. u.a. All The Young Dudes mit Queen,
Ian Hunter & Bowie, Heroes mit Queen & Bowie, Soulful Lady (Michael
Chapman), Madman Across The Water (Elton John), This Is For You (Joe
Elliott), Moonage Daydream, Cracked Actor und Time (Bowie)).


David Bowie - Welcome To The Blackout (Live London '78)

2-CD - EUR 18,95

2018er CD-Premiere dieses von Tony Visconti aufgenommenen
Live-Ereignisses, mitgeschnitten bei zwei Nächten der Isolar II Tour
im Earl's Court London (am 30. Juni und 1. Juli 1978). Mit Stücken
der damals aktuellen Low- und Heroes-Werke im Zentrum des
Bühnengeschehens gibt es in der 24 Tracks langen Setlist aber auch
noch genügend Raum für weitere Klassiker, incl. u.a. Warszawa,
Heroes, The Jean Genie, Blackout, Sense Of Doubt, Speed Of Life,
Sound And Vision, Breaking Glass, Fame, Five Years, Soul Love, Star,
Hang On To Yourself, Ziggy Stardust, Suffragette City, Alabama Song,
Station To Station, TVC 15, Stay und Rebel Rebel.


Carl Palmer's ELP Legacy - Live

CD+DVD - EUR 13,95

Der immer noch atemberaubend agierende Weltklasse-Schlagwerker hat
mit seinem aktuellen Kreativ-Trio einen überraschend mitreißenden Weg
gefunden, sich des ehrfurchtgebietenden ELP-Erbes anzunehmen: Anstatt
halbwegs überzeugende Ersatz-Klangkörper an die Stelle seiner zwei
legendären Weggefährten zu setzen, verzichtet der deftige Dreierpack
gänzlich auf Gesang und nahezu vollständig auf Keyboard-Kaskaden.
Allein mit der kreativen Kraft von Schlagzeug, Gitarre (Simon
Fitzpatrick) und Bass (Paul Bielatowicz) wird ELP-Klassikern und
-Verwandtschaften begeisterndes neues Leben geschenkt, wobei die
absolut gleichwertige Instrumental-Meisterschaft der drei Artisten
dem großartigen Gelingen dieses einzigartigen Tributs durchaus zum
Vorteil dient. Mit dem beeindruckend beweglichen Bass als virtuosem
Vermittler zwischen der mal Steve Howe-verwandten, mal
Metal-gleißenden Gitarre und der unendlich vielseitigen
Perkussionspracht macht sich das Trio die bekannt geglaubten
Klassiker zu eigen und erschafft sie bei allem Respekt neu. Der
erfreulich preisgünstige Doppelpack bietet gleich zwei
Konzertmitschnitte, wobei die Live-CD (Tralf Music Hall, Buffalo, NY,
25.11.2014) in sieben bis zu 15-minütigen Epen Stücke wie Toccata &
Fuge in D Minor, Mars God Of War, 21st Century Schizoid Man, America,
Knife-Edge, Trilogy und Tarkus mit der machtvollen Metal-Spritze
wiederbelebt und die DVD (Olympia Theater, Miami, Florida, 24.6.2016)
 im 17-Track-Listing nahezu alles bietet, was der ELP-Jünger liebt
und ehrt: Peter Gunn, Karn Evil 9, The Barbarian, Bitches Crystal,
Jerusalem, Knife-Edge, Hoedown, Take A Pebble, Carmina Burana,
Pictures At An Exhibition, Fanfare For The Common Man uswusf..
Einzigartig gelungener Weg der respektvoll-belebenden
Legenden-Pflege. (cpa)


Dead Cat In A Bag - Sad Dolls And Furious Flowers

CD - EUR 13,75

Da ist es mal wieder: Das völlig aus dem Nichts kommende,
begeisternde Stück Musik. Die Band mit dem sperrigen Namen besteht
aus drei festen Mitgliedern plus insgesamt 19 Gastmusikern, die sich
mit Upright Bass, Violine, Piano, Mandoline, Mellotron, Posaune,
Viola und allem Möglichen mehr zum Gerüst aus Gitarren, Schlagzeug
und Akkordeon gesellen, um den atmosphärischen, dunkel-gefärbten
Songs der Turiner Leben einzuhauchen. Das Ganze changiert
atmosphärisch und klanglich zwischen 16 Horsepower, Tindersticks, Tom
Waits, Hugo Race/Fatalists, oder auch Nick Cave zur "The Good
Son"-Phase und ist so souverän und faszinierend arrangiert, wie man
es selten hört. Die Songs (alle in Englisch bis auf das französisch
gesungene "Le Vent") stammen aus eigener Feder, bis auf die
Coverversion von "Venus In Furs", dessen morbide Schönheit sie mehr
herausarbeiten, als sich auf die offensichtliche Schrägheit des
Originals zu versteifen. Die Stimme von Sänger Luca Swanz Andriolo
fesselt vom ersten Moment an mit ihrer Mischung aus resignativer
Gelassen- und Zurückgenommenheit und dem unglaublich rauhen Timbre,
das -wenn man erstmal drauf gekommen ist- einem mal wieder bewußt
werden läßt, wie sehr Thin White Rope und Guy Kyser fehlen. Insgesamt
eine äußerst abwechslungsreiche Reise über dreizehn Songs zwischen
Alt. Country und dunklem Indie/Akustikrock, die es in sich hat. (lrm)


David Eugene Edwards & Alexander Hacke - Risha

LP (+DLC)/ltd. LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/19,75/15,75

Edwards und Hacke kennen sich bereits seit den Anfangstagen von 16
Horsepower. Zusammen schrieben sie Musik für The Glasshouse, ein
Filmprojekt, das von Alexander Hacke's Frau Danielle de Picciotto
initiiert wurde. Gemeinsam arbeiteten die beiden an dem Reunion Album
'American Twilight' von Crime & The City Solution. Außerdem war Hacke
als Mixing Engineer an dem Wovenhand Album "The Laughing Stalk"
beteiligt.

Nach all diesen Jahren fanden sie jetzt endlich die Zeit um ihr
Debütalbum 'Risha' aufzunehmen. David Eugene Edwards nahm alle Vocals
und Saiteninstrumente auf; Alexander Hacke spielte Keyboards, Bass,
Drums und sämtliche elektronischen Sounds ein. Gemeinsam kreieren sie
auf 'Risha' eine geheimnisvolle und hypnotische Atmosphäre, eine
Energie, der man sich nicht entziehen kann. Denver, die ursprüngliche
Goldgräbermetropole, auch Mile High City genannt vs. Berlin, wenn man
so will. Man kann 'Risha' nicht mit hergebrachten Worten beschreiben.
Dieser einnehmende Sound ist eine Mischung aus Americana, Neo-Folk,
Industrial, Ambient und Arabischen Einflüssen. Musik, die Elektronik
mit ethnischen Instrumenten; übersteuerte Gitarren mit orientalischen
Rhythmen und Tonleitern kombiniert.

"To make our own record together has always been a dream and now
because of his kindness we have done so. I am so grateful and honored
to play with him and so excited for the world to hear what we have
created together." - David Eugene Edwards


Gathered From Coincidence: The British Folk-Pop Sound Of
1965-66 - Various Artists

3-CD - EUR 34,95

Weitere ebenso werte wie wissensreiche Grapefruit-Sammlung, wie von
Cherry Red- und Labeltöchtern gewohnt reichhaltig und erfahren
zusammengestellte Dokumentation eines Populärmusik-Phänomens,
begleitet von höchst lehrreichen Linernotes. Anhand von 78
handverlesenen Songs aus den angegebenen Entstehungsjahren wird die
Geburt des Folk-Pop beleuchtet, dabei neben großen und größeren Namen
auch allerhand zu Unrecht Vergessenes zu Tage fördernd. Incl. Tracks
von u.a. The Searchers, Peter & Gordon, The Fenmen, The Poets, The
Kytes, The Zombies, The Beatmen, The Times, The Epics, The Other
Side, Marc Bolan, Bill Fay, The Hollies, The Uglys, The Four Pennies,
Jonathan King, Murray Head, The Sorrows, The Ian Campbell Folk Group,
Justin Hayward, The Kinks, The Silkie, The Settlers, Sarah Jane, The
Shadows, The Seekers.


I See Hawks In L.A. - Live And Never Learn

CD - EUR 14,95

2018er Roots-Rückmeldung des gestandenen Quartetts um die tragenden
Köpfe Rob Waller und Paul Lacques, mal unaufgeregt zurückgelehntes,
mal dezent treibendes Backporch-Handwerk für den Country-Connaisseur,
gefüllt mit sattem Saitenwerk von gelassen gleißender Akustik-Gitarre
über Steel und Twang bis hin zu mitreißender Rock'n'Roll-Riffs und
geprägt vom zwei- (und mehr-) stimmig reifem Gesang, wobei Rob
Waller's samt-rauhe Stimme wohlig an goldene Lightfoot-Tage erinnert.
Das reife Songwriting lässt auch die bitteren Erfahrungen des Lebens
nicht aus, aber gereicht in derart gelungenen Gesangsharmonien sind
auch Moll-Akkorde eine reine Freude für Herz und Seele. Klassischer
Country, gefühlvoll bereichert um Honky Tonk-, Folk-,
Rock'n'Roll- und Country-Rock-Elemente, und von wahren Wurzel-Weisen
dargeboten. (cpa)


Indigo Girls - Live With The University Of Colorado Symphony
Orchestra

2-CD - EUR 16,95

Diese 2018er Rounder-Veröffentlichung bietet nicht mehr, vor allem
aber auch nicht weniger als der Titel verspricht: Begleitet von
vielköpfigem Symphonie Orchester geleiten uns die Geistessschwestern
Amy Ray und Emily Saliers durch 20 Songs aus mehr als 30 Jahren des
musikalischen Schaffens, den ans Herz gewachsenen Weisen dabei mit
zahlreichen gefühlvollen Händen neues Klanggesicht verleihend. Das
eingespielte Team (gemeinsam bestritt man mehr als 50 symphonische
Konzerte) bietet dabei ein Neu-/Wiederhören von u.a. Woodsong, Sugar
Tongue, Able To Sing, Compromise, Virginia Wolf, Happy In The
Sorrrow-Key, Love Of Our Lives, World Falls, Galileo, Come A Long
Way, Mystery, Damo, Kid Fears, Ghost, Go, Closer To Fine.


Jazzanova - The Pool

2-LP (+DLC)/CD - EUR 24,95/14,95

Auch schon seit zwanzig Jahren around: das Berliner "DJ- und
Producer-Kollektiv" Jazzanova. Dies ist nach längerer Albumpause ihr
fünftes Langwerk, das sich wie zuletzt bereits abzusehen war, doch
weit vom ursprünglichen Nu-Jazz-Sound entfernt hat. Wie üblich
erscheint es beim eigenen Label Sonar Kollektiv in völliger
künstlerischer Freiheit. Diese nutzen Alex Barck, Claas Brieler, Axel
Reinemer, Jürgen von Knoblauch und Stefan Leisering mehr denn je,
denn das neue Werk ist tatsächlich richtig poppig geworden. In einem
eher erwachsenen Sinn, aber doch total eingängig, mit Roots in Funk
und Soul. Also kein Nu-Jazz, kein Brasil-Vibe, eigentlich überhaupt
keine Jazz-Roots mehr, dafür eingängige Songs, groovige Melodien und
strukturell mehr Gastvokalisten (Jamie Cullum, Ben Westbeech, Pete
Josef, Rachel Sermanni, Olivier St. Louis, Paul Randolph, Charlotte
OC) als Samples (glaube ich zumindest). Das klingt sehr organisch und
süffig, selten auch mal nach HipHop (u.a. mit dem sehr guten Rapper
Oddisee). Dazu gibt es Anklänge an Dreampop zwischen Lana Del Rey und
Junip (dank Gast David Lemaitre), aber auch kleine Reminiszenzen an
klassischere Wegbegleiter a la Earth, Wind & Fire. Eine beachtliche
Entwicklung also in Richtung gereifte Songformate zwischen Soul, Funk
und Pop. (Joe Whirlypop)


Ray Lamontagne - Part Of The Light

LP/CD - EUR 29,95/13,95

Nicht nur, dass der begnadete Songwriter, fähige Gitarrist und
beweglich-weichstimmige Sänger mit seinem mit Worten kaum zu
umfassenden, vielerlei Grenzen verneinenden 2018er Wunderwerk die
Entfernung zwischen Nick Drake und Pink Floyd auf wenige
Musik-Momente reduziert - er lässt seine ergreifenden Epen auch
klingen, als sei kein einziger Ton davon nach 1978 aufgenommen.
Geprägt und getragen von häufig deftig verzerrten Gitarren in allen
leuchtenden, gern auch psychedelisch verfremdeten Klangfarben,
bereichert und gekrönt von meist mehrstimmig gereichtem sanften
Gesang (der aber stählern-schneidende Ausbrüche nicht scheut) und
mitunter von farbigstem Tastenwerk unterfüttert entwickeln die neun
oft breit-bewegt angelegten Songs in bis zu 7 Minuten epischer
Entwicklungszeit eine Dynamik, der man sich schlicht nicht entziehen
kann, schlagen Bögen von akustisch-zartem Folk über
selig-schleppendes Country-Wurzelwerk und handfesten Hard- und
psychedelisch-fiebernden Heavy-Blues-Rock bis hin zu Art- &
Prog-Phantasien von wahrhaft Floyd'scher Güte und Größe (wobei die
Nähen zu manchem PF-Original schon fast frappant wirken und Gilmour's
Gitarrengeist in besonders magischenen Moment nahezu greif- und
spürbar scheint). Dazwischen zelebriert der kosmische Klangzauberer
und sanftbestimmte Zeremonienmeister seelenweiche
Harrison-Wohklang-Liebe, mystische Moody Blues-Mellotron-Teppiche und
viellagige Hollies-Harmonien und wächst auch als Sänger über sich
hinaus. Die seligen Siebziger in all ihrem Stilreichtum auf den
phantasiesprühenden Punkt gebracht und gänzlich ohne Reibungsverluste
ins Hier & Jetzt getragen, ein nahezu rauschhafter Ausflug in die
verzaubernde Zeitlosigkeit, ein schillerndes Traumobjekt für
Psyche-Folk- und Floyd-Verehrer gleichermaßen. Ein mit jedem Hörgang
wachsendes Art-Rock-Kreativ-Kunstwerk von bleibendem Wert. (cpa)


Let's Eat Grandma - I'm All Ears

2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Zweites Album nach dem zu Recht gehypten Debüt "I, Gemini" von vor
zwei Jahren. Rosa Walton und Jenny Hollingworth begeisterten damals
auch mich mit ihrer unfassbar ideenreichen und konsequent
ungewöhnlich inszenierten Musik zwischen Gothic-Kinderzimmer und Next
Generation-Artpop. Zwei Jahre später sind die beiden noch immer
Teenager, ihre Stimmen klingen aber nicht mehr ganz so kindlich wie
beim ersten Album. "I'm All Ears" strotzt ebenfalls vor überbordendem
Ideenreichtum, hat aber doch etwas von seiner frischen Unbefangenheit
verloren. Das britische Mädchenduo mit dem beknackten Bandnamen und
den multiinstrumentalen Fähigkeiten klingt diesmal etwas zeitgemäßer,
also weniger artpoppig, dafür mit mehr Dubstep- und vor allem
Dream- und Synthie-Pop-Anklängen, die dann teilweise nicht mehr ganz
so individuell anmuten. Dennoch sind die meisten durchaus harmonisch
vollzogenen Stilsprünge beeindruckend: von cineastischem
Streicher-Intro zu Progrock, von Kammermusik zu Beinahe-Euro-Dance.
Insgesamt glatter und poppiger, aber doch auch wieder von
staunenswerter Openmindedness. Produziert hat diesmal David Wrench
(The XX, Frank Ocean, Caribou). (Joe Whirlypop)


Charles Lloyd & The Marvels + Lucinda Williams - Vanished
Gardens 

2-LP/CD - EUR 27,95/17,95

18er auf Blue Note, u.a. von Don Was produziert. Na, das nenne ich
eine überraschende Besetzung. Neben der hochkarätigen Rhythmusgruppe
(E.Harland und Reuben Rogers) begleiten Greg Leisz (meist Pedal
Steel) und Gitarren-As Bill Frisell (beide ja schon oft für Williams
tätig) den bereits vor mehr als 50 Jahren überaus populären
Jazz-Saxofonisten. Lucinda singt auf 5 (4 davon Eigenkompositionen)
der 10 durchweg etwas längeren und variablen Stücke, alle Highlights
dieses Werkes, die es zu einem besonderen machen: Vor allem 2 (im
Prinzip!) Americana-Balladen, sehr deep und berührend, brillanter
emotionaler Gesang, poetisches Sax, ob in absolut faszinierender
Atmosphäre oder phasenweise doch ein wenig jazziger (v.a. durch das
dort sehr aktive partiell dezent ausbrechende Sax). Sowie ein
umfassend rootsiger Track inkl. deutlicher Blues-Verweise (aparter
Groove, leicht funky, überwiegend Jam-Feeling, superbe Kommunikation
der Musiker in meist zurückhaltender konzentrierter Form samt
klangmalerischen Vocals von Lloyd, ebensolcher feinster Pedal Steel)
und ein relativ Jazz-dominierter von weiteren Roots-Elementen (z.B.
Blues) verstärkter zwischen entspannt und agil, ja quirlig (die
Rhythmik; das tolle Sax!). Schließlich die Hendrix-Ballade Angel (nur
von Guitar/Sax begleitet, wunderschön). Von gleicher überragender
Qualität ist das instrumentale Titelstück,
wagemutiger/experimenteller, großartiges verzwickt-dicht gewobenes
Zusammenspiel, streift sowohl punktuell komplex-groovige Gefilde
zwischen Rock und Jazz wie freiere Momente und hoch
diffizile/filigrane - Jazz in innovativ, eigen und toll. Gut auch der
Rest: Schönheit des Klanges in instrumentaler Melodiösität in
Americana-Nähe (wenig Jazz), weich, warm, abgeklärt, fast in sich
versunken. Eine leise zarte Jazz-Ballade mit Country-Untertönen, sehr
leichtfüßig - wie auch ein Blues-Jazz-Hybrid mit Flöte/Gitarre im
Zentrum. Und 1 ausdrucksstarkes Monk-Cover als Sax/Guitar-Duo. Eine
lange ganz exquisite CD! (dvd)


Milk Carton Kids - All The Things That I Did And All The
Things That I Didn't Do

2-LP/CD - EUR 21,95/14,95

18er, von Joe Henry produziert (was ja immer für hohe Qualität
sorgt). Einiges klingt wie gewohnt, aber das Duo hat diesmal eine
Band dabei - mit (neben der zurückhaltenden Rhythm Group) Pedal Steel
(oder feinst klangmalerischer, manchmal auch "normaler" dezenter
E-Gitarre), ab und zu gestreichelter Orgel, Geige, Piano. Der
Balladen-Anteil ist hoch, und ihre wunderschönen 2-stimmigen/Harmony
Vocals begeistern mich stets aufs Neue! Bezaubernd! Viele Songs
besitzen Tiefe, sie bewegen sich zwischen ganz sachtem
feingeistigem/zart malendem Folk (partiell auch ebensolche
Americana-Tendenzen), geben mehrfach eine Prise old-fashioned Pop
dazu (oder 70s-Edel-Songwriter-Pop), ziehen mal das Tempo an
(gemäßigt, relativ ruhig bleibt's trotzdem, samt einer Simon &
Garfunkel-Prise), gelegentlich tauchen Country-Einflüsse auf, ab und
zu wird's geradezu extrem intim/introspektiv (z.B. mit dezentem Nick
Drake-Verweis, nochmal einem Hauch Simon & Garfunkel). Das Material
ist durchweg exzellent, aber die himmlische "zeitlos-alte"
Slow-Motion-Ballade Blindness (irgendwann unterschwelliges Drama),
ein fantastischer 10-Minüter in wunderbarer loser Jam-Atmosphäre mit
langem großartigen mit ungeheuer viel Seele gespieltem noch dazu
harmonisch reizvollem Feature der Akustikgitarren (eh omnipräsent,
bestechen die immer wieder, fein gesponnen, grazil, filigran, äußerst
delikat! Hier zum Schluß auch etwas extrovertierter) - die Musik ist
anders, aber das Flair erinnert mich ein bischen an Pentangle -,
sowie das etwas lebhaftere Big Time (Songwriter-Country/Americana
trifft Mitt-70er Dylan...) ragen noch einmal heraus. Eine dicke
Empfehlung! (dvd)


Graham Nash - Over The Years ...

2-CD - EURO 12,95

hino zeigt wieder einmal wie es geht: Um einer solchen
Singer-Songwriter-Größe mit einer Compilation möglichst gerecht zu
werden, versammelt man seine 15 bekanntesten Weisen, mit Band und
solo eingespielt, auf CD 1, um auf CD 2 dann ebenso viele
Demo-Fassungen zu vereinen, wobei man tunlichst darauf achtet, nicht
zu viele Song-Überschneidungen zu bieten. Anschließend verpackt man
das Ganze ansehnlich und verkauft es schließlich zu einem erstaunlich
günstigen Preis. So geht das. (CD 1 mit N, C&N, CSN und CSNY-Stücken
wie Military Madness, Immigration Man, Just A Song Before I Go,
Better Days, Lady Of The Island, Wind On The Water, Our House,
Cathedral, Wasted On The Way, Chicago, CD 2 bietet Demos von u.a.
Teach Your Children, Pre-Road Downs, Right Between The Eyes, Sleep
Song, Man In The Mirror, Simple Man, I Miss You, Just A Song Before I
Go).


The National - Boxer Live In Brussels

CD - EUR 12,95

Anlässlich des zehnten Geburtstages des großartigen 2007er
Boxer-Albums führte das amerikanische Quintett das Werk am 9.
November 2017 in Brüssel in seiner Gänze auf. Das in gewohnter
Chronologie live dargebotene Epos erlebte eine denkbar kurze
Konservenexistenz als Record Store Day-Vinyl-Veröffentlichung, jetzt
gib es das Konzertalbum als regulären CD-Release auf 4 AD.

Weiterhin lieferbar:

The National - Boxer

LP (+CD)/CD - EUR 15,95/12,95

Das genial gelungene vierte Studioalbum, von 2007.


Lindi Ortega - Liberty

LP/CD - EUR 23,95/12,95

18er der kanadischen Singer-Songwriterin. Hinreißend die Stimme, wie
immer. Verändert die Musik, eingebettet in ein loses Konzeptalbum
(wurde in der Machart mit Willie Nelsons Red Headed Stranger
verglichen), massiv balladenlastig. Im Prinzip variiert sie mit
wechselnden Schwerpunkten eine Kombination aus Country &
Western/Spaghetti-Western a la Morricone (sehr überzeugend, sehr
stilecht!), (nicht unbedingt traditionalistischem)
Songwriter-Country, einer Art Gothic-Country, sowie hier und da einer
Prise Pop (durchaus auch mal in etwas zeitgenössischerer Form).
Angereichert mit einigen Rock- bzw. Mariachi-Elementen, kleinen Tex
Mex- oder Surf-Spritzerchen, 1x dachte ich an Emmylou. Und etwas
Desert-Feeling. Das alles veredelt von viel Reverb (auf Stimme wie
z.T. der Gitarre), wundervoller ziemlich originär klingender Pedal
Steel (resp. Slide). Hinzu kommen partiell Ak.Gitarre, Orgel,
Trompete, Harmonica (von Altmeister Charlie McCoy), ein Chor.
Großartig die Atmosphäre bei vielen Stücken, einfach packend!
Manchmal fast cinematisch. Als Co-Writer (mit einer Ausnahme alles
Originale) fungiert u.a. John Paul White/Civil Wars. Erste Sahne,
eine dicke Empfehlung! (dvd)


Gretchen Peters - Dancing With The Beast

CD - EUR 14,95

Melodienreiches Labsal für alltagssturmgebeutelte Seelen, reiner,
ungetrübter Wohlklang für stressgeplagte Ohren, wortgewandte
Geschichten einer Erzählerin, die etwas zu sagen hat. Und auch mit
ihrer 2018er Song-Kollektion gelingt der Singer-Songwriterin das
selten so wundervoll wie hier geglückte Kunststück, werte Worte und
gelebte Geschichten derart seelentief in Musik zu setzen, dass es
auch für den reinen Musikfreund eine bleibende Freude ist. Mit allen
Wurzelwassern gewaschen präsentiert sich ihre von erlesenen
Mit-Musikern (incl. Will Kimbrough/Gitarren, Dave Roe/Bass, Jerry
Douglas/Dobro, John Gardner/Drums, Matthew Ryan & Kim Richey/Gesang)
mal dezent, mal delikat, mal deftig gestaltete Country-Folk-Welt
ebenso traditionstreu wie vielschichtig, reicht der berückend
Melodie-reiche Bogen von karg-intensivem, tränenrührendem
Akustik-Folk über klassischen Singer-Songwriter-Stoff, Honky Tonk und
Wüstenwind-verwehten Boom Chicka Boom bis hin zu saitengleißendem
Country-/Roots-Rock, wobei ihre mitunter Carla Torgerson wunderbar
verwandte Stimme sich in allen Stil-Spielarten ebenso wohl wie daheim
fühlt. Auch zu Lucinda Williams oder Emmylou Harris ließen sich
prächtige Parallelen erkennen, wäre nicht diese Song-Schmiedin längst
kreative Singer-Songwriter-Country-Königin genug, um allein für sich
nachhaltig wirken zu können. Bleibend nachhallende Songs von
bewegender Bedeutung, in betörend harmonische, häufig
melancholisch-warme Weisen gegossen. Ein großartiges Geschenk für den
Freund des Wahren, Echten und Guten. (cpa)


Procol Harum - Grand Hotel (rem.& exp.)

CD+DVD - EUR 23,95

Esoteric-Edel-Ausgabe des 1973er Albums, bereichert um 5 Bonustracks
(3 davon bislang unveröffentlicht) und einen kompletten
Band-Dokumentations-Film, der im Jahr der Grand
Hotel-Veröffentlichung im belgischen Fernsehen ausgestrahlt wurde und
hier seine DVD-Premiere erlebt.


Procol Harum - The Prodigal Stranger

CD - EUR 15,95

Remasterter 2018er Reissue des 1991er Reunion-Werks, das nach 14
Jahren Band-Auszeit in der illustren Besetzung mit Gary Brooker,
Keith Reid, Matthew Fisher und Robin Trower eingespielt wurde. Im
Esoteric-üblichen Bonusbereich finden sich zwei Demoaufnahmen aus dem
Jahre 1990 und eine 2003er Live-Version von Holding On.


Procol Harum - Exotic Birds And Fruit (rem.& exp.)

3-CD - EUR 33,95

Auf gleich drei Silberlingen erstreckt sich die
Wiederveröffentlichung des 1974er Epos, dem Esoteric - neben zwei
Bonustracks auf CD 1 - gleich zwei komplette Konzertmitschnitte
gönnt. Neben einer 11-Song-langen Konzertaufnahme aus der BBC In
Concert-Reihe von 1974 gibt es noch eine bislang unveröffentlichte
Aufzeichnung eines Auftrittes in den Januar Sound Studios, Dallas,
vom 5. Juli 1974; 65 Minuten/13 Tracks incl. u.a. Conquistador,
Bringing Home The Bacon, Long Gone Geek, Homburg, Beyond The Pale,
Power Failure, Mabel, Nothing But The Truth und New Lamps For Old.


Paul Rodgers - Free Spirit

CD+DVD/BluRay - EUR 15,95/15,95

Ist schon eine beachtliche Karriere, die der 68-jährige Brite hinter
sich hat: Stationen wie Free, Bad Company, The Firm und zuletzt sogar
als Freddie Mercury-Ersatz bei Queen (wovon ich aus guten Gründen
allerdings keinen Ton gehört habe), füllen doch etliche Kapitel der
Rock-History. In den 70ern war er zweifellos einer der größten seines
Fachs, bluesgeschult und erdig-soulig, maßgeschneidert für die
härteren Sektoren des Classic Rock. Im Mai 2017 gab er -
offensichtlich nostalgisch gestimmt - ein Konzert in der ehrwürdigen
Londoner Royal Albert Hall. Der Titel weist den Weg, denn Rodgers
spielte (mit mir unbekannten, aber kompetenten Musikern)
ausschließlich Musik seiner ersten großen Band Free. Den Geist der
Jahre 1968 bis 73 bekommt er dann auch bestens hin: stimmlich voll
auf der Höhe, auch Gitarrist Peter Bullick tritt gekonnt in die
großen Fußstapfen des seit 40 Jahre totenPaul Kossoff. Wir hören also
erdigen Bluesrock, teils mit härteren Riffs grundiert. Schnörkellos,
altmodisch und auch richtig kraftvoll. Das Ganze natürlich gekrönt
von so meisterlichen Songs wie "Wishing Well" und "All Right Now".
Insgesamt eine würdige Veranstaltung zum 50. Geburtstag von Free.
(Joe Whirlypop)


Rusties - Queste Tracce - Live

2-CD - EUR 14,75

Das italienische Quintett um Sänger/Gitarrist/Songschreiber Marco
Grompi muß man zumindest den geneigten Lesern unseres Kataloges nicht
mehr groß vorstellen. Einst angetreten als Neil Young Coverband haben
sich die Mannen aus Bergamo längst freigeschwommen und gehören zum
Besten, was man an zeitgenössischem Westcoast- und Psychedelia-Rock
vor die Ohren bekommt. Welch großartige Musiker sie sind und vor
allem wie traumwandlerisch und mitreißend ihr Zusammenspiel ist,
zeigt dieses neue Doppel-Album vor allem auf Disc 1, einer Sammlung
der besten Live Momente der Band aus verschiedenen Tourneen, zwischen
2012 und 2018 aufgenommen. Inzwischen bringen sie auch ihre Covers in
italienischer Übersetzung, was der Faszination solch guter Songs wie
"If I Had A Rocket Launcher" (Bruce Cockburn) oder "Powderfinger"
(Neil Young) nicht den geringsten Abbruch tut. Speziell der auf einen
Übersong wie eben Powderfinger folgende, selbst geschriebene
Titeltrack des Albums, "Queste Tracce", zeigt dann, dass ihr eigenes
Song-Oeuvre durchaus auch das Zeug zum Klassiker hat. Hervorzuheben
ist die wieder einmal herausragende Arbeit der beiden Gitarristen
Osvaldo Ardenghi und Marco Grompi, die ein ums andere Mal ein
Feuerwerk inspiriertester Soli und Duelle abbrennen.
Aufnahmetechnisch auch über jeden Zweifel erhaben, das Ganze. Dagegen
steht Disc 2 ganz im Zeichen des Untertitels "Rare & Lost Recordings
2008 - 2018". Hier finden sich Demos (u.a. mit Mary Coughlan als
Gastsängerin), Tribute-Album Beiträge, Akustikversionen und weitere,
bislang unveröffentlichte Live-Aufnahmen aus den letzten zehn Jahren,
die teils begeistern können, unterm Strich aber "nur" ein Bonus zu
einer beeindruckend guten Live Scheibe bleiben. (lrm)


Kamasi Washington - Heaven & Earth

4-LP/2-CD - EUR 49,95/14,95

18er. Uff. Nach dem (selbst verkaufstechnisch) überall Furore
machenden 3er-Set The Epic nun quasi die Fortsetzung, wieder so ein
Monster (diesmal zweieinhalb Stunden, die meisten der 16 Stücke 8-10
Min.) mit Chor und Streicherphalanx (punktuell doch immer wieder
eingesetzt, unglaublich wirkungsvoll), diversen Bläsern, extrem viel
Melodie! Im Vergleich: Im Prinzip treibt er das Konzept auf die
Spitze (mit im Einzelnen teilweise auch anderen musikalischen Mitteln
bzw. anderer Schwerpunktsetzung), doch es wirkt insgesamt homogener
trotz der enormen Vielfalt, etwas weniger Kontraste, noch
vollmundiger, (noch) weniger "reine Lehre". Es gibt mehr
Fusion-Einfluß der 70er als bislang (was mich komischerweise hier gar
nicht stört, wohl auch wegen dem anders gelagerten Gesamt-Kontext),
zumindest in den non-orchestralen Phasen, Anklänge von Herbie Hancock
bis (sehr begrenzt) Miles Davis. Jede Menge GROOVE, gern in Richtung
(Afro-) Latin-Jazz (wiederum 70er), teils komplexerer/etwas
vertrackterer (jedoch wunderbar flüssiger)/polyrhythmischer Art,
teils funky, Soul-Jazz- wie sowas wie "Groove-Pop-Jazz"-Tendenzen.
Aber natürlich auch gewohnte Hard Bop/Post Bop-Anleihen (z.B. in
herrlich herrlich leichtfüßiger Form oder mit viel Drive), modales
Spiel, gar ein Freddie Hubbard-Cover, mehrfach deutliche
Coltrane-Parallelen (bis hin zum Pianospiel). In den Extremen zudem:
Ein Soundtrack-artig bombastisch-umhüllendes Stück mit Pop-Touch
alter Schule samt wogendem Klangfarben-Meer (erinnert mich leicht an
gewisse Alice Coltrane-Sachen; kitschig? Ja klar, so what), ein
sattes Free Jazz-Intro. Nur selten tauchen
feinsinnige/feinziselierte/ziemlich poetische Momente auf, jedoch
nicht in langsamen Tempi die sind fast durchweg hoch bis wenigstens
mittel! Soul-Inspiration kommt ab und zu vor, v.a. im Solo- (oder
m/w-Duo-) Gesang (in 4 Stücken, z.B. der tolle Dwight Trible, u.a.
bei Horace Tapscott beschäftigt). Die Chöre übrigens funktionieren
(mit einer Ausnahme) wortlos. Und dann ist da noch dieser
unnachahmliche allumfassende immens emotional aufgeladene orchestrale
Überwältigungs-Jazz (inkl. Bop- und Groove-Anteil) von Stücken wie
One Of One fantastisch! Die beständig eingestreuten Soli von Kamasis
Sax leben nicht gerade von viel Variation, aber dafür von seiner
ungeheuer hohen Emotionalität, emphatisch, inbrünstig, beeinflußt
u.a. von Pharoah Sanders (jedoch weniger frei/extrem) ich finde sie
klasse (auch Synthie, Trompete, Posaune, Piano, sporadisch Drums,
Bass, Orgel bekommen Solo-Freiräume). Geschmeidige, flüssige,
kathartische, hymnische, gefühlsbetonte, cinematische, romantische,
dramatische, erhabene, bisweilen spirituell angehauchte Musik von
höchstem Kaliber, auf CD 1 einfach großartig und wie aus einem
Guß/super aufgebaut, total packend/sogartig, CD 2 wirkt auf mich
etwas "zerrissener" inkl. 2,3 nicht ganz so überzeugender Stücke, hat
aber ebenfalls richtige Highlights. (dvd)


Western Centuries - Songs From The Deluge

LP/CD - EUR 18,95/14,95

18er. Noch recht neue US-Band (2. LP), mehr oder weniger angeführt
von der brillanten Country-Koryphäe Cahalen Morrison (man höre die
Sachen mit Eli West!!), doch mit gleich 3 ausgezeichneten
Sängern/Songwritern (neben Cahalen Jim Miller und Ethan Lawton/u.a.
ex-Zoe Muth) - dennoch wirkt hier alles homogen, in sich schlüssig.
Absolut klasse Songwriting! Und rhythmisch oft auf unaufdringliche
Art (und nicht immer ganz genretypisch) ansteckend. Im Prinzip (aber
nicht strikt/puristisch) traditionsgesättigter Country steht im
Zentrum, variabel wie höchst geglückt: Ob völlig zeitlos, mit
deutlichem (doch aktualisiertem) 70s-Bezug, Annäherungen an die
frühen Outlaw-Country-Jahre, eine gute Portion Honky Tonk, Einflüssen
aus den 50ern (samt einer kleinen Prise Western Swing)... Gerne aber
kredenzen sie auch Infusionen aus anderen Bereichen: Country goes
Boogie Woogie bzw. eine Art Proto-Rockabilly, Country-Cajun-Hybride,
Southern-Roots ganz allgemein, 50s-R'n'B im Country-Kontext, ein
gewisses (dezent rockendes) Tex Mex-Feeling. Und, mehrfach, ein
bischen (etwas countryfiziertes) The Band-Flair, rund und süffig
inkl. punktueller Schärfe wie eher entspannt aber deep. Die Musiker
stammen aus der Country-, Jam Band-, Bluegrass-, R'n'B-Szene,
omnipräsent sind Pedal Steel und Gitarre(n) (elektrisch wie
akustisch), hinzu kommen Orgel, Akkordeon, Fiddle, (E-)Piano - und
exquisite Harmony-Stimmen. Klasse Album, ausnahmslos, eine dicke
Empfehlung! (dvd)

Ebenfalls lieferbar:

Western Centuries - Weight Of The World - LP/CD - 21,95/15,95


Demnächst in diesem Theater...

13.07.

Jayhawks - Back Roads And Abandoned Motels

Jon Cleary - Dyna-Mite

River Whyless - Kindness, A Rebel

Dirty Projectors - Lamp Lit Prose

20.07.

Lori McKenna - The Tree

27.07.

Bob Dylan - 1962-1966 Rare Performances from the Copyright Collections

Israel Nash - Lifted

03.08.

Lucero - Among The Ghosts

Amanda Shires - To The Sunset

17.08.

Me + Marie - Double Purpose

24.08.

Interpol - Marauder

Candi Staton - Unstoppable

Lucie Silvas - E.G.O.

31.08.

Juanita Stein - Until The Lights Fade

07.09.

Chilly Gonzales - Solo Piano III

14.09.

Emma Ruth Rundle - Marked For Death

28.09.

Joe Strummer - Joe Strummer 001 (DeLuxe / DeLuxer / Am DeLuxesten)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

14.07.18 DE - Jetzendorf/München - Puch Open Air

28.07.18 DE - Riniken, Brugg - KleinLaut Festival

03.08.18 DE - Elsdorf - Oakfield Festival

15.08.18 DE - Berlin - Pop-Kultur Berlin

01.09.18 DE - Stade - Müssen Alle Mit Festival

08.09.18 DE - Ulm - Cat

16.10.18 DE - Saarbrücken - Sparte 4

18.10.18 NL - Utrecht - Ekko

19.10.18 NL - Leeuwarden Asteriks

20.10.18 NL - Rotterdam Rotown

21.10.18 DE - Münster - Gleis 22

23.10.18 DE - Esslingen Koma

24.10.18 DE - Darmstadt - Oettinger Villa

25.10.18 DE - Düsseldorf New Fall Festival

30.10.18 CH - Düdingen - Bad Bonn

31.10.18 CH - St. Gallen - Palace

01.11.18 A - Graz - Orpheum

02.11.18 A - Linz Ahoi Pop Festival

03.11.18 A - Wien Wuk Europavox Festival

SCOTT MATTHEW

scottmatthew.com

25.10.2018 DE - Düsseldorf - New Fall Festival

31.10.2018 PT - Porto - Misty Fest

02.11.2018 PT - Braga - Misty Fest

04.11.2018 PT - Lisbon - Misty Fest

20.11.2018 UK - London - The Islington

21.11.2018 UK - Liverpool

22.11.2018 UK - London - The Islington

DAVID EUGENE EDWARDS & ALEXANDER HACKE - RISHA

20.10.2018 DE - Berlin - Lido

27.10.2018 DE - Köln - Stadtgarten

01.11.2018 DE - München - Strom

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

28.07.2018 CH - Einsiedeln - Summerjam Einsiedeln

05.08.2018 CH - Zürich - Seebad Enge

11.08.2018 CH - Schaffhausen - Stars in Town

19.08.2018 CH - Uster - H2U Openair

23.08.2018 CH - Zürich - Zürich Openair

29.08.2018 CH - Zürich - Ron Voyage

05.09.2018 CH - Zürich - Barfussbar

08.12.2018 CH - Davos - Songbird

WOVENHAND

wovenhand.com

20.07.2018 DE - Frankfurt - Zoom

21.07.2018 DE - Crispendorf, Ferienland - Chaos Descends Festival


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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KLASSIK/10101: Kiel - »Zwischen Schwermut und Sehnsucht« Klavierabend mit Joachim Liß-Walther, 20.07.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer 2018 - Gastland Israel

»Zwischen Schwermut und Sehnsucht«

Klavierabend mit Joachim Liß-Walther

Landesbibliothek SH (Wall 47, Kiel)

Freitag, 20.07.2018, 19.30 Uhr, Eintritt frei



Joachim Liß- Walther hat für den musikalischen Abend "Zwischen
Schwermut und Sehnsucht" eine erlesene Auswahl von Klavierwerke aus
der jüdischen Tradition zusammengestellt. Er trägt Werke aus dem 19.
und frühen 20. Jahrhunderts vor, u.a. von renommierten Komponisten wie
Alkan, Lewandowski, Jadssohn und Rosenfeld.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Landesbibliothek SH

Weiterer Termin mit Joachim Liß-Walther im Literatursommer 2018:

Dienstag, 07.08., 19 Uhr, Flensburg, Schifffahrtsmuseum: »Operation
'SS Exodus 1947'« - Vortrag und Lesung

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSLAND/8756: Aus aller Welt - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nicaragua droht ein Bürgerkrieg

In Nicaragua dauern die Proteste gegen Präsident Daniel Ortega an. Am
Mittwoch bildeten Tausende Demonstranten auf der Straße zwischen der
Hauptstadt Managua und Masaya eine mehr als drei Kilometer lange
Menschenkette. Seit Beginn der Unruhen sind in dem
zentralamerikanischen Land mindestens 220 Menschen bei Zusammenstößen
zwischen Regierungsgegnern und Sicherheitskräften getötet worden.
Auslöser war die gewaltsame Niederschlagung einer Protestaktion gegen
Rentenkürzungen Mitte April. 

5. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8756: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia gegen illegale Beschäftigung in Marne

Vermummte und mit Maschinenpistolen bewaffnete Polizisten haben am
frühen Donnerstagmorgen im schleswig-holsteinischen Marne acht
Menschen festgenommen. Zudem wurden mehrere Wohnungen in der
Innenstadt durchsucht. Nach Informationen der Staatsanwaltschaft
Itzehoe richtete sich die Razzia gegen elf Menschen, die sich mit
gefälschten, osteuropäischen Ausweisen in Deutschland aufhalten und
auch hier arbeiten sollen. Gegen die Arbeitgeber der Festgenommen
wird laut Behördenangaben nicht ermittelt.

5. Juli 2018
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MILITÄR/8753: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



China auf dem Weg zur Seestreitmacht

China beschleunigt den Ausbau seiner Kriegsmarine. Mitte Mai lief
Chinas erster selbstgebauter Flugzeugträger zu Seetests aus dem Hafen
Dalian aus. Am Dienstag haben die letzten beiden von insgesamt sechs
neuen Lenkwaffenzerstörern der neuen Typ-055-Klasse das Werk der
Dalian Shipbuilding Industry verlassen. Von der Größe her übertrifft
das chinesische Modell die neuesten US-Zerstörer der
Arleigh-Burke-Klasse. Nach Angaben chinesischer Militärexperten sind
die 055-Zerstörer mit neuartigen Waffensystemen zur Luft-, Raketen-
und U-Boot-Abwehr ausgestattet.

5. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8755: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kretschmann kritisiert Verhalten der Union im Asylstreit

Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried Kretschmann (Grüne)
kritisierte das Gebaren der Unionsparteien im Asylstreit, vor allem
der CSU. Das Geschacher der vergangenen Wochen sei weder konservativ
noch europäisch, sagte Kretschmann der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung in Hinblick auf die Drohung der CSU nach einem nationalen
Alleingang bei der Zurückweisung von Flüchtlingen. Unterdessen
verteidigte CSU-Generalsekretär Markus Blume in einem Gespräch mit
der Süddeutschen Zeitung den Weg seiner Partei, stärker auf nationale
Maßnahmen zu setzen. Sollte mit den europäischen Nachbarländern keine
Vereinbarung über die Rücknahme von Asylbewerbern zustande kommen,
wird Bayern laut Blume an der österreichischen Grenze 
Flüchtlinge zurückweisen. Innenminister Horst Seehofer (CSU) will 
heute zunächst mit der österreichischen Regierung über eine mögliche 
Vereinbarung zur Rücknahme von Flüchtlingen sprechen.

5. Juli 2018
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SONSTIGES/8754: Tragisches und Kurioses - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tödliche Eisbärenattacke in der Hudson Bay

Ein Mann ist nach einer Eisbärenattacke im Nordosten Kanadas
gestorben. Der tragische Vorfall ereignete sich auf Sentry Island an
der Westküste der Hudson Bay im Territorium Nunavut. Nach Angaben der
Royal Canadian Mounted Police befand sich der 31jährige zusammen mit
seinen beiden Töchtern offenbar auf einer Angeltour, als sich ihnen
der Eisbär genähert habe. Der Vater habe sich dem Eisbären
entgegengestellt, um die Mädchen zu schützen, und sei dann von dem
Tier tödlich verletzt worden.
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WISSENSCHAFT/7839: Aus Forschung und Technik - 05.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Forschern gelingt Quantenverschränkung von 18 Quibits

Ein chinesisches Forscherteam um den Quantenphysiker Pan Jianwei hat
einen neuen Rekord bei der Verschränkung von Quantenteilchen
aufgestellt. Wie aus einem Bericht der in China erscheinenden
englischsprachigen Tageszeitung Global Times hervorgeht, realisierten
Pan und sein Team in diesem Jahr eine echte Quantenverschränkung von
18 Quantenteilchen. Im Jahr 2016 war ihnen bereits eine
10-Quibit-Verschränkung gelungen. Die Vorbereitung und Manipulation
von multiplen Qubits in verschränkten Zuständen seien Kernindikatoren
für die Entwicklung von Quantencomputern, sagte Pans Forscherkollege
Wang Xilin der Zeitung. Die Wissenschaftler stellten ihre Studie Ende
Juni in der US-Zeitschrift Physical Review Letters vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7851: Aus aller Welt - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Nowitschok-Fund bei Giftopfern von Amesbury

Der 45jährige Charlie R. und die 44jährige Dawn S. aus dem nahe
Salisbury gelegenen Amesbury in der englischen Grafschaft Wiltshire
sind in Kontakt mit einem militärischen Nervengift aus der
Nowitschok-Klasse gekommen, wie in Chemielabors des britischen
Militärs festgestellt werden konnte. Nowitschok war vor fast einem
halben Jahrhundert in der Sowjetunion entwickelt worden. Die
Überlebenschancen bei Kontakt über die Haut oder die Atmung sind sehr
gering. Heilmittel gibt es nicht.

Die Ermittler gehen bislang nicht davon aus, daß auf die beiden Opfer
ein Attentat verübt wurde, wie der Leiter der britischen
Antiterrorbehörde meldete. Es gibt auch nichts in ihrem Lebenslauf,
was einen Angriff plausibel erscheinen lassen könnte.

Anders sah es aus, als im März der russische Doppelagent Sergej
Skripal und seine Tochter Julia in Kontakt mit Nowitschok gekommen
waren. Nach wie vor macht die britische Regierung die aus der UdSSR
hervorgegangene Russische Föderation für das mutmaßliche Attentat
verantwortlich. Der Vorwurf hatte zu internationalen Verwerfungen zu
Lasten Moskaus geführt. Zahlreiche Staaten hatten ihre Botschafter
aus Rußland abgezogen.

An den weiteren Untersuchungen in Wiltshire sind hundert Beamte
beteiligt. Das Notfallkomitee der britischen Regierung (COBRA) kam
wegen des Falls am Mittwoch und Donnerstag zusammen.

Etwa drei Kilometer westlich von Amesbury findet man die
prähistorischen Steinkreise von Stonehenge. Etwa auf halber Strecke
zwischen Amesbury und Salisbury bei Porton Down liegt die heute
weltweit älteste Produktionsanlage für chemische Kampfstoffe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7812: Medizin und Gesundheitswesen - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission prüft Abschaffung der Sommerzeit

Die Sommerzeit ist bei vielen umstritten. Offenbar hat das inzwischen
Ausmaße erreicht, daß die EU-Kommission eine Abschaffung erwägt.
Damit entspricht sie der Forderung des EU-Parlaments, daß schon im
Februar eine Überprüfung der Regelung gefordert hat. Schließlich
hatten verschiedene Studien laut Deutschem Ärzteblatt dargelegt,
daß die Sommerzeit negative Folgen für die Gesundheit der 
Menschen haben kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7839: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Rumänisches Parlament verabschiedet Korruptionsgesetz

Das Abgeordnetenhaus in Bukarest will mit der Verabschiedung eines
neuen Korruptionsgesetzes die Optionen für Bestechungen rumänischer
Politiker erweitern. Dafür stimmten 167 Abgeordnete, dagegen 97 bei
19 Enthaltungen. Am Dienstag hatte bereits der Senat die Neuregelung
verabschiedet. Der Novelle zufolge ist Amtsmißbrauch nur noch
strafbar, wenn der Betreffende oder dessen Familienangehörige davon
profitiert haben. Für Freunde, Unternehmen und Parteien gilt dies
nicht. Das Höchststrafmaß für Amtsmißbrauch wird von sieben auf fünf
Jahre gesenkt. Die Auflagen für die Freilassung von Personen, die
wegen Amtsmißbrauch inhaftiert sind, werden gelockert. Sollte die
Gesetzesänderung in Kraft treten, könnten über 200 laufende Verfahren
wegen Amtsmißbrauch mit Freisprüchen enden. Einer der Profiteure des
auf Initiative der Regierungsparteien PSD (Sozialdemokraten) und ALDE
(Liberale) im Eilverfahren durchs Parlament gebrachten
Korruptionsgesetzes sollte der wegen Anstiftung zum Amtsmißbrauch
erstinstanzlich verurteilte PSD-Vorsitzende Liviu Dragnea sein.
Dieser hatte Berufung gegen die Gerichtsentscheidung eingelegt.

Sozialdemokraten und Liberale hatten das vorliegende Gesetz bereits
2017 durchs Parlament bringen wollen. Durch wochenlange
Massenproteste ließen sie sich von dem Vorhaben abbringen.
Jetzt steht der Reform noch Staatspräsident Klaus Iohannis im Wege.
Iohannis kann das Gesetz zur Neubewertung an das Parlament
zurückweisen oder es dem Verfassungsgericht vorlegen. Iohannis
befürchtet einen schweren Schaden für die Demokratie und geht den Weg
über das höchste Gericht. Dieses soll sich auch mit der kürzlich
beschlossenen Änderung der Strafprozeßordnung befassen, welche die
Arbeit von Staatsanwälten und die Nutzung von Beweismitteln
einschränkt.
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KULTUR/7763: Sprache, Kunst und Medium - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Klagenfurt steht wieder im Zeichen deutschsprachiger Literatur

Spätestens seit der Eröffnung der 42. Tage der deutschsprachigen
Literatur steht Klagenfurt am Wörthersee wieder ganz im Zeichen des
des renommierten und mit 25.000 Euro dotierten
Ingeborg-Bachmann-Preises, der am Sonntag vergeben wird.

Da jedes der sieben Jury-Mitglieder zwei Autoren für den Wettbewerb
einladen kann, werden diesmal wieder 14 Schriftstellerinnen und
Schriftsteller erwartet, davon allein neun aus Deutschland, zwei aus
der Schweiz, je eine aus Österreich, der Türkei sowie aus der Ukraine.

Sie werden heute, am Freitag und am Sonnabend in ausgeloster
Reihenfolge der Jury und den Gästen ihre Texte vortragen. Am Sonntag
werden dann die fünf Preisträger bekanntgegeben, für die insgesamt
67.000 Euro bereitstehen. Außerdem bestimmt das Publikum die
Gewinnerin oder den Gewinner eines Stadtschreiberstipendiums am Ort im
Wert von 5.000 Euro.
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MILITÄR/7829: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Bestätigung für Maduros Furcht vor einer US-Invasion

US-Präsident Donald Trump hat seinen Beratern im vergangenen Jahr
mehrmals vorgeschlagen, seinen venezolanischen Amtskollegen Nicolás
Maduro vom US-Militär gewaltsam stürzen zu lassen. Von den Erwägungen
eines Einmarsches in das südamerikanische Land berichtete AP unter
Berufung auf einen Regierungsbeamten. Trump soll mit seinen
Invasionsplänen auch an verbündete lateinamerikanische
Regierungschefs herangetreten sein.

Maduro warf mit Verweis auf den AP-Bericht der Regierung Trump vor,
kriminelle Vorstellungen von einer Vorherrschaft der USA zu
verfolgen. Er befürchtet, daß es die USA auf die Ölreserven
Venezuelas abgesehen haben. Maduro forderte am Mittwoch von den
Streitkräften seines Landes, wachsam zu sein und das Leben in Frieden
zu verteidigen.

5. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7843: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament schiebt Abstimmung über Urheberrecht auf

Das Europäische Parlament wird sich voraussichtlich im September
erneut mit dem Entwurf eines europäischen Urheberrechts befassen. Am
Donnerstag beschlossen die Abgeordneten in Straßburg, die vorliegende
Novelle nicht an die EU-Mitgliedstaaten weiterzuleiten. Vor Beginn
der Verhandlungen darüber zwischen Parlament, EU-Staaten und
Kommission soll der Rechtsausschuß des Parlaments den Text
überarbeiten. Eine Mehrheit von 318 Abgeordneten votierte gegen das
Gesetz in der vorliegenden Form. Die Befürworter kamen auf 278
Stimmen.

Die aktuelle Gesetzesvorlage würde Suchmaschinenbetreiber
wie Google dazu verpflichten, sich bei der Wiedergabe auch nur von
Überschriften und kürzesten Textpassagen mit den betreffenden Autoren
und Verlagen hinsichtlich Lizenzgebühren zu verständigen.
Internetplattformen wie Youtube, Facebook und Twitter wiederum hätten
dafür zu sorgen, daß urheberrechtlich relevante Beiträge ihrer Kunden
nicht ins Netz hochgeladen werden können. Technisch ließe sich das
nur durch automatische Upload-Filter realisieren. Damit wären die
Voraussetzungen für eine Zensur im Internet geschaffen. Davon
abgesehen könnten die Automaten auch Beiträge blockieren, die nicht
dem Urheberrechtsschutz unterliegen.

Die umstrittene Novelle zum EU-Urheberrecht hatte der damalige
EU-Digitalkommissar Günther Oettinger im Herbst 2016 verfaßt. Im Mai
dieses Jahres stimmten die Mitgliedstaaten dem Entwurf bereits zu.
Die Bundesregierung sprach sich dagegen aus.

Die deutsche Digitalstaatssekretärin Dorothee Bär warnte vor der
Abstimmung im EU-Parlament in der Rhein-Neckar-Zeitung (Donnerstag),
wenn wir erstmal anfingen, das Internet zu filtern, steige die
Gefahr, daß Zensur plötzlich hoffähig werde. Dann sei es das mit der
offenen Gesellschaft gewesen. Dann hätten die Terroristen gewonnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7813: Tragisches und Kurioses - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Vogel steckt Getreidefeld in Brand

Am Rande von Rostock wurden gestern Passanten auf einen Vogel
aufmerksam, der sich auf einer Oberleitung einer Zugtrasse
niedergelassen hatte und plötzlich in Flammen aufging. Vermutlich
hatte er mit dem Spreizen seiner Schwingen die Leitungen überbrückt
und einen Kurzschluß ausgelöst.

Der Vogel fiel dann in ein angrenzendes Getreidefeld und setzt dort
Halme in Brand. Obwohl die Feuerwehr schnell vor Ort war, wurden auf
dem trockenen Feld nach Schätzungen etwa 7 Hektar reifes Getreide
vernichtet.

5. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7840: Arbeit, Soziales und Familie - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace-Aktion am französischen AKW Bugey

Aktivisten der Umweltschutzorganisation Greenpeace haben nach eigenen
Angaben mehrere Kleinfluggeräte über das französische Atomkraftwerk
Bugey in der Nähe von Lyon fliegen lassen. Eine Drohne in Gestalt der
Comic-Figur Superman und ein ferngesteuerte Kleinflugzeug ließen sie
auf das Gebäude mit dem Abklingbecken für abgebrannte Brennelemente
abstürzen. Greenpeace macht mit der Aktion auf die Gefahren
aufmerksam, die von Einrichtungen ausgehen, in denen große Mengen
hochradioaktiven Materials lagern. Der AKW-Betreiber EDF will die
Aktivisten anzeigen, weil der Überflug von Atomkraftwerken verboten
ist.
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UMWELT/7823: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Larsen-C-Schelfeis hält abgebrochenen Eisberg weiter fest

Als der gigantische Eisberg vom einem Jahr vom Larsen-C-Schelfeis in
der Antarktis abbrach, hatten nicht wenige Experten eine Katastrophe
befürchtet. Schließlich kann durch solche Abbrüche das gesamte
Larsen-C-Schelfeis zerfallen, was einen beträchtlichen Anstieg der
Meeresspiegel zur Folge haben könnte. Doch jetzt geben Forscher um
Daniela Jansen, Glaziologin am Bremerhavener Alfred-Wegener-Institut
für Polar- und Meeresforschung, dpa zufolge Entwarnung. Denn seit
einem Jahr bewegt sich der Eisberg nicht mehr. Offenbar hängt er
fest. Jansen und Mitarbeiter glauben, daß es noch eine Weile dauern
könnte, bis sich der Eisberg vollständig vom Schelfeis gelöst hat.
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WIRTSCHAFT/7828: Märkte und Finanzen - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Generali gibt Lebensversicherungen ab

Generali gibt das Geschäft mit Lebensversicherungen weitgehend an den
Abwickler Viridium aus Neu-Isenburg ab. Dieser übernimmt 90 Prozent
von Generali Leben mit ihren rund vier Millionen Kundenverträgen.
Zehn Prozent behält Generali. Außerdem sichert sich der Versicherer
einen Anteil von bis zu zehn Prozent an Viridium, wie beide
Unternehmen am Donnerstag mitteilten. Dem Geschäft soll noch die
Finanzaufsicht Bafin zustimmen. Viridium garantiert den Versicherten
den mit Generali vereinbarten Zins bis zum Ablaufen der Policen,
jedoch keine Überschußbeteiligungen. Generali muß die
Lebensversicherungen abgeben, weil das Unternehmen wegen der
niedrigen Zinsen seine Renditeerwartungen nicht mehr erfüllen kann.

5. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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WISSENSCHAFT/7846: Aus Forschung und Technik - 05.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Förderatlas der DFG vorgestellt

Die Ludwig-Maximilians-Universität München bekommt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) das meiste Geld aller Hochschulen in
Deutschland bewilligt. Zwischen 2014 und 2016 erhielt die Universität
von der DFG nicht weniger als 315,8 Millionen Euro. Es folgen die
Universität Heidelberg mit 292,2 Millionen Euro und die
Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen mit 281 Millionen
Euro. Das geht afp zufolge aus dem gerade von der DFG vorgelegten
Förderatlas hervor. Es zeigte sich, daß die staatliche Förderung der
Hochschulen wieder eine größere Rolle spielt. Diese stieg seit 2008
jährlich im Schnitt um 4,4 Prozent.
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SEISMIK/142: Eine 'lange Leitung' als neues Hilfsmittel der Seismologie (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 03.07.2018

Eine 'lange Leitung' als neues Hilfsmittel der Seismologie



Glasfaserkabel eignen sich zur Aufzeichnung von Erschütterungen des
Untergrunds. Damit können die herkömmlichen Datenleitungen nicht nur
Erdbeben erfassen, sondern auch langsamere Bewegungen des Bodens und sogar
Hammerschläge, Wellenbewegungen im Meer oder vorbeifahrende Autos. Das ist
das Ergebnis einer Studie, die am 3. Juli 2018 in der Fachzeitschrift
Nature Communications erscheint. Hauptautoren sind Philippe Jousset und
Thomas Reinsch vom Deutschen GeoForschungsZentrum. Sie führten die
Untersuchungen auf Island zusammen mit Kolleginnen und Kollegen aus
Island, Großbritannien, Potsdam und Berlin durch.




[image: Foto: © P. Jousset/GFZ]

Glasfaserkabel, die bereits für Telekommunikation verwendet werden, lassen
sich zu Seismometern umfunktionieren. Tests auf Island haben gezeigt, dass
die Kabel Hammerschläge registrieren. 

Foto: © P. Jousset/GFZ



Die Forschenden schickten Laser-Lichtpulse durch einen 15 Kilometer langen
Glasfaserstrang innerhalb eines ganzen Bündels von Leitungen und
analysierten die ankommenden Lichtwellen. Das Kabel verläuft seit 1994 auf
der isländischen Reykjanes-Halbinsel als Teil des dortigen
Telekommunikationsnetzwerkes. Es überquert dabei eine bereits bekannte
geologische Bruchzone an der Nahtstelle zwischen der amerikanischen und
der eurasischen Kontinentalplatte. Zusätzlich hatte das internationale
Team ein dichtes Netzwerk von Seismographen installiert, um die Daten
miteinander abzugleichen.

Die Resultate überraschten selbst Fachleute: "Unsere Messungen per
Glasfaberkabel bildeten den Untergrund weitaus genauer als je zuvor ab und
lieferten Signale von Punkten alle vier Meter", berichtet Philippe
Jousset, "so dicht ist kein Netzwerk von Seismographen". Als der Forscher
im Jahr 2016 erste Ideen auf mehreren Konferenzen vorstellte, hieß es, das
Verfahren sei ein "Game Changer" für die Seismologie - liefere also eine
völlig neue Qualität von Daten. Zwar ist die Verwendung von
Glasfaserkabeln für andere Anwendungen als solches nicht neu, sie werden
seit Jahren in Bohrlöchern zur Überwachung der Ölexploration eingesetzt,
aber das Team unter der Leitung des GFZ ist das erste weltweit, das
seismologische Messungen entlang der Oberfläche und über solch weite
Entfernungen vornahm.

In der vorgestellten Studie konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nicht nur die bereits bekannte geologische Störung im
Untergrund mit höherer Genauigkeit als bisher abbilden. Sie fanden darüber
hinaus Hinweise auf eine weitere, bisher unbekannte Bruchzone im
Untergrund. Außerdem deuten die Ergebnisse darauf hin, dass auch langsame
Bodenverformungen aufgezeichnet werden, die mehrere Minuten andauern.
Kleinere Erdbeben, wie sie auf Island häufig vorkommen, sowie
Erschütterungen des Meeresbodens und Wellen, die von weit entfernten Beben
stammten, zeichnete die "Messkette" im Lichtleiter ebenfalls auf. "Alles,
was wir brauchen, ist eine einzelne Faser in einem Kabelstrang", erläutert
Charlotte Krawczyk, Direktorin des GFZ-Departments Geophysik.

Die Vorteile seien enorm: Bereits jetzt verlaufen kreuz und quer über den
Globus unzählige Glasfaserleitungen für die Telekommunikation und täglich
kommen neue hinzu. Insbesondere unter großen Städten - so genannten
Mega-Cities - gibt es bereits viele Kabel, die man für Messungen nutzen
könnte. "Angesichts der Erdbebengefahr, die es in zahlreichen
Ballungsräumen wie San Francisco, Mexico City, Tokio oder Istanbul und
vielen anderen gibt, stellt unsere Methode eine kostengünstige und
flächendeckende Ergänzung zu bestehenden Erdbebenmessgeräten dar", sagt
Charlotte Krawczyk. Weitere Untersuchungen sollen nun zeigen, ob man auch
Tiefseekabel für solche Messungen nutzen kann.

Die Forscherinnen und Forscher aus Potsdam sind zuversichtlich, damit dann
nicht nur Seebeben und Bewegungen der Kontinentalplatten zu erfassen,
sondern auch Daten zu Änderungen des Wasserdrucks zu gewinnen. Damit würde
dann neben der Seismologie zusätzlich die Ozeanographie von dem Verfahren
profitieren.



Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/qHJNk5JKiow 

- Kurzes Video von Tests auf Island mit Hammerschlägen, die von Geofonen
und dem Glasfaserkabel registriert wurden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1511: Max-Planck-Institut für Plasmaphysik - Teststand ELISE erreicht erstes ITER-Ziel (idw)


Max-Planck-Institut für Plasmaphysik - 04.07.2018

IPP-Teststand ELISE erreicht erstes ITER-Ziel

Neutralteilchenheizung für ITER / Strahl schneller Wasserstoff-Teilchen
für die Plasmaheizung



Der Heizstrahl im Teststand ELISE des Max-Planck-Instituts für
Plasmaphysik (IPP) in Garching bei München hat die ITER-Werte erreicht:
Erzeugt wurde für 1000 Sekunden ein Teilchenstrahl aus negativ geladenen
Wasserstoff-Ionen in der für ITER gewünschten Stromstärke von 23 Ampere.
Mit ELISE wird eine der Heizmethoden vorbereitet, die das Plasma des
internationalen Fusionstestreaktors ITER auf viele Millionen Grad bringen
sollen. Kernstück ist eine im IPP entwickelte neuartige
Hochfrequenz-Ionenquelle, die den energiereichen Teilchenstrahl erzeugt.

Der internationale Testreaktor ITER (lat.: der Weg), der zurzeit in
weltweiter Zusammenarbeit in Frankreich aufgebaut wird, soll zeigen, dass
ein Energie lieferndes Fusionsfeuer möglich ist. Ähnlich wie die Sonne
soll ein künftiges Fusionskraftwerk aus der Verschmelzung von Atomkernen
Energie gewinnen. Der Brennstoff - ein Wasserstoffplasma - muss dazu
berührungsfrei in einem Magnetfeldkäfig eingeschlossen und auf
Zündtemperaturen über 100 Millionen Grad aufgeheizt werden. 500 Megawatt
Fusionsleistung soll ITER erzeugen - zehnmal mehr, als zuvor zur Heizung
des Plasmas aufgewendet wurde.




[image: Abbildung: © IPP]

Eines der Beschleunigungsgitter, die in der Ionenquelle ELISE die
Wasserstoff-Ionen auf Geschwindigkeit bringen. Durch 640 kleine Löcher wird
der Teilchenstrahl in Einzelstrahlen herausgezogen.

Abbildung: © IPP



Diese Plasmaheizung wird etwa zur Hälfte die "Neutralteilchen-Heizung"
übernehmen: Schnelle Wasserstoffatome, die durch den Magnetfeldkäfig
hindurch in das Plasma hineingeschossen werden, geben über Stöße ihre
Energie an die Plasmateilchen ab. Dazu erzeugt eine Ionenquelle aus
Wasserstoff-Gas geladene Wasserstoff-Ionen, die durch hohe Spannung
beschleunigt und anschließend wieder neutralisiert werden, um - als
schnelle Wasserstoff-Atome - ungehindert durch den Magnetfeldkäfig in das
Plasma eindringen zu können.

Auf diese Weise bringen heutige Heizungen, zum Beispiel an der
IPP-Fusionsanlage ASDEX Upgrade in Garching, das Plasma per Knopfdruck auf
ein Mehrfaches der Sonnentemperatur. Die Großanlage ITER stellt jedoch
erhöhte Anforderungen: So müssen die Teilchenstrahlen viel dicker und die
einzelnen Teilchen viel schneller sein als bisher, damit sie tief genug in
das voluminöse ITER-Plasma eindringen können: Zwei Teilchenstrahlen mit
etwa türgroßem Querschnitt sollen 16,5 Megawatt Heizleistung in das
ITER-Plasma einspeisen. Die in heutigen Fusionsanlagen genutzten
Teilchenstrahlen, die mit etwa tellergroßem Querschnitt und wesentlich
kleinerer Geschwindigkeit auskommen, wird ITER damit weit hinter sich
lassen.

Anstelle der bisher zur Beschleunigung genutzten elektrisch positiv
geladenen Ionen - die sich bei hohen Energien nicht mehr effektiv
neutralisieren lassen - müssen für ITER daher negativ geladene Ionen
verwendet werden, die extrem fragil sind. Eine dazu im IPP entwickelte
Hochfrequenz-Ionenquelle wurde als Prototyp in den ITER-Entwurf
aufgenommen. Auch der Auftrag zur Weiterentwicklung und Anpassung an die
ITER-Anforderungen ging Ende 2012 an das IPP.

An dem Teststand ELISE (Extraction from a Large Ion Source Experiment)
wird eine Quelle untersucht, die halb so groß ist wie eine spätere
ITER-Quelle. Sie erzeugt einen Ionenstrahl von rund einem Quadratmeter
Querschnittsfläche. Mit dem gewachsenen Format mussten die bisherigen
technischen Lösungen für das Heizverfahren überarbeitet werden (siehe PI
2/2015). Schritt für Schritt ist ELISE in neue Größenordnungen
vorgedrungen. "Den von ITER gewünschten, rund 23 Ampere starken
Teilchenstrahl aus negativ geladenen Wasserstoff-Ionen konnten wir nun
erzeugen, stabil, homogen und 1000 Sekunden andauernd", sagt Professor Dr.
Ursel Fantz, Leiterin des Bereichs ITER-Technologie und -Diagnostik im
IPP: "Auch der Gasdruck in der Quelle und die Menge der zurückgehaltenen
Elektronen entsprachen den ITER-Vorgaben". Nur die von ITER verlangte
Stromdichte des Ionenstrahls wurde nicht ganz erreicht, was an der
begrenzten Leistungsfähigkeit der zur Verfügung stehenden
Hochspannungsversorgung liegt.




[image: Abbildung: © IPP]

Infrarot-Foto des Kalorimeters, das die Leistungsdichte des erzeugten
Teilchenstrahls misst. Der aufprallende Strahl besitzt die von ITER
verlangte Stromstärke und zeigt den gewünschten homogenen Querschnitt.
(Die kleinen Quadrate, aus denen sich das Bild zusammensetzt,
entsprechen den einzelnen Messfeldern, aus denen das Kalorimeter
aufgebaut ist.)

Abbildung: © IPP



Wie geht es weiter?

Nachdem ELISE die von ITER geforderte Stromstärke mit normalem Wasserstoff
jetzt erreicht hat, will man nun Teil zwei der Aufgabe in Angriff nehmen
und Ionen-Strahlen aus der schweren Wasserstoff-Variante Deuterium
erzeugen - dies allerdings nicht für 1000 Sekunden, sondern für eine
Stunde. Das System in Originalgröße wird das italienische Fusionsinstitut
der ENEA in Padua untersuchen und dabei mit dem IPP zusammenarbeiten. Die
Testanlage SPIDER (Source for Production of Ion of Deuterium Extracted
from Radio Frequency Plasma) ging Anfang Juni in Padua in Betrieb. Ihre
Zieldaten: einstündige Pulse mit vollem ITER-Strahlquerschnitt und 6
Megawatt Leistung in Wasserstoff und Deuterium.




Weitere Informationen unter:

http://www.ipp.mpg.de/de/aktuelles/presse/pi/2018/05_18

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution49

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, 04.07.2018
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FORSCHUNG/1510: Elektronenspektrometer entschlüsselt quantenmechanische Effekte (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.07.2018

Elektronenspektrometer entschlüsselt quantenmechanische Effekte



Elektronische Schaltkreise sind derart miniaturisiert, dass sich
quantenmechanische Effekte bemerkbar machen. Mithilfe von
Photoelektronenspektrometern können Festkörperphysiker und
Materialentwickler mehr über solche elektronenbasierte Prozesse
herausfinden. Fraunhofer-Forschende haben dazu beigetragen, diese
Technologie zu revolutionieren - mit einem neuen Spektrometer, das im
Megahertz-Bereich arbeitet.




[image: Foto: © Fraunhofer IOF, Walter Oppel]

Edelgas-befüllte Druckkammer mit lichtführender Hohlkernfaser. Das Gas und
das Licht interagieren miteinander. Die Folge: Das optische Spektrum
verbreitert sich, die Pulse werden kürzer (30 fs).

Foto: © Fraunhofer IOF, Walter Oppel



Unser Blick ist auf das Makroskopische beschränkt: Schauen wir auf einen
Gegenstand, so sehen wir lediglich seine Oberfläche. Auf der Nanoskala
jedoch würde sich ein gänzlich anderes Bild ergeben, eine Welt aus Atomen,
Elektronen und Elektronenbändern, in der die Quantenmechanik regiert.
Festkörperphysiker und Materialentwickler haben ein großes Interesse
daran, diese kleinsten Bausteine von Materialien näher zu untersuchen.
Etwa bei elektronischen Schaltkreisen, die mitunter so miniaturisiert
sind, dass sich bereits quantenmechanische Effekte bemerkbar machen.

Die Photoelektronenspektroskopie ermöglicht einen solchen Blick auf die
Atome, ihre energetischen Zustände und ihre Elektronen. Das Prinzip: Man
schießt mit einem Laser hochenergetische Photonen, also Lichtteilchen, auf
die Oberfläche des zu untersuchenden Festkörpers, beispielsweise einen
elektrischen Schaltkreis. Das hochenergetische Licht schlägt Elektronen
aus dem Atomverbund heraus. Je nachdem, wie tief sich die Elektronen im
Atom befinden - genauer gesagt in welchem energetischen Band - gelangen
sie schneller oder langsamer zum Detektor. Über die Laufzeit, die die
Elektronen bis zum Detektor brauchen, können Materialentwickler
Rückschlüsse auf die energetischen Zustände der Elektronenbänder und die
Struktur des Atomverbunds im Festkörper ziehen. Wie bei einem Sprint gilt:
Die Elektronen müssen alle gleichzeitig starten, ansonsten kann man das
Rennen nicht analysieren. Einen solchen gemeinsamen Start erreicht man
durch eine gepulste Laserstrahlung. Vereinfacht gesagt: Man schießt mit
dem Laser auf die Oberfläche, schaut sich an, was dabei herausgelöst wurde
- und schießt dann erneut. Üblicherweise arbeiten die Laser im
Kilohertz-Bereich, sie geben also einige Tausend Laserlichtpulse pro
Sekunde ab.

Das Problem: Setzt man mit einem Puls zu viele Elektronen gleichzeitig
frei, stoßen sich diese gegenseitig ab - sie lassen sich dann nicht mehr
vermessen. Also regelt man die

Leistung des Lasers herunter. Um dennoch genügend Elektronen zu vermessen
und eine verlässliche Aussage treffen zu können, muss man entsprechend
lange Messzeiten einplanen. Das ist mitunter kaum praktikabel: Proben und
Strahlquellenparameter lassen sich über einen solchen langen Zeitraum
nicht ausreichend stabil halten.

Messungen von fünf Stunden auf zehn Sekunden verkürzen
Forscherinnen und Forscher der Fraunhofer-Institute für Angewandte Optik
und Feinmechanik IOF und für Lasertechnik ILT haben gemeinsam mit ihren
Kollegen des Max-Planck-Instituts für Quantenoptik erstmals ein
Photoelektronenspektrometer entwickelt, das nicht im Kilohertz-Bereich,
sondern bei 18 Megahertz arbeitet. Das heißt: Es treffen mehrere Tausend
Mal mehr Pulse auf die Oberfläche als in herkömmlichen Spektrometern. Das
wirkt sich drastisch auf die Zeit aus, die für eine solche Messung
benötigt wird. »Messungen, die vorher fünf Stunden gedauert haben, führen
wir nun in zehn Sekunden durch«, sagt Dr. Oliver de Vries, Wissenschaftler
am Fraunhofer IOF.

Laserpulse verstärken und verkürzen

Das entwickelte Spektrometer besteht aus drei Hauptkomponenten: dem
Ultrakurzpuls-Lasersystem, dem Überhöhungsresonator und der Probenkammer
mit dem eigentlichen Spektrometer. Als Ausgangslaser verwenden die
Forscher einen phasenstabilen Titan-Saphir-Laser. Seinen Laserstrahl
verändern sie in der ersten Komponente: Durch Vorverstärker und Verstärker
schrauben sie die Leistung von 300 Mikrowatt auf 110 Watt hoch - steigern
sie also auf das Millionenfache. Zum anderen verkürzen sie die Pulse. Dazu
wendet das Forscherteam einen Trick an: Sie schicken den Laserstrahl
mehrere zig Male durch einen Festkörper, der das Spektrum verbreitert.
Schiebt man diese so erzeugten neuen Frequenzanteile des Pulses nun wieder
zusammen - kombiniert man also alle Frequenzen phasenrichtig - verkürzt
sich die Pulsdauer. »Zwar war dieses Verfahren bereits vorher bekannt,
allerdings konnte man die Pulsenergie, die wir hier brauchen, vorher noch
gar nicht komprimieren«, sagt Dr. Peter Rußbüldt, Gruppenleiter am
Fraunhofer ILT.




[image: Foto: © Fraunhofer IOF, Marco Plötner, Walter Oppel]

Hauptverstärkerstufen des Faserlasersystems: Hier werden hohe Pulsenergien
erzeugt.

Foto: © Fraunhofer IOF, Marco Plötner, Walter Oppel



Photonenenergie erhöhen

Das Laserlicht, das die erste Komponente verlässt, hat bereits eine sehr
kurze Pulsdauer. Die Energie seiner Photonen reicht allerdings noch nicht
aus, um Elektronen aus dem Festkörper herauszuschlagen. In der zweiten
Komponente steigern die Forscher die Photonenenergie und verkürzen die
Pulsdauer der Laserstrahlen daher abermals in einem Resonator. Spiegel
lenken das Laserlicht im Resonator mehrere hundert Male im Kreis herum.
Jedes Mal, wenn das Licht den Anfangspunkt erneut passiert, wird es mit
frischer Laserstrahlung aus der ersten Komponente überlagert -, und zwar
so, dass sich die Leistung der beiden Strahlen addiert. Diese im Resonator
eingesperrte Strahlung erreicht so große Intensitäten, dass in einem
Gasjet Erstaunliches passiert - hochenergetische XUV-Attosekundenpulse mit
einem Vielfachen der Frequenz des Laserstrahls werden erzeugt.

Mit einem weiteren Trick bekommen die Forscher des Fraunhofer ILT die
hochenergetischen XUV-Attosekundenpulse wieder aus dem Resonator heraus.
»Wir haben einen speziellen Spiegel entwickelt, der zum einen die hohen
Leistungen aushält, zum anderen ein winzig kleines Loch in der Mitte
aufweist«, erläutert Rußbüldt. Das Strahlenbündel der erzeugten hohen
Harmonischen, so nennt man die hochenergetischen Laserstrahlen, ist
kleiner als das der anderen umlaufenden Wellen. Während die weniger
energetischen Lichtstrahlen weiterhin auf den Spiegel treffen und im Kreis
gelenkt werden, ist das hochenergetische Strahlenbündel so schlank und
schmal, dass es durch das Loch in der Mitte des Spiegels hindurchschlüpft,
die zweite Komponente verlässt und in den Probenraum in der dritten
Komponente umgelenkt wird.

Der Prototyp des Photoelektronenspektrometers ist fertig, er befindet sich
am Garchinger Max-Planck-Institut. Dort wird er für Untersuchungen genutzt
und gemeinsam mit den Fraunhofer-Forscherinnen und -Forschern optimiert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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FRAGEN/021: Der Data Scientist - dank Big Data heiß begehrt (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.07.2018

Der Data Scientist - dank Big Data heiß begehrt!



Der Data Scientist zählt zu den attraktivsten Berufen des 21.
Jahrhunderts. Dieser Eindruck bestätigt sich, wenn man einen Blick in die
einschlägigen Online-Jobbörsen wirft. Laut einer Studie des McKinsey Global
Institute übersteigt in den USA der Bedarf das Angebot bei weitem - in
Deutschland scheint es nicht anders zu sein. Aber was macht dieses
Berufsbild so spannend? Einer, der es weiß, ist Dr. Andreas Jedlitschka,
Abteilungsleiter Data Engineering am Fraunhofer-Institut für
Experimentelles Software Engineering IESE und Mitglied
im Fachausschuss Data Science der Personenzertifizierungsstelle am
Fraunhofer-Institut für angewandte Informationstechnik FIT, Sankt
Augustin.


Wieso haben Unternehmen so einen enormen Bedarf an
Datenspezialisten? 

Mit der zunehmenden Vernetzung sämtlicher Bereiche bis hin zu digitalen
Ökosystemen steigt auch die Flut von Daten in Unternehmen und
Organisationen exponentiell an. Durch die zunehmende Verfügbarkeit und die
Erfolgsgeschichten in der Presse wächst auch der Wunsch nach systematischer
Nutzung der Daten, sprich nach Datenanalysen, und damit der Bedarf an
Fachleuten, die diese vornehmen. Diese »Datenspezialisten « werden vielfach
unter dem Begriff Data Scientist zusammengefasst.

Was macht überhaupt einen Data Scientist aus?

Zunächst möchte ich den Begriff »Data Science« definieren: Hierbei geht es
darum, Wissen aus Daten zu extrahieren, und das idealerweise zum Nutzen des
Unternehmens. Dazu werden Methoden und Techniken aus der Informatik, der
Mathematik und der Statistik eingesetzt. Das Berufsbild ist vielfältig und
reicht von Big Data Analytics und Visual Analytics über 
Big-Data-Architektur bis hin zur Integration. Zusätzlich müssen Geschäftsmodelle
berücksichtigt bzw. neu entwickelt und damit auch verstanden werden. Ebenso
ist mit dem Kunden, also dem Benutzer der Information als Adressaten,
und dem Domänenexperten zu sprechen.

Welche Aufgaben übernehmen Data Scientists und welche Fähigkeiten müssen
sie haben?

Data Scientists sind Experten in mehreren Disziplinen zugleich: Sie werten
nicht nur Daten aus, sondern müssen die betriebswirtschaftlichen
Zusammenhänge in Unternehmen und Organisationen verstehen. Sie müssen
geeignete Datenquellen identifizieren, Datenqualität bestimmen und
verbessern, Daten zusammenstellen sowie die Analysen vorbereiten und
durchführen und die Ergebnisse bezüglich vorgegebener Kriterien bewerten.
Arbeitet man als Data Scientist, so trägt man oft große Verantwortung, da
von den Ergebnissen der Datenanalysen beispielsweise auch weitreichende
strategische Entscheidungen oder sogar Menschenleben abhängen können - man
denke nur an Systeme zur Diagnoseunterstützung im Medizinbereich oder an
Lernverfahren, die in autonomen Fahrzeugen an verschiedenen Stellen zum
Einsatz kommen. Deshalb müssen die zugrundeliegenden Daten und die
Analyseergebnisse in Zusammenarbeit mit Domänenexperten immer wieder auf
Plausibilität, Vollständigkeit, Korrektheit und Relevanz überprüft werden.
Das Anforderungsprofil an einen Data Scientist wächst entsprechend der
Einbettung seiner Tätigkeit im Unternehmen und beinhaltet neben
den technischen Fähigkeiten auch eine Reihe von Soft Skills wie zum
Beispiel Teamfähigkeit, Kommunikationsstärke und Kreativität.

Wie kann ich Data Scientist werden? Welche Voraussetzungen bzw.
Vorkenntnisse brauche ich dafür?

Bei Fraunhofer bieten wir im Rahmen der Allianz »Big Data« einen
zertifizierten Lehrgang an und machen die Teilnehmer fit für
Big-Data-Projekte. Teilnehmer sind vielfach Entscheider, aber vor allem
Business Developer, Analysten, Data Manager und Softwareentwickler.
Vorausgesetzt werden Grundlagen der Informatik und der Mathematik.
In den Einsteigerkursen lernen die Teilnehmer die wesentlichen Grundlagen,
Vorgehensweisen und Best Practices für den Umgang mit großen Datenmengen
und die Entwicklung von intelligenten Lösungen mit hohen Standards an
Datenschutz und Datensicherheit kennen. In den weiterführenden Kursen wird
dann detailliert auf einzelne Verfahren eingegangen; dann steht das
Anwendenkönnen im Vordergrund. Dabei vermitteln wir aktuellstes Wissen
herstellerneutral, praxisnah und gleichzeitig theoretisch fundiert.

Auch junge Wissenschaftler, die direkt von der Universität kommen,
profitieren von diesem Zertifizierungslehrgang. Mit welchem Hintergrund
qualifizieren Sie diese zum Data Scientist?

Wissenschaftler, die direkt von der Uni kommen, bringen sehr gutes
Fachwissen speziell aus ihrem Studiengang mit, z.B. aus der Informatik oder
Mathematik. Was ihnen jedoch häufig fehlt, ist ein breiter Überblick und
die praktische Erfahrung, um in Big-Data-Projekten mitarbeiten zu können.
Und genau das lernen sie in unserem Lehrgang zum Data Scientist. Die
Ausbildung ist auf die Breite ausgelegt. Sie erfahren, wie Business
Developer die Potenziale von Big Data in ihrem Unternehmen erschließen,
wie Dateningenieure Daten beschreiben und integrieren, wie Analysten mit
maschinellen Lernverfahren Muster und Trends erkennen und wie
Software-Ingenieure mit modernen Datenbanken und verteilten
Berechnungsverfahren robuste und skalierbare Big-Data-Systeme entwickeln.
All dies unter Berücksichtigung von Datenschutz und -sicherheit.
Zielsetzung ist es, sich in allen relevanten Bereichen ein Basiswissen
anzueignen. Wer möchte, kann sich dann noch zum Data Scientist
zertifizieren lassen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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WERKSTOFFE/1059: Hochleistungskeramik und Hartmetalle aus dem 3D Drucker (idw)


Hochschule Aalen - 04.07.2018

Hochleistungskeramik und Hartmetalle aus dem 3D Drucker



Die Hochschule Aalen forscht an Hochleistungskeramik und Hartmetall, die
als eine der leistungsfähigsten Werkstoffe unserer Zeit gelten - und baut
diese Kompetenz nun weiter aus: Das LaserApplikationsZentrum erwarb für
den Bereich Additive Manufacturing einen Keramik-3D-Drucker. Er dient
künftig der Erforschung des 3D-Drucks von Hochleistungskeramiken und
Hartmetallen für den Bau zerspanender Werkzeuge.

Hochleistungskeramiken und Hartmetalle sind aufgrund ihrer einzigartigen
Materialeigenschaften Hochleistungswerkstoffe. Eingesetzt wird der Lithoz
CeraFab 7500 Keramik-3D-Drucker im LaserApplikatonsZentrum an der
Hochschule Aalen zur Erforschung neuer Materialien und für den Bau
neuartiger Werkzeuge, zum Beispiel für die Zerspanung. Prof. Dr. Harald
Riegel ist Leiter des LaserApplikationsZentrums und Forscher im
strategischen FH-Impulsprojekt "Smarte Materialien und intelligente
Produktionstechnologien für energieeffiziente Produkte der Zukunft"
(SmartPro): "Die neue additive Fertigungstechnik eröffnet uns Potenziale
für die angewandte Forschung im Projekt SmartPro gemeinsam mit unseren
über 50 Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft. Hohe Oberflächengüte und
verbesserte Konturtreue zeichnen die 3D-Druck-Technologie aus", erklärt
er.

Der neue 3D-Drucker ermöglicht die Fertigung von Hochleistungskeramik mit
Materialeigenschaften wie aus der konventionellen Fertigung. Damit können
sehr leistungsfähige Werkzeuge mit geringerem Verschleiß gegenüber
herkömmlichen Werkzeugen aus Schnellarbeitsstahl hergestellt werden. Sie
zeichnen sich durch höhere Materialhärte und höhere
Temperaturbeständigkeit aus. Die Bauteile werden mit einer auf Lithografie
basierenden Herstellungstechnik gefertigt. Bei diesem Verfahren ist ein
Keramik- oder ein Hartmetallpulver in einem photosensitiven Harz gelöst.
Durch gezielte Belichtung des Harzes mit ultraviolettem Licht härtet es
selektiv aus. Im nächsten Prozessschritt wird das polymerisierte Harz
entfernt und anschließend gesintert. Das Verfahren zeichnet sich durch
großen Freiheitsgrad hinsichtlich der Formgebung aus. Die präzise
Auflösung der Bauteilkontur beträgt 40 µm. Die Festigkeit der Bauteile
entspricht näherungsweise der Festigkeit herkömmlich hergestellter
Werkzeuge. Durch den schichtweisen Aufbau des Bauteils sind beispielsweise
auch innenliegende Kühlkanäle möglich, die mit etablierten Verfahren nicht
realisierbar sind. Es wird bei der Herstellung des Werkzeugs keine Wärme
in das Bauteil eingebracht, so wird bei Metallen das Gefüge nicht
beeinflusst. Das ist ein wesentlicher Vorteil gegenüber den weit
verbreiteten SLM-Druckern, die das Verfahren des selektiven metallischen
Pulverbettschmelzens verwenden.

Das Gerät wurde innerhalb des Forschungsprojekts FlexLight4.0 ("Flexibles
Licht als Enabler von hochfunktionalisierten, adaptiven optischen
Elementen und Sensoren für Realtime Messungen bei I4.0 Applikationen")
beschafft und wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert. Im diesem Forschungsvorhaben wird eine komplette digitale
Fertigungskette zur Herstellung von Bauteilen aus Metallen und Keramik
aufgebaut werden, die auf Licht als Werkzeug mit flexiblen und
anpassungsfähigen Eigenschaften basiert.

Das LaserApplikatonsZentrum ist dem Studiengang "Maschinenbau / Produktion
und Management" organisatorisch angebunden. Studieninteressierte können
sich noch bis zum 15. Juli unter www.hochschulstart.de bewerben.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-aalen.de

http://www.hs-aalen.de/laz

http://www.hs-aalen.de/smartpro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution181

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Aalen, 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BERATUNG/709: Lippstadt - Nächste "Sprechzeit Demenz" am 11. Juli 2018


Nächste "Sprechzeit Demenz" am 11. Juli

Anmeldungen über die trägerunabhängige Pflegeberatungsstelle der Stadt
Lippstadt



Lippstadt. Die nächste monatliche "Sprechzeit Demenz" findet am
Mittwoch, 11. Juli 2018, im Patienteninformationszentrum des
Dreifaltigkeitshospitals an der Klosterstraße (Villa Schauroth) statt.
Angehörige von Demenzkranken können sich hier mit allen Fragen rund um
das Thema Demenz zwischen 16 und 17 Uhr beraten lassen. Dazu steht
jeweils ein Mitglied des DemenzNetzwerkes Lippstadt zur Verfügung.

Anmeldungen nimmt die trägerunabhängige Pflegeberatung der Stadt
Lippstadt unter 02941 980 687 (Gerhard Madeheim) oder 02941 980 681
(Anita Polder) bis spätestens Dienstag, 10. Juli, 12 Uhr, entgegen.

Hintergrund:

Das Thema Demenz wirft bei Angehörigen oftmals viele Fragen auf: Wie
gehe ich mit dem Betroffenen im Alltag um? Wie reagiere ich auf
depressives oder aggressives Verhalten? Beim Beratungsangebot
"Sprechzeit Demenz" können all diese Fragen gestellt werden. Die
Beratung findet durch ein Mitglied des DemenzNetzwerks Lippstadt
statt. Das Netzwerk ist ein Zusammenschluss der Lippstädter
Krankenhäuser, lokaler Anbieter von Pflege und Betreuung für Menschen
mit Demenz sowie Beratungsstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/1163: Mönchengladbach - "Was kostet ein Platz im Pflegeheim und wer bezahlt das?", 12.7.2018


Altenheim Windberg lädt zum Themenabend: Was kostet ein Platz im
Pflegeheim und wer bezahlt das?



Die Entscheidung für den Einzug ein Altenheim fällt den Betroffenen
und ihren Angehörigen nicht leicht. Dazu stellen sich oft viele Fragen
nach den Leistungen und den Kosten des neuen Zuhauses. Die
Finanzierung eines Pflegeheimplatzes ist sehr komplex. Beim nächsten
Themenabend im Städtischen Altenheim Windberg, Marienburger Straße 39,
erklären Petra Sieben und Ingrid Hilgers vom Beratungszentrum der
Sozial-Holding, welche Leistungen zu den Kosten im Pflegeheim gehören
und wer die Kosten trägt. Die kostenlose Veranstaltung findet am
Donnerstag, 12. Juli, um 18:30 Uhr statt.

In lockerer Vortragsatmosphäre gibt es viele Möglichkeiten, eigene
Fragen zur Finanzierung zu stellen und mit den Referenten ins Gespräch
zu kommen. Alle Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen.
Telefonische Anmeldung unter 02161-6363711.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/811: Statement von Britta Haßelmann zur Normenkontrollklage zur Parteienfinanzierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juli 2018

Statement von Britta Haßelmann zur Normenkontrollklage zur Parteienfinanzierung



"Es ist ein ungewöhnlicher Schritt, denn in der Opposition gibt es keine Koalition, aber an dieser Stelle eint FDP, Linke und Bündnis 90/Die Grünen, dass wir ein ganz großes Interesse daran haben, dass die demokratischen Parteien selbstverständlich elementarer Bestandteil unserer Demokratie, unseres lebendigen Parlamentarismus sind. Sie müssen gut ausgestattet sein, um ihrem Auftrag, ihren Aufgaben nachzukommen. Aber es gibt eine besondere Begründungs- und Darlegungspflicht dafür, wenn man den Rahmen der Parteienfinanzierung verändert. Und genau das hat die große Koalition mit ihrem dreisten Verfahren nicht gemacht: Wir hatten ungefähr 12 Tage Beratungszeit von der Einbringung bis zur Verabschiedung des Gesetzes, wir mussten innerhalb von vier Tagen Sachverständige benennen. Von den Sachverständigen haben wir sehr kritische Rückmeldungen zu diesem Gesetzentwurf bekommen, dennoch hat die Koalition aus Union und SPD sich entschieden, dieses Verfahren durchzuziehen.

Es gibt aus unserer Sicht erhebliche Mängel am jetzt beschlossenen Gesetz. Denn das Bundesverfassungsgericht hat uns in seinen letzten Entscheidungen eine sehr konkrete Begründungs- und Darlegungspflicht auferlegt, wenn die Obergrenze verändert werden soll.

Jetzt wird die Obergrenze um 25 Millionen Euro erhöht. Auf unsere Rückfragen, warum 25 Millionen Euro, warum nicht 30 oder 17, war die Koalition nicht in der Lage uns darzulegen, wie man diese Summe errechnet hat. Im Begründungsteil des Gesetzes gibt es lediglich ein paar Stichworte - Digitalisierung, Mitgliederentscheide oder die Frage von sozialen Kommunikationsmitteln und -medien.

Wir glauben, dass hier dem Anspruch, den das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber auferlegt hat, nicht nachgekommen wird. Gerade weil uns die Arbeit der Parteien so bedeutend ist und als elementarer Bestandteil unserer Demokratie gesehen wird, dürfen wir dieses Gesetz so nicht akzeptieren und wählen diesen Rechtsweg jetzt gemeinsam."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2808: Konjunkturaussichten - Altmaier muss endlich handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juli 2018

Konjunkturaussichten: Altmaier muss endlich handeln



Zum aktuellen Landesbericht des Internationalen Währungsfonds (IWF) erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschafspolitik:

Während die Aussichten für die deutsche Wirtschaft sich eintrüben, tut Wirtschaftsminister Altmaier weiter so, als zöge das Hoch nie vorüber. Nun bestätigt auch der IWF, dass erhebliche Probleme auf uns zukommen. Zunehmender Protektionismus, geopolitische Unsicherheiten und das Risiko einer Rückkehr der Euro-Staatsschuldenkrise bergen schon kurzfristig Risiken. Altmaier glaubte bisher, sich auf den brummenden Wirtschaftsmotor verlassen und eigenes Handeln unterlassen zu können. Der Investitionsstau in Deutschland löst sich aber nicht von alleine auf. Infrastruktur, Aus- und Weiterbildung, Forschung, Gründergeist: Die Bundesregierung muss endlich in Zukunftsbereiche investieren, damit die Wachstumsaussichten langfristig besser werden. Der IWF mahnt auch zu Recht an, die Bedingungen für private Investitionen zu verbessern und das Arbeitskräfte-Angebot zu erhöhen.

Altmaier hat versprochen, unsere Wirtschaft "wetterfest" für die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu machen, zu denen Klimaschutz, Digitalisierung und Fachkräftemangel gehören. Seinen Worten, für die er viele Vorschusslorbeeren erhielt, sind aber keine Taten gefolgt. Wenn Innenminister Seehofer mit Masterplan-Allüren und Schlagbaum-Phantasien den Geist von Schengen untergräbt, schweigt Altmaier. Er muss aber klarstellen, dass geschlossene Grenzen der Wirtschaft schaden und unseren Wohlstand bedrohen. Der Deutsche Speditions- und Logistikverband (DSLV) schlägt Alarm, Lieferketten und Produktion werden gefährdet, kleine Geschäfte in Grenznähe sorgen sich, grenzüberschreitende Pendler stehen im Stau. Der Wirtschaftsminister schweigt weiter. Es ist höchste Zeit, dass er spricht - und vor allem handelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MEDIEN/241: Mehr Geld für die Deutsche Welle


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Juli 2018

Mehr Geld für die Deutsche Welle

Presse- und Informationsfreiheit weltweit stärken



Am heutigen Mittwoch beschließt der Deutsche Bundestag den Etat der
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien und damit auch
den Bundeszuschuss für die Deutsche Welle (DW). Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, und die kultur- und medienpolitische Sprecherin Elisabeth
Motschmann:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verleiht der Deutschen Welle für die
nächsten Jahre neuen finanziellen Schub. Der Bundeszuschuss wird um
knapp 28 Millionen Euro erhöht. In den Haushaltsverhandlungen haben
die Abgeordneten der Koalition nun noch einmal sieben Millionen Euro
für neue, bedeutsame Projekte wie einen türkischsprachigen Sender
bewilligt.

Damit erhöht sich das Budget der Deutschen Welle 2018 auf insgesamt
rund 325 Millionen Euro. So nähern wir uns dem im Koalitionsvertrag
verabredeten Ziel, die Deutsche Welle finanziell auf Augenhöhe mit
vergleichbaren europäischen Auslandssendern zu bringen.

Und wir unterstützen die Aufgabenplanung der Deutschen Welle für die
kommenden Jahre. Auch damit stärken wir "der Welle" den Rücken.

Der Sender ist die Stimme Deutschlands in die Welt. Gerade in Zeiten
internationaler Krisen wird sie immer wichtiger. Von der
Informations- und Pressefreiheit in Deutschland können viele Menschen
weltweit nur träumen. Nur noch 13 Prozent der Weltbevölkerung haben
Zugang zu freien Medien. In immer mehr Ländern werden Journalistinnen
und Journalisten Zielscheibe autoritärer Regimes. Unabhängige Medien
werden gezielt personell und finanziell ausgetrocknet.

Die Deutsche Welle setzt mit ihrem Programm genau dort an. Sie steht
für Werte wie Presse- und Meinungsfreiheit, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Völkerverständigung.

Der Erfolg der Deutschen Welle spricht für sich. Die Anzahl der
täglichen Nutzer ist auf 157 Millionen gestiegen. Sie geben dem
Programm einen hohen Vertrauensvorschuss: 96 Prozent halten die
Informationen für glaubwürdig - ein überragender Wert und ein hohes
Gut! Mit diesem Pfund sollte der Sender weiter wuchern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2738: Bundeshaushalt legt Fundament für Wohnungsbauoffensive


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juli 2018

Bundeshaushalt legt Fundament für Wohnungsbauoffensive

Baukindergeld kann 2018 an den Start gehen



Anlässlich der heutigen Debatte zum Etat 2018 des Bundesministeriums
des Innern, für Bau und Heimat erklärt der baupolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Kai Wegner:

"Der Bauhaushalt 2018 kann sich sehen lassen! Baukindergeld, soziale
Wohnraumförderung und die Städtebauförderung sind gesichert. Die
steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus wird vorbereitet. Damit
wird das Fundament für die Wohnungsbauoffensive der Koalition gelegt.
Unser Ziel ist es, gute Rahmenbedingungen für 1,5 Millionen neue
Wohnungen bis 2021 zu schaffen.

Besonders stolz ist die Unionsfraktion natürlich auf die finanzielle
Absicherung des Baukindergeldes. Es kann 2018 an den Start gehen und
wird hunderttausenden Familien dabei helfen, sich den Traum vom
eigenen Heim zu erfüllen. Mit dieser kraftvollen Eigentumsförderung
ergänzen wir die Wohnungsbaupolitik um eine bewährtes Element.

Auch bei der Unterstützung des Bundes für die Länder bei der sozialen
Wohnraumförderung wird ein besonderer Schwerpunkt gesetzt. 1,5
Milliarden Euro wird der Bund allein 2018 den Ländern dafür zur
Verfügung stellen. Bis 2021 sollen es in dieser Legislaturperiode
insgesamt fünf Milliarden Euro sein. Damit haben die Länder
umfangreiche finanzielle Möglichkeiten, bezahlbaren Wohnungsneubau zu
fördern. Es ist unsere klare Erwartung, dass die Länder diese Mittel
vollständig für dieses Ziel einsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1797: Mindestlohn ist Erfolgsmodell statt Jobkiller


DIE LINKE - Presseerklärung vom 4. Juli 2018

Mindestlohn ist Erfolgsmodell statt Jobkiller



Der gesetzliche Mindestlohn ist aktuellen Studien des gewerkschaftsnahen IMK-Instituts, der Universität Potsdam und des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) zufolge ein Erfolgsmodell. Der Mindestlohn hat nicht nur zu höheren Löhnen geführt, sondern auch die Konjunktur merklich angekurbelt. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Warnungen vor dem Jobkiller Mindestlohn der Wirtschaftslobbyisten und ihrer ergebenen Helfer in der CDU und FDP haben sich als Horrormärchen herausgestellt. Der vielbeschworene Untergang des Wirtschaftsstandorts Deutschland ist ausgeblieben. Ganz im Gegenteil. Die gute Nachricht ist: Der Mindestlohn wirkt.

Aber die Studien zeigen auch, dass es noch viel zu tun gibt, nicht nur bei der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns. Gerade im unteren Lohnbereich sprechen die Forscher von einem 'Null-Effekt' des Mindestlohns, da die Arbeitszeit entsprechend der Lohnsteigerungen zurückgegangen ist. Ich glaube nicht, dass sich die Beschäftigten mit diesen schmalen Einkommen eine bessere Work-Life-Balance - sprich mehr Freizeit - gönnen. Sondern das deutet auf Mindestlohnverstöße hin.

Die geleisteten Arbeitsstunden werden so kleingerechnet, dass eine Einhaltung des Mindestlohns vorgetäuscht wird. Einmal mehr zeigt sich, dass schärfere Kontrollen dringend erforderlich sind. Dafür müssen zügig die entsprechenden personellen Kapazitäten bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit geschaffen werden.

Der Mindestlohn hat selbst in der von Lobbyisten und Groko weichspülten Form Verbesserungen gebracht. Er könnte aber noch viel besser wirken. Er muss mit 12 Euro deutlich höher sein, er muss für alle gelten und die Einhaltung muss strenger kontrolliert werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1753: Politischer Verfolgung von Ecuadors Ex-Präsident Correa entgegentreten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juli 2018

Politischer Verfolgung von Ecuadors Ex-Präsident Correa entgegentreten



"Der Haftbefehl gegen den ecuadorianischen Ex-Präsidenten Rafael Correa ist offenbar Teil einer politisch motivierten Kampagne. EU-Mitgliedsstaaten und die internationale Polizeibehörde Interpol dürfen sich daher nicht zum Handlanger politischer Verfolgung machen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zur umstrittenen Entscheidung des Obersten Gerichtshofes von Ecuador. Hänsel weiter:

"Correa, der als Präsident mit seiner Reformpolitik gegen die Interessen der politischen und wirtschaftlichen Elite in Ecuador vorgegangen ist, sieht sich seit seinem Abtritt einer beispiellosen Verfolgung ausgesetzt. Höhepunkt ist der am Dienstag erlassene Haftbefehl, der damit begründet wird, dass sich Correa weigert, von seinem aktuellen Wohnsitz in Belgien alle zwei Wochen nach Ecuador zu fliegen, um einer willkürlichen gerichtlichen Meldeauflage nachzukommen. Auch die Anklage, die den Ex-Präsidenten mit einem Entführungsversuch 2012 in Verbindung bringt, ist voller Widersprüche und rechtsstaatlich nicht zu begründen.

Die Bundesregierung muss gegen diese Art der politisch-juristischen Verfolgung klare Worte finden und einer möglichen Festnahme Correas in Deutschland eine Absage erteilen. Bundeskanzlerin Merkel hat nach dem mehrfachen Missbrauch von Interpol durch die Türkei zugesagt, auf eine Veränderung bei der Polizeibehörde hinzuwirken. Sie muss das nun endlich umsetzen, die politische Verfolgung Correas zeigt den dringenden Handlungsbedarf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1629: Bundesregierung leistet der Orbanisierung Europas Vorschub


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

Bundesregierung leistet der Orbanisierung Europas Vorschub



"Viktor Orban steht für Flüchtlingsfeindlichkeit und innenpolitische Faschisierung. Dass die Bundeskanzlerin und der Bundesinnenminister heute Ungarns autoritären Regierungschef empfangen, um mit ihm über die Rücküberstellung von Geflüchteten zu verhandeln, ist eine menschenrechtliche Bankrotterklärung. Asylsuchende dürfen auf keinen Fall an das Orban-Regime überstellt werden, denn sie benötigen Schutz und gerechte Verfahren statt Internierung und Kriminalisierung", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den Besuch des ungarischen Ministerpräsidenten in Berlin. Jelpke weiter:

"Die Orbanisierung Europas hängt wie ein Damoklesschwert über den Gesellschaften der EU-Staaten. Der Masterplan Seehofers, die jüngst auf dem EU-Gipfel beschlossene Internierung von Schutzsuchenden in Lagern innerhalb und außerhalb der EU sowie die Kriminalisierung von Seenotrettung und Fluchthilfe sind Ausdruck dieser Gemengelage. Doch bedroht sind längst nicht nur Geflüchtete: Orban steht auch für Angriffe gegen zivilgesellschaftliche Organisationen, Journalisten und die Justiz."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1510: Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieterinnen und Mieter abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juli 2018

Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieterinnen und Mieter abschaffen



"Wir begrüßen es sehr, dass sich Finanzminister Scholz in der Frage der Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieter bewegen will. Aus unserer Sicht gehört die Umlagefähigkeit sogar gänzlich abgeschafft", erklärt Jörg Cezanne, Abgeordneter der Fraktion DIE LINKE im Finanzausschuss des Deutschen Bundestags, zur Äußerung des Finanzministeriums, dass im Zuge der Reform der Grundsteuer auch Begrenzungen der Umlagefähigkeit auf die Mieter in Betracht gezogen werden. Cezanne weiter:

"Sollte im Zuge der Grundsteuerreform die Steuerbelastung für eine einzelne Immobilie steigen, dann deshalb, weil diese Immobilie in Wahrheit viel wertvoller ist, als sie bisher steuerlich erfasst wurde. Die Eigentümer haben also ohne besondere Leistung allein durch den heißgelaufenen Immobilienmarkt schon irre Vermögenszuwächse quasi 'geschenkt' bekommen. Es wäre pervers, die Mieter durch Umlage erhöhter Grundsteuern dafür zu bestrafen, dass sich viele - insbesondere institutionelle - Vermieter nicht nur durch immer unverschämtere Mietpreise bereichern, sondern sich gleichzeitig durch die Immobilienblase das Vermögen der Vermieter vervielfacht.

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieten gänzlich abzuschaffen und werden ihr in dieser Auseinandersetzung mit der Immobilienbesitzerlobby auch gerne den Rücken stärken."

 * 
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INNEN/4955: Asylkompromiss - Zäsur des Rechtsstaates


DIE LINKE - Presseerklärung vom 5. Juli 2018

Asylkompromiss - Zäsur des Rechtsstaates



Zum so genannten Asylkompromiss der Bundesregierung erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der Asylkompromiss ist eine Zäsur für den deutschen Rechtsstaat. Die Unionsparteien haben sich verrannt. Die Versuche, die Fiktion einer Einigung jeweils als Sieg der eigenen Position zu verkaufen, sind beschämend. Fakt ist: die Gegner einer liberalen Flüchtlingspolitik haben einen Etappensieg errungen und werden nicht zögern, das "Modell Kurz" aus Österreich weiter durchzuboxen. Die SPD leistet keinen nennenswerten Widerstand.

Von keinem Regierungsmitglied sind Forderungen nach der Einrichtung einer deutschen Seenotrettungsmission, der Wiederherstellung des Asylrechts und der bedingungslosen Verteidigung von Freiheitsrechten für alle in Deutschland lebenden Menschen zu vernehmen.

Zwischen Merkel, Seehofer und Nahles verlaufen offenbar keine grundlegenden Trennlinien in der Asylpolitik mehr.In den nächsten Monaten und Jahren steht viel auf dem Spiel. Jetzt sind mehr denn je die progressiven Kräfte in der Gesellschaft gefragt, die Demokratie nach vorne hin zu verteidigen. Hin zu einem neuen sozialen und ökologischen Wohlstandsmodell und einer solidarischen Einwanderungsgesellschaft: mit gerechter Verteilung der Arbeit und des Reichtums, sozialer Absicherung, guter Gesundheitsversorgung und Pflege für alle, bezahlbarem Wohnen, kürzeren und selbstbestimmten Arbeitszeiten, mehr Demokratie und gleichen Rechten für alle.

Wer die Rechten und das verrohte Bürgertum stoppen will, muss linke Alternativen zum Neoliberalismus durchsetzen: Das wird nur mit einem gesellschaftlichen Aufbruch gelingen, zu dem jede und jeder von uns etwas beitragen kann.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018
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INNEN/4954: SPD muss Seehofer zurückweisen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

SPD muss Seehofer zurückweisen



"Wenn die SPD nicht nur die Europäische Idee, sondern auch sich selbst ernst nimmt, muss sie Seehofer zurückweisen. Beim Umgang mit geflüchteten Menschen brauchen wir gesamteuropäische Lösungen und gerechte Aufnahme- und Finanzierungsschlüssel statt eines tödlichen Grenzregimes, welches Lebensretter kriminalisiert", erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE. Korte weiter:

"Ein positiver Bezug zu Europa - viel mehr ist dem ehemaligen SPD-Kanzlerkandidaten Martin Schulz zum Koalitionsvertrag bei dessen gemeinsamer Vorstellung nicht eingefallen. Jetzt ist Seehofer dabei, die SPD in das Boot mit dem autoritär regierenden Victor Orban und dem Rechtsbündnis von Sebastian Kurz mitzunehmen, das auf komplett antieuropäischem Kurs läuft."

 * 

Quelle:
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MEDIEN/149: Entscheidung des Europaparlaments öffnet notwendige Debatte über das Urheberrecht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

Entscheidung des Europaparlaments öffnet notwendige Debatte über das Urheberrecht



"Die heutige Entscheidung ist ein Erfolg für all jene, die sich gegen Uploadfilter und Leistungsschutzrecht gestellt haben, insbesondere durch die breite zivilgesellschaftliche Kampagne der letzten Tagen und Wochen. Jetzt gilt es, bis nach der Sommerpause weiter inhaltliche Überzeugungsarbeit zu leisten", erklärt Petra Sitte, Mitglied im Ausschuss Digitale Agenda und stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Das Europaparlament hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, die umstrittene EU-Urheberrechtsreform noch einmal aufzuschnüren und nicht mit der zuletzt beschlossenen Version, die ein europäisches Leistungsschutzrecht und Uploadfilter vorsieht, in die endgültigen Verhandlungen zu gehen. Sitte weiter:

"Dabei muss es um die Streichung der Artikel 11 und 13 gehen: Diese sind eine Gefahr für die Informationsfreiheit im Netz und würden zugleich die großen Verlage und Plattformen stärken, statt die Situation der Urheber zu verbessern. Wir brauchen endlich ein modernes Urheberrecht und nicht derartige gefährliche Blindflüge."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2532: Armutsbetroffene Familien leiden häufiger unter psychosozialen Belastungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juli 2018

Armutsbetroffene Familien leiden häufiger unter psychosozialen Belastungen



"Armutsbetroffene Familien leiden deutlich häufiger unter psychosozialen Belastungen als andere Familien, wozu maßgeblich die Sorge, mit dem wenigen vorhandenen Geld über die Runden zu kommen, der Druck von Ämtern und die belastende Gesamtsituation beitragen. Das zeigt ein weiteres Mal, dass die Bundesregierung bei der Bekämpfung von Familienarmut versagt hat und der Leidensdruck bei den Betroffenen enorm ist", sagt Katrin Werner, familienpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Ergebnisse des "Datenreports Frühe Hilfen", der heute von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung veröffentlicht wurde. Werner weiter:

"Gewalterfahrung, höheres Depressionsrisiko, erhöhte Stressbelastung der Eltern, häufige lautstarke Auseinandersetzungen: All das kommt in Familien, die Sozialleistungen beziehen, häufiger vor als in anderen Familien. Das geht natürlich auch an den Kindern nicht spurlos vorüber. Wir müssen den Kampf gegen Familienarmut endlich aufnehmen. Dazu brauchen wir eine sanktionsfreie Mindestsicherung, die alle wirksam vor Armut schützt und so den Familien den Druck der Existenznot nimmt."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2080: US-Handelskonflikt - Gesamteuropäische Lösung statt deutsche Alleingänge


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

US-Handelskonflikt - Gesamteuropäische Lösung statt deutsche Alleingänge



"Die Bundesregierung muss im Handelskonflikt mit den USA trotz des massiven Interesses der deutschen Autobauer an einem vollständigen Abbau der Autozölle nach einer gesamteuropäischen Lösung suchen. Das Thema hat Sprengkraft, da sich die Bedingungen der deutschen Autoindustrie von denen anderer EU-Länder unterscheiden. Deutsche Alleingänge befördern die Spaltung Europas. Genau das ist offensichtlich die Strategie der USA, um die eigenen Interessen besser durchsetzen zu können", warnt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, angesichts des Geheimtreffens zwischen US-Botschafter Grenell und den Chefs von Daimler, VW und BMW. Ernst weiter:

"Es ist ein abgestimmtes Vorgehen unter Einbeziehung aller EU-Mitgliedstaaten notwendig. Denn während die deutschen Autobauer mit ihrem Premiumsegment von einem generellen Abbau von Zöllen auf Autos profitieren, könnte es auch wegen Meistbegünstigungsklauseln zu höheren Importen auch asiatischer Mittelklasse- und Kleinwagen kommen. Davon wären beispielsweise Frankreich oder Italien negativ betroffen. Indes ist Deutschland für über die Hälfte der Autoexporte aus der EU in die USA und für den Großteil des kritisierten Exportüberschusses zwischen den USA und der EU zuständig.

Die US-Amerikaner wollen als Voraussetzung für ein Nachgeben im Zollstreit deutsche Autohersteller zu mehr Investitionen in den USA zwingen. Damit stellt die Offerte der USA nach den Iran-Sanktionen auch für europäische Unternehmen, die mit dem Iran Geschäfte machen, einen weiteren Versuch dar, in dreister Weise die Geschäftspolitik einzelner Unternehmen einzugreifen."

 * 
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BUNDESTAG/7339: Heute im Bundestag Nr. 489 - 05.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 489

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.55 Uhr

1. Verantwortung Russlands wahrscheinlich

2. Wohnungsangebote an Kommunen

3. Evidenzbasierte Rechtspolitik

4. Kinderehen in Deutschland

5. Forderungen aus Target II

6. Zugriff auf Kontodaten



1. Verantwortung Russlands wahrscheinlich

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung sieht es ebenso wie die
britische Regierung als wahrscheinlich an, dass Russland die
Verantwortung für den Angriff mit dem Giftstoff Nowitschok auf den
früheren Doppelagenten Sergej Skripal in Großbritannien trägt. In
einer Antwort der Bundesregierung (19/2875) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion der AfD (19/2466) heißt es, die britische Regierung habe
der Bundesregierung auch detailliert dargelegt, warum es keine
plausible Alternative gebe. "Dieser Schluss hat weiterhin Bestand und
basiert sowohl auf der Analyse der Proben als auch auf weiteren
Erkenntnissen", heißt es in der Antwort. Fragen nach der Richtigkeit
von Presseberichten, nach denen der Bundesnachrichtendienst (BND)
schon lange vor dem Angriff auf Skripal Nowitschok beschafft haben
soll, will die Bundesregierung nicht beantworten, da eine Offenlegung
der angefragten Informationen die Gefahr berge, dass Einzelheiten zur
konkreten Methodik, zu spezifischen Fähigkeiten und zum Kenntnisstand
des BND und von ausländischen Diensten bekannt werden würden.

 * 

2. Wohnungsangebote an Kommunen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Mit Stand Ende Mai 2018 sind den Kommunen insgesamt
777 Liegenschaften des Bundes aus dem Bestand der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben zum Direkterwerb ohne Bieterverfahren angeboten
worden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2953) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2609) mit.
In 426 Fällen sei ein Erwerbsinteresse bekundet worden. In 308 Fällen
habe kein Interesse bestanden, und zu 43 Liegenschaften lägen bisher
keine Stellungnahmen vor.

 * 

3. Evidenzbasierte Rechtspolitik

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die zentrale Aufgabe der Rechtspolitik der
Bundesrepublik ist die Sicherung und Fortentwicklung des
Rechtsstaates, und dafür wird externer Sachverstand hinzugezogen,
soweit dies erforderlich ist. Das schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/3082) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2662).
Die Abgeordneten wollten unter anderem wissen, warum die
Bundesregierung Rechts- und Verbraucherschutzpolitik nicht konsequent
evidenzbasiert verfolgt, sondern nur in Ansätzen. Darauf hätten auch
der Deutsche Anwaltverein und der Deutsche Richterbund hingewiesen.

Die Abgeordneten fragten ferner nach dem Umfang der eingeholten, nach
aktuellen wissenschaftlichen Methoden erarbeiteten Statistiken und
Gutachten und wollten wissen, welche Mittel dafür eingesetzt wurden.
In der Antwort wird eine Reihe von Studien und Arbeiten aufgelistet,
die in jüngster Zeit zur Vorbereitung und Begleitung rechtspolitischer
Reformvorhaben entstanden sind. Zum ebenfalls in der Anfrage
thematisierten unbefriedigten Rechtsbedarf wollten die Fragesteller
wissen, ob die Bundesregierung Erkenntnisse habe, warum sich die
Eingangszahlen bei Zivilgerichten seit Jahren rückläufig entwickeln.
In der Antwort heißt es, die Bundesregierung beobachte die Entwicklung
sehr genau. Dafür kämen verschiedene Ursachen in Betracht. Belastbare
Erkenntnisse lägen derzeit jedoch noch nicht vor. Das
Justizministerium erwäge in dieser Legislaturperiode eine
wissenschaftliche Untersuchung dazu.

 * 

4. Kinderehen in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung geht davon aus, dass die
Standesämter geltendes Recht beachten und aufgrund des seit dem 22.
Juli 2017 in Deutschland ausnahmslos bestehenden Mindestheiratsalters
von 18 Jahren keine Ehe unter Beteiligung eines Minderjährigen bei
einem Standesamt geschlossen worden ist. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/3081) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2637). Weiter heißt es darin, der Bundesregierung sei
nicht bekannt, ob und gegebenenfalls in wie vielen Fällen nach dem 21.
Juli 2017 im Ausland eine Ehe unter Beteiligung einer unter 16 Jahre
alten Person geschlossen worden ist. Bekannt sei lediglich, dass das
Verwaltungsgericht Berlin am 30. November 2017 (5 L 550.17 V)
beschlossen hat, dass eine in Syrien geschlossene Ehe zweier Syrer
nach deutschem Recht unwirksam ist, wenn ein Ehegatte zum Zeitpunkt
der Eheschließung 14 Jahre alt war.

Das Ministerium verweist darauf, dass eine Evaluierung des Gesetzes
zur Bekämpfung von Kinderehen vorgesehen ist. Defizite im Vollzug des
Gesetzes seien bislang nicht bekannt geworden. Die Abgeordneten hatten
unter anderem nach der Umsetzung und dem Erfolg des Gesetzes zur
Bekämpfung von Kinderehen gefragt. Die jüngsten Fluchtbewegungen
hätten das Phänomen der Kinderehen verstärkt. Minderjährige Personen
seien gefährdet, vor ihrer Flucht oder auf dem Fluchtweg verheiratet
zu werden.

 * 

5. Forderungen aus Target II

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die Auswirkungen eines
Euro-Austritts Italiens im Hinblick auf die Verbindlichkeiten des
Landes gegenüber Deutschland bewertet, will die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/2848) erfahren. In der Vorbemerkung schreiben die
Abgeordneten, dass Italien mit 132,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
eine der höchsten Staatsverschuldungen überhaupt habe. Die
Verbindlichkeiten Italiens allein gegenüber der Deutschen Bundesbank
würden sich auf 442,5 Milliarden Euro belaufen. Insgesamt habe die
Bundesbank im Rahmen des Target 2-Systems der Europäischen Zentralbank
Forderungen in Höhe von 857,9 Milliarden Euro. Die AfD-Fraktion will
nun wissen, ob die Bundesregierung bei einem weitgehenden Ausfall
dieser Forderungen einen Staatsbankrott Deutschlands ausschließen
kann. Zuletzt will die Fraktion wissen, warum solch hochverschuldeten
Ländern immer weitere Kreditmöglichkeiten eingeräumt werden.

 * 

6. Zugriff auf Kontodaten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Unter welchen Voraussetzungen und nach welchen
Kriterien Zahlungsdiensteunternehmen wie sogenannte Fintechs auf
Kontodaten von Bankkunden zugreifen dürfen, will die Fraktion der AfD
in einer Kleinen Anfrage (19/2851) erfahren. Nach Angaben der Fraktion
müssen Kunden ihre Zustimmung zu den Kontoabfragen geben. Sie will in
diesem Zusammenhang wissen, ob die Zulassungsabfrage explizit deutlich
gemacht wird oder in einer Neufassung von allgemeinen
Geschäftsbedingungen untergeschoben wird. Außerdem wird nach der Zahl
der Unternehmen gefragt, die Zugriff auf Kundendaten bei Banken nehmen
können und ob es Regelungen gibt, dass Kunden den Umfang der
Kontodaten beschränken können.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7338: Heute im Bundestag Nr. 488 - 05.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 488

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Juli 2018, Redaktionsschluss: 11.51 Uhr

1. Überstellungen im Dublin-Rahmen

2. Auswirkungen auf Bundespolizei

3. Fingerabdrücke von Kindern

4. Wachpolizeien thematisiert

5. Schnelles Internet im Gesundheitswesen

6. Vertiefung der Währungsunion



1. Überstellungen im Dublin-Rahmen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Überstellungen von Asylbewerbern im Rahmen des
sogenannten Dublin-Systems sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/3051) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2361). Danach kam es in der Zeit von Januar bis Mai dieses
Jahres zu insgesamt 26.023 Übernahmeersuchen von Deutschland an die
Mitgliedstaaten. Die Zahl der Zustimmungen lag in diesem Zeitraum bei
18.577 und die der erfolgten Überstellungen bei 4.092.

Die Zahl der Übernahmeersuchen von Mitgliedstaaten an Deutschland
betrug den Angaben zufolge 10.594. Hier gab es von Januar bis Mai
insgesamt 6.271 Zustimmungen und 2.648 Überstellungen.

 * 

2. Auswirkungen auf Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Auswirkungen aktueller Planungen der
Bundesregierung auf die Bundespolizei" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3064). Darin erkundigt
sich die Fraktion danach, welche der 63 Punkte des sogenannten
Masterplans von Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) direkt oder
indirekt die Bundespolizei betreffen und wann welche Maßnahmen mit
Bezug zur Bundespolizei konkret umgesetzt werden sollen. Auch möchte
sie unter anderem wissen, wie viele Beschäftigte der Bundespolizei
nach bisherigen Planungen der Bundesregierung in den nächsten Jahren
in "Ankerzentren" beziehungsweise in "Rückführungszentren für
Flüchtlinge" eingesetzt werden sollen.

 * 

3. Fingerabdrücke von Kindern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, welche Haltung
die Bundesregierung zu einem Vorschlag der EU-Kommission vertritt,
"dass EU-Grenzbehörden zukünftig auch Kindern im Alter von sechs
Jahren unter Zwang Fingerabdrücke und Gesichtsbilder abnehmen dürfen".
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/3062) unter
anderem danach, inwiefern aus Sicht der Bundesregierung auch im 
Visa-Informationssystem (VIS) die biometrischen Daten von Kindern ab sechs
Jahren unter Zwang abgenommen werden sollten.

 * 

4. Wachpolizeien thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Sogenannte Wachpolizeien thematisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/3063). Darin
erkundigen sich die Abgeordneten danach, in welchen Bundesländern und
seit wann es nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland solche
Wachpolizeien gibt. Auch wollen sie unter anderem wissen, wie sich die
Anzahl der Beschäftigten in den Wachpolizeien seit deren Einführung in
den jeweiligen Bundesländern entwickelt hat.

 * 

5. Schnelles Internet im Gesundheitswesen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Breitbandversorgung im Gesundheitswesen
befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/3084). Vor allem in ländlichen Räumen könnten
telemedizinische Behandlungs- und Untersuchungsformen die
gesundheitliche Versorgung verbessern. Dies gelinge aber nur, wenn
Arztpraxen, Pflegeheime, Krankenhäuser und Apotheken über
leistungsfähige Internetanbindungen verfügten.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie es um
die Internetanbindungen der Akteure im Gesundheitswesen konkret
bestellt ist.

 * 

6. Vertiefung der Währungsunion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die Notwendigkeit eines
Staatsinsolvenzregimes für die Mitgliedstaaten der Eurozone bewertet,
möchte die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2943)
erfahren. Außerdem wird nach einer Bewertung der Einschätzung der
Europäischen Zentralbank (EZB) gefragt, wonach Zentralbanken auch
negatives Eigenkapital verkraften können. Zudem soll die Regierung zum
Risiko neuer Schuldenkrisen in der Eurozone Stellung nehmen. Auch die
geplante Letztsicherung für den einheitlichen Banken-Abwicklungsfonds
ist Thema der Kleinen Anfrage.

 * 
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BUNDESTAG/7337: Heute im Bundestag Nr. 487 - 05.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 487

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.43 Uhr

1. Linke fordert Weltfriedenstag

2. Neues US-Gesetz hat Folgen für Frauen

3. Mindestabstand von Windenergieanlagen

4. Ausgaben für die Öffentlichkeitsarbeit

5. Details zum Wirken der Kohlekommission

6. Förderung strukturschwacher Regionen



1. Linke fordert Weltfriedenstag

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke möchte den Weltfriedenstag am
1. September als europäischen Feiertag in ganz Europa begehen. Dazu
fordert sie die Bundesregierung in einem Antrag (19/3013) auf.

 * 

2. Neues US-Gesetz hat Folgen für Frauen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Frauen und Mädchen in Entwicklungsländern bleibt als
Folge der von US-Präsident Donald Trump wiedereingeführten Mexico City
Policy (MCP) der Zugang zu essentiellen Leistungen wie professioneller
Geburtshilfe oder modernen Verhütungsmitteln verwehrt. Das schreibt
die Bundesregierung in einer Antwort (19/3010) auf eine Kleine Anfrage
(19/2635) der FDP-Fraktion.

Die Mexico City Policys wurde schon 1984 unter dem damaligen 
US-Präsidenten Ronald Reagan begonnen. Ihr zufolge erhalten 
nicht-US-amerikanische Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die Informationen
und Dienstleistungen bezüglich Schwangerschaftsabbrüchen anbieten
beziehungsweise für deren Legalisierung eintreten, keine finanzielle
Unterstützung durch die US-Regierung.

In humanitären Krisenkontexten könnten daraus resultierende
finanzielle Einschränkungen den Zugang zu lebensrettenden sexuellen
und reproduktiven Gesundheitsleistungen, Präventionsmaßnahmen sowie
zur medizinischen und psychosozialen Betreuung und Unterstützung von
Überlebenden sexualisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt
schmälern, urteilt die Bundesregierung. Schon im Zusammenhang mit der
Wiedereinführung der MCP durch US-Präsident George W. Bush im Jahr
2001 hätten rund 20 Entwicklungsländer, vorrangig in Afrika, Engpässe
beim Zugang zu Verhütungsmitteln gemeldet.

Welche konkreten finanziellen Auswirkungen die MCP haben werde, sei
derzeit noch schwer abzuschätzen. Die International Planned Parenthood
Federation (IPPF) schätze die bisherigen Einbußen an Fördergeldern für
Projekte ihrer Mitgliedsorganisationen in Afrika, Asien und
Lateinamerika auf gut 50 Millionen US-Dollar, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Mindestabstand von Windenergieanlagen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Bayern hat nach Angaben der Bundesregierung als
einziges Bundesland von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, für eine
gewisse Zeit Mindestabstände von Windenergieanlagen zur Wohnbebauung
selbst festzulegen. Das geht aus der Antwort (19/3053) auf eine Kleine
Anfrage (19/2616) der FDP-Fraktion hervor. Die Länderöffnungsklausel
endete am 31. Dezember 2015. Kein Land habe ausdrücklich gewünscht,
den Zeitraum für diese Klausel zu verlängern, erklärt die
Bundesregierung weiter.

Auf die Frage nach einem sinnvollen Abstand von Windenergieanlagen zu
Häusern und Wohnungen verweist sie auf die Vorgaben in den jeweiligen
Landesbauordnungen und auf geltende immissionsschutzrechtliche
Anforderungen. Einen Zusammenhang zwischen der ländereigenen
Festlegung erhöhter Mindestabstände und einer höheren Akzeptanz gibt
es nach Angaben der Bundesregierung nicht. Für die Einstellung zu
Windenergieanlagen seien vielmehr deren Sichtbarkeit, die Beteiligung
der Bürger bei der Planung und die Frage nach einer Wertschöpfung in
der Region maßgeblich.

 * 

4. Ausgaben für die Öffentlichkeitsarbeit

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft stehen im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/3099). Die
Abgeordneten monieren, dass im Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2018
"beträchtliche Ausgabentitel für Öffentlichkeitsarbeit" vorgesehen
seien, zum Beispiel zur Einführung eines staatlichen Tierwohllabels.
Weil die Aufwendungen für die Öffentlichkeitsarbeit der
Bundesregierung entsprechend der Haushaltsgrundsätze wirtschaftlich
sein müssen, soll die Regierung nun über die Verwendung solcher Mittel
in den vergangenen Jahren Auskunft gegeben.

 * 

5. Details zum Wirken der Kohlekommission

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hakt beim Wirken
der Kohlekommission nach, die sich um den Strukturwandel in 
Kohleabbau-Gebieten kümmern soll. In einer Kleinen Anfrage (19/3085) fragen die
Abgeordneten, wie oft sich die Kommission mit dem Titel "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" treffen soll, wann es Ergebnisse
geben wird und wie viele Stellen in der Geschäftsstelle im
Bundeswirtschaftsministerium eingerichtet werden sollen. Sie
erkundigen sich auch Arbeitsgruppen und nach der Transparenz von
Treffen und Beschlüssen.

 * 

6. Förderung strukturschwacher Regionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die künftige Förderung strukturschwacher Regionen
steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/3101) der FDP-Fraktion.
Die Abgeordneten verweisen auf den Koalitionsvertrag, in dem eine
Überarbeitung der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" angekündigt wird. Nun möchten sie wissen, wie
hoch die bereitgestellten und die tatsächlichen Mittel für diese
Gemeinschaftsaufgabe in den vergangenen zehn Jahren waren und nach
welchem Schlüssel sie verteilt werden. Sie erkundigen sich auch nach
den Ursachen für nicht abgerufene Mittel und danach, was mit diesem
Geld passiert ist.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 486

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Juli 2018, Redaktionsschluss: 16.28 Uhr

1. Chancengleichheit auf dem Land

2. Grundfinanzierung der Hochschulen

3. Grüne: Mobilitätsforschung stärken

4. Ausgründungen aus Forschungszentren

5. Stellung der Akkreditierungsgesellschaft

6. Nachforderungen von Kirchensteuern



1. Chancengleichheit auf dem Land

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke setzt sich für gleichwertige
Lebensverhältnisse und Chancengleichheit im ländlichen Raum ein. Dazu
legen die Abgeordneten einen Antrag (19/3164) vor, der eine
bedarfsgerechte öffentliche Daseinsvorsorge überall in der
Bundesrepublik fordert. Die Bundesregierung soll unter anderem
"verlässliche und langfristig geltende Rahmenbedingungen" schaffen,
die neue Formen der ländlichen Wirtschaft auch außerhalb des
Agrarsektors hervorbringen und bisher ungenutzte
Wertschöpfungspotentiale auf dem Land aktivieren. Dazu zählt auch die
Versorgung mit einer "leistungsfähigen digitalen Infrastruktur" durch
den flächendeckenden Ausbau der digitalen Netze mit
Glasfaseranschlüssen. Außerdem soll das Ziel gesetzt werden, dass kein
Schulkind länger als eine Stunde pro Tag für seinen Schulweg
zurücklegen muss. Im Bereich der Sicherheit bei Polizei,
Katastrophenschutz, Feuerwehr und Rettungsdienst soll die Präsenz
staatlicher Strukturen in der Fläche gesichert sowie flächendeckend
eine "hochwertige und wohnortnahe Gesundheits- und Pflegeversorgung"
gewährleistet werden. Die Fraktion begründet ihren Antrag unter
anderem damit, dass die Hälfte der Bevölkerung in ländlichen Regionen
lebe.

 * 

2. Grundfinanzierung der Hochschulen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf eine
"neue Dynamik für die Hochschulfinanzierung". In den letzten zehn
Jahren seien zwar von Bund und Ländern erhebliche öffentliche
Zusatzmittel in das Wissenschaftssystem investiert worden, schreiben
die Abgeordneten in einem Antrag (19(3143). Die Hauptprobleme des
deutschen Wissenschaftssystems, die mangelnde Grundfinanzierung der
Hochschulen und die unsicheren Perspektiven für den wissenschaftlichen
Nachwuchs, seien damit aber nicht behoben. So seien die Grundmittel
pro Studenten zwischen 2007 und 2015 von 7.500 auf rund 6.600 Euro
gesunken.

Die Verhandlungen zwischen Bund und Ländern um die Nachfolge des
Hochschulpakts, des Qualitätspakts Lehre sowie des Pakts für Forschung
und Innovation eröffneten die Chance für eine Neuaufstellung der
Wissenschaftsfinanzierung. Ziel müsse sein, dass Bund und Länder
gemeinsam die Grundfinanzierung von Universitäten und Hochschulen für
angewandte Wissenschaften dauerhaft verbessern.

Auch der Wissenschaftsrat, dessen Aufgabe es sei, die Regierungen von
Bund und Ländern bei der strukturellen und inhaltlichen
Weiterentwicklung in den Bereichen Wissenschaft, Hochschulen und
Forschung zu beraten, unterstreiche in seinem Positionspapier zur
Zukunft des Hochschulpakts von April 2018, wie wichtig Finanzierungs-
und Planungssicherheit seien, damit die Hochschulen verlässlich
ausreichende, qualitativ hochwertige Lehr- und Studienangebote
anbieten können.

Bund und Länder werden mit dem Hochschulpakt zwischen 2007 und 2023
gemeinsam rund 38 Milliarden Euro an Projektmitteln (davon rund 20
Milliarden vom Bund und rund 18 Milliarden von den Ländern) an
Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften gegeben
haben. Trotz dieser großen gemeinsamen Anstrengung seien die deutschen
Hochschulen im Vergleich der OECD-Länder deutlich unterfinanziert,
schreiben die Grünen. Um auch in Zukunft ausreichend Studienplätze bei
gleichzeitig hoher Qualität sicherstellen zu können, müssten Bund und
Länder die Finanzierung guter Lehre und Forschung deshalb als
gemeinsame Aufgabe begreifen und diese wichtigen Zukunftsinvestitionen
gemeinschaftlich finanzieren. Dies gelte umso mehr, da aktuellen
Prognosen zufolge die hohe Nachfrage nach Studienplätzen in den
kommenden Jahrzehnten anhalte und dauerhaft über dem Niveau des Jahres
2005 bleiben werde.

Nach den Vorstellungen der Grünen soll der Pakt für Forschung und
Innovation künftig mit einem jährlichen Aufwuchs von mindestens drei
Prozent fortgeführt werden. Gleiches müsse auch für den
Hochschulbereich nachvollzogen werden. Die Nachfolgevereinbarung zum
Hochschulpakt soll mit einem jährlichen Aufwuchs von mindestens drei
Prozent dynamisiert werden. Das wäre nach Ansicht der Grünen ein
wichtiger gemeinsamer Beitrag von Bund und Ländern, damit sich die
Schere zwischen außeruniversitären Forschungseinrichtungen und den
Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften nicht
weiter öffne. Zudem müsse der qualitative Ausbau der Hochschulen
weitergehen, damit flächendeckend beste Lehr- und Studienbedingungen
herrschen. Sinnvoll wäre nach Ansicht der Grünen, Mindeststandards für
Betreuungsrelationen und die Stärkung der Hochschuldidaktik und
Weiterbildung im Bereich Lehrkompetenz zu verabreden. Erfolgreiches
Studieren erfordere nicht nur eine verlässliche soziale Infrastruktur
auf dem Campus, sondern auch Bauten und Ausstattung, die auf der Höhe
der Zeit seien.

Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften müssten in
die Lage versetzt werden, ihr gesamtes Potenzial als Denkwerkstätten
und Kreativlabore der Zukunft entfalten zu können. Seit 2015 bestehe
mit dem reformierten Grundgesetzartikel 91b der verfassungsrechtliche
Spielraum, dass Bund und Länder gemeinsam einen dauerhaften Beitrag
zur Hochschulfinanzierung leisten können und nicht mehr ausschließlich
auf eine projektförmige Finanzierung angewiesen seien.

 * 

3. Grüne: Mobilitätsforschung stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Mobilitätsforschung vorantreiben und ganze Städte und ländliche
Regionen als Experimentierräume fördern, um dort ganzheitliche und
substantielle Veränderungen im Sinn einer umwelt- und klimagerechten
Verkehrswende zu ermöglichen. Das schreibt die Fraktion in einem
Antrag (19/3160).

Es werde in Deutschland bereits an verschiedensten
Zukunftstechnologien im Mobilitätsbereich geforscht, doch es hapere am
zügigen Erkenntnis- und Technologietransfer in die Praxis. Damit die
Menschen möglichst schnell von Innovationen profitieren, müssten
innovative Mobilitätskonzepte schneller aus dem Labor auf Straße,
Schiene und Radweg gelangen. Dafür fehle oft das richtige Umfeld.
Experimentierräume in Stadt und Land könnten genau das bieten. In
ihnen könnten wissenschaftliche Erkenntnisse aus der
Mobilitätsforschung durch eine enge Kooperation von Politik und
Verwaltung mit Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft direkt
zur Anwendung gebracht werden und unbürokratisch ausprobiert werden.

Das Forschungsfeld der Mobilität biete sich für die Schaffung von
Experimentierräumen zum einen darum an, weil der Handlungsdruck in
diesem Bereich sowohl in Städten als auch im ländlichen Raum besonders
hoch sei. Zum anderen, weil der Forschungsstand an einem Punkt sei, an
dem es jetzt ums Weiterentwickeln gehe. So schaffe die Digitalisierung
ganz neue Möglichkeiten, mehrere Verkehrsträger für eine Strecke
intelligent zu nutzen und so die berühmte letzte Meile zu überwinden
(zum Beispiel durch Sharing-E-Bike, E-Roller und ÖPNV). Auch ließen
sich, beispielsweise durch den flächendeckenden Einsatz von Carsharing
und intelligenter Verkehrssteuerung, große Effizienzgewinne erzielen.
Zudem entstünden aktuell komplett neue Geschäftsmodelle im
Mobilitätsbereich. Auch die Frage, wie eine Stadt eine
Ladeinfrastruktur für einen relevanten Anteil von E-Fahrzeugen
bereitstellen könne, werde in der Theorie ausführlich diskutiert, aber
bisher nicht dem Praxistest unterzogen. In Oslo gäbe es längst
intelligente Parkhäuser, die nachts dafür sorgen, dass parkende
Fahrzeuge nicht alle gleichzeitig aufgeladen werden.

In ihrem Koalitionsvertrag würden auch CDU, CSU und SPD die
Notwendigkeit von Experimentierräumen benennen, um "innovative
technische Systeme und neue Geschäftsmodelle zu erproben". Dieser
Ankündigung müsse jetzt ein ausformuliertes Konzept folgen. Trotz
Dieselskandals und drohenden Fahrverboten habe es die Bundesregierung
in den letzten Jahren versäumt, durch deutliche Innovationsanreize
saubere Mobilität für die Städte voranzutreiben. Ein Dieselforum folge
auf das nächste, aber dies führe bisher nicht zu substantiellen
Verbesserungen. Das von der Bundesregierung beschlossene
Sofortprogramm "Saubere Luft" werde voraussichtlich keinen
signifikanten Beitrag zur Luftreinhaltung in den Städten leisten und
sei vom Deutschen Städtetag entsprechend als "unzureichend" bewertet
worden.

Die Schaffung von Erprobungs- und Forschungsräumen in einer
substantiellen Größe könne nach Auffassung der Grünen einen
entscheidenden Beitrag leisten, um die Städte und den ländlichen Räume
zukunftsfähig zu machen. Darüber hinaus führe die Förderung solcher
Experimentierräume dazu, dass das Leben und Wirtschaften in Stadt und
Land dauerhaft ökologisch verträglicher, sozial gerechter und
ökonomisch tragfähiger als heute sein werde.

Die Grünen fordern die Bundesregierung auf, gegebenenfalls mit
weiteren Partnern bis zu fünf Städte oder ländliche Regionen mit
jeweils bis zu 75 Millionen Euro zu unterstützen, damit diese weithin
sichtbare, innovative Mobilitätslösungen entwickeln können. Es soll
sichergestellt werden, dass die Finanzmittel sowohl für inter- und
transdisziplinäre (Begleit-)Forschung als auch für konkrete
Umsetzungsmaßnahmen (zum Beispiel Mobilitätstechnologien,
Infrastrukturmaßnahmen, städtebauliche Maßnahmen) genutzt werden
können.

 * 

4. Ausgründungen aus Forschungszentren

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Von 2005 bis 2016 sind durchschnittlich etwa 40
Ausgründungen aus den außeruniversitären Forschungsorganisationen
erfolgt. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3057)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2084).

Im Mittel hätten sich aus der Max-Planck-Gesellschaft im Zeitraum 2005
bis 2016 jährlich rund fünf Unternehmen ausgegründet. Im Zeitraum von
2005 bis 2016 seien in der Leibniz-Gemeinschaft durchschnittlich rund
sechs Unternehmen pro Jahr gegründet worden. Bei den Zentren der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren würden derzeit
durchschnittlich pro Jahr 19 bis 20 junge High-Tech-Unternehmen
ausgegründet (Zeitraum 2013 bis 2016). Dies entspreche einer
Verdopplung im Vergleich zum Zeitraum 2005 bis 2012. Im Zeitraum von
2005 bis 2016 betrage die Zahl der durchschnittlichen jährlichen
Gründungen rund 13. Bei der Fraunhofer-Gesellschaft betrage die
durchschnittliche Anzahl an Ausgründungen pro Jahr für die Jahre 2005
bis 2016 rund 16.

Die FDP hatte in ihrer Kleinen Anfrage angeführt, dass der
KfW-Gründungsmonitor vom Mai 2017 bezogen auf Zahlen aus dem Jahr 2016
einen neuen Tiefstwert bei Gründungen aufgezeigt habe. Die
Abgeordneten hatten dabei unterstrichen, dass es aber gerade Gründer
seien, die neue Beschäftigungsverhältnisse, Innovationen bei
Produkten, Prozessen, Dienstleistungen sowie neuen Geschäftsmodellen
initiierten und damit auch Wohlstand im Land schaffen und sichern
würden. Unternehmensgründungen leisteten wichtige Beiträge zur
Erhöhung der Produktivität und zum Wirtschaftswachstum.

Ausgründungen (spin-offs aus Forschungseinrichtungen) stellten einen
höchsteffektiven Transferkanal dar, da hier die wirtschaftliche
Nutzung von Forschungsergebnissen von jenen Personen genutzt werde,
die an deren Entwicklung maßgeblich mitgewirkt hätten, wissend, dass
die Forschungseinrichtungen das geistige Eigentum besitzen.

 * 

5. Stellung der Akkreditierungsgesellschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will nationale Regelungen zu
Akkreditierungen per Gesetz mit entsprechenden EU-Verordnungen
abgleichen. Vorgesehen sei, dass spätestens bis Ende 2018 ein
Gesetzentwurf dazu in Kraft trete, schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/2974) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/2619). Konkret geht es darum, dass einzig die Deutsche
Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS) Konformitätsbewertungsstellen
prüfen und bewerten darf - also entscheidet, wer zertifizieren darf.
Laut EU darf es je Mitgliedstaat nur eine Akkreditierungsstelle geben.
Mit dem Gesetz soll eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, um andere,
parallele Akkreditierungsstellen in Deutschland verbieten zu können.

 * 

6. Nachforderungen von Kirchensteuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nachforderungen von Kirchensteuern an Bürger der
ehemaligen DDR, die längst aus der Kirche ausgetreten waren, macht die
AfD-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/2917). Die Fraktion
will erfahren, wie sich die Einnahmen aus der Kirchensteuer seit 1990
und wie sich der Anteil der Kirchenmitglieder in diesem Zeitraum
entwickelt haben. Weitere Fragen betreffen Möglichkeiten früherer
DDR-Bürger, ihren Kirchenaustritt nachzuweisen, auch wenn sie den
Austritt nicht durch Dokumente nachweisen können. Auch soll die
Bundesregierung angeben, in wie vielen Fällen Kirchensteuern
nachgefordert wurden.

 * 
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Deutscher Bundestag
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6. Gelder für Kulturreferentin für Schlesien



1. Subsidiaritätsrüge zu EU-Verordnung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat den Verordnungsvorschlag
des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates "über die
Straffung von Maßnahmen zur rascheren Verwirklichung des
transeuropäischen Verkehrsnetzes" gerügt. CDU/CSU-, SPD-, AfD- und
Linksfraktion stimmten in der Sitzung am Mittwochmorgen für einen von
den Koalitionsfraktionen vorgelegten Antrag, in dem eine Verletzung
des Subsidiaritätsprinzips sowie des Verhältnismäßigkeitsprinzips
festgestellt wird. Die FDP-Fraktion stimmte gegen den Antrag, die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich.

Zur Begründung der Subsidiaritätsrüge führen Union und SPD in ihren
Antrag an, mit der im Verordnungsvorschlag vorgesehenen Bündelung von
Genehmigungsverfahren (Planfeststellungsverfahren) bei einer einzigen
Behörde pro Mitgliedstaat greife die EU-Kommission unmittelbar in das
Hoheitsrecht jedes Mitgliedsstaates ein, sein
Verwaltungsverfahrensrecht einschließlich der Behördenorganisation
selbst zu regeln. Daher verletze der Verordnungsvorschlag, dessen
Ziel, die Vollendung des Transeuropäischen Verkehrsnetzes
voranzutreiben, geteilt werde, das Subsidiaritätsprinzip, heißt es in
der Vorlage.

Zusätzlich wird auch die "Verletzung des Verhältnismäßigkeitsprinzips"
gerügt. Das Ziel, Planungs- und Genehmigungsverfahren zu straffen und
zu beschleunigen, könne mit der vorgeschlagenen Bündelung und damit
der Festlegung der zuständigen Behörde durch Gemeinschaftsrecht nicht
erreicht werden. Gerade in föderalen Staaten könne die gegenüber der
EU zu benennende einzige zuständige Behörde die Prüfung der Anträge in
der Regel nur an andere zuständige Behörden delegieren, was nicht zu
einem Zeitgewinn sondern eher zu Verzögerungen führe, schreiben Union
und SPD.

Zu dem Koalitionsantrag lag dem Verkehrsausschuss auch ein
Änderungsantrag der AfD-Fraktion vor. Darin wird eine Ergänzung des
Antrages von Unions- und SPD-Fraktion gefordert, wonach
Genehmigungsverfahren künftig nicht länger als zwei Jahre dauern
dürfen. Bei Enthaltung der FDP-Fraktion wurde der Änderungsantrag mit
den Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen abgelehnt.

Während der Debatte im Ausschuss betonten die Koalitionsfraktionen,
die geforderte Subsidiaritätsrüge sei "gut und richtig". Dem Vorschlag
der AfD-Fraktion könne man sich aber nicht anschließen, da es nicht
realistisch sei, in jedem Falle innerhalb von zwei Jahren eine
gesetzeskonforme Planung vorzulegen, sagte die SPD-Vertreterin.

Der Vertreter der AfD-Fraktion argumentierte, mit dem
Ergänzungsvorschlag greife seine Fraktion im Grunde nur Festlegungen
aus dem Koalitionsvertrag auf. Darin hätten Union und SPD zu lange
Planungsverfahren kritisiert und angekündigt, entsprechende
EU-Regelungen "eins zu eins" umsetzen zu wollen.

Keine Unterstützung für den Koalitionsantrag gab es von Seiten der
FDP-Fraktion. Man könne nicht andauernd fordern, Planungsverfahren zu
beschleunigen und wenn die EU dann entsprechende Regelungen
vorschlage, denen nicht folgen, sagte der FDP-Vertreter.

Beschleunigungen der Planung "um ihrer selbst willen" seien nicht
sinnvoll, befand die Vertreterin der Linksfraktion. Wichtig sei es,
die Bürger an den Planungsverfahren angemessen zu beteiligen.

Der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen begründete die
Enthaltung seiner Fraktion zu dem Koalitionsantrag damit, dass die
EU-Vorlage durchaus Spielräume biete. Das Prinzip der
Verhältnismäßigkeit sehe seine Fraktion nicht als verletzt an, sagte
er.

 * 

2. FDP für Moped-Führerschein ab 15

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Für eine dauerhafte Senkung des Mindestalters zum
Erwerb der Moped-Fahrerlaubnis spricht sich die FDP-Fraktion aus. In
einem dazu vorgelegten Antrag (19/2987) fordern die Liberalen die
Bundesregierung auf, die bisherige Ausnahme von den Vorschriften der
Fahrerlaubnis-Verordnung umgehend in eine dauerhafte rechtliche Lösung
zu überführen und damit den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse AM ab
15 Jahren deutschlandweit zu ermöglichen, "sollten keine signifikanten
negativen Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit zu befürchten sein".
Außerdem müssten die mit dem Modellversuch "Moped mit 15" in
Zusammenhang stehenden projektbegleitenden Studien zur
Verkehrssicherheit und zum Mobilitätsverhalten "umgehend finalisiert
und veröffentlicht werden".

Zu Begründung ihrer Initiative führen die Abgeordneten an, dass viele
ländliche Regionen in Deutschland heute aufgrund einer Unterversorgung
durch den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) auf alternative
Mobilitätsangebote angewiesen seien. Lange Taktzeiten und ein dünnes
Streckennetz erschwerten insbesondere vielen Jugendlichen die Teilhabe
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben. Um diesem Problem
Abhilfe zu schaffen, habe die Bundesregierung die Grundlage für einen
Modellversuch "Moped mit 15" geschaffen. Der zunächst bis April 2018
befristete Modellversuch ermögliche es, dass interessierte
Bundesländer das Mindestalter für die Fahrerlaubnis der Klasse AM -
Kleinkrafträder, Mopeds und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge (bis 45
km/h) - auf 15 Jahre senken.

Wie die Liberalen weiter schreiben, bieten die Bundesländer Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen auf dieser Grundlage seit 2013 die
Möglichkeit an, den Moped-Führerschein schon ab dem 15. Lebensjahr zu
erwerben. Später seien auch Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern
hinzugekommen. Begleitet werde der Modellversuch durch
wissenschaftliche Studien zur Verkehrssicherheit und zum
Mobilitätsverhalten der teilnehmenden Jugendlichen.

Im Februar 2018 habe das zuständige Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) eine erneut auf zwei Jahre befristete
Verlängerung des Modellprojekts bekanntgegeben, heißt es in der
Vorlage. Die projektbegleitenden Studien seien jedoch noch nicht
veröffentlicht worden, kritisiert die FDP-Fraktion. Von Seiten des
BMVI habe es dazu geheißen, dass diese "keine eindeutigen Ergebnisse"
erbracht hätten. Aus den teilnehmenden Bundesländern sei hingegen
bekannt, "dass keine Erkenntnisse über einen signifikanten Anstieg der
Unfallzahlen vorliegen", teilen die Liberalen mit.

 * 

3. Zurückweisungen an deutschen Grenzen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Zurückweisungen an den deutschen
Grenzen ist laut Bundesregierung von 3.612 im Jahr 2014 über 8.913 im
Folgejahr auf 20.851 im Jahr 2016 gestiegen, bevor sie im vergangenen
Jahr auf 12.370 sank. Im Zeitraum von Januar bis April dieses Jahres
kam es zu 3.900 Zurückweisungen, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/3049) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2625) weiter hervorgeht.

Als Zurückweisungsgründe werden darin etwa das Fehlen eines gültigen
beziehungsweise der Besitz eines "falschen, gefälschten oder
verfälschten" Reisedokuments, Visums oder Aufenthaltstitels genannt.
Zu den weiteren aufgeführten Zurückweisungsgründen zählt unter
anderem, zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben zu sein oder eine
"Gefahr für die öffentliche Ordnung, die innere Sicherheit, die
öffentliche Gesundheit oder die internationalen Beziehungen" eines
oder mehrerer EU-Staaten darzustellen.

 * 

4. Zeitplan für Luftreinhalteprogramm

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Entwurf des nationalen Luftreinhalteprogramms
soll im Sommer diesen Jahres in die Ressortabstimmung gehen. Dies
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/2651) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2249). Eine Terminplanung für die
Öffentlichkeitsbeteiligung sei noch nicht erfolgt. Laut
Bundesregierung muss das Luftreinhalteprogramm bis zum 31. März 2019
an die EU-Kommission übermittelt werden.

 * 

5. Förderung des Siebenbürgen-Kulturreferats

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Siebenbürgen am
Siebenbürgischen Museum im baden-württembergischen Gundelsheim erhielt
2017 gemäß Paragraf 96 des Bundesvertriebenengesetzes 19.500 Euro an
Fördergeldern aus dem Etat der Bundesbeauftragten für Kultur und
Medien. Die teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2865) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2255) mit. Darüber hinaus
habe die Kulturreferentin keine weiteren Finanzierungs- oder
Fördermittel erhalten. Sie verfüge über kein eigenes Personal und habe
eine den Anforderungen ihres Arbeitsplatzes entsprechende
Büroausstattung.

 * 

6. Gelder für Kulturreferentin für Schlesien

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Schlesien am Schlesischen
Museum zu Görlitz erhielt 2017 gemäß Paragraf 96 des
Bundesvertriebenengesetzes Fördergelder in Höhe von 128.000 Euro aus
dem Etat der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2862) auf eine Kleine Anfrage
(19/2234) der AfD-Fraktion mit. Darüber hinaus erhalte die
Kulturreferentin für Schlesien keine Bundesförderung. Sie verfüge über
kein eigenes Personal und habe eine den Anforderungen ihres
Arbeitsplatzes entsprechende Büroausstattung.

 * 
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BUNDESTAG/7334: Heute im Bundestag Nr. 484 - 04.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 484

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Juli 2018, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Regionalquote für erneuerbare Energien

2. Energiesparziele für 2020 in weiter Ferne

3. Gelder für Westpreußen-Kulturreferentin

4. Gelder für Südosteuropa-Kulturreferentin

5. Förderung des Oberschlesien-Kulturreferats

6. Förderung des Ostpreußen-Kulturreferats



1. Regionalquote für erneuerbare Energien

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte den
Windkraftausbau vor allem im Süden Deutschlands ankurbeln. In einem
Antrag (19/3142) fordern die Abgeordneten, eine Regionalquote im
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu verankern. Die Dynamik im Norden
Deutschlands dürfe nicht gebremst werden, erklären sie. Zusätzlich
müsse jedoch im Süden und in der Mitte des Landes eine neue dynamische
Entwicklung ermöglicht werden, insgesamt solle der gesamte Ausbaupfad
auf mindestens fünf Gigawatt pro Jahr angehoben werden.
Sonderausschreibungen für die Jahre 2019 und 2020 müssten unverzüglich
durchgeführt werden. Der regional gesteuerte Ausbau solle sich an den
historischen Daten vor der EEG-Novelle 2016 orientieren.

 * 

2. Energiesparziele für 2020 in weiter Ferne

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Deutschland kann mit dem bisherigen Energieverbrauch
die für 2020 gesteckten Klimaziele nicht erreichen. Dies betrifft
sowohl den Primärenergieverbrauch als auch den Endenergieverbrauch in
Gebäuden und im Verkehr, wie aus dem von der Bundesregierung als
Unterrichtung (10/3040) vorgelegten sechsten Monitoring-Bericht
"Energie der Zukunft" hervorgeht. Auch aufgrund des guten
Wirtschaftswachstums und der im Vergleich zum Vorjahr kühleren
Witterung sei der Primärenergieverbrauch 2016 zum Vorjahr um 1,4
Prozent gestiegen, heißt es. Die bisher erreichten jährlichen
Reduktionen von durchschnittlich 0,8 Prozent seit 2008 reichten nicht
aus, um das 2020-Ziel von minus 20 Prozent zu erreichen. "Insgesamt
bleibt der Handlungsbedarf somit sehr hoch, um das Einsparziel so
schnell wie möglich zu erreichen."

Um den Endenergieverbrauch in Gebäuden bis 2020 wie ursprünglich
geplant um 20 Prozent zu senken, müsste er in den verbleibenden Jahren
fünfmal schneller sinken als bisher. Im Verkehr hat sich der Verbrauch
dem Bericht zufolge gar gegenläufig entwickelt und ist um 2,9 Prozent
zum Vorjahr angestiegen. Es sei davon auszugehen, dass das 2020-Ziel
eines Rückgangs um zehn Prozent unter den bisherigen Rahmenbedingungen
erst um das Jahr 2030 erwartet werden könne. Der Bericht mahnt
erhebliche Anstrengungen an.

Fast jede dritte Kilowattstunde Strom kam 2016 aus erneuerbaren
Energien. Deren Ausbau sei mittlerweile deutlich kosteneffizienter,
vor allem wegen der Umstellung auf wettbewerbsorientierte
Förderbedingungen. Darüber hinaus bekräftigt der Bericht, dass die
Stromversorgung in Deutschland sicher sei. Die Energienachfrage sei
jederzeit gedeckt, auch im internationalen Vergleich gehöre
Deutschland mit einer konstant sehr hohen Versorgungsqualität zur
Spitzengruppe.

 * 

3. Gelder für Westpreußen-Kulturreferentin

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Westpreußen am
Westpreußischen Landesmuseum erhielt 2017 gemäß Paragraf 96 des
Bundesvertriebenengesetzes 142.000 Euro an Fördergeldern aus dem Etat
der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2863) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2235) mit. Darüber hinaus habe die Kulturreferentin
keine weiteren Finanzierungs- oder Fördermittel erhalten. Sie verfüge
über kein eigenes Personal und habe eine den Anforderungen ihres
Arbeitsplatzes entsprechende Büroausstattung.

 * 

4. Gelder für Südosteuropa-Kulturreferentin

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Südosteuropa am
Donauschwäbischen Zentralmuseum in Ulm erhielt 2017 gemäß Paragraf 96
des Bundesvertriebenengesetzes 172.000 Euro an Bundesförderung aus dem
Etat der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2864) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion mit. Darüber hinaus habe die Kulturreferentin keine
weiteren Finanzierungs- und Fördermittel erhalten. Sie verfüge über
kein eigenes Personal und habe eine den Anforderungen ihres
Arbeitsplatzes entsprechende Büroausstattung.

 * 

5. Förderung des Oberschlesien-Kulturreferats

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Oberschlesien am
Oberschlesischen Landesmuseum in Ratingen erhielt 2017 gemäß Paragraf
96 des Bundesvertriebenengesetzes 117.000 Euro an Fördergeldern aus
dem Etat der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2867) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2257) mit. Darüber hinaus habe die Kulturreferentin
keine weiteren Finanzierungs- oder Fördermittel erhalten. Sie verfüge
über kein eigenes Personal und habe eine den Anforderungen ihres
Arbeitsplatzes entsprechende Büroausstattung.

 * 

6. Förderung des Ostpreußen-Kulturreferats

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kulturreferentin für Ostpreußen am Ostpreußischen
Landesmuseum in Lüneburg erhielt 2017 gemäß Paragraf 96 des
Bundesvertriebenengesetzes 120.000 Euro an Fördergeldern aus dem Etat
der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2866) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2256) mit. Darüber hinaus habe die Kulturreferentin
keine weiteren Finanzierungs- oder Fördermittel erhalten. Sie verfüge
über kein eigenes Personal und habe eine den Anforderungen ihres
Arbeitsplatzes entsprechende Büroausstattung.

 * 
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BUNDESTAG/7333: Heute im Bundestag Nr. 483 - 04.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 483

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.08 Uhr

1. Umgang mit Schlamm

2. Maas-Besuch in Israel

3. Organische CO2-Speicherung

4. Handel mit Elfenbein



1. Umgang mit Schlamm

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Umgang mit Eisenhydroxidschlämen in der
Lausitz erkundigt sich Die Fraktion die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/2825). Unter anderem fragen die Abgeordneten nach zwei Studien.
Wissen wollen sie auch, bei welcher Maßnahme zum Umgang mit
Eisenhydroxidschlämen (Verspülung oder Monodeponie) geringere
Umweltauswirkungen vorausgesagt werden.

 * 

2. Maas-Besuch in Israel

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Ein Hubschrauberflug des ehemaligen Justiz- und
heutigen Außenministers Heiko Maas (SPD) bei seinem Besuch in Israel
im vergangenen Jahr ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2965). Die Abgeordneten wollen mit Bezug auf Presseberichte
wissen, ob es stimme, dass Maas mit der Justizministerin Ayelet Shaked
von der rechten Siedlerpartei im Hubschrauber über sämtliche besetzte
Gebieten des Westjordanlandes sowie des Golan flog.

In der Anfrage wird darauf verwiesen, dass die Bundesregierung in
Anwendung der Resolution 2334 des VN-Sicherheitsrates zwischen dem
Territorium des Staates Israel und den seit 1967 besetzten Gebieten
unterscheidet, wozu unter anderem gehöre, dass keine Treffen von
deutschen und israelischen Offiziellen in diesen Gebieten stattfinden.
Die Fragesteller vermuten daher, dass der Überflug geplant und mithin
die politische Provokation gewollt war. Diesbezügliche Fragen des
Abgeordneten Andrej Hunko an das Bundesjustizministerium seien nicht
eindeutig beantwortet worden. Aus diesem Grund müsse der Minister zu
dem Flug befragt werden. Es müsse klar werden, ob der Flug über die
von Israel besetzten Gebiete mit seiner Zustimmung und damit entgegen
der Haltung der Bundesregierung erfolgte. Ferner wollen die
Abgeordneten wissen, welche Konsequenzen die Bundesregierung aus dem
Hubschrauberflug des Ministers zieht, der mit israelischen Offiziellen
offensichtlich über palästinensischem Staatsgebiet geflogen sei.

 * 

3. Organische CO2-Speicherung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die organische Speicherung von CO2 thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2823). Von der
Bundesregierung wollen die Liberalen unter anderem wissen, welche
biologischen Verfahren nach ihrer Kenntnis dazu geeignet sind,
Treibhausgase der Atmosphäre zu entziehen und zu speichern.

 * 

4. Handel mit Elfenbein

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der Handel mit Elfenbein ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2894). Die Grünen
wollen unter anderem Auskunft über Exporte sowie Beschlagnahmungen von
Elfenbein in Deutschland.

 * 
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BUNDESTAG/7332: Heute im Bundestag Nr. 482 - 03.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 482

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.52 Uhr

1. Regierung lehnt erneute Evaluation ab

2. Keine Terrorverdächtigen im Mittelmeer

3. Details zu Castortransporten

4. Keine Daten zum Littering

5. Folgen eines möglichen Glyphosatverbots

6. EU-Finanzpolitik nach dem Brexit



1. Regierung lehnt erneute Evaluation ab

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung lehnt eine erneute
Gesamtevaluation der familienpolitischen Leistungen unter
Berücksichtigung der Verwaltungskosten ab. Dies teilt sie in ihrer
Antwort (19/2805) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2232)
mit. Das Verhältnis von den zu erwartenden Nutzen und Kosten
rechtfertigte eine solche Untersuchung nicht. Stattdessen werde sich
die Regierung darauf konzentrieren, bei den einzelnen Leistungen die
Bürokratiekosten zu senken. So sollen zukünftig verstärkt die
Möglichkeiten digitaler Antragsverfahren bei den familienpolitischen
Leistungen genutzt werden.

 * 

2. Keine Terrorverdächtigen im Mittelmeer

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die an der Nato-Operation "Sea Guardian" beteiligten
Marineeinheiten der Bundeswehr haben in den Jahren 2016 bis 2018
bisher keine Schiffe kontrolliert oder durchsucht. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2860) auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion (19/2153) mit. Ebenso seien keine Personen wegen des
Verdachts auf Terrorismus oder Waffenschmuggel festgenommen worden und
keine Waffen beschlagnahmt oder sichergestellt worden. Nach Angaben
der Bundesregierung gab es Mittelmeer keine terrorismusverdächtigen
Vorfälle und es liegen auch keine Erkenntnisse über eine Präsenz des
sogenannten "Islamischen Staates" (IS) vor.

 * 

3. Details zu Castortransporten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Unter anderem prüfungs- und genehmigungsrechtliche
Hintergründe führt die Bundesregierung in einer Antwort (19/2530) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2155) zu
Castortransporten aus dem Atomkraftwerk Obrigheim in das Zwischenlager
Neckarwestheim aus. Laut Darstellung der Linken waren zwischen dem 16.
Mai und dem 19. Dezember 2017 insgesamt 15 Castorbehälter mit
hochradioaktiven abgebrannten Brennelementen aus dem stillgelegten AKW
in das Zwischenlager transportiert worden.

 * 

4. Keine Daten zum Littering

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen keine wesentlichen Daten
zur Vermüllung öffentlicher Parks und Plätze ("Littering") vor. In
einer Antwort (19/2408) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/2261) verweist die Bundesregierung darauf, dass etwa
Angaben zu Kosten oder Intervallen der Abfallbeseitigung und
Straßenreinigung nicht vom Bund erhoben werden, da diese Tätigkeiten
in den Zuständigkeitsbereich der Länder beziehungsweise Kommunen
fielen. Grundsätzlich sei die Bundesregierung aber "auf verschiedenen
Ebene tätig, um ein stärkeres Vorgehen gegen 'Littering' zu fördern".

 * 

5. Folgen eines möglichen Glyphosatverbots

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Glyphosat ist nach Einschätzung von Experten
unabkömmlich für das Ackerbausystem der sogenannten konservierenden
Bodenbearbeitung oder auch Direktsaat. Auf diese Aussage beruft sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3067) zu den Folgen des
möglichen Verbots von Glyphosat. Die Abgeordneten wollen deshalb von
der Bundesregierung unter anderem wissen, welche Strategien zur
Erosionsminderung die Landwirte anwenden sollen, wenn die
Möglichkeiten der konservierenden Bodenbearbeitung eingeschränkt
werden. Auch wird nach Ausgleichszahlungen zur Kompensation der
steigenden Bearbeitungskosten gefragt, die aufgrund der "Umstellung
zurück auf die Bodenbearbeitung mit dem Pflug" entstehen. Darüber
hinaus soll die Regierung die chemischen Alternativen zu Glyphosat
bewerten.

 * 

6. EU-Finanzpolitik nach dem Brexit

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Folgen des Austrittes von Großbritannien aus
der EU für die europäische Finanzpolitik geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/2839). Die Abgeordneten wollen erfahren,
wie hoch der Anteil Großbritanniens an der Europäischen Zentralbank
ist und ob es nach dem Brexit zu Auszahlungen an Großbritannien kommen
wird. Weiter wollen die Abgeordneten wissen, ob Großbritannien nach
dem Brexit noch Mitglied der Europäischen Investitionsbank bleiben
kann und was die Bundesregierung unternehmen will, um den Anstieg des
deutschen Beitrags zum Europäischen Entwicklungsfonds nach dem Brexit
zu verhindern.

 * 
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BUNDESTAG/7331: Heute im Bundestag Nr. 481 - 03.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 481

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.35 Uhr

1. Keine Einschränkung durch Migrationspakt

2. Bedrängte Opposition in Kambodscha

3. Regulierung autonomer Waffensysteme

4. Linke fragt nach öffentlichen Auftritten

5. Zutritt zu öffentlichen Veranstaltungen

6. Vermeidung von Drohnen-Kollisionen



1. Keine Einschränkung durch Migrationspakt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Globale Migrationspakt ist nicht als
völkerrechtlicher Vertrag zu verstehen, der völkerrechtliche
Verpflichtungen der Bundesregierung begründen würde. Durch den Pakt
würden Hoheitsrechte weder eingeschränkt noch übertragen, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/2883) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2385), die sich damit auf eine Antwort der
Bundesregierung (19/1751) auf eine frühere Kleine Anfrage bezieht.

 * 

2. Bedrängte Opposition in Kambodscha

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat sich nach eigener Auskunft
wiederholt in Gesprächen mit der kambodschanischen Regierung für die
Freilassung von Oppositionsführer Kem Sokha eingesetzt. Wie sie in der
Antwort (19/2861) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2227)
schreibt, sei die kambodschanische Seite auch aufgefordert worden, die
Auflösung der größten Oppositionspartei CNRP aufzuheben und die 118
von der politischen Arbeit ausgeschlossenen Oppositionsparteien
wiederzuzulassen.

 * 

3. Regulierung autonomer Waffensysteme

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Regulierung von autonomen Waffensystemen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/2816). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie
sie den Einsatz von Waffensystemen rechtlich bewertet, die durch
Künstliche Intelligenz ohne menschliche Kontrolle über Tod oder Leben
entscheiden könnten.

 * 

4. Linke fragt nach öffentlichen Auftritten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über öffentliche
Auftritte der Bundeswehr im dritten Quartal 2018. In einer Kleinen
Anfrage (19/2906) will sie unter anderem wissen, welche Termine für
Messe- und Ausstellungsbeteiligungen, welche Auftritte des
KarriereTreffs und welche Termine von Jugendoffizieren derzeit geplant
sind. Zudem will sie über die Termine für Gelöbnisse, Zapfenstreiche
und Auftritte des Musikkorps informiert werden.

 * 

5. Zutritt zu öffentlichen Veranstaltungen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fragt nach Zutrittsverboten für
Soldaten zu öffentlichen Veranstaltungen. In einer Kleinen Anfrage
(19/2849) will sie wissen, wo und von wem der Bundeswehr oder deren
Soldaten seit 2017 der Zutritt zu öffentlichen Veranstaltungen oder zu
Behörden, Ämtern oder Schulen verweigert wurde. Zudem möchte sie
erfahren, ob sich das Verteidigungsministerium bei bestimmten
Veranstaltungen genötigt sah, den Soldaten zu empfehlen, auf das
Tragen der Uniform zu verzichten.

 * 

6. Vermeidung von Drohnen-Kollisionen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Informationen über Systeme
zur Vermeidung von Kollisionen von Drohnen mit anderen Luftfahrzeugen.
In einer Kleinen Anfrage (19/2939) will sie unter anderem wissen,
welche Forschungen zur Entwicklung eines Systems für das eigenständige
Erkennen und Ausweichen von und vor Hindernissen Bundesbehörden
beauftragt haben. Zudem will sie erfahren, welche Anforderungen an ein
solches System im Rahmen der Definitionsstudie für die "Eurodrohne"
definiert wurden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1705: Regierungspressekonferenz vom 2. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 2. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. Juli 2018

Themen: Verwaltungsvereinbarungen zur Eindämmung der
Sekundärmigration innerhalb der EU, Forderungen nach Uploadfiltern im
Zusammenhang mit dem Leistungsschutzrecht, Militärausgaben Deutschlands im
Nato-Rahmen, Überwachungsmaßnahmen des BND in Österreich, möglicher Verkauf
des Forschungs- und Entwicklungszentrums von Opel, Batteriezellfertigung in
Europa, Bürgerkrieg in Jemen


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Malachowski (BMJV), Neumann
(BMVg), Wagner (BMWi)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Frau Petermann, es geht um die Vereinbarung, die von CDU und CSU in
Bezug auf die Rückführung von Asylsuchenden getroffen wurde.

Drei Punkte:

Erstens: Gibt es einen Zeitplan, bis wann die vereinbarten Transitzentren
entstehen sollen und bis wann die Verwaltungsvereinbarungen mit Österreich
und anderen Ländern geschlossen sein sollen?

Zweitens: Gibt es eine Reihenfolge? Sollen zuerst die Verwaltungsabkommen
geschlossen und dann die Transitzentren geschaffen werden?

Drittens: Was geschieht, wenn es nicht gelingt, solche Verwaltungsabkommen
zu schließen?

Petermann: Beginnen wir mit den Vereinbarungen. Das BMI ist
selbstverständlich schon in den Vorbereitungen für solche Vereinbarungen.
Dazu wird Minister Seehofer morgen eine erste Reise antreten, nach Wien,
und dort mit Bundeskanzler Kurz und Innenminister Kickl sprechen.

Einen Zeitplan für die Vereinbarungen kann man derzeit nur prognostizieren;
das wäre nicht ganz glücklich. Aber ich glaube, wir alle sind uns einig,
dass die Vereinbarungen, die getroffen werden sollen, recht kurzfristig
geschlossen werden sollen. Nach dem Europäischen Rat stehen ja mehrere auf
der Agenda; da sind Griechenland, Spanien, Italien, Ungarn, Bulgarien und
Kroatien. Ich würde jetzt aber keine Priorisierung vornehmen wollen.

Zu den Transitzentren möchte ich im Augenblick noch nichts weiter sagen.
Sie wissen, dass es morgen, am Donnerstagabend, einen zweiten
Koalitionsausschuss geben wird. Wir sollten dessen Ergebnisse abwarten.

Zusatzfrage: Wie ist die Reihenfolge? Wird es die Transitzentren erst
geben, wenn es Abkommen mit der Republik Österreich oder den
Erstaufnahmeländern gibt?

Petermann: Die Vereinbarungen sind natürlich Voraussetzung für die
Einrichtung von Transitzentren, wobei ja auch jetzt schon Zurückweisungen
an der Grenze zwischen Deutschland und Österreich erfolgen - nur um die
Dimensionen etwas zu dämpfen.

Frage : Ich möchte zur Klärung der Mission des Ministers morgen fragen:
Tritt er bei dieser Mission quasi in doppelter Eigenschaft auf, nämlich als
CSU-Chef und als Bundesinnenminister? Denn er spricht ja im Wesentlichen
über eine Vereinbarung, die erst einmal eine Vereinbarung zwischen Parteien
ist und keine Vereinbarung, die die Regierung schon getroffen hat. Das
heißt, er hat insofern noch nicht für das gesamte Themengebiet ein Mandat,
als noch überhaupt keine einheitliche Position der Regierung insbesondere
zur Frage von Transitzentren formuliert ist. Wie muss ich seine Mission
also verstehen? Ist es eine doppelte Mission als CSU-Chef und als
Innenminister?

Petermann: Es ist immer sehr schwierig, diese Trennung vorzunehmen. Aber
ich würde es schon als eine Aufgabe des Bundesinnenministers sehen, im
Vorgriff auf Vereinbarungen erste Gespräche zu führen.

Zusatzfrage : Wie führt man Gespräche, wenn man in einem dafür zentralen
Punkt noch gar keine gemeinsame Position in der Regierung hat? Wie wird er
sich also zu den Fragen von Herrn Kurz stellen können?

Petermann: Morgen geht es ja nicht um den Abschluss einer Vereinbarung,
sondern um Gespräche zur Herbeiführung von Vereinbarungen.

Frage : Frau Petermann, können Sie uns erklären, mit welcher Strategie oder
mit welchen Versprechungen der Innenminister der österreichischen Regierung
diesen Deal schmackhaft machen möchte? Warum sollte Österreich aus freien
Stücken Flüchtlinge zurücknehmen? Sie haben ja schon erklärt, dass sie kein
Abkommen zu Lasten Dritter machen werden. Insofern fragt man sich, was als
Gegenleistung von deutscher Seite möglich wäre.

Petermann: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen, weil wir erst die Ergebnisse
der Gespräche morgen abwarten sollten. Dabei möchte ich es jetzt belassen.

Zusatzfrage : Herr Seibert, die Kanzlerin hat heute noch einmal gesagt,
dass das die Aufgabe des Innenministers ist, aber dass sie selber ihn dabei
natürlich unterstützen wird. In welcher Form wird sie dies tun? Wird sie
danach auch noch einmal das Gespräch mit Herrn Kurz suchen, oder werden sie
vielleicht irgendwann gemeinsam hinfahren? Wie sieht die Unterstützung der
Kanzlerin in dieser Sache aus?

StS Seibert: Abgesehen von der Tatsache, dass wir Termine der Kanzlerin
dann, wenn sie anstehen, jeweils am Freitag bekanntgeben und ich Ihnen
solche Absichten hier also nicht bekanntgeben kann, will ich dazu Folgendes
sagen:

Erstens etwas Grundsätzliches: Die Bundesregierung - das ist hier ja
bereits angeklungen - befindet sich in einem Abstimmungsprozess. Es gibt
einen Vorschlag von zwei Partnern in dieser Bundesregierung, einen
Vorschlag, der von dem europäischen Geist, dem europäischen Gedanken
getragen ist, den die Bundeskanzlerin auch auf dem Europäischen Rat in
Brüssel in der vergangenen Woche vertreten hat.

Ich weise vielleicht noch einmal auf den Teil der Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates von Brüssel hin, der sich mit dem Thema der
Sekundärmigration befasst hat und in dem sich alle Mitglieder dieses
Europäischen Rates, also auch Österreich, klar dazu bekannt haben, dass das
Phänomen der Sekundärmigration von Asylbewerbern eine Gefahr für die
Integrität des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems und für die
Freizügigkeit nach Schengen bedeutet. Deswegen kommt man zu der
Aufforderung an alle, dass alle erforderlichen internen Rechtssetzungs- und
Verwaltungsmaßnahmen gegen diese Sekundärmigrationsbewegungen getroffen
werden sollen und dabei eng zusammengearbeitet werden soll. Daran knüpft
die Politik die Bundeskanzlerin an, an die enge Zusammenarbeit und das
abgestimmte Miteinander, um bei diesem Thema gemeinsam voranzukommen.

Jetzt finden also Gespräche in der Koalition statt. Das nächste Treffen ist
am Donnerstag. Ich kann in meiner Funktion hier jetzt nicht mehr Details
nennen. Aber Sie haben ja auch schon in Brüssel erkannt, dass die
Bundeskanzlerin Gespräche mit europäischen Partnern, mit Staats- und
Regierungschefs, geführt hat, konkret zum Beispiel mit Herrn Sánchez aus
Spanien und Herrn Tsipras aus Griechenland, und dass es Kontakte mit
zahlreichen weiteren europäischen Regierungen gab, die ihre politische
Bereitschaft ausgedrückt haben, Verwaltungsabkommen zum
Rücküberstellungsverfahren zu schließen.

Das heißt, diese Rolle werden die Bundeskanzlerin und das Kanzleramt auch
weiterhin wahrnehmen, natürlich völlig unbeschadet der Zuständigkeit des
Innenministers für die Aushandlung solcher Abkommen.

Frage: Frau Petermann, können Sie vielleicht sagen, ob neben dem Treffen
morgen in Wien schon weitere konkrete Treffen geplant sind, bei denen das
auch eine Rolle spielen wird? In der vergangenen Woche hieß es ja, dass der
Innenminister heute oder morgen Viktor Orbán in Berlin treffen solle. Wird
das dabei auch eine Rolle spielen? Beim EU-Gipfel in der vergangenen Woche
scheint es ja ein Missverständnis über die Bereitschaft gegeben zu haben,
ob man solch ein Abkommen schließen will oder nicht.

Meine zweite Frage betrifft die Vereinbarung mit Griechenland. Deutschland
hat als Gegenleistung zugesagt, die Fälle von Familiennachzug schneller
abzuarbeiten. Das hat die Kanzlerin heute im Bundestag unterstrichen -
diese Frage vielleicht auch ergänzend an Herrn Seibert -; sie hat das in
einen Zusammenhang mit der Regelung des Familiennachzugs auch für subsidiär
Geschützte gestellt und gesagt, damit hätten wir jetzt die rechtlichen
Rahmenbedingungen, das zu machen. Der Familiennachzug nach Griechenland
geht ja eigentlich nach der Dublin-Verordnung. Deshalb die Frage zur
Klarstellung: Sollen diese auf den Familiennachzug subsidiär Geschützter ab
August angerechnet werden?

Petermann: Es ist richtig, dass es Gespräche geben wird. Aber einen
konkreten Zeitplan kann ich Ihnen hier noch nicht nennen, weil es ihn noch
nicht gibt.

StS Seibert: Deutschland hat zugesagt - das war auch Gegenstand des
Gesprächs mit Herrn Tsipras und Herrn Sánchez -, noch offene Fälle von
Familienzusammenführungen in diesen beiden Ländern, in Griechenland und
Spanien, schrittweise abzuarbeiten. Soweit es (subsidiär) Geschützte
betrifft, bezieht sich das natürlich auf den Rahmen, den diese Regierung
dafür beschlossen hat, nämlich auf tausend pro Monat.

Zusatzfrage: Um das klarzustellen: Heißt das, dass es entsprechend länger
dauert, bis man Leute aus Jordanien und dem Libanon holt, wenn man die
Fälle mit Griechenland jetzt schnell abarbeitet?

StS Seibert: Wie das umgesetzt wird, kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen.
Denn auch die Vereinbarungen mit Griechenland und Spanien müssen noch im
Detail erarbeitet werden.

Frage: Zum Uploadfilter und zum Leistungsschutzrecht: Es gab ja gewisse
Verwirrung auch auf Ebene der Regierung. Der Koalitionsvertrag sagt, das
sei unverhältnismäßig und man wolle sich dafür einsetzen, dass es so nicht
komme. Wie ist die Abstimmung dazu zwischen den beteiligten Ministerien
geplant, und welche Rolle wird Frau Bär in dieser Thematik spielen?

StS Seibert: Richtet sich die Frage an mich oder an andere?

Zusatz: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Dann gern auch einzelne Ministerien.

Vorsitzende Maier: Mit wem möchten Sie anfangen?

Zusatz: Der letzte Punkt war, welche Rolle Frau Bär spielen wird. Deswegen
vielleicht doch mit Herrn Seibert.

StS Seibert: Dann fange ich jetzt doch einmal an; darüber ist ja am Montag
auch hier gesprochen worden. Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich
den Vorschlag der Europäischen Kommission für ein Leistungsschutzrecht für
Presseverleger; denn - davon sind wir überzeugt - ein eigenes
Leistungsschutzrecht kann Presseverlegern dabei helfen, in der digitalen
Welt ihre Angebote zu refinanzieren.

Dieses EU-Leistungsschutzrecht für Presseverleger und die Ausgestaltung
sind aber sowohl im Rat als auch im Europäischen Parlament Gegenstand sehr
kontroverser Diskussionen. Sowohl der Rat als auch der zuständige Ausschuss
des Europäischen Parlaments haben kürzlich Vorschläge dazu vorgelegt, wie
dieses Leistungsschutzrecht ausgestaltet sein sollte.

Obwohl die Bundesregierung, wie ich gerade gesagt habe, auch entsprechend
der Vereinbarung im Koalitionsvertrag den Grundsatz befürwortet, dass es
ein solches EU-Leistungsschutzrecht für Presseverleger geben sollte, sind
nun aus unserer Sicht beide Vorschläge, die im Raum stehen, in dieser
derzeitigen Form nicht zustimmungsfähig. Die Bundesregierung wird sich
deswegen in den laufenden Verhandlungen weiterhin dafür einsetzen, dass es
einen Gleichlauf des EU-Leistungsschutzrechts mit dem deutschen
Leistungsschutzrecht gibt. Das gilt für die Bundesregierung als Ganzes.

Zusatz: Ich muss zugeben: Ich habe jetzt nicht verstanden, was "Gleichlauf"
bedeuten soll.

StS Seibert: Dann ist es vielleicht wichtig, dass doch noch eines der
Ministerien, zum Beispiel das BMJV, dabei mit ins Spiel kommt.

Malachowski: Ja, ich kann das vielleicht ergänzen. Wie Sie wahrscheinlich
wissen, sieht der Vorschlag zum Leistungsschutzrecht, der jetzt in Brüssel
auf dem Tisch liegt, die Möglichkeit vor, auf qualitative und quantitative
Kriterien abzustellen. Unserer Meinung nach ist das nicht besonders
zielführend, da das zu einer weiteren Fragmentierung des digitalen
Binnenmarkts führen würde, wenn die einen Länder dabei qualitativ und die
anderen quantitativ vorgehen würden. Die deutsche Regelung geht quantitativ
vor, und es wird Sie nicht überraschen, dass wir davon ausgehen, dass das
auch europaweit die bessere Lösung wäre. Insofern bringen wir uns auch in
Brüssel in diese Richtung ein.

Zusatzfrage: Wie ist die Positionierung zur Uploadfilter-Thematik? Dazu
gibt es ja im Koalitionsvertrag auch tatsächlich einen Passus.

Malachowski: Das ist tatsächlich Teil desselben Dossiers. Ich spreche jetzt
für uns als BMJV, aber wir sitzen dabei auch am Tisch, einfach als
Vertreter der Bundesregierung. Wir stimmen das aber natürlich vorher auch
alles hier in Berlin regierungsintern ab.

Die Kritikpunkte, die wir haben, sind dabei zum einen, dass wir uns für
eine Bereichsausnahme für kleinere und mittlere Unternehmen mit einem
Umsatz von bis zu 20 Millionen Euro einsetzen. Wir wollen dann auch eine
neutrale Beschwerdestelle für Nutzer einrichten oder wollen, dass so eine
eingerichtet wird. Das waren wichtige Kernforderungen von uns, die nach dem
geltenden Stand des Entwurfs noch nicht berücksichtigt sind. Deswegen hat
Deutschland - ich glaube, das war am 25. Mai - gegen den Kompromiss
gestimmt. Das heißt nicht, dass wir grundsätzlich dagegen sind, aber
hinsichtlich des jetzigen Standes der Umsetzung gibt es Kritikpunkte, die
wir gerne umgesetzt werden sehen würden.

Aber im jetzt vor uns stehenden Trilog werden wir uns natürlich auch
weiterhin konstruktiv in die Verhandlungen einbringen, und zusammen mit dem
EP und der Kommission hoffen wir, da ein Gesamtergebnis erzielen zu können,
das unsere Punkte aufgreift oder für uns zustimmungsfähig ist.

Frage : Ich wollte das Bundeswirtschaftsministerium und auch Sie, Herrn
Seibert, fragen: Ist der Brief von Herrn Trump an die Kanzlerin, über den
gestern und vorgestern schon berichtet worden ist, eingegangen? Hat die
Kanzlerin möglicherweise schon darauf geantwortet? Es geht um den Brief, in
dem es angeblich um die zu niedrigen Militärausgaben in Deutschland geht.

Zum Zweiten würde ich gerne wissen: Wie argumentiert die Kanzlerin denn im
Hinblick auf die Erreichung eines Zielwertes für die Verteidigungsausgaben
von zumindest 1,5 Prozent im Jahre 2024 auf Grundlage der aktuellen
Haushaltspläne, die ja damit enden, dass wir 2022 gerade noch eine 
Nato-Quote von 1,23 Prozent haben werden, also weit von diesem Zielwert entfernt
sein werden? Wie will Sie denn da Trump davon überzeugen, dass die
Bundesregierung es mit ihren Wünschen, die Militärausgaben zu erhöhen,
ernst meint?

StS Seibert: Zum ersten Teil Ihrer Frage: Wir halten es wie immer. Wir
äußern uns nicht öffentlich zu den Inhalten von vertraulichen Gesprächen
oder auch zu eingegangener Korrespondenz oder sonstiger Kommunikation. Wir
stehen als Bundesregierung mit den USA gerade auch in Hinsicht auf
sicherheitspolitische Fragen in engem Kontakt.

Die Bundeskanzlerin hat in den vergangenen Wochen immer wieder über die
Notwendigkeit einer auch in Zukunft einsatzbereiten und für den Einsatz
ausreichend ausgerüsteten Bundeswehr gesprochen. Sie hat sich erneut zu der
Nato-Gipfelerklärung von 2014 bekannt, wie es die gesamte Bundesregierung
getan hat. Sie hat ja zum Beispiel auch in der Haushaltsdebatte in der
letzten Woche ausführlich darüber gesprochen.

Uns ist die kritische Haltung des US-Präsidenten bekannt. Deutschland kann
in den letzten Jahren anhand der Haushaltszahlen durchaus nachweisen, dass
wir eine Trendwende eingeleitet haben. Wir sind jetzt an der Arbeit an
einem Haushalt 2019, der vorsieht, diese Trendwende weiter fortzusetzen,
und weiteren Haushaltsberatungen werde ich hier nicht vorgreifen.

Frage : Herr Neumann, Ihre Ministerin hatte ja gestern auch zu diesem Brief
Stellung genommen und unter anderem die eher positive Deutung angeführt,
dass das ja zeige, dass der US-Präsident nach wie vor großes Interesse an
der Nato habe. Ist das eine Sichtweise, die auch die Kanzlerin teilt?
Versteht Sie den Brief im Grunde genommen eher positiv und einfach so, dass
sich der US-Präsident weiterhin Gedanken um die Nato macht und dass das
jetzt eigentlich weniger eine Kritik an einer deutschen Beteiligung an der
Nato ist?

StS Seibert: Ich kann wirklich nur wiederholen, dass ich mich zu
vertraulicher Korrespondenz nicht äußere. Unser großes deutsches Interesse
an einer leistungsfähigen Nato ist immer wieder ganz klar herausgearbeitet
worden. Dazu bekennen sich hier alle. Nach unserer Wahrnehmung ist das in
den USA ganz genauso. Wir werden in der kommenden Woche in Brüssel beim
Nato-Gipfel Möglichkeiten zum Gespräch und zur Begegnung haben, und dem
will ich jetzt hier auch nicht vorgreifen.

Neumann: Ich kann ergänzen, dass die Worte der Ministerin von gestern für
sich stehen. Sie fragten ja auch nach einer Positionierung der
Bundeskanzlerin. Insofern habe ich dazu keine Ergänzung zu machen.

Frage : Herr Seibert, ich will dann doch noch einmal auf das Wort
Trendwende eingehen, das Sie benutzt haben. Wenn man den Haushalt 2019
sieht - jedenfalls so, wie er nach dem Entwurf des Bundesfinanzministers
geplant ist -, dann ist da sicherlich etwas Positives passiert. Aber es
gibt ja auch eine Finanzplanung, die damit verbunden ist, und diese
Finanzplanung sieht zumindest den Zahlen nach so aus, als würde danach
wieder eine Trendwende eingeleitet, nämlich nach unten und mit einem
Absinken der Quote. Ist das eine falsche Interpretation, oder haben Sie da
andere Informationen?

StS Seibert: Es ist das Ziel der Bundesregierung, das sie den Nato-Partnern
auch angekündigt hat, die Verteidigungsausgaben bis zum Jahr 2024 auf 1,5
Prozent des Bruttoinlandsproduktes zu erhöhen. Wir arbeiten an einem
Haushalt 2019, der in absoluten Zahlen, in der Steigerung der Zahlen
gegenüber dem Vorjahr und in der Prozentzahl, die ja dann am Ende auch für
viele zählt, diese Trendwende, wie ich sie genannt habe, fortsetzt.
Weiteren Haushaltsverhandlungen der kommenden Jahre kann und werde ich hier
nicht vorgreifen.

Frage: Frau Petermann, in den österreichischen Medien geht jetzt die
Selektorenliste über die Arbeit des BND in Österreich um, und darin finden
sich auch Selektoren der NSA. Dazu habe ich einmal die Frage, ob Sie das
kommentieren würden.

Petermann: Dieses Thema liegt nicht im BMI, sondern im Kanzleramt.

Zusatz: Oh, Entschuldigung!

Petermann: Macht nichts.

StS Seibert: Ich kommentiere das nicht, weil die Bundesregierung über die
operative Arbeit der Nachrichtendienste nur den dafür zuständigen und
geheim tagenden Gremien des Bundestags Auskunft gibt.

Zusatzfrage: Apropos Kontrollgremien: Die Juristen in dem Gremium
beschweren sich immer wieder darüber, dass sie geschwärzte Berichte
bekommen und dass Auskünfte verweigert werden. Kann diese Kontrollfunktion
so funktionieren?

StS Seibert: Sowohl die Kontrolle als auch die Gesetzgebung in diesem
Bereich sind ja mehrfach reformiert worden, also zum Beispiel die
Gesetzgebung zur Fernmeldeaufklärung. Insofern hat sich da bereits vieles
verbessert. Die Bundesregierung arbeitet selbstverständlich mit diesen
Kontrollgremien im Rahmen des Rechts zusammen.

Frage : Ich würde gerne das Wirtschaftsministerium etwas fragen: Ist das
Haus von französischen Partnern oder auch dem französischen Autokonzern PSA
darüber informiert worden, dass man möglicherweise das Forschungs- und
Entwicklungszentrum von Opel verkaufen will? Hat das Ministerium eine
grundsätzliche Position zur Bewertung eines solchen Vorgangs? Dabei handelt
es sich ja doch um ein Herzstück von Opel, eines großen deutschen
Autoherstellers.

Wagner: Die Meldungen haben wir natürlich zur Kenntnis genommen. Wir
verfolgen die Entwicklung bei Opel ja auch schon seit Längerem sehr genau.
Wir wollen jetzt aber nicht die ersten Pressemeldungen dazu kommentieren
und darüber spekulieren. Ganz klar ist, dass wir eine Position zu Opel
haben, und die hat der Minister auch immer artikuliert, nämlich dass es das
Ziel sein muss, Arbeitsplätze, Standort und auch die Forschung und
Entwicklung am Standort Deutschland zu erhalten. Was konkrete Gespräche
angeht, gilt wie immer, dass wir über etwaige interne Gespräche keine
Auskunft geben können.

Frage : Ich bleibe gleich beim Bundeswirtschaftsministerium: Die
Bundeskanzlerin und der Bundeswirtschaftsminister haben in den letzten
Wochen immer wieder betont, dass sie die Notwendigkeit sehen, dass Europa
in Sachen Elektrobatterien eine eigene Aktivität, ein eigenes Konsortium
auf die Beine stellt. Wenn man nun liest, dass sich die großen deutschen
Autokonzerne entschlossen haben, Elektrobatterien bei einem chinesischen
Hersteller zu ordern - der möglicherweise zwar in Deutschland produziert,
aber eben ein chinesischer Hersteller ist -, würde mich schon
interessieren: Wie weit ist die Bundesregierung in ihren Bemühungen, ein
Konsortium für eine europäische Batteriefertigung zusammenzubauen?
Konterkarieren diese Abnahmevereinbarungen der großen deutschen
Autohersteller mit einem chinesischen Hersteller nicht genau diese
Bemühungen, in diesem wichtigen Bereich ein Standbein in Europa zu haben?

Wagner: Minister Altmaier hat ja immer wieder deutlich gemacht, welche
große Bedeutung er einer Batteriezellfertigung in Europa und auch in
Deutschland für die Zukunft der Automobilindustrie in Deutschland und der
Wertschöpfungsketten beimisst. Dieses Ziel steht neben den Plänen, die
jetzt in der Presse bekanntgeworden sind, dass Automobilunternehmen sich
bei anderen Anbietern Batterien einkaufen wollen.

Zu der Frage, wie der Stand ist: Es laufen Gespräche - vor allem auch auf
europäischer Ebene - zu der Frage, inwieweit ein europäisches Konsortium
gebildet werden kann, und auch zu der Frage, inwieweit das gefördert werden
kann. Da geht es um den IPCEI-Beihilferahmen für wichtige Vorhaben von
gemeinsamem europäischen Interesse. Da laufen Gespräche, aber über Details
kann ich dazu nicht berichten.

StS Seibert: Ich will nur hinzufügen: Schon der Koalitionsvertrag weist ja
dem Thema Batteriezellfertigung in Deutschland und Europa eine große
Bedeutung zu. Die Koalitionspartner bekennen sich dazu, dass das ein
wichtiges wirtschaftspolitisches und industriepolitisches Handlungsfeld ist
und dass die Ansiedlung einer Batteriezellfertigung eben wichtig ist. Wir
wollen das unterstützen, was die Europäische Kommission in diesem Bereich
plant, nämlich die Initiative eines "Important Project of Common European
Interest" zum Thema Batterietechnologie, Batteriezellfertigung aufzulegen.
Das ist gerade im Hinblick auf die Elektromobilität wirklich ein wichtiges
Handlungsfeld. Wenn Sie den Koalitionsvertrag weiterlesen, dann sehen Sie,
dass da steht: Deutschland soll wieder Standort für Batteriezellproduktion
werden. Wir wollen außerdem ein Fraunhofer-Institut für
Speichertechnologien einrichten; auch das ist gemeinsames Bekenntnis im
Koalitionsvertrag.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Jemen ist ja im Moment
Bürgerkriegsland. Befinden sich momentan deutsche Truppen in diesem Land
oder ist dies in absehbarer Zeit geplant?

Neumann: Darüber liegen mir keine Informationen vor. Wie Sie wissen, werden
die Einsätze von bewaffneten deutschen Soldaten im Ausland durch den
Bundestag mandatiert. Ein solches Mandat ist mir nicht bekannt.

Mittwoch, 4. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 4. Juli 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-04-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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BAYERN/4936: SPD fordert härteres Vorgehen gegen Lohnbetrug (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 5. Juli 2018

SPD fordert härteres Vorgehen gegen Lohnbetrug

Arbeitsmarktpolitikerin Angelika Weikert: Tariftreuegesetz und mehr Beratungsstellen für Beschäftigte dringend notwendig - DGB-Beraterin Nadia Kluge schildert erschreckende Fälle aus der Praxis



Die SPD-Landtagsfraktion will die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Freistaat besser vor Ausbeutung und Lohnbetrug zu schützen. Auf der heutigen (5.7.) Pressekonferenz im Bayerischen Landtag sagte Arbeitsmarktpolitikerin Angelika Weikert: "Immer wieder kommen Meldungen ans Licht, wonach Beschäftigte in Bayern um ihren Lohn geprellt werden oder auf Urlaubsansprüche verzichten müssen - und das längst nicht nur bei privaten, sondern auch bei öffentlichen Auftragsvergaben. Der Freistaat darf hier nicht länger wegsehen!"

Die SPD fordert daher einen Ausbau der Beratungsstellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Bayern sowie ein Bayerisches Tariftreue- und Vergabegesetz. Bei den Beratungsstellen sollen die Beschäftigten arbeits- und sozialrechtliche Informationen sowie Unterstützung erhalten, wenn sie Schwierigkeiten bei der Durchsetzung gerechter Löhne und fairer Arbeitsbedingungen haben.

Derzeit sind zum Beispiel in der DGB-Beratungsstelle "Faire Mobilität" in München lediglich zwei Beraterinnen für ganz Bayern zuständig - darunter Nadia Kluge, die im Rahmen der Pressekonferenz erschreckende Fälle aus ihrer täglichen Beratungspraxis schilderte: "Leider haben wir es unter anderem im Bau oder in der Gebäudereinigung regelmäßig mit Fällen zu tun, bei denen insbesondere Sub- oder Subsubunternehmer mit großer krimineller Energie versuchen, ihre Aufträge auf Kosten der Beschäftigten zu erfüllen. Und gerade Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus dem EU-Ausland wissen oft nicht um ihre Rechte und lassen sich daher schnell ausbeuten."

Kluge berichtete von privaten Pflegekräften, die allein und jeden Tag rund um die Uhr arbeiten müssen. Auf dem Bau und in der Gebäudereinigung seien die Beschäftigten oft der schieren Willkür der Arbeitgeber ausgeliefert. Sie erhielten zum Teil nur einen Bruchteil des offiziell vereinbarten Lohns. Und eine Vielzahl von unbezahlten Überstunden sei die Regel. Bei Arbeitsunfällen drohe häufig die sofortige Kündigung der Opfer. Bei vielen Paketzustellern sei der Arbeitsdruck unmenschlich. Pro Lieferung hätten sie im Schnitt nur zwei Minuten Zeit. Das führe zu unbezahlter Mehrarbeit, um die Ladung überhaupt ausliefern zu können.

Hinzu komme, dass häufig bereits das abgegebene Angebot so niedrig sei, dass eigentlich überhaupt keine realistische Chance bestehe, das Projekt durchzuführen und die Beschäftigten angemessen zu bezahlen. SPD und Gewerkschaften halten daher ein Vergabegesetz für längst überfällig. Weikert erläuterte: "Mit unserem bewusst unbürokratisch gehaltenen Gesetz wirken wir Verzerrungen im Wettbewerb um öffentliche Auftrage entgegen, die durch den Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen. Solche Regelungen sind ganz klar auch im Interesse der vielen Unternehmen, die sich anständig verhalten und unter den schwarzen Schafen zu leiden haben!" Der SPD-Gesetzentwurf wird am 11. Juli abschließend im Landtag beraten.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68
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HAMBURG/4421: Butter bei die Fische, Herr Bischof! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. Juli 2018

Butter bei die Fische, Herr Bischof!



Zur heutigen Erklärung des Erzbischofs Dr. Stefan Heße, die weitere Zusammenarbeit mit der Schulgenossenschaft endgültig zu beenden, sagt Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Nun ist es endgültig verkündigt: Das Erzbistum beendet die weitere Kooperation mit der Schulgenossenschaft zur Rettung der katholischen Schulen. Die letzten Wochen waren für die Betroffenen eine schlimme Hängepartie. Umso größer sind nun die Erwartungen. Der Bischof muss seinem Versprechen, das katholische Schulwesen weiterzuentwickeln, konkrete Taten folgen lassen. Ich kann nur hoffen, dass er die letzten Monate dazu genutzt hat, einen Plan B zu entwickeln. Diesen muss er den betroffenen Schulgemeinschaften jetzt schnellstens präsentieren. Für den Hamburger Süden ist es eine gute Nachricht, dass der Bischof seinen festen Willen geäußert hat, sowohl die katholische Schule Neugraben, als auch die in Harburg zu stabilisieren. Beide Schulen leisten einen wichtigen pädagogischen Beitrag im Bezirk Harburg."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4420: "Neue" Mietpreisbremse bleibt wirkungslos (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. Juli 2018

"Neue" Mietpreisbremse bleibt wirkungslos



Der Hamburger Senat hat die Mietpreisbremse heute neu erlassen - Anlass hierfür war ein Urteil des Landgerichts Hamburg, wonach die Mietpreisbremse bisher formell nicht anwendbar war: Der Senat hatte die Verordnung im Juni 2015 ohne die notwendige Begründung veröffentlicht und diese erst später nachgereicht. Die Klage eines Mieters auf Rückzahlung von Teilen seiner Miete hatte das Amtsgericht Hamburg-Altona wegen der fehlenden Begründung abgewiesen.

Dazu erklärt Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Dass der Senat juristisch nachgebessert hat, ist wohl das Mindeste, schließlich sollen die Mieter_innen nicht für die Versäumnisse von Rot-Grün zahlen müssen. Dem betroffenen Mieter aus der Bleickenallee hilft das allerdings nicht, er bleibt auf den Kosten sitzen. Und es bleibt dabei: Die Mietpreisbremse ist ein Riesenflop und in ihrer jetzigen Form wirkungslos! Weil es an Sanktionen fehlt, halten sich ohnehin nur wenige Vermieter_innen daran. Und so steigen die Mieten in Hamburg ungebremst weiter."

Einen entsprechenden Antrag der Fraktion DIE LINKE zur Nachbesserung der Mietpreise hat Rot-Grün im Sommer 2016 abgelehnt. Vor der Bundestagswahl 2017 könne das politisch nicht durchgesetzt werden, hieß es damals. "Auch im Bundestag wären Mehrheiten für die gesetzlich notwendigen Änderungen vorhanden. Doch die hasenfüßige SPD wagt es nicht, sich gegen die Vermieter_innenlobby aufzulehnen. Ein Trauerspiel!", so Sudmann.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4419: Öffentliche Rechtsauskunft nicht ins Ehrenamt auslagern (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. Juli 2018

Öffentliche Rechtsauskunft nicht ins Ehrenamt auslagern!



33.171 Rechtsberatungen hat die Öffentliche Rechtsauskunft im Jahr 2017 durchgeführt, das sind mehr als 2.760 Beratungen im Monat. In 2015 waren es noch 31.000 Beratungen. Das geht aus der Antwort des Senats auf eine Anfrage (Drs. 21/13523) der Fraktion DIE LINKE hervor.

"Die öffentliche Rechtsauskunft ist ein Angebot für all diejenigen, die sich keine anwaltliche Beratung leisten können. Tatsächlich werden die Beratungen aber von einem sehr großen ehrenamtlichen Apparat sichergestellt", erklärt Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Rund 180 Berater_innen sind den Angaben des Senats zufolge ehrenamtlich in der öffentlichen Rechtsauskunft tätig sind. Allerdings arbeiten dort nur acht hauptamtliche Jurist_innen.

"Da sollte mehr drin sein!«, so Özdemir. »Die Anzahl der vielen Beratungen zeigt, wie hoch der Bedarf ist. Der Senat sollte dafür sorgen, dass so ein wichtiges Instrument nicht ins Ehrenamt ausgelagert wird und die Öffentliche Rechtsauskunft auf ein sicheres personelles Fundament stellen.«

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. Juli 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4857: Neue Wechselschichtmodelle für die Polizei ab 1. Januar 2019 (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.07.2018

Neue Wechselschichtmodelle für die Polizei ab 1. Januar 2019 

Schwarz: Verschiedene Verbesserungen für die Beamtinnen und Beamten



Das rheinland-pfälzische Innenministerium hat sich mit dem
Hauptpersonalrat der Polizei auf ein neues Arbeitszeitmodell für den
polizeilichen Wechselschichtdienst (WSD) geeinigt. Hierzu erklärt
Wolfgang Schwarz, polizeipolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion:

"Seit Längerem arbeitet eine Projektgruppe innerhalb der Polizei
daran, neue Modelle des polizeilichen Wechselschichtdiensts zu
entwickeln und bei diesen neue arbeitsmedizinische Erkenntnisse zu
berücksichtigen. Nun liegen die neuen Arbeitszeitmodelle vor: Die
Ergebnisse sind eindeutig positiv zu bewerten und enthalten viele
sinnvolle Änderungen. Es werden die Ruhezeiten und die Begrenzung der
Nachtdienste auf maximal drei festgeschrieben, Normalfall sind in
Zukunft aber nur zwei aufeinanderfolgende Nächte. Diese Vorgaben
sollen Erholungsphasen sichern. Ab dem 1. Januar 2019 erhalten ältere
Kollegen im Wechselschichtdienst überdies einen zusätzlichen Tag
Urlaub pro Jahr. Ab dem Jahr 2020 gibt es gar sieben zusätzliche Tage
für alle im Beamtinnen und Beamten im Wechselschichtdienst. Mit den
Änderungen wird in der Polizei das Ziel eines schonenderen
Schichtdienstes besser erreichbar sein. Klar ist aber auch: Nichts
macht den Dienst der Gesetzeshüter gesünder als eine gute
Personalausstattung. Die SPD-Fraktion macht sich daher dafür stark,
den Weg historisch-höchster Einstellungszahlen bei der Polizei in
Rheinland-Pfalz weiter konsequent zu beschreiten."

Schwarz sagt weiter: "Die polizeiinternen Debatten der vergangenen
Jahre haben gezeigt, dass die Änderungen an einem lange praktizierten
Arbeitszeitmodell mit der Umstellung gewohnter beruflicher und
privater Abläufe bei den Polizistinnen und Polizisten verbunden ist.
Daher war es wichtig, die Wünsche aus den Dienststellen soweit wie
möglich zu berücksichtigen. Zudem besteht lokal weiterhin die
Möglichkeit, den nun neu gesetzten Rahmen individuell auszufüllen.
Eine vollständige Vereinheitlichung der Modelle wird es auch in
Zukunft nicht geben."

Schwarz, der selbst als Polizeibeamter tätig war, betont: "Aus vielen
Gesprächen mit der Polizei weiß ich, dass das Thema alle betroffenen
Kolleginnen und Kollegen intensiv beschäftigt: Es geht um gewohnte
Arbeitsabläufe und die eigene Gesundheit. Dass der Schichtdienst stark
belastet, wird heute von niemanden mehr ernsthaft bestritten. Im
Schichtdienst potenziert sich die physische und psychische Belastung,
die dem Polizeiberuf ohnehin innewohnt, nochmal erheblich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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AUSSEN/1579: Unserer Verantwortung in der Welt gerecht werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Unserer Verantwortung in der Welt gerecht werden



Sonja Steffen, stellvertretende haushaltspolitische Sprecherin:

Mit den von uns gestalteten Haushalten für das Auswärtige Amt, das Verteidigungsministerium und die Entwicklungszusammenarbeit haben wir für die herausfordernde Lage eine gute Grundlage geschaffen.

"Wir stehen vor wachsenden internationalen Herausforderungen. Es ist uns gelungen, einen Haushalt zu erarbeiten, der unserer Verantwortung in der Welt gerecht wird und mit dem unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministerien und Organisationen für uns mit Erfolg in der Welt wirken können.

Im Etat des Auswärtigen Amtes haben wir in den Beratungen zum Haushalt noch einmal eine Steigerung von über 92 Millionen Euro erzielt. Mit diesen Mitteln wollen wir Organisationen stärken, die unser Bild im Ausland bestimmen. Deshalb haben wir vor allem das Goethe-Institut, den Deutschen Akademischen Austauschdienst, die Alexander-von-Humboldt-Stiftung und unsere Auslandschulen mit zusätzlichen finanziellen Mitteln ausgestattet. Das Auswärtige Amt stärken wir in seiner Arbeit vor allem durch zusätzliches Personal und zusätzliche Gelder für entsprechende Ausstattung zur Krisenfrüherkennung und für den Ausbau der östlichen Partnerschaften.

Der Etat des Verteidigungsministeriums steigt für 2018 erneut an. Für uns haben die Ausstattung unserer Soldatinnen und Soldaten sowie ihre Sicherheit oberste Priorität. Den deutlichen Negativschlagzeilen aus dem Bereich des BMVg zur Ausrüstung unserer Soldaten wollen wir durch die Bereitstellung der entsprechenden Finanzmittel begegnen, aber auch durch die kritische Begleitung. Das fehlende Personal und die teilweise ungeeigneten Strukturen sind nur zwei Aufgaben, die dringend gelöst werden müssen.

Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit konnten wir mit 9,4 Milliarden Euro wieder einen Rekord-Etat für das zuständige Ministerium beschließen. Die Ausgaben werden hier im Vergleich zum Vorjahr noch einmal um zehn Prozent deutlich gesteigert.

In den parlamentarischen Beratungen haben wir unseren Schwerpunkt auf die Stärkung der zivilgesellschaftlichen Träger der Entwicklungszusammenarbeit gelegt. Die großen und kleinen Nichtregierungsorganisationen sind wichtige Partner in der Arbeit vor Ort, sie kennen die Probleme und Bedürfnisse der Menschen und leisten einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018 
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INNEN/3023: Deutsche Dienststelle wird ins Bundesarchiv überführt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Deutsche Dienststelle wird ins Bundesarchiv überführt



Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin:

Die Deutsche Dienststelle gibt Angehörigen Auskunft über den Verbleib von Gefallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht und leistet damit eine wichtige humanitäre Aufgabe. Mit dem heute verabschiedeten Gesetz ist der Weg frei für die Überführung der als Berliner Landesbehörde geführten Einrichtung in das Bundesarchiv. Mittelfristig wird dadurch auch der Dokumentenbestand gesichert.

"Aufgrund des Viermächte-Status konnte die Deutsche Dienststelle in Berlin nicht als Bundesbehörde gegründet werden. Behelfsmäßig übernahm sie als Landesbehörde Bundesaufgaben. Durch das heute beschlossene Gesetz können wir diesen Anachronismus beenden und die Deutsche Dienststelle ins Bundesarchiv überführen.

Im Bundesarchiv sind die Aufgaben der Wehrmachtsauskunftsstelle gut verortet. Denn zunehmend wandelt sich deren Tätigkeit von der Unterstützung von Menschen, die nach ihren Angehörigen suchen, hin zum Erhalt wichtiger zeitgeschichtlicher Dokumente. Im Zuge von anstehenden Neubauten des Bundesarchives können wir außerdem sicherstellen, dass die vorhanden Unterlagen auch in den kommenden Jahrzehnten sachgemäß gelagert werden.

Wir setzen uns dafür ein, dass Beschäftigte beim Übergang zu ihrem neuen Dienstherren nicht schlechter gestellt werden. Wo nötig, müssen daher persönliche Zulagen gewährt werden, um soziale Härten abzufedern. Kulturstaatsministerin Grütters haben wir bereits aufgefordert, entsprechende Maßnahmen in die Wege zu leiten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018 
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MEDIEN/465: Upload-Filter gefährden die Meinungsfreiheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Upload-Filter gefährden die Meinungsfreiheit



Jens Zimmermann, netzpolitischer Sprecher:

Das europäische Parlament hat mit seiner heutigen Abstimmung mit den Stimmen der SPD-Abgeordneten den Weg dazu frei gemacht, ein wirksames Urheberrecht zu schaffen, ohne auf das problematische Instrument der Upload-Filter zu setzen. Diese Chance darf nicht vertan werden.

"Gegenwärtig wird im Europäischen Parlament die Revision der Urheberrechts-Richtlinie beraten. Dieser Entwurf enthält viele richtige und wichtige Regelungen, um das Urheberecht auch in der digitalen Welt durchsetzen und um eine angemessene Vergütung der Kreativen sicherstellen zu können. Im aktuell vorliegenden Entwurf sind jedoch auch verpflichtende Upload-Filter vorgesehen, um von Nutzern hochgeladene Inhalte nach urheberrechtsverletzenden Inhalten zu filtern. Mit seiner heutigen Abstimmung hat das Europäische Parlament ein Verhandlungsmandat für Upload-Filter verweigert.

Wir begrüßen diese Entscheidung, da Upload-Filter eine höchstproblematische Infrastruktur schaffen und die Meinungsfreiheit gefährden. Deswegen haben wir uns Koalitionsvertrag darauf verständigt, dass wir eine Verpflichtung von Plattformen zum Einsatz von Upload-Filtern als unverhältnismäßig ansehen und ablehnen.

Wir müssen diese Chance nutzen und nun alles daran setzen, bis zur endgültigen Abstimmung im europäischen Parlament einen Regelungsvorschlag vorlegen, der ein wirksames und zeitgemäßes Urheberrecht schafft, ohne auf technisch und rechtlich problematische Instrumente wie Upload-Filter zu setzen. Wir müssen dieses Fenster nutzen, um neue und wirkungsvolle Vergütungsmodelle zu etablieren. Auch sollte die Chance genutzt werden, nach überzeugenderen Konzepten zur Stärkung der Rechtsposition der Presseverleger zu suchen, die ohne Kollateralschäden zu einer wirklichen Verbesserung für journalistische Inhalte und zu einer angemessenen Vergütung führen."
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WIRTSCHAFT/2803: Genossenschaften sichern bezahlbaren Wohnraum


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Juli 2018

Genossenschaften sichern bezahlbaren Wohnraum



Klaus Mindrup, Genossenschaftsbeauftragter:

Seit 26 Jahren ist der erste Samstag im Juli der "Internationale Tag der Genossenschaften". In diesem Jahr ist das der 7. Juli. Eingeführt wurde er im Jahr 1995 anlässlich des 100. Jahrestages der Gründung des internationalen Genossenschaftsbundes. Die Vereinten Nationen heben an diesem Tag die besondere Bedeutung von Genossenschaften bei der Bekämpfung von sozialen, ökologischen und ökonomischen Problemen in der Welt hervor. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich intensiv für die Förderung von genossenschaftlichen Modellen ein.

"Rund 22 Millionen Menschen in unserem Land sind auf die eine oder andere Art Mitglied einer Genossenschaft. Das spricht für sich und die Durchsetzungskraft dieser Unternehmensform. Zu den Genossenschaften zählen Wohnungsbaugenossenschaften, Banken, Konsum-, Handwerksgenossenschaften und zunehmend auch Energiegenossenschaften. Genossenschaften sind demokratische Unternehmensformen, die Genossinnen und Genossen halten Anteile an ihrer Firma.

Gerade in Ballungsräumen mit Wohnungsmangel - egal ob Frankfurt am Main, Köln, München oder Berlin - erleben die Menschen wie wichtig Wohnungsbaugenossenschaften für die Sicherung bezahlbaren Wohnraums sind. Genossenschaften sichern langfristig erschwingliche Wohnungen in unseren Städten und Gemeinden. Als SPD wollen wir Genossenschaften weiter fördern.

Was Wohnungsbaugenossenschaften vor allem brauchen, sind Grundstücke zu Preisen, die sozialverträgliche Mieten ermöglichen. Weiterhin brauchen wir verlässliche finanzielle Rahmenbedingungen mit langfristigen Zinsbindungen, Nachrangfinanzierungen und die Förderung von Genossenschaftsanteilen als wichtigen Beitrag zur Eigentumsbildung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018 

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1792: Mexiko - Wahlsieger bereitet Übergang vor, Gewalt bei Lokalwahlen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Wahlsieger in Mexiko bereitet Übergang vor, Gewalt bei
Lokalwahlen

Von Philipp Gerber
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Andrés Manuel López Obrador und Peña Nieto

Foto: gob.mx



(Mexiko-Stadt, 4. Juli 2018, amerika21) - Am Dienstag hat der Gewinner
der Präsidentschaftswahlen in Mexiko, Andrés Manuel López Obrador, in
einem ersten Gespräch mit dem noch amtierenden Präsidenten Enrique
Peña Nieto den Regierungswechsel besprochen. Die eineinhalbstündige
Unterredung im Präsidentenpalast in Mexiko-Stadt fand laut López
Obrador in einer kollegialen Atmosphäre statt. Angesprochen wurden die
wichtigsten Themen [1] in der Übergangsphase bis zur Amtsübergabe am
1. Dezember: die Neuverhandlung des nordamerikanischen
Freihandelsabkommens Nafta, der Bau des neuen Flughafens von
Mexiko-Stadt sowie eine Reform der Energiewirtschaft. Zu den laufenden
Verhandlungen über die Freihandelszone Nafta zwischen Mexiko, den USA
und Kanada werde die künftige Regierung schon jetzt "Spezialisten
entsenden, die diese Verhandlungen begleiten". Dabei würde die
Position der aktuellen Regierung respektiert, so López Obrador.

Der Wahlsieger vom vergangenen Sonntag kündigte auch an, dass seine
Bewegung der Nationalen Erneuerung (Movimiento Renovación Nacional,
Morena) einen gesellschaftlichen Dialog initiieren werde, um den
Frieden im Land wiederherzustellen. Dazu würden internationale
Organismen und religiöse Führungspersönlichkeiten eingeladen, darunter
Papst Franziskus. Auch die künftige Innenministerin Olga Sánchez
Cordero bestätigte im Gespräch mit der Journalistin Carmen Aristegui
[2], dass die Bekämpfung der Straflosigkeit und der damit
einhergehenden Gewalt im Land zuoberst auf ihrer Agenda stehen wird:
"Die Straflosigkeit hat Korruption, Gewalt, Morde, Frauenmorde,
Verschwundene, Menschenhandel zur Folge", so die ehemalige Richterin
am Obersten Gerichtshofs.

Dass es um die innere Sicherheit schlimm bestellt ist, zeigen die
jüngsten Gewalttaten während der Wahlen. Insbesondere in den südlichen
Bundesstaaten wurden Unregelmäßigkeiten registriert, die ihre Ursache
in lokalen Machtkämpfen haben. Gleichzeitig mit der
Präsidentschaftswahl fanden auch Gouverneurswahlen in neun der 32
Bundesstaaten sowie Bürgermeisterwahlen in 30 Bundesstaaten statt. Das
Zusammenlegen dieser Wahlen mit der Abstimmung über einen neuen
Präsidenten ermöglichte den "Amlo-Effekt": Zahlreiche Bürger*innen,
die ihre Stimme dem Hoffnungsträger Andrés Manuel López Obrador, im
Volksmund Amlo genannt, gaben, wählten auch Vertreter*innen von Morena
in Gouverneursposten und Lokalparlamente. Bei aktuell 94 Prozent
ausgezählter Wahlunterlagen ist klar, dass die 2014 gegründete
Morena-Partei erstmals die Bundesstaaten Tabasco, Chiapas, Veracruz,
Morelos und die Hauptstadt Mexiko-Stadt regieren wird. Nur Yucatán und
Guanajuato gingen an die konservativ-klerikale Partei der Nationalen
Aktion (Partido Acción Nacional, PAN), während die linke Partei
"Movimiento Ciudadano" (MC) in Jalisco gewann.

Im Bundesstaat Puebla führt zwar die Koalition unter der Ägide der PAN
die Auszählung der Stimmen an, aber der Morena-Kandidat Miguel Barbosa
sowie viele soziale Organisationen und Beobachter kritisieren die
Gewaltakte am Wahltag und Unregelmäßigkeiten bei der Auszählung.
Bewaffnete Kommandos raubten am Wahltag etwa 70 Wahlurnen [3].
Trotzdem lag Barbosa bei den Exit-Polls mehrere Prozentpunkte vor
Martha Érika Alonso Hidalgo, der Kandiatin von PAN-PRD-MC und Ehefrau
des Ex-Gouverneurs Rafael Moreno Valle Rosas (PAN). Gemäß Barbosa
begeht der "Staatsapparat" in Puebla einen Wahlbetrug, viele
Bürgerinitiativen rufen derzeit zu Protesten auf. Pikant an der
Auseinandersetzung ist, dass Barbosa in den letzten Jahren als
einflussreicher Senator der PRD eng mit Moreno Valle zusammenarbeitete
und die ideologisch seltsame Allianz der rechten PAN mit der gemäßigt
linken PRD maßgeblich aushandelte, bevor er 2017 die schwächelnde PRD
verließ und zu Morena wechselte.

In Chiapas gewann Morena [4] den Gouverneursposten dank der Auflösung
des historischen Bündnisses zwischen der PRI und der in Mexiko
rechtspopulistischen Grünen Partei (Partido Verde Ecologista de
México, PVEM), deren Kandidaten zusammen mehr Stimmen erhielten als
Morena. Gewählt wurde der Anwalt Rutilio Escandón. Auch Escandón war
einst Senator für die PRD, wurde dann aber als Magistratspräsident der
Judikative ein Spitzenfunktionär der Regierung des Gouverneurs Manuel
Velasco Coello (PVEM). Escandóns Kandidatur ging eine monatelange
Kampagne vor den offiziellen Wahlkampfzeiten voraus, in der er sich
als künftiger Spitzenkandidat für die Gouverneurswahlen positionierte.
Auch andere Morena-Spitzenkandidaten, etwa für den Senat, sind erst
kürzlich aus der als äußerst korrupt geltenden Grünen-Partei
ausgetreten. Sie wurden gegen den expliziten Protest der Parteibasis
von der Morena-Parteispitze zu Kandidaten gekürt, was auf fehlende
interne Demokratie in der 2014 gegründeten Linkspartei hindeutet.

Bei der Wahl der Bürgermeisterämter ist das Panorama oft noch
konfliktgeladener. Zudem gewann Morena auf lokaler Ebene signifikant
weniger Unterstützung als bei den Bundesstaats- und
Präsidentschaftswahlen. In Chiapas kam es am Wahltag und auch in den
darauffolgenden Tagen an verschiedenen Orten zu Ausschreitungen mit
mindestens vier Todesopfern. Nur 26 der 122 Bürgermeisterämter im
südlichsten Bundesstaat gingen an Morena. In Oaxaca wurde ebenfalls
über Parteigrenzen hinweg gewählt: Während Morena zwar 24 der 25
Direktsitze im Lokalparlament gewann, war die Linkspartei nur bei 42
der 152 Bürgermeisterämter erfolgreich. Dies liegt gemäß
Beobachter*innen vor allem daran, dass lokale Morena-Vertreter*innen
als Lokalpolitiker*innen nicht brillierten oder erst kürzlich aus
anderen Parteien zu Morena wechselten. So wählten in Oaxaca zwei von
drei Stimmberechtigten Andrés Manuel López Obrador, aber nur jeder
dritte gab seine Stimme den lokalen Morena-Kandidat*innen [5].


Anmerkungen:
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URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wahlsieger-in-mexiko-bereitet-uebergang-vor-gewalt-bei-lokalwahlen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





FINANZEN/526: 165.000 Menschen durch das Aufstiegs-BAföG gefördert (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 05.07.2018

165.000 Menschen durch das Aufstiegs-BAföG gefördert

- Statistisches Bundesamt veröffentlicht amtliche Statistik für das Jahr
2017 

- Karliczek: "Ich bin überzeugt vom Aufstiegs-BAföG und will es ausbauen!"



Heute hat das Statistische Bundesamt die amtliche Statistik zum
Aufstiegs-BAföG für das Jahr 2017 vorgestellt. Die Jahresstatistik weist
nach zwei Jahren wieder einen Anstieg der Geförderten aus. Die Zahl der
Förderungen stieg um 1,7 Prozent auf knapp 165.000. 2016 erfolgte die
Novellierung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG). Aus dem
bewährten "Meister-BAföG" wurde das moderne Aufstiegs-BAföG. Ziel war es,
den Aufstieg in der beruflichen Bildung etwa zum Meister mit modernisierten
Förderstrukturen, höheren Fördersätzen und Zuschussanteilen attraktiver zu
machen, die Zielgruppen noch besser zu erschließen und die Trendumkehr bei
den zurückgehenden Förderzahlen zu schaffen.

Bundesbildungsministerin Anja Karliczek betonte: "Die Weiterbildung im
dualen System ist mir ein Herzensanliegen. Möglichst viele junge Menschen
sollen wissen, dass sich die berufliche Weiterbildung lohnt. Die positiven
Zahlen des Statistischen Bundesamtes belegen: Das Aufstiegs-BAföG ist das
größte berufliche Karriereprogramm des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung. Ich freue mich, dass 165.000 Menschen gefördert wurden. Die
klare Botschaft ist: Mut zum Aufstieg in der beruflichen Bildung lohnt
sich. Fortbildungen wie der "Meister" zahlen sich vielfach aus. Mit dem
Aufstiegs-BAföG stärken wir dabei allen Geförderten den Rücken. Das
Förderprogramm steht stellvertretend für die vielfältigen Möglichkeiten in
der beruflichen Bildung. Ich bin überzeugt vom Aufstiegs-BAföG und will es
in dieser Legislaturperiode mit 350 Millionen Euro weiter ausbauen!"

Das AFBG wurde im Jahr 1996 eingeführt. Seitdem wurden bis Ende des Jahres
2017 mehr als 2,2 Millionen berufliche Aufstiege zu Führungskräften,
Mittelständlern und Ausbildern für Fachkräfte von morgen mit einer
Förderleistung von insgesamt rund 8,6 Milliarden Euro ermöglicht.

Mit dem AFBG werden Teilnehmer an Maßnahmen der beruflichen
Aufstiegsfortbildung finanziell unterstützt. Typische
Aufstiegsfortbildungen sind Meister- oder Fachwirtkurse, Erzieher- und
Technikerschulen, insgesamt mehr als 700 gleichwertige Fortbildungen.
Teilnehmer erhalten einkommensunabhängig einen Beitrag zu den Kosten der
Fortbildung und bei Vollzeitmaßnahmen zusätzlich einkommensabhängig einen
Beitrag zum Lebensunterhalt. Die Förderung erfolgt teils als Zuschuss,
teils als zinsgünstiges Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW).
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LANDWIRTSCHAFT/1757: Extrem früher Erntebeginn mit deutlichen Ertragseinbußen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Extrem früher Erntebeginn mit deutlichen Ertragseinbußen

Rukwied: Brauchen Instrumente zur Liquiditätssicherung



Der Deutsche Bauernverband (DBV) erwartet wegen der in weiten Teilen
Deutschlands vorherrschenden Trockenheit eine Getreideernte von nur 41
Millionen Tonnen. "Wir werden erneut eine Ernte haben, die weit unter
dem Durchschnitt liegt. Einige Betriebe haben wegen der Dürre nicht
geerntet, sondern den Bestand direkt gehäckselt", stellt der Präsident
des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, fest.

Die diesjährige Ernteprognose entspricht gegenüber der bereits
unterdurchschnittlichen Vorjahresernte in Höhe von 45,5 Millionen
Tonnen einem Rückgang von 4,5 Millionen Tonnen. Die Durchschnittsmenge
der vergangenen fünf Jahre beträgt 47,9 Millionen Tonnen. "Das Wetter
war in manchen Teilen Deutschlands in diesem Jahr eine echte
Herausforderung: Nach einem nassen Winterhalbjahr folgte ein kalter
Start ins Frühjahr. Im April war der Frühling zu warm und viel zu
trocken - dieser Wetterwechsel hat viele Kulturen stark gestresst.
Punktuelle Regenfälle und Gewitter haben die Situation nur selten
entspannt. Lokale Starkregenereignisse von bis zu 100 Litern innerhalb
einer Stunde konnten die ausgetrockneten Böden nicht aufnehmen", so
Rukwied.

Der verspätete Start ins Frühjahr und die schnelle Abreife der
Wintergerste haben in diesem Jahr zu einem außergewöhnlich frühen
Erntebeginn geführt: "Diese sehr kurze Vegetationsphase kostet uns vor
allem Ertrag", betont DBV-Präsident Rukwied. Leichte Unwägbarkeiten
der Schätzung der Gesamternte ergeben sich durch die lokal sehr
unterschiedlichen Ernteerwartungen. Während die
Vegetationsverhältnisse in nur wenigen Teilen Deutschlands eine
gleichmäßige Entwicklung der Getreidebestände zuließen, ist vor allem
im Norden und Osten der Republik die Frühjahrstrockenheit regional so
stark ausgeprägt wie in den Jahren 2003 und 2011. In Verbindung mit
den hochsommerlichen Temperaturen reifte das Getreide daher zu schnell
ab. Einzelne Gewitterschauer und Starkregen haben teilweise auch
massive Schäden verursacht. In diesem Jahr wurden der wärmste April
und Mai seit Beginn der Wetteraufzeichnungen gemessen. "Diese
Ernteausfälle bedrohen Existenzen. Deshalb brauchen wir dringend
Instrumente zur Liquiditätssicherung und die Möglichkeit, steuerfreie
Rücklagen zum Risikoausgleich zu bilden", so Rukwied.

Die Getreideanbaufläche in Deutschland liegt mit 6,25 Millionen Hektar
in etwa auf dem Niveau des Vorjahres. Die Anbaufläche von Winterweizen
- der bedeutendsten Getreideart in Deutschland - ist um knapp 6
Prozent zurückgegangen. Dies ist auf die schwierigen
Aussaatbedingungen im vergangenen Herbst zurückzuführen. Extrem hohe
Niederschlagsmengen haben im Norden Deutschlands die Befahrbarkeit der
Flächen so stark eingeschränkt, dass die Aussaat des Winterweizens
nicht in dem geplanten Anbauumfang erfolgen konnte. Stattdessen wurden
im Frühjahr Sommerkulturen ausgesät. Deren Anbauflächen verzeichnen
daher erhebliche Zuwachsraten - der Anbau von Sommergerste nahm um 29
Prozent auf 437.000 Hektar und der Anbau von Sommerweizen um knapp 160
Prozent auf 108.000 Hektar zu.

Die im Anbau in Deutschland bedeutendste Ölpflanze ist Winterraps.
Seine Anbaufläche liegt mit 1,26 Millionen Hektar 46.000 Hektar
unterhalb der des Vorjahres. Die Ertragserwartungen liegen derzeit nur
bei 2,9 Tonnen pro Hektar. Damit würden die Erträge das vierte Jahr in
Folge geringer ausfallen und den Durchschnittsertrag der letzten fünf
Jahre von 3,8 Tonnen pro Hektar um nahezu eine Tonne verfehlen. Die
Rapsernte könnte daher mit nur 3,7 Millionen Tonnen das zuletzt
schlechteste Ergebnis des Jahres 2011 unterschreiten. Der Grund
hierfür ist, dass maßgebliche Anteile des Winterrapsanbaus im von
schwierigen Witterungsbedingungen besonders betroffenen Norden und
Osten Deutschlands liegen.

Für den weiteren Verlauf der Getreide- und Rapsernte sind beständige
sommerliche Witterungsverhältnisse erforderlich. Für Hackfrüchte wie
Kartoffeln und Zuckerrüben sowie für Mais ist dagegen eine
ausreichende Wasserversorgung auch in den Sommermonaten notwendig.
Diese Kulturen werden erst im Herbst geerntet und können bei
ausreichender Wasserversorgung ihr Ertragspotenzial noch entfalten.
Allerdings zeigt insbesondere der Mais, dass er bereits erkennbar
unter der Trockenheit leidet. Bei Kartoffeln können die Folgen der
Trockenheit durch eine teilweise vorhandene Beregnung gemildert
werden. Allerdings ist dies arbeits- und kostenintensiv.

Die niedrigen Ernteerwartungen und die unbefriedigenden Getreidepreise
bringen die Ackerbaubetriebe in eine wirtschaftlich schwierige
Situation. Ausgangs des Wirtschaftsjahres 2017/18 erzielten Bauern für
eine Tonne Brotweizen 159 Euro pro Tonne (Juni 2017: 155 Euro pro
Tonne). Auch Brotroggen und Futterweizen bewegen sich auf
Vorjahresniveau. Einzig die Preise für Gerste haben sich im Vergleich
zum Vorjahr befestigt. Für Futtergerste erzielten Landwirte zuletzt im
Bundesdurchschnitt 157 Euro pro Tonne (Juni 2017: 139 Euro). Die
Rapspreise haben sich im Vergleich zum Vorjahr massiv verschlechtert.
Während zu Beginn der Vorjahresernte noch 362 Euro pro Tonne Raps
erlöst wurden, sind es aktuell nur 338 Euro pro Tonne.

Der DBV erstellt seine Ernteprognose auf der Basis von Umfragen unter
den 18 Landesbauernverbänden zu ihren aktuellen Ertragsschätzungen.


Grafiken zu den Ernteerwartungen 2018 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=715994
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ASYL/1288: Zeigt Merkel heute Orbán endlich die rote Linie? (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Zeigt Merkel heute Orbán endlich die rote Linie?

PRO ASYL appelliert an die Bundeskanzlerin: Kein Schulterschluss mit Orbán!



Anlässlich des heutigen Treffens der Bundeskanzlerin mit dem ungarischen
Ministerpräsidenten Victor Orbán fordert PRO ASYL Kanzlerin Merkel dazu
auf, Orbán flüchtlingspolitisch die rote Linie zu zeigen und sich für
bedrohte Menschenrechtler und Flüchtlingshelfer in Ungarn einzusetzen.
»Menschenrechtler und Flüchtlingshelfer sind keine Kriminellen. Die
Bundeskanzlerin darf die Verletzung fundamentaler europäischer Werte nicht
stillschweigend zur Kenntnis nehmen. Die EU darf nicht zulassen, dass
elementare Bürger- und Menschenrechte in der EU gebrochen werden«, fordert
Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. PRO ASYL befürchtet, dass
der innenpolitische Druck der CSU die geboten Klarheit in der
Auseinandersetzung mit Orbáns Politik vermissen lässt.

Das am 20. Juni verabschiedete »Stop Soros«-Gesetzespaket zielt auf die
Verhinderung und die Kriminalisierung der Arbeit von
zivilgesellschaftlichen Organisationen in Ungarn. Dadurch sind Helfer von
Flüchtlingen, die »vollkommen legitime Arbeit« leisten, mit
Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr bedroht. Als »Beihilfe zur illegalen
Migration« wird die Unterstützung bei der Einreichung von Asylanträgen
strafrechtlich verfolgt. Unter Strafe gestellt werden auch der Druck und
die Verbreitung von Flugblättern, die Asylsuchenden mit wichtigen
Informationen versehen.

Die Möglichkeit, in Ungarn Asyl zu beantragen, wurde bereits massiv
eingeschränkt. Im September 2015 errichtete Ungarn einen Zaun an seiner
Grenze zu Serbien und Kroatien. In die dort eingebauten Transitzonen werden
seit Januar 2018 pro Woche nur zehn Personen eingelassen.
Völkerrechtswidrige Zurückweisungen wurden legalisiert. Flüchtlingshelfern
kann auch der Zutritt zu einem acht Kilometer breiten Streifen entlang der
Schengen-Außengrenze Ungarns untersagt werden. Im März 2017 entschied der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) im Verfahren Ilias und
Ahmed gegen Ungarn, dass die Zwangsunterbringung von Asylsuchenden in
streng bewachten Containerlagern in »Transitzonen« an Ungarns Außengrenzen
de facto einem willkürlichen Freiheitsentzug gleichkomme.

Victor Orbán hat mit seiner rassistischen, antisemitischen und
flüchtlingsfeindlichen Politik jedes Maß verloren. Die deutlichsten Worte
fand bisher der UN-Hochkommissar für Menschenrechte Zeid Ra'ad Al Hussein.
Er brachte auf den Punkt, mit wem man es bei Orbán zu tun hat: mit einem
Rassisten, der Ungarn zunehmend autoritär regiert. Das Hungarian Helsiniki
Committee fasst zusammen, um was es der ungarischen Regierung geht:
Einschüchterung. Um dieses Ziel zu erreichen, verletzt die Regierung das
Europarecht, die ungarische Verfassung, die Europäische
Menschenrechtskonvention und verstößt gegen die Grundwerte der EU.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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WISSENSCHAFT/1415: Deutsche Forschungsgemeinschaft stellt "Jahresbericht 2017" vor (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 04.07.2018

3,2 Milliarden Euro Fördermittel, 32.500 geförderte Projekte

DFG stellt "Jahresbericht 2017" vor / Jahresversammlung in Bonn beendet



Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hat 2017 rund 32.500
Forschungsprojekte mit einem Volumen von nahezu 3,2 Milliarden Euro
gefördert - circa 1000 Projekte beziehungsweise 120 Millionen Euro mehr
als im Vorjahr. Davon wurden über 8000 Projekte neu bewilligt und mit
insgesamt 2,1 Milliarden Euro gefördert. Diese Zahlen gehen aus dem
"Jahresbericht 2017" hervor, den die größte Forschungsförderorganisation
und zentrale Selbstverwaltungsorganisation der Wissenschaft in Deutschland
am Mittwoch, dem 4. Juli 2018, in ihrer Mitgliederversammlung im Rahmen
der DFG-Jahresversammlung in Bonn vorstellte.

DFG-Förderhandeln 2017 - die wichtigsten Zahlen und Fakten

Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 32.481 Projekte von der DFG
gefördert. Für sie wurden gut 3,15 Milliarden Euro bewilligt, die zu 67,9
Prozent vom Bund und 31,2 Prozent von den Ländern kamen. Die Zahl der neu
bewilligten Projekte stieg mit 8303 gegenüber 7933 im Vorjahr noch einmal
deutlich an, ebenso wie die neu bewilligten Mittel - von 2,05 Milliarden
Euro 2016 auf nunmehr 2,13 Milliarden Euro.

Auch 2017 war mehr als die Hälfte aller geförderten Projekte - 16.517 - in
der Einzelförderung angesiedelt; für sie wurden insgesamt rund 1,1
Milliarden Euro Fördermittel bewilligt - über 85 Millionen Euro mehr als
2016. In den Graduiertenkollegs, Sonderforschungsbereichen und anderen
Koordinierten Programmen wurden 840 Verbünde mit gut 13.760 Teilprojekten
und einer Gesamtbewilligungssumme von rund 1,33 Milliarden Euro gefördert.
In die insgesamt 99 im Rahmen der Exzellenzinitiative geförderten
Einrichtungen flossen rund 438,3 Millionen Euro.

Aufgeteilt nach den großen Wissenschaftsbereichen erhielten die
Lebenswissenschaften mit rund 1,1 Milliarden Euro die meisten Fördermittel
(35,2 Prozent der Gesamtbewilligungssumme), gefolgt von den
Naturwissenschaften mit rund 714 Millionen Euro (22,6 Prozent), den 
Ingenieurwissenschaften mit rund 624 Millionen Euro (19,8 Prozent) und den
Geistes- und Sozialwissenschaften mit rund 480 Millionen Euro (15,2
Prozent); fachübergreifende Projekte wurden mit rund 224 Millionen Euro
(7,1 Prozent) gefördert.

Inhaltlich deckten die geförderten Vorhaben die ganze Bandbreite der
wissenschaftlichen Disziplinen und Fächer ab. Von der Archäologie über
die Immunologie bis zur Zoologie reichte der Bogen ebenso wie von den
Agrar- über die Pflanzen- bis zu den Materialwissenschaften; Bauwesen,
Biologie und Bildungsforschung gehörten ebenso dazu wie Molekülchemie,
Mathematik und Mechanik oder Sozialanthropologie, Statistische Physik und
Systemtechnik.

Der auch in Buchform veröffentlichte Jahresbericht enthält neben diesen
und weiteren Zahlen, Statistiken und Grafiken auch eine Darstellung der
inhaltlichen Akzente des Förderhandelns der DFG sowie ihres Engagements in
Fragen von Wissenschaftssystem und Wissenschaftspolitik.

Außerdem stellt der Jahresbericht in journalistisch angelegten Beiträgen
ausgewählte Forschungsprojekte vor. "Wenn er dabei bewusst einen
internationalen Akzent setzt, so will er damit dem doppelten Umstand
Rechnung tragen, dass Wissenschaft und Forschung vom weltweiten Austausch
besonders profitieren können, zugleich aber die Bedingungen gerade für 
eine in der Wahl ihrer Themen und Methoden freie Forschung in manchen Teilen
der Welt schwieriger werden", unterstreichen DFG-Präsident Prof. Dr. Peter
Strohschneider und Generalsekretärin Prof. Dorothee Dzwonnek in ihrem
Vorwort. "Deshalb wird eine an diesen Freiheiten orientierte und von
politischen, ökonomischen oder gesellschaftlichen Vorgaben unabhängige
Forschungsförderung immer wichtiger."

Themen und Ergebnisse der Jahresversammlung in Bonn

Mit der Vorstellung des "Jahresberichts 2017" und seiner Annahme in der
Mitgliederversammlung endete am Mittwoch, dem 4. Juli, die dreitägige
Jahresversammlung der DFG, die auf Einladung der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität in deren 200. Jubiläumsjahr in Bonn stattfand, wo
auch die DFG ihren Sitz hat. Seit Montag hatten alle zentralen Gremien der
DFG getagt - vom Präsidium über Senat und Hauptausschuss bis zur
Mitgliederversammlung.

Im Mittelpunkt der Förderentscheidungen stand die Einrichtung von fünf
Forschungsgruppen und zwei Kolleg-Forschungsgruppen. In der
Mitgliederversammlung wurden zwei neue Mitglieder - eine
Wissenschaftlerin und ein Wissenschaftler - neu in den Senat, das
wichtigste wissenschaftliche Gremium der DFG, gewählt und zwei für eine
weitere Amtszeit wiedergewählt.

Ebenfalls in der Mitgliederversammlung wurde der neue "DFG-Förderatlas"
vorgestellt, der als die umfassendste Informationsquelle zur öffentlich
finanzierten Forschung in Deutschland gilt. Die seit 1997 alle drei Jahre
erscheinende Publikation setzt in ihrer nunmehr achten Ausgabe einen
besonderen Schwerpunkt auf die "Forschungsförderung im europäischen 
Forschungsraum und weltweit" sowie auf das 50-jährige Bestehen des 
DFG-Förderprogramms der Sonderforschungsbereiche. Am morgigen Donnerstag, dem
5. Juli, wird der neue Förderatlas von der DFG gemeinsam mit der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und dem Stifterverband in Berlin in einer
Pressekonferenz auch den Medien und der Öffentlichkeit präsentiert.

An der Festveranstaltung im Rahmen der Jahresversammlung am Dienstagabend
nahmen die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja Karliczek, und
die nordrhein-westfälische Ministerin für Kultur und Wissenschaft, Isabel
Pfeiffer-Poensgen, teil, die jeweils ein Grußwort hielten. DFG-Präsident
Peter Strohschneider sprach in seiner Festrede über Urteilskraft als 
Voraussetzung für gelingende Forschung und Forschungsförderung.

Bereits am Montag, dem 2. Juli, hatten die DFG und der Stifterverband im
Bonner Pantheon den diesjährigen Communicator-Preis verliehen. Die mit 50
000 Euro dotierte Auszeichnung ging an die Bremer Meeresforscherin und
Geomikrobiologin Prof. Dr. Antje Boetius für ihr vielseitiges und
langjähriges Engagement in der Vermittlung ihrer eigenen Forschungen über
die Tiefsee und die Polarregionen sowie allgemeiner Fragen des
Wissenschaftssystems und der Wissenschaftskommunikation.

Die nächste Jahresversammlung der DFG findet vom 1. bis 3. Juli 2019 in
Rostock statt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/1605: Jemen - Huthisieg und Bombenrache ... (SB)


Jemen - Huthisieg und Bombenrache ...



Eines muß man den Saudis und Emiratern lassen. Ihnen fallen die
beeindruckendsten Namen für ihre Militäroperationen ein. Peinlich ist
nur, daß aufgrund der militärischen Inkompetenz der Streitkräfte
Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate stets eine
ungeheure Lücke zwischen den hochgesteckten Zielen und der
Wirklichkeit klafft. Als die Truppen Riads und Abu Dhabis Ende März
2015 in den Bürgerkrieg im Jemen zugunsten des gestürzten
Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi eingriffen, trug die Aktion
den vielversprechenden Titel "Operation Entscheidender Sturm". Mehr
als drei Jahre später ist rein gar nichts entschieden.

Die schiitischen Huthi-Rebellen bleiben im Nordwesten des Landes
einschließlich der dortigen Hauptstadt Sanaa unbezwingbar, während im
Jemen als ganzes laut UN-Angaben die "größte humanitäre Krise der
Welt" herrscht - nicht zuletzt aufgrund der vielen völkerrechtlich
illegalen Luftangriffe der ausländischen Koalitionäre auf
Krankenhäuser, Trink- und Abwasseranlagen sowie landwirtschaftliche
Betriebe. Zwar kontrollieren Hadis Getreue weite Teile des Südens und
Ostens des Jemens mit Hilfe ihrer saudischen und emiratischen
Verbündeten, doch sind sie einander spinnefeind und bekämpfen sich
halboffen mittels Attentaten, Entführungen und vielem mehr. Noch vor
Ende des Sommers 2015 wurde aus dem doch nicht entscheidenden Sturm
die "Operation Hoffnung Wiederherstellen". Der Titel gilt bis heute,
was angesichts Zehntausender Toter, Hunderttausender Kriegsflüchtlinge
und Millionen von Zivilisten, die unter schwerer Hungersnot leiden, an
Zynismus nicht zu überbieten ist.

Am 13. Juni nahm die "Operation Goldener Sieg" ihren Lauf. Mit dieser
Offensive sollte die Hafenstadt Hudeida, der am Roten Meer liegende
letzte Zugang der Huthis zur Außenwelt, über den Millionen von
Menschen im jemenitischen Nordwesten mit Lebensmitteln und
Medikamenten versorgt werden, eingenommen und die schiitischen
Huthi-Rebellen, die sich selbst Ansar Allah (Bewegung Gottes) nennen,
zur Kapitulation gezwungen werden. An der Operation nehmen rund 25.000
Kämpfer teil, eine Mischung aus emiratischen Armeekommandeuren,
Angehörigen der von Abu Dhabi finanzierten südjemenitischen
Al-Amalikah-Brigaden, Anhängern des früheren Präsidenten Ali Abdullah
Saleh unter dem Befehl von dessen Neffen Tarek, Infantristen aus
Eritrea und Sudan sowie ausländischen Söldnern. Es gab unbestätigte
Berichte von der Beteiligung amerikanischer, britischer und
französischer Spezialstreitkräfte. Über die Anzahl der Verteidiger in
der 600.000 Einwohner zählenden Stadt haben die Huthis keine Angaben
gemacht.

Zunächst setzten die Angreifer zur Eroberung des Flughafens von
Hudeida an, der am südlichen Rand der Stadt liegt. Es tobten tagelange
Kämpfe. Die Koalitionäre hatten offenbar Schwierigkeiten, den
Nachschubweg zur 184 Kilometer südlich liegenden Stadt Mokka, aus der
sie gekommen waren, aufrechtzuerhalten. Wie man anhand der Fotos im
Internet verfolgen konnte, war die Landstraße zwischen Mokka und
Hudeida bald mit ausgebrannten Allradwagen übersät. Ende Juni wurde
die Einnahme des Flughafens gemeldet, doch kommt es dort bis heute
immer wieder zu Schießereien. Am 29. Juni haben die Emirater völlig
überraschend eine Feuerpause angekündigt. Die offene Niederlage bzw.
die Unfähigkeit, die Huthis zu bezwingen, wurde in eine Geste des
guten Willens an die Adresse des britischen UN-Sondervermittlers
Martin Griffiths umgemünzt, der seit Wochen zwischen Riad, Abu Dhabi,
Sanaa und Aden, dem provisorischen Sitz der Hadi-Regierung, pendelt
und sich verzweifelt bemüht, ein Ende des Blutvergießens und eine
rasche Linderung der humanitären Lage im Armenhaus Arabiens
herbeizuführen.

Angeblich sind die Huthis bereit, den Vereinten Nationen den Betrieb
der Hafenanlage von Hudeida zu überlassen. Auf diese Weise soll die
Einfuhr lebensnotwendiger Mittel für die Zivilbevölkerung
aufrechterhalten und gleichzeitig der Vorwurf, die Huthis bekämen über
Hudeida heimlich Waffen aus dem Iran, entkräftet werden. Sie weigern
sich jedoch, der Aufforderung der Koalitionäre, sich ganz aus der
Hafenstadt zurückzuziehen, Folge zu leisten. Dies ist für Hadi, Riad
und Abu Dhabi jedoch inakzeptabel, weswegen in den letzten Tagen die
Kämpfe um Hudeida teilweise wieder aufgeflammt sind. Während die
iranische Nachrichtenagentur Fars am 2. Juni meldete, die Huthis
hätten bei Hudeida einen amerikanischen Söldner der Firma Academi, die
früher Blackwater hieß, gefangengenommen, berichtete am selben Tag
antiwar.com, die saudische Luftwaffe greife kleinere, in den Händen
der Huthis befindliche Städte und Dörfer entlang der Straße zwischen
Hudeida und Mokka an.

Am 3. Juni meldete die chinesische Nachrichtenagentur Xinhua ein
weiteres Massaker der saudischen Luftwaffe im Gouvernement Saada,
bekanntlich eine Hochburg der Ansar Allah. Bei dem Bombenangriff auf
eine Hochzeitsfeier im Dorf Ghafirah im Bezirk Al Thahir sollen
mindestens elf Zivilisten getötet und elf weitere verletzt worden
sein. Bei einem ähnlichen Luftangriff der Saudis auf das Dorf Hadschah
kamen im April 23 Mitglieder einer Hochzeitsgesellschaft, darunter
sogar die junge Braut, ums Leben. Die Bergung aller Leichenteile soll
über eine Woche gedauert haben. Dies berichtete der in Sanaa weilende
US-Journalist Alex Potter, der im Auftrag der Onlinezeitung Intercept
Hadschah besuchte und mit den traumatisierten Menschen sprach.
Angesichts solcher Schreckenstaten sowie der jüngsten Angaben des
UN-Kinderhilfswerks von 121.000 Menschen, die in den letzten Wochen
aus Hudeida geflohen sind, ist ein baldiges Ende der Kämpfe dringend
geboten.

5. Juli 2018
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ARBEIT/2836: Ein gutes Leben für Alle - Nicht mit einem 12-Stunden-Arbeitstag (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ein
gutes Leben für Alle - Nicht mit einem 12-Stunden-Arbeitstag

Presseaussendung von Südwind [1], 29. Juni 2018



Die Menschenrechtsorganisation Südwind zeigt auf, dass ArbeiterInnen
weltweit unter überlangen Arbeitszeiten leiden und fordert eine
Arbeitszeitverkürzung statt eine Arbeitszeitverlängerung.

Wien, 29. Juni 2018 - Südwind setzt sich für ein gutes Leben für alle
Menschen ein, weltweit. Die Recherchen von Südwind dokumentieren, dass
überlange Arbeitszeiten - egal ob auf Bananenplantagen in Ecuador, in
Bekleidungsfabriken in Indonesien oder in IT-Fabriken in China - eines
der größten Probleme von ArbeiterInnen in globalen
Wertschöpfungsketten sind.

Mehr Arbeit, weniger Lohn

"Überlange Arbeitszeiten - wie sie von Tausenden ArbeiterInnen in
Betrieben u. a. in China, Bangladesch oder Moldawien abverlangt werden
- verhelfen den Beschäftigten weder zu einem höheren Lohn und schon
gar nicht zu einem besseren Leben", sagt Stefan Grasgruber-Kerl,
Kampagnenleiter der Menschenrechtsorganisation Südwind.

Mehr arbeiten, weniger leisten

"Nach acht Stunden Arbeit sinkt die Produktivität und steigt die
Gefahr von Arbeitsunfällen", so Grasgruber-Kerl. Zahlreiche Studien,
die in diesem und im vergangenen Jahrhundert verfasst wurden, belegen
diesen Abfall der Leistungsfähigkeit. (z. B. Chapman 1909, Crocker and
Horst, 1981; Brachet et al., 2012; Pencavel, 2015; Dolton et al.,
2016; Vanegas 2016, Collewet and Sauermann 2017, ILO Seo 2011, ILO
Tucker and Folkard 2012, ILO Golden 2012, ILO Issues Paper 2014).

Das erste Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO)

Bereits 1919 wurde in Washington das ILO Übereinkommen 1 (das erste
ILO Übereinkommen überhaupt) über die Begrenzung der Arbeitszeit in
gewerblichen Betrieben auf acht Stunden täglich beschlossen. Am 13.
Juni 1921 trat es in Kraft. Österreich ratifizierte das Übereinkommen
am 12. Juni 1924. "Diese Errungenschaft ist durch das geplante
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsruhegesetz und
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert werden soll, in
Gefahr", sagt Stefan Grasgruber-Kerl, Kampagnenleiter bei Südwind.

Arbeitszeit verkürzen, statt verlängern!

Südwind spricht sich klar gegen die von der Bundesregierung
angestrebte Ausdehnung der Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden
täglich und bis zu 60 Stunden in der Woche und die Änderungen der
Ruhezeiten aus. Durch die rasanten Produktivitätszuwächse in den
letzten Jahrzehnten sollte im Gegenteil eine Arbeitszeitverkürzung
umgesetzt werden. Auch die Internationale Arbeitskonferenz der ILO hat
sich bereits am 26. Juni 1962 in ihrer Empfehlung 116 für eine
Verkürzung der Arbeitszeit ausgesprochen.


Anmerkung:

[1] https://www.suedwind.at


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FORSCHUNG/916: Wenn die Medien negativ berichten, sinkt die Risikobereitschaft der Menschen (idw)


Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) - 04.07.2018

Wenn die Medien negativ berichten, sinkt die Risikobereitschaft der
Menschen



Wenn Zeitungen, Hörfunk- und TV-Sender verstärkt negativ über die
wirtschaftliche Lage berichten, sinkt die Risikobereitschaft der Menschen.
Zeichnen die Medien hingegen ein positives Bild, sind sie eher bereit,
Wagnisse einzugehen. Das belegt eine kürzlich erschienene Studie auf Basis
der Daten der für Deutschland repräsentativen Langzeitstudie
Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am DIW Berlin. Die Studie wurde in der
renommierten Fachzeitschrift "Journal of Economic Behavior and
Organization" veröffentlicht.

"Die Bereitschaft Risiken einzugehen hängt in allen Bevölkerungsgruppen
unter anderem davon ab, wie vielen Risiken sich die Menschen in ihrem
Leben bereits ausgesetzt fühlen. Diese Risikowahrnehmung ist auch durch
die Medien geprägt", sagt die Ökonomin Maria Zumbühl von der Universität
Bern in der Schweiz, eine der Autorinnen der Studie.

Um herauszufinden, wie genau sich das in den Medien vermittelte Bild der
wirtschaftlichen Lage auf die Risikobereitschaft auswirkt, hatten Maria
Zumbühl und Franziska Tausch von der University of Sydney in Australien
die Angaben von mehr als 30.000 SOEP-Befragten ausgewertet, die zwischen
2004 und 2012 immer wieder befragt wurden. Diese schätzten unter anderem
auf einer Skala von 0 bis 10 ein, für wie risikobereit sie sich hielten.
Darüber hinaus gaben sie auf einer 3-stufigen Skala an, wie stark sie sich
um ihre eigene wirtschaftliche Situation, die Sicherheit ihres
Arbeitsplatzes und um die generelle wirtschaftliche Entwicklung sorgten.
Außerdem analysierten die Wissenschaftlerinnen im gleichen Zeitraum die
Daten des Medienforschungsinstituts Media Tenor, das laufend die
Berichterstattung in den Leitmedien - dazu zählen u.a., die ARD
Tagesschau, RTL Aktuell, ZDF heute und die Bild-Zeitung - zur
wirtschaftlichen Situation in Deutschland erfasst und in positive oder
negative Berichte unterteilt.

Die Analyse der SOEP-Daten zeigte: Je mehr negative Meldungen es gab,
desto eher sorgten sich die Befragten um ihre wirtschaftliche Situation,
ihren Arbeitsplatz und die generelle wirtschaftliche Entwicklung.
Gleichzeitig verringerte sich ihre Bereitschaft, Risiken einzugehen.
Umgekehrt galt: Je mehr gute Nachrichten veröffentlicht wurden, desto
geringer waren die Sorgen der Befragten und desto eher waren sie auch
bereit, Risiken einzugehen. Dieser Zusammenhang bestand unabhängig von
ihrem Alter, ihrem Geschlecht oder ihrer Bildung.

Auffallend an der Analyse der SOEP-Daten war, dass die positiven Meldungen
nur vorübergehend die Risikobereitschaft der Befragten steigerten. "Wenn
die Berichterstattung wenige Tage vor der Befragung positiv war, waren
auch die Befragten risikofreudiger", sagt Maria Zumbühl. Je weiter die
positive Berichterstattung jedoch zum Zeitpunkt der Befragung zurück lag,
desto mehr ging auch die Risikofreude zurück. "Im Laufe der Zeit sehen die
Menschen die positiven Meldung wieder verstärkt in einem größeren
Gesamtzusammenhang, den sie als negativ bewerten", erklärt Maria Zumbühl.
Als Beispiel nennt sie Berichte über neue Maßnahmen zur Sicherung von
Arbeitsplätzen: Zunächst würden solche Nachrichten die Sorgen der Menschen
verringern und ihre Risikofreude steigern. Im Laufe der Zeit würden die
Menschen jedoch wieder verstärkt das hinter der Maßnahme liegende Problem
- eine Krise auf dem Arbeitsmarkt - wahrnehmen und seien entsprechend
weniger risikobereit.




DAS SOZIO-OEKONOMISCHE PANEL (SOEP)

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist die größte und am längsten
laufende multidisziplinäre Langzeitstudie in Deutschland. Das SOEP im DIW
Berlin wird als Teil der Forschungsinfrastruktur in Deutschland unter dem
Dach der Leibniz-Gemeinschaft vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und den Ländern gefördert. Für das SOEP werden seit 1984
jedes Jahr vom Umfrageinstitut Kantar Public (zuvor TNS Infratest
Sozialforschung) in mehreren tausend Haushalten statistische Daten
erhoben. Zurzeit sind es etwa 30.000 Personen in etwa 15.000 Haushalten.
Die Daten des SOEP geben unter anderem Auskunft über Einkommen,
Erwerbstätigkeit, Bildung, Gesundheit und Lebenszufriedenheit. Weil jedes
Jahr dieselben Personen befragt werden, können nicht nur langfristige
gesellschaftliche Trends, sondern auch die gruppenspezifische Entwicklung
von Lebensläufen besonders gut analysiert werden.

DIE STUDIE:

Tausch, Franziska, Zumbuehl, Maria. 2018. Stability of Risk Attitudes and
Media Coverage of Economic News. Journal of Economic Behavior &
Organization 150, 295-310.

https://doi.org/10.1016/j.jebo.2018.01.013

Link zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1914
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FORSCHUNG/915: Studie - Neue Geschäftsmodelle helfen Unternehmen auf dem Weg zur Industrie 4.0 (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 04.07.2018

Studie: Neue Geschäftsmodelle helfen Unternehmen auf dem Weg zur
Industrie 4.0



Der Begriff "Industrie 4.0" ist in aller Munde. Die Politik hält
Unternehmen an, in neue Technologien zu investieren, um sich fit für die
Zukunft zu machen. Doch für kleinere Unternehmen ist dies oft mit
finanziellen Risiken verbunden. Abhilfe können Netzwerke und Kooperationen
schaffen wie bei der "SmartFactory-KL" in Kaiserslautern. In dem Netzwerk
werden Technologien für die Industrie 4.0 mit Unternehmen entwickelt und
in Geschäftsmodelle eingebunden. Wie solche netzwerkbasierten Modelle
künftig als Vorbild dienen können, haben Kaiserslauterer und Berliner
Forscher anhand des Beispiels aus Kaiserslautern untersucht. Die Studie
ist in der Fachzeitschrift "Die Unternehmung" erschienen.

Die Digitalisierung von Arbeitsprozessen in der Produktion schreitet
voran: Maschinen und Produkte sind miteinander vernetzt, Menschen und
Maschinen arbeiten immer enger zusammen. "Um weltweit konkurrenzfähig zu
bleiben, ist der Umbau hin zu solchen Industrie 4.0-Technologien von
großer Bedeutung", sagt Erstautor der aktuellen Studie, Professor Dr.
Gordon Müller-Seitz, der an der TUK zu Strategie, Innovation und
Kooperation forscht. Dies gilt nicht nur für große, weltweit agierende
Unternehmen, sondern auch für kleinere und mittelständische Unternehmen
(KMU).

"Allerdings wird die Diskussion derzeit meist von 
naturwissenschaftlich-technischen Beiträgen geprägt, Überlegungen aus der
wirtschaftswissenschaftlichen Forschung sind selten", fährt sein Doktorand
Tobias Thielen fort. Dabei brauche die Industrie neue Geschäftsmodelle,
die auf die technologischen Veränderungen eingehen und diese
weiterentwickeln, etwa in Form von Kooperationen und Netzwerken. Ein
bekanntes Beispiel für solche neuen Modelle sind Cloud-Lösungen, die
heutzutage schon viel genutzt werden. In diesen Online-Plattformen können
Unternehmen zum Beispiel verschiedene Daten abspeichern, ohne dafür eine
eigene Infrastruktur vorhalten zu müssen und sich um die Wartung zu
kümmern.

Mit dieser Thematik beschäftigen sich auch die Forscher in der
Technologie-Initiative SmartFactory KL, die am Deutschen Forschungszentrum
für Künstliche Intelligenz (DFKI) in Kaiserslautern ihren Sitz hat. Seit
2005 bereits entwickeln sie zusammen mit rund 50 Partnern aus Industrie
und Forschungseinrichtungen neue, herstellerunabhängige Technologien und
Standards von Produktionsanlagen für die Industrie 4.0. "Darüber hinaus
arbeiten sie an neuartigen Geschäftsmodellen, in denen ihre Entwicklungen
künftig Verwendung finden sollen", so Müller-Seitz.

In der aktuellen Studie haben die beiden Wirtschaftswissenschaftler der
Technischen Universität Kaiserslautern gemeinsam mit Juniorprofessor Dr.
Timo Braun von der Freien Universität Berlin sowie Professor Dr. Detlef
Zühlke von der SmartFactory-KL untersucht, wie die Zusammenarbeit der
beteiligten Partner in diesem Netzwerk genau aussieht, welche Vorteile
dies mit sich bringt und wie sich dies auf andere Unternehmen übertragen
lässt.

In der SmartFactory-KL gibt es unter anderem eine Industrie
4.0-Produktionsanlage, die rund 20 Partner des Netzwerks gemeinsam
entwickelt und 2018 bereits in der 5. Generation ausgebaut haben. Hier
arbeiten Anbieter von Hardware- und Software-Lösungen gemeinsam, um die
Idee der intelligenten Fabrik weiterzutreiben. "Das Besondere hierbei sind
herstellerübergreifende technische Spezifikationen und Standards, mit
denen alle Beteiligten auf alle Module der Anlage Zugriff haben",
erläutert Professor Dr. Detlef Zühlke, Initiator und Vorstandsvorsitzender
der SmartFactory-KL. So kommen hier etwa einheitliche Steckerverbindungen
bei der technischen Infrastruktur zum Einsatz oder spezielle Datenchips,
sogenannte RFID-Chip (radio frequency identification Chip), die als
Produktgedächtnis fungieren, aber auch das standardisierte
Kommunikationsprotokoll "OPC UA" (Open Platform Communications Unified
Architecture). Die Maschinen sind damit untereinander kompatibel, können
sich untereinander vernetzen und Daten austauschen.

Die Netzwerkpartner wiederum können die Erkenntnisse, die sie aus
Entwicklung und Bau der einzelnen Module gewonnen haben, selbst für ihre
Produktion nutzen und sie ihren Anforderungen entsprechend
weiterentwickeln. Auch können sie so ihre Produktionsprozesse schneller
anpassen, wenn es der Markt erfordert. "Dabei legen sie aber die
technischen Standards zugrunde, die sie in der SmartFactory-KL ebenfalls
verwenden", so Dr. Timo Braun, der eine Juniorprofessur für
Projektmanagement innehat. Außerdem bietet das Netzwerk den Beteiligten
die Möglichkeit, Kooperationen einzugehen und das Know-how der Partner zu
nutzen.

In den vergangenen Jahren haben beteiligte Unternehmen bereits eigene
Geräte entwickelt, die diese Spezifikationen nutzen. Sie sind
untereinander kompatibel und können vernetzt werden.
"Für Fabrikbetreiber bedeutet dies, dass sie flexibel und nicht auf ein
bestimmtes Produkt und die entsprechende technische Infrastruktur
angewiesen sind. Das macht sie zudem unabhängiger von einem Anbieter",
sagt Professor Zühlke weiter.

Darüber hinaus haben die Partner daran gearbeitet, die Produktionsanlage
besser mit IT-Systemen und -Technologien zu vernetzen. Auch diese lassen
sich als einzelne Bausteine nutzen. "Sämtliche Informationen zur
Produktion sollen stets ortsunabhängig in Echt-Zeit digital zur Verfügung
stehen", so Thielen, der im Rahmen seiner Promotion im Projekt
"Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum Kaiserslautern" forscht. Dies wiederum
eröffne neue Geschäftsfelder im Umfeld der industriellen Produktion, wie
etwa Wartungsarbeiten aus der Ferne oder das Aufbereiten großer
Datenmengen.

Solche Entwicklungen könnten künftig Basis für neuartige netzwerkbasierte
Geschäftsmodelle sein: Unternehmen könnten in bestimmten Bereichen
beispielsweise verstärkt mit anderen Firmen kooperieren und bestimmte
Geschäftsfelder auslagern. So bietet eine solche Entwicklung etwa auch
Start-ups die Möglichkeit, Daten zu nutzen und mit neuen Ideen
Dienstleistung anzubieten.



Für die Studie haben die Forscher unter anderem Protokolle von Sitzungen
der SmartFactory-KL analysiert, die Projektpartner interviewt und auch
über ein Jahr verschiedene Aktivitäten der Technologie-Initiative
begleitet. Die Studie ist in der renommierten Fachzeitschrift "Die
Unternehmung" erschienen: "Netzwerkbasierte Geschäftsmodellinnovationen -
Das Beispiel der Industrie 4.0-Anlage SmartFactory-KL"

DOI: 10.5771/0042-059X-2018-2-146

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124
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FORSCHUNG/914: Nach unten treten - Studie zeigt, wie Mitarbeiter zukünftige Rivalen kleinhalten (idw)


Kühne Logistics University - Wissenschaftliche Hochschule für Logistik und
Unternehmensführung - 03.07.2018

Nach unten treten: Studie zeigt, wie Mitarbeiter zukünftige Rivalen
kleinhalten



Wettbewerb unter Kollegen führt nicht immer zu den besten Ergebnissen.
Ist das Arbeitsklima zu kompetitiv, beginnt der Konkurrenzkampf unter den
Mitarbeitern. Dabei sabotieren sie nicht nur Chefs und Mitarbeiter mit
höherem Ansehen und Status, sondern verhindern auch den beruflichen
Aufstieg von Kollegen, die sie in Zukunft überflügeln könnten. Zu diesem
Ergebnis kommen Wissenschaftler der Kühne Logistics University (KLU) in
einer aktuellen Studie.

Es beginnt mit flapsigen Sprüchen, damit, dass man "vergisst", wichtige
Informationen weiter zu geben, und reicht bis zur Sabotage einer Karriere:
Social Undermining lautet der Fachbegriff, der ein subtiles negatives
Verhalten gegenüber Kollegen beschreibt. In vielen Unternehmen ist dieses
Verhalten an der Tagesordnung und schadet auf lange Sicht dem beruflichen
Erfolg der Opfer. Bisher ging man davon aus, dass der Konkurrenzkampf vor
allem zwischen Kollegen auf der gleichen Hierarchieebene tobt oder sich
gegen Mitarbeiter mit höherem Status richtet. Zu Unrecht, wie eine
aktuelle Studie zeigt. "Neid und daraus folgendes negatives Verhalten
können sich auch auf Personen beziehen, die eigentlich auf einer
niedrigeren beruflichen Ebene stehen", erklären Susan Reh, Christian
Tröster und Niels Van Quaquebeke von der KLU. Die Doktorandin hat zusammen
mit den beiden Professoren für Leadership and Organizational Behavior
Vergleichsprozesse in Unternehmen und daraus resultierendes Verhalten
untersucht. Für ihre Studie haben sie verschiedene Experimente
durchgeführt.

"Wenn ich sehe, dass ein Kollege sich in der Vergangenheit besonders
schnell beruflich entwickelt hat, nehme ich an, dass er das auch in
Zukunft tun wird und mir damit meine Position streitig machen könnte."
Grund genug für manche Mitarbeiter, den aufstrebenden Kollegen auf subtile
Art zu sabotieren. "Aus Angst um meine eigene Position versuche ich, die
Weiterentwicklung des anderen zu behindern", fasst Tröster das Phänomen
zusammen.

Dieses Verhalten lässt sich nicht nur in bestehenden Teams beobachten. Es
kann sogar Auswirkungen auf die Auswahl neuer Mitarbeiter haben. "Ein
Vorgesetzter, der auf seinem Gebiet sehr gut ist, erwartet auch viel von
seinen Mitarbeitern und wird nur Top-Leute in sein Team holen", erklärt
Van Quaquebeke. "Ein Chef mit geringerem Potential wird dagegen eher
Mitarbeiter einstellen, deren Fähigkeiten noch unter seinen eigenen
liegen. Aus Angst, von kompetenteren Mitarbeitern überflügelt zu werden,
arbeitet er lieber mit einem mittelmäßigen Team."

Besonders häufig kommen die Sabotageversuche laut den Wissenschaftlern in
Unternehmen mit einem ausgeprägten Wettbewerb unter den Mitarbeitern vor.
Der kann zum Beispiel durch leistungsbasierte Bonussysteme angefacht
werden. "Wenn alle nur nach dem Bonus schielen, führt das zu Vergleichen,
Konkurrenz und Missgunst untereinander. Dann geht es nur noch darum, den
eigenen Vorteil zu wahren. Auf Kosten der Kollegen." sagt Van Quaquebeke.

Aus ihren Ergebnissen ziehen die Wissenschaftler verschiedene Schlüsse.
"Unternehmen sollten gut überlegen, ob und in welcher Form sie
Bonussysteme einführen", gibt Doktorandin Reh zu bedenken. Manager und
Personalverantwortliche müssten sich die Frage stellen, wie viel
Konkurrenz dem Team gut tut. "Sonst werden die mühsam geförderten High
Potentials von den eigenen Kollegen sabotiert und an der Karriere
gehindert."

Auch für Mitarbeiter hat Reh eine Empfehlung: Sich möglichst
leistungsstarke Chefs und Kollegen zu suchen. "Auf den ersten Blick
scheint es anstrengender zu sein, mit hohen Leistungsstandards
mitzuhalten. Auf lange Sicht ist das aber besser als von Vorgesetzten, die
sich um ihre Position sorgen, am eigenen Fortschritt gehindert zu werden."



Der Artikel "Keeping (Future) Rivals Down: Temporal Social Comparison
Predicts Coworker Social Undermining via Future Status Threat and Envy"
ist im Journal of Applied Psychology erschienen.

http://dx.doi.org/10.1037/apl0000281

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1274
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MELDUNG/575: Anwaltverein verurteilt die verhinderte Wiederernennung des türkischen UN-Richters Aydin Akay (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Juli 2018

DAV verurteilt die verhinderte Wiederernennung des türkischen UN-Richters Aydin Akay



Berlin. Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist mehr als besorgt über die
verhinderte Wiederernennung von Dr. Aydin Sefa Akay als Richter am
UN-Gerichtshof "The Mechanism".

Der Internationale Residual-Mechanismus für die
Ad-hoc-Strafgerichtshöfe (englisch kurz MICT oder "The Mechanism") ist
ein internationaler Gerichtshof unter dem Dach der UN. Wie die meisten
der 25 Richter war Akay von seiner Heimat, der Türkei aus tätig. Dort
wurde er 2016 wegen angeblicher "Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung" in Untersuchungshaft genommen und in
erster Instanz zu 7 ½ Jahren Haft verurteilt. All dies verstieß nicht
nur gegen seine diplomatische Immunität, sondern auch gegen eine
verbindliche gerichtliche Weisung des Mechanism an die türkische
Regierung. Diese Verstöße sind seither mehrfach Gegenstand von
Beschwerden innerhalb des UN-Sicherheitsrates und der
Generalversammlung gewesen.

Bis zur Berufungsentscheidung wurde Akay vorläufig entlassen. Seit
Juni 2017 übte er sein Richteramt am MICT wieder aus.

Bei der turnusmäßigen Wiederwahl aller Richter am 29. Juni 2018
ernannte der UN-Generalsekretär nun alle Richter, die dies begehrten,
erneut - bis auf Akay. In Informationen der türkischen Regierung an
das UN-Generalsekretariat war Akay zuvor insofern als untauglich
dargestellt worden, als er nicht länger den Ansprüchen an die
richterliche Tugend gemäß den Mechanism-Statuten entspreche. Die
Initiative, die weder auf einer rechtlichen Grundlage basiert, noch
einem üblichen Vorgehen entspricht, hatte offenbar Erfolg.

"Die Aushöhlung des Rechtsstaates durch die zunehmende Einflussnahme
von Regierungen auf die Unabhängigkeit der Justiz, erst recht der
internationalen, ist aus rechtsstaatlicher Sicht unerträglich und aufs
Schärfste zu verurteilen", besorgt DAV-Präsident Ulrich Schellenberg.
"Dass die UN-Verwaltung dem auch noch zugestimmt hat, ist ein
Skandal."

Auch Mechanism-Präsident Theodor Meron drückte in einem offiziellen
Statement sein tiefes Bedauern über die Entscheidung sowie seine Sorge
um die langfristigen Konsequenzen für die Unabhängigkeit des
UN-Gerichts und der internationalen Strafjustiz im Allgemeinen aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19/18 vom 4. Juli 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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SOZIALRECHT/071: Stadt muss Kosten für Grabstein übernehmen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Juli 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Sozialrecht: Stadt muss Kosten für Grabstein übernehmen



Mainz/Berlin (DAV). Bei Bedürftigen muss die Gemeinde nicht nur die
Bestattungskosten übernehmen, sondern auch die Kosten für einen
einfachen Grabstein. Darauf haben Betroffene aufgrund der
Gepflogenheiten einen Anspruch. Die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht
des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung
des Sozialgerichts in Mainz vom 19. Juni 2018 (AZ: S 11 SO 33/15).

Für ihre verstorbene Tochter beantragte die Frau im Jahr 2010
Bestattungskostenbeihilfe bei dem Sozialamt. Dieses bewilligte ihr
daraufhin einen Betrag von 2.487,92 Euro für die Bestattungs- und
Friedhofskosten. Im Januar 2014 beantragte die Frau dann die Übernahme
der Kosten für den Grabstein in Höhe von 3.100 Euro. Ihrem Antrag
fügte sie eine Rechnung in dieser Höhe bei. Die Stadt lehnte den
Antrag ab. Sie begründete dies damit, dass kein Anspruch auf
Bewilligung der Kosten eines Grabsteins bestehe. Ein Holzkreuz sei
ausreichend. Der Grabstein zum Preis von 3.100 Euro sei darüber hinaus
unverhältnismäßig. Steine könnten bereits zu einem Preis von 300 Euro
erworben werden. Die Frau klagte daraufhin. Sie meinte, die
Aufstellung eines Grabsteins auf dem örtlichen Friedhof sei üblich.
Dies ergebe sich auch aus der Friedhofssatzung.

Die Frau bekam teilweise Recht. Die Stadt muss ihr einen Betrag von
1.856,40 Euro erstatten. Zu den Bestattungskosten gehörten in ihrem
Fall auch die Kosten eines einfachen Grabsteins. In der Rechtsprechung
sei anerkannt, dass religiöse Vorschriften und örtliche
Gepflogenheiten berücksichtigt werden könnten. Für die erforderlichen
Beerdigungskosten sei eine einfache, aber würdige Art der Bestattung,
die den örtlichen Verhältnissen entspreche, maßgeblich. Zur
Überzeugung des Gerichts genüge hierfür ein Betrag von 1.856,40 Euro.
Das Gericht hatte mehrere Angebote eingeholt. Diese Summe entspreche
der Höhe des günstigsten mehrerer Angebote.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:
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KIRCHE/2113: Internationale Weltjugendtags-Hymne veröffentlicht (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 05.07.2018

Internationale Weltjugendtags-Hymne veröffentlicht

"Nimm mein Ja"



Die Organisatoren des 34. Weltjugendtags in Panama 2019 haben heute (5.
Juli 2018, Ortszeit Panama: 4. Juli 2018) die internationale Version der
Weltjugendtagshymne veröffentlicht. Sie setzt sich aus dem spanischen
Original "Hágase en mí tu palabra" (komponiert von Abdiel Jiménez und
Aníbal Munoz) und den weiteren vier offiziellen Weltjugendtagssprachen
Italienisch, Englisch, Französisch und Portugiesisch zusammen. Diakon Pedro
Guevara-Mann, Leiter der Abteilung Musik und Kunst des Weltjugendtags,
erklärt dazu: "Der Weltjugendtag ist ein internationales und vielsprachiges
Ereignis. Wir dürfen nicht vergessen, dass wenn auch die Hälfte der
Teilnehmenden Spanisch sprechen wird, die andere Hälfte Englisch,
Französisch, Italienisch oder Portugiesisch versteht."

Die landessprachlichen Fassungen der Hymne wurden von verschiedenen
Künstlern erstellt, so die italienische von Fr. Marco Frisina, die
portugiesische Übersetzung von Ziza Fernandes, die englische vom Australier
Fr. Robert Galea und die französische von der Gemeinschaft Chemin Neuf.
Zeitgleich mit der Hymne wurde auch das offizielle Video veröffentlicht,
das auf dem YouTube-Kanal Panama 2019 zur Verfügung steht.

"Die internationale Hymne, die Bilder des Landes und der jubelnden jungen
Menschen im Video steigern die Vorfreude auf diesen Weltjugendtag
nochmals", erläutert Paul Metzlaff, Referent in der Arbeitsstelle für
Jugendseelsorge der Deutschen Bischofskonferenz (afj) und
Projektverantwortlicher für den Weltjugendtag 2019. "Die Begeisterung für
diesen Weltjugendtag ist bisher auch höher als zuvor angenommen. Ein
Großteil der Fahrtangebote von (Erz-)Diözesen, Verbänden und Bewegungen ist
seit einiger Zeit ausgebucht. Junge Menschen, die noch zum Weltjugendtag
möchten, müssen sich also schnell anmelden."

Die deutsche Version der Hymne mit dem Titel "Nimm mein Ja" wurde von
Raphael Schadt von der Augsburger Stelle Credo Online erstellt. Da Deutsch
nicht zu den offiziellen Weltjugendtagssprachen gehört, wurde die deutsche
Version auch nicht in die internationale Version aufgenommen. Die deutsche
Hymne findet sich auf dem YouTube-Kanal Weltjugendtag Panama 2019.



Weitere Informationen zum 34. Weltjugendtag, der vom 22. bis 27. Januar
2019 in Panama stattfindet, sind unter www.wjt.de verfügbar. Der letzte
Weltjugendtag fand 2016 im polnischen Krakau statt.

 * 

Quelle:
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SCHACH-SPHINX/06616: Emporgewirbelt aus Finsternissen (SB)


Viele Partien nehmen einen prosaischen Verlauf, weil der Verteidiger
durch ein geschultes Auge selbst in deutlich schlechterer Stellung
noch die bestmögliche Fortsetzung finden. Dadurch gehen viele äußerst
schöne und bewundernswerte Kombinationen verloren. Nur als
Randbemerkungen tauchen sie auf, lassen uns ahnen, welcher tiefer
Brunnen hier gegraben, aber nicht ausgeschöpft wurde. Aber um die
Worte des deutschen Dichterkönigs Goethe - "nichts bleibt weniger
verborgen und ungenutzt als zweckmäßige Tätigkeit" - wahr werden zu
lassen, werfen wir einen langen Blick auf die Stellung im heutigen
Rätsel der Sphinx. Weiß hatte nun mit 1.Se4-g5! den Konflikt auf die
Spitze getrieben, sein Kontrahent allerdings sah den drohenden
Untergang und gab lieber mit 1...g7-g6 2.Sg5-e6 die Qualität.
Schleppend zog sich darauf die Partie 14 Züge weiter hin, ehe Schwarz
das Handtuch warf. Bedauernswert, denn wie glänzend hätte die Partie
nach 1...f6xg5, emporgewirbelt aus Finsternissen in lichte Sternenhöhe
durch einen erfindungsreichen Geist, erstrahlen können. Im günstigsten
Fall hätte sich Schwarz in ein hoffnungsloses Endspiel "retten"
können. Die Position nach 1...f6xg5 barg jedoch auch ein funkelndes
Kombinationsjuwel, und an keiner Gelegenheit sollte der forschende
Geist vorbeigehen, die ihm Einblicke in den verborgenen Mechanismus
der Schachkunst eröffnen könnte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06616: Emporgewirbelt aus Finsternissen (SB)]



Mokry - Benjamin

Moskau 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Warum sich mit dem Spatz in der Hand begnügen, wenn man die Taube vom
Dach haben kann, sagte sich der kroatische Großmeister Cvitan und warf
sein kombinatorisches Netz aus: 1.Se5xf7! Tf8xf7 2.Sc3xd5 c6xd5
3.Db3xd5 Dc8-d7 und Schwarz gab gleichzeitig auf, ohne sich 4.Dd5xf7+
Dd7xf7 5.Te1-e8+ Lg7-f8 6.Lc1xh6 Kg8-h7 7.La2xf7 Lf8xh6 8.Lf7-d5 mit
weiteren Materialverlusten zeigen zu lassen.



Erstveröffentlichung am 8. Juli 2005

5. Juli 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/330: "Arbeiterbewegung von rechts?" (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 04.07.2018

"Arbeiterbewegung von rechts?"

Soziologen der Universität Jena untersuchen rechtspopulistische Tendenzen
bei Arbeitnehmervertretern



Die Betriebsratswahlen 2018 sind beendet, der befürchtete Rechtsruck in
den Arbeitnehmervertretungen ist ausgeblieben. Die IG-Metall etwa fährt
deutliche Gewinne ein. Doch die Ergebnisse können nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch betrieblich aktive und gewerkschaftlich
organisierte Arbeiter vermehrt rechtspopulistische Positionen vertreten.
Das zumindest zeigt eine neue Studie von Soziologen der Friedrich-
Schiller-Universität Jena. Die Wissenschaftler um Arbeitssoziologen Prof.
Dr. Klaus Dörre veröffentlichten ihre Ergebnisse in der aktuellen Ausgabe
des Berliner Journals für Soziologie (DOI: 10.1007/s11609-018-0352-z).

"Zwar haben sich nur wenige Kandidaten gefunden, die sich während der
Betriebsratswahlen auf Listen offensiv dazu bekennen, rechte Positionen zu
vertreten", sagt Klaus Dörre. "Doch das bedeutet nicht, dass diese nicht
existieren." Allein 19 Prozent der Arbeitnehmer und 15 Prozent der
Gewerkschaftsmitglieder haben bei der Bundestagswahl 2017 der AfD ihre
Stimme gegeben - bei einem Gesamtergebnis von 12,6 Prozent für die Partei
ein deutlich überdurchschnittlicher Wert. In ihrer Studie zeigen die
Jenaer Soziologen, dass die Anhänger rechtspopulistischer Positionen
innerhalb der Arbeiterschaft bei weitem nicht nur auf den entsprechenden
Wahllisten zu finden sind, sondern auch unter bereits etablierten und
überzeugten Mitgliedern von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen.
Während einer älteren Untersuchung aus dem Jahr 2006 hatten Dörre und
Kollegen bereits rechtspopulistische Orientierungen bei der Arbeiterschaft
festgestellt, bei aktiven Gewerkschaftern war das aber nicht zu erkennen.
Inzwischen seien aber auch bei aktiven Minderheiten deutliche Sympathien
für die Positionen der AfD und Gruppierungen wie Pegida erkennbar.

Soziale Frage wird umgedeutet

"Wir beobachten eine Verfestigung von Deutungsmustern, durch die man zu
den betreffenden Personen nicht mehr argumentativ vordringen kann",
erklärt der Jenaer Soziologe. "Im Vergleich zu unserer Vorgängerstudie
müssen wir außerdem feststellen, dass sich Anhänger der
rechtspopulistischen Strömungen als die wahren Demokraten betrachten."
Während sie dem demokratischen Parlamentarismus innerhalb der
Vorgängerstudie noch mit Vorbehalten begegneten, plädieren sie nun für
mehr direkte Demokratie. Allerdings definieren sie den Begriff des Volkes
nicht über die Zugehörigkeit zu einem Staat, sondern zu einer Ethnie. "Die
Radikalität, mit der die Soziale Frage, also der Konflikt zwischen Unten
und Oben, in einen Konflikt zwischen Innen und Außen - also etwa zwischen
sogenannten Biodeutschen und Migranten - umgedeutet wird, hat eine neue
Qualität gewonnen", sagt Dörre. "Verstärkend kommt hinzu, dass die AfD
etwa mit dem national-sozialen Flügel um Björn Höcke gezielt versucht, die
soziale Frage zu besetzen und mit völkischem Gedankengut aufzuladen." Im
Osten verstärkten zudem die andauernde Lohnungleichheit und die
Veränderung der Bevölkerungsstruktur die Rechtstendenzen.

Gewerkschaften im Dilemma

Die Gewerkschaften selbst suchen noch nach einer Strategie, um diese
Problematik anzugehen. Zwar bezieht immer noch eine deutliche Mehrheit
ihrer Mitglieder gegen rechtspopulistische Orientierungen Stellung.
Dennoch befinden sich die Gewerkschaften in einem Dilemma: "Einerseits
müssen sie befürchten, Mitglieder zu verlieren, wenn sie sich klar von
rechtspopulistischen Positionen distanzieren", erklärt Dörre. "Grenzen sie
sich andererseits nicht ab, dann bestehen die rechtsorientierten
Mitglieder möglicherweise verstärkt auf die politische Neutralität der
Gewerkschaften, was für Druck von links sorgen dürfte." Doch die
Arbeitnehmervertretungen sollten offen die Auseinandersetzung suchen und
klar machen, dass völkisches Gedankengut ein Sprengsatz für jede
gewerkschaftliche Solidarität sei, die nur geschlechter-, ethnien- und
nationenübergreifend funktionieren könne, meint Dörre. "Die Gewerkschaften
müssen ihre Mitglieder in die Lage versetzen, schlagkräftig gegen
rechtspopulistische Positionen argumentieren zu können, um sie zu sezieren
und das Demagogische dahinter offenzulegen."


Original-Publikation:

Klaus Dörre, Sophie Bose, John Lütten, Jakob Köster (2018):
Arbeiterbewegung von rechts? Motive und Grenzen einer imaginären Revolte,
Berliner Journal für Soziologie, 

https://doi.org/10.1007/s11609-018-0352-z.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/853: Dinslaken - Landestheater Burghofbühne, September 2018


Dinslaken - Landestheater Burghofbühne

Monatsübersicht September 2018



Fr. 07.09. - 20 Uhr

Mutter Courage und ihre Kinder

PREMIERE Dinslaken (Tribünenhaus)

Do. 13.09. - 19:30 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Leverkusen (Festhalle Opladen)

Di. 18.09. - 11/13:30 Uhr

® Unter W@asser

Wuppertal (Haus der Jugend)

PREMIERE

Fr. 21.09. - 10:30 Uhr

Nachts. Warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Dinslaken (Altes Gaswerk)

19:30 Uhr - Die Känguru-Chroniken

Papenburg (Stadthalle)

So. 23.09. - 19:30 Uhr

Mutter Courage und ihre Kinder

Bad Arolsen (Fürstliche Reitbahn)

Mo. 24.09. - 9:30/11:30 Uhr

Die zweite Prinzessin

Wesel (Städt. Bühnenhaus)

Di. 25.09. - 9:30/11:30 Uhr

Die zweite Prinzessin

Wesel (Städt. Bühnenhaus)

20 Uhr - Mutter Courage

Erkelenz (Stadthalle)

Mi. 26.09. - 9:30/11:30 Uhr

Die zweite Prinzessin

Wesel (Städt. Bühnenhaus)

Do. 27.09. - 10 Uhr

Die Abenteuer von Pettersson und Findus

Kevelaer (Städt. Bühnenhaus)

- Änderungen vorbehalten -

 * 

Quelle:

Burghofbühne Dinslaken

Landestheater im Kreis Wesel e. V.

Gerhard-Malina-Str. 108, 46537 Dinslaken

Rita van Limbeck (Künstlerisches Betriebsbüro)

Tel.: 02064-411010, Fax: 02064-411022

E-Mail: vanlimbeck@burghofbuehne-dinslaken.de

Internet: www.burghofbuehne-dinslaken.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/758: Replacement des Jahres - Neue Teststrategie zur Feststellung der Herzgiftigkeit (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Replacement des Jahres:

Neue Teststrategie zur Feststellung der Herzgiftigkeit

von Dr. Christiane Baumgartl-Simons und Dr. Christiane Hohensee



Mit dem "Replacement des Jahres" zeigen wir herausragende und
förderungswürdige Entwicklungen für den Bereich Ersatzverfahren zum
Tierversuch auf. Doch dies ist nicht alles. Bei unseren Recherchen
stellten wir fest, dass die internationale Richtlinie, die vorgibt,
wie die Herzgiftigkeit von Arzneimitteln getestet werden muss,
gefährliche Mängel aufweist. Eine neue Teststrategie aus den USA kann
Abhilfe schaffen. Doch der Prozess stagniert.


Was ist
das Problem bei der Feststellung der Herzgiftigkeit?

Die aktuell angewendeten Tests zur Feststellung herzschädigender
Wirkungen von Arzneimitteln bestehen aus einer Kombination von
Tierversuchen sowie tierversuchsfreien Verfahren und sind in einer
Richtlinie festgehalten. Inzwischen gibt es um Klassen bessere
tierversuchsfreie Methoden, von denen die besten in eine neue, in den
USA entwickelte Teststrategie eingeflossen sind. So weit so gut. Die
Aufnahme dieser Teststrategie in die zuständige Prüfrichtlinie ist
allerdings noch nicht erfolgt, obwohl das Verfahren schon Ende 2017
abgeschlossen sein sollte. Der Prozess stagniert aus unbekannten
Gründen. Das ist der eigentliche Skandal. Die Folgen dieser zeitlichen
Verschleppung wiegen mehrfach schwer. Denn es leiden und sterben Tiere
in wissenschaftlich rückständigen Tests, die die Herzgiftigkeit der
Arzneimittel nicht zuverlässig entdecken. Dadurch kommen Arzneimittel
mit nicht erkannten herztoxischen Wirkungen auf den Markt und können
Menschen gefährden. Oder Substanzen werden fälschlicherweise als
kardiotoxisch ermittelt und aussortiert, weshalb die Entwicklung eines
wirksamen Arzneimittels möglicherweise zu Unrecht ausgebremst wird.


Wonach erfolgt die Prüfung?

Die Prüfung erfolgt nach Vorgaben einer Richtlinie mit dem Namen
ICH S7B. Sie ist das Ergebnis von internationalen
Harmonisierungsbestrebungen und regelt die Prüfung auf Herzgiftigkeit
für Human-Arzneimittel in Europa, den USA, Kanada und Japan.


Warum hat sie eine so große Bedeutung?

Das Herz-Kreislauf-System ist am häufigsten von toxischen Reaktionen
betroffen. Herzschädigungen sind ein absolutes Ausschlusskriterium für
die Zulassung von Arzneimitteln. Substanzen, die in den
pharmakologischen Sicherheitstests herzschädigende Wirkungen zeigen,
werden sofort aussortiert. Die Tests sollen feststellen, ob eine
Prüfsubstanz die Erregungsrückbildung in den Herzkammern verzögert.
Sollte dies der Fall sein, so wird die wichtige Erholungszeit zwischen
zwei Herzschlägen erheblich gestört. Dies kann zu
Herzrhythmusstörungen bis zum plötzlichen Herztod führen.


Welche Versuche enthält die Prüfrichtlinie?

Die Richtlinie listet Tierversuche, Untersuchungen an isolierten
Tierherzen und einen tierversuchsfreien Test mit Einzelzellen auf. Im
Tierexperiment, dem sogenannten Telemetrie-Implantat-Versuch, wird an
Hunden oder Affen die Zeit der Erregungsrückbildung in den Herzkammern
gemessen. Die Richtlinie ICH S7B verlangt, dass die
Kammer-Repolarisation und die Ermittlung von Herzrhythmusstörungen an
lebenden "intakten" Tieren vorgenommen werden, auch, um neuronale und
hormonelle Einflüsse auf die Herzwirkung der Arzneimittel zu erfassen.
Verwendet werden fünf Hunde pro Konzentration zuzüglich der Kontrolle.
Im Durchschnitt sind es 30 Hunde pro Substanz. Bei bestimmten
Prüfsubstanzen werden die Versuche auch mit Affen durchgeführt. Die
Erregungsrückbildung wird auch an isolierten Herzen von Kaninchen oder
Meerschweinchen untersucht. Als weiterer Test steht der
tierversuchsfreie hERG-Test in der Richtlinie. Er arbeitet mit
Einzelzellen, die von Tieren oder einer menschlichen Nierenzelllinie
stammen oder mit Herzkammerzellen, die aus humanen pluripotenten
Stammzellen entwickelt werden können. Der hERG-Test wird jedoch scharf
kritisiert, weil er die herzschädigenden Vorgänge nicht immer
zuverlässig erfasst. Dadurch kann es passieren, dass Prüfsubstanzen
fälschlicherweise als herztoxisch eingestuft und aussortiert werden.


Was wird der aktuellen Prüfrichtlinie vorgeworfen?

Die Richtlinie ICH S7B ist umstritten, weil mit dieser Teststrategie
nicht alle notwendigen Informationen zur Beurteilung der
Kardiotoxizität ermittelt werden können. So wurden zum Beispiel
Verapamil, Phenobarbital oder Ranolazine als Herzrhythmus-störend
gemessen, obwohl sie nachweislich gar keine Störungen auslösen.
Deswegen ist die Aktualisierung der Richtlinie dringend erforderlich
- zum Schutz von Mensch und Tier.
 *

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018, S. 6

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1290: Neutronenstrahlung wird bei Zwischenlagern weiter ignoriert (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit


Nr. 752-753 / 32. Jahrgang, 3. Mai 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Neutronenstrahlung wird bei Zwischenlagern weiter ignoriert

Fachworkshop zur Übernahme aller Zwischenlager durch die BGZ

von Thomas Dersee



Die Übernahme der zwölf kraftwerksnahen Zwischenlager durch die
bundeseigene Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH (BGZ) zum 1. Januar
2019 sieht Dr. Hans-Jürgen Brammer als eine "sportliche
Herausforderung".

Der Geschäftsführer der Brennelementlagergesellschaft Gorleben (BLG)
und BGZ-Pressesprecher Burghard Rosen erläuterten am 20. April 2018 in
Hannover auf einem Fachworkshop des "atommüllreports"
(www.atommuellreport.de), eines Zusammenschlusses von Anti-Atom- und
Umweltinitiativen, ihre Planungen und Schwierigkeiten, die sich aus
der gesetzlichen Neuordnung der Zuständigkeiten bei der
Atommülllagerung ergeben.

Das Interesse an diesem Fachworkshop in Hannover, der auch von der
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) unterstützt
wurde, war entsprechend groß, denn mit der Übertragung der
Zuständigkeiten von den Kraftwerksbetreibern auf die BGZ ist auch die
Aufgabe verbunden, diese als "autarke Betriebe" weiterzuführen.
Absehbar sei jetzt schon, so die BGZ-Vertreter, dass dieses ohne
Dienstleistungsverträge mit den AKW-Betreibern nicht zu schaffen sei.
Pikanterie am Rande: So würden dann Mittel aus dem staatlichen
Atommüllfonds, in den die AKW-Betreiber eingezahlt haben, wieder an
diese zurückfließen.

Noch schwieriger würde es, wenn auch weitere zwölf Lager mit schwach-
und mittelaktiven Abfällen ein Jahr später, zum 1. Januar 2020,
ebenfalls in die Zuständigkeit der BGZ fielen. Dann nämlich würde
Müll, der bereits endlagerfertig verpackt sei und in staatlicher
Verantwortung gelagert würde, neben Müll stehen, der noch in die
Verantwortung der Atomkraftbetreiber fiele - ungelöst sei bisher auch
dessen Finanzierung.

Für die Konditionierung des Atommülls würde in keinem Fall die
Pilot-Konditionierungsanlage (PKA) in Gorleben genutzt, erklärte
Brammer auf Nachfrage von BI-Sprecher Wolfgang Ehmke kategorisch: "Das
ist ausgeschlossen!" Die BGZ erarbeite gegenwärtig Konzepte mit dem
Ziel, diese kostspielige Anlage atomrechtlich loszuwerden. Das Ziel,
so Brammer, sei die Stilllegung. Dazu gehöre auch, dass für den Fall,
dass eine Wartung von defekten Castorbehältern notwendig werde,
Alternativen vorhanden seien müssen, die die PKA überflüssig machen.

Eine Neubewertung der Sicherheit und bei der Sicherung der
Zwischenlager gegen Unfälle oder terroristische Angriffe sei bei der
Übertragung der Betriebsgenehmigungen auf die BGZ hingegen nicht
geplant. Aber genau das will die BI, an allen Zwischenlagerstandorten
müsse es Regionalkonferenzen geben, um genau diese Neubewertung
vornehmen zu können, forderte Ehmke und ist sich sicher: "Da ist das
letzte Wort noch nicht gesprochen!"

Auf Unverständnis bei den Vertretern der BGZ stieß die Anregung, sich
Gedanken über eine andere Bauweise der Zwischenlager zu machen, zumal
diese voraussichtlich mehrere Generationen lang bestehen müssen. Die
bisherigen Lager sind fast ausschließlich oberirdische Hallenbauten.
Die erheblichen Mengen der durch Neutroneneinfang in der Hallenluft
erzeugten Gase werden frei in die Umgebung abgeleitet und in ihren
nachweisbaren biologischen Wirkungen ignoriert. So wurde bereits für
das Transportbehälterlager Gorleben unter anderem die Erzeugung von 2
Terabecquerel des betastrahlenden Argon-41 jährlich zugegeben, was
mehr als 60.000 Becquerel pro Sekunde entspricht.[1]



[1] Ralf Kusmierz: Das Transportbehälterlager Gorleben setzt in
erheblichem Umfang Radioaktivität frei, Strahlentelex 686-687 v.
6.8.2015, S.1-2, 

www.strahlentelex.de/Stx_15_686-687_S01-02.pdf



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


www.strahlentelex.de/Stx_18_752-753_S05.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Mai 2018, Seite 5

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin

Tel.: 030/435 28 40, Fax: 030/64 32 91 67

E-Mail: Strahlentelex@t-online.de

Internet: www.strahlentelex.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/343: Auf der Suche nach dem Schillerfalter - NABU bittet um Meldungen (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 5. Juli 2018

Auf der Suche nach dem Schillerfalter

NABU bittet um Meldungen



Neumünster, 5. Juli 2018 - Nur wenige Naturfreunde haben bislang in
Schleswig-Holstein die Gelegenheit gehabt, einen der schönsten und mit
gut sieben Zentimetern Flügelspannweite auch größten heimischen
Tagfalter zu beobachten - den Großen Schillerfalter. Umso
erfreulicher, wenn der blauviolett schillernde Falter vor dem
Beobachter auf dem Boden sitzt oder an Waldwegen und im Waldsaum
fliegt. Diese abwechselnd schattigen und sonnigen Bereiche bevorzugt
diese Schmetterlingsart als Lebensraum. Der NABU Schleswig-Holstein
bittet um Meldungen der besonders attraktiven Art.




[image: Falter auf sandig-steinigem Grund - Foto: © NABU / Carsten Pusch]

Der Große Schillerfalter

Foto: © NABU / Carsten Pusch



Besonders morgens kommen die Falter in Bodennähe, um an feuchter Erde
oder an Pfützen zu saugen. Den Rest des Tages befinden sich die Tiere
im Blätterdach der Baumkronen - und entziehen sich so der Beobachtung.
Das Falterleben dauert nur rund acht Wochen, die Raupen hingegen leben
rund zehn Monate. Die Eiablage der Weibchen erfolgt einzeln an älteren
Blättern von niedrigen Weiden, bevorzugt der Salweide. Nach zwei
Wochen schlüpfen die grünlichen Raupen, die den Winter über
festgesponnen in Baumritzen oder in Zweiggabeln überstehen. Mit dem
Austreiben der Futterpflanzen erwacht auch die Raupe und setzt ihre
Entwicklung fort. Etwa Mitte Juni erfolgt die Verpuppung, nach etwa
zwei Wochen schlüpfen die Falter.

Nur die Männchen schillern prächtig

Nur die männlichen Falter schillern prächtig. Doch der Beobachter
erlebt manchmal eine Überraschung - die blauviolette Färbung ist
plötzlich verschwunden. So ist aus bestimmten Blickwinkeln betrachtet
die Farbe fast gleichmäßig über den Flügel verteilt, dann aber nur in
bestimmten Bereichen zu sehen oder gar nicht erkennbar - und der
Falter sieht braun aus. Erklärung: Das Licht wird nur bei einem
bestimmten Einfallwinkel in den blauen bis violetten Wellenlängen
reflektiert. Der namensgebende, "schillernde" Eindruck entsteht also
als Strukturfarbe nur durch Lichtbrechung, nicht durch Pigmente.

Bedingt durch die versteckte Lebensweise in den Baumkronen naturnaher
Wälder wird der Bestand der Art wohl eher unterschätzt. In der Roten
Liste der Tagfalter Schleswig-Holsteins ist er als 'gefährdet'
eingestuft. Als Gründe gelten das Entfernen der Weichhölzer aus den
Wirtschaftswäldern, das Asphaltieren der Wege, die intensive
Bewirtschaftung der Wälder und der damit einhergehende Verlust an
struktureller Vielfalt. Zudem erreicht die Art bei uns ihre
nordwestliche Verbreitungsgrenze.

Beobachtungen bitte melden!

Der NABU ruft daher dazu auf, bei den nächsten Wald-Spaziergängen
einmal die Augen auf zu halten und Beobachtungen zu melden. Dabei wäre
ein Fotobeleg, der gerne auch unscharf sein kann, sehr hilfreich und
wichtig: ein paar ähnliche Arten wie der Kleine Schillerfalter oder
der Kleine Eisvogel leben in ähnlicher Lebensräumen. Diese werden
leicht mit dem Großen Schillerfalter verwechselt, sind allerdings noch
sehr viel seltener und nur im Südosten Schleswig-Holsteins zu finden.

Beobachtungsmeldungen bitte an:

Carsten Pusch

NABU Schleswig-Holstein

E-Mail: Info@NABU-SH.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.07.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1117: Mehr seltene Zugvögel auf bayerischen Feldern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 4. Juli 2018

Mehr seltene Zugvögel auf bayerischen Feldern

Gemeinsamer Einsatz von LBV und bayerischen Landwirten für Schutz von
Wiesenweihe und Ortolan zeigt Wirkung



Hilpoltstein, 04.07.2018 - Die Zusammenarbeit von Naturschützern und
Landwirten bei den Artenhilfsprogrammen für die bedrohten
Zugvogelarten Ortolan und Wiesenweihe zeigt Wirkung. Zu diesem
erfreulichen Fazit kommen der LBV (Landesbund für Vogelschutz) sowie
der Bayerische Bauernverband (BBV) für das erfolgreiche Brutjahr 2017.
"Gemeinsam haben Naturschützer und Landwirte die jahrzehntelange
Talfahrt bei den Ortolan-Beständen gestoppt", erklärt Dagmar
Kobbeloer, Koordinatorin des Artenhilfsprogramms Ortolan beim LBV.
"Auch der bayerische Bestand der schon fast ausgestorbenen Wiesenweihe
ist dank der Zusammenarbeit mit kooperationsbereiten Landwirten in den
vergangenen Jahren sogar wieder auf rund 200 Paare angewachsen", so
Norma Rudat, Koordinatorin im Artenhilfsprogramm Wiesenweihe beim LBV.
Das Brutgebiet der Wiesenweihe hat sich dabei stetig erweitert.
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Ortolan

Foto: © Frank Derer / LBV



Wiesenweihe und Ortolan könnten vom Äußeren kaum unterschiedlicher
sein: Der Ortolan ein kleiner Singvogel von der Größe eines
Haussperlings und die Wiesenweihe ein Greifvogel mit einer Spannweite
von über einem Meter. Aber ihr Lebensraum eint sie: Beide brüten auf
dem Boden in den Feldern unserer Agrarlandschaft. "Beide Vogelarten
sind bei der Brut auf die Rücksicht der Landwirte angewiesen", weiß
Norma Rudat vom LBV. Die Bestände des Ortolans sind seit den 1980er
Jahren europaweit um bis zu 84 Prozent zurückgegangen. Die Ursachen
dafür sind vielfältig und reichen von geänderten Lebensraumbedingungen
im Brutgebiet über Prädatoren bis hin zu illegalem Vogelfang auf dem
Zug in die afrikanischen Überwinterungsgebiete. Umso wichtiger ist
eine erfolgreiche Brut und Aufzucht der Jungvögel in den bayerischen
Brutgebieten.




[image: Nest mit Wiesenweihe und Jungen - Foto: © Zdenek Tunka / LBV]

Wiesenweihe

Foto: © Zdenek Tunka / LBV



In Bayern arbeiten daher Landwirte und ehrenamtliche Naturschützer in
zwei vom LBV koordinierten Artenhilfsprogrammen im Auftrag des
Landesamtes für Umwelt eng zusammen und schaffen Brut- und Lebensraum
für Ortolan und Wiesenweihe in der Feldflur. "Die Landwirte setzen im
Rahmen der Programme Schutzmaßnahmen für Wiesenweihe und Ortolan um
und werden dabei intensiv von den Mitarbeitern und Ehrenamtlichen des
LBV beraten", so Stefan Köhler, Umweltpräsident des BBV.

Um den Bestand der Wiesenweihe wieder zu vergrößern, müssen ihre
Nester vor allem bei der Ernte geschützt werden. "Wo Ehrenamtliche des
LBV Bruten aufspüren, sparen kooperierende Landwirte bei der Ernte
eine Fläche von 50x50 Metern um das Nest aus. So können Jungvögel
geschützt werden, wenn sie bis zur Ernte noch nicht fliegen können",
erklärt Klaus Merkel, Landwirt und Kreisobmann des BBV im Landkreis
Haßberge. Auf seinen Feldern hat im vergangenen Jahr ein
Wiesenweihe-Pärchen vier Jungvögel erfolgreich aufgezogen. "Das zeigt,
dass moderne Landwirtschaft einen Beitrag zum Vogelschutz leisten
kann", so Merkel. Außerdem werden in Franken im Rahmen des
Artenhilfsprogramms seit 2016 von Landwirten spezielle Nahrungsflächen
für die Wiesenweihe angelegt. Diese bieten gleichzeitig Lebensräume
für Kleinsäuger, Feldvögel und Insekten.

Dem Ortolan fehlt es in der modernen Agrarlandschaft oft an geeignetem
Lebensraum für die Brut und Nahrungssuche: "Das Getreide steht oftmals
zu dicht für ihn, und in Hackfruchtfeldern wie Mais und Rüben kann er
gar nicht brüten", erklärt Dagmar Kobbeloer. Damit der Ortolan die
bayerische Feldflur trotzdem besiedeln kann, haben 2017 wieder 60
Landwirte in Unter- und Mittelfranken auf über 50 Hektar für den
Ortolan optimierte Brut- und Nahrungsflächen angelegt - zum Beispiel
insektenreiche Blühstreifen als Nahrungsfläche oder dünner ausgesäte
Getreidestreifen in Singwarten-Nähe als Brutfläche. Für ihren Aufwand
erhalten die ehrenamtlichen Naturschützer sowie die Landwirte jeweils
einen Ausgleich von den Naturschutzbehörden.

Doch nach der Brut ist vor der Brut - und so sind die Vögel auch im
Jahr 2018 wieder auf kooperationsbereite Landwirte angewiesen: "Die
Wiesenweihe brütet zwar heute wieder in stabilen Beständen in Bayern,
aber die große Mehrheit der Paare kann nur erfolgreich brüten, wenn
Landwirte die Nester auf ihren Äckern schützen", sagt Norma Rudat. Und
auch der Ortolan ist nach wie vor stark vom Engagement der Landwirte
abhängig: Auch, wenn der Abwärtstrend im Moment gestoppt zu sein
scheint, wurden 2017 in den wichtigsten fränkischen
Verbreitungszentren doch nur 80 Reviere gezählt. "Für einen Singvogel
ist dies ein extrem kleiner Bestand - und extrem klein heißt auch
extrem empfindlich", weiß Dagmar Kobbeloer. "Da zählt jeder Acker, der
durch das Engagement der Landwirte als Brut- oder Nahrungsfläche
optimiert werden kann." Der LBV hofft deshalb auch künftig auf die
Unterstützung der Landwirte.

"Die Erfolge bei Wiesenweihe und Ortolan zeigen sehr eindrücklich,
dass durch kooperativen Naturschutz und die gezielte Zusammenarbeit
zwischen Naturschützern und Bauern gemeinsame Erfolge im Artenschutz
erzielt werden", sagt BBV-Umweltpräsident Stefan Köhler. "Wir
Landwirte setzen uns gerne für den Erhalt der Artenvielfalt auf
unseren Flächen ein. Entscheidend dabei ist die Einbindung auf
Augenhöhe und Maßnahmen, die in die betrieblichen Abläufe integriert
werden können."

 * 
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FORSCHUNG/1460: Verwitterung und Bodenentwicklung als Bühne des biologischen Kohlenstoffkreislaufs? (idw)


Universität Augsburg - 04.07.2018

Verwitterung und Bodenentwicklung als Bühne des biologischen
Kohlenstoffkreislaufs?

Studie eines internationalen Forscherteams unter Leitung von
Wissenschaftlern der Universität Augsburg und der University of
California zeigt: Für die Kohlenstoffspeicherung in Böden ist deren
langfristige Beeinflussung durch Verwitterung entscheidend.



Augsburg/SD/KPP - Böden bilden ein wichtiges Reservoir für
Kohlenstoff, das einen Anstieg von CO2 in der Atmosphäre eindämmen
kann. In einem kürzlich veröffentlichten Artikel in Nature Geoscience
veröffentlichten Studie untersuchte ein internationales Forscherteam
Faktoren, die auf die Kohlenstoffspeicherung in den Böden entlang
einer 3 Millionen Jahre alten Chronosequenz im Kalifornischen Central
Valley einwirken. Die Wissenschaftler stellen fest, wie Verwitterung
und Bodenentwicklung zahlreiche wichtige Bestandteile des
terrestrischen Kohlenstoffkreislaufes kontrollieren und beeinflussen.




[image: oben zwei Landschaftsbilder, unten drei Bilder von Bodenprofilen - Fotos: © Sebastian Dötterl]

Die Arbeiten wurden an Böden einer Sequenz von Flussterrassen im
kalifornischen Central Valley durchgeführt, in dem seit Jahrmillionen
Material aus dem Hochland der Sierra Nevada abgelagert wird.

Fotos: © Sebastian Dötterl



Böden spielen eine Schlüsselrolle beim Austausch von Kohlendioxid
(CO2) zwischen Land und Atmosphäre. Die Quantifizierung der
Kohlenstoffdynamik im Boden ist daher von größter Bedeutung im
Zusammenhang mit Klimawandel. Ob Böden Kohlenstoff speichern oder
freigeben, hängt meist von klimatischen Faktoren und dem Management
ab. Diese kontrollieren das Pflanzenwachstum und damit den Umfang des
Kohlenstoffs, der in den Boden gelangt, sowie die Aktivität von
Mikroorganismen, welche die Freisetzung von Kohlenstoff in die
Atmosphäre steuern. Darüber hinaus kann die Geologie einer Region
geochemische Parameter steuern, die mitbestimmen, wie Böden gebildet
werden und sich entwickeln.

Ein internationales Team von Wissenschaftlern, geleitet von Dr.
Sebastian Doetterl (Universität Augsburg) und Prof. Dr. Asmeret A.
Berhe (University of California) hat nun gezeigt, wie wichtig es ist,
langfristige Verwitterung und Bodenentwicklung zu verstehen, um
kurzzeitige Effekte auf Kohlenstoffdynamiken im Boden beurteilen zu
können.

"Momentan ist das Verständnis von aktuellen und zukünftigen
Kohlenstoffdynamiken in Böden dadurch eingeschränkt, dass unsere
Modelle daran scheitern, den Einfluss der Bodenentwicklung auf den
Kohlenstoffkreislauf abzubilden", erklärt Doetterl. Die Forscher
demonstrieren jetzt, wie Verwitterung und Bodenentwicklung u. a. das
Pflanzenwachstum, mikrobielle Gemeinschaften und die Stabilisierung
von Kohlenstoff über die Zeit hinweg beeinflussen. Das internationale
Team arbeitete dafür an einer Sequenz von Böden unterschiedlichen
Alters, bei der junge Böden nur einige Jahre und die ältesten mehrere
Millionen Jahre Entwicklung hinter sich haben. "Dieser Unterschied im
Entwicklungszustand", berichtet Berhe, "ermöglichte es uns, die
Veränderungen im Kohlenstoffkreislauf im zeitlichen Verlauf zu
untersuchen, beispielsweise ökologische Veränderungen, die durch
unterschiedliche Nährstoffverfügbarkeit hervorgerufen werden, oder
auch den Einfluss, den die Erderwärmung auf biologische Prozesse haben
könnte."

Festgestellt wurde, dass die durch Verwitterung beeinflusste
Reaktivität von Mineralen eine große, sich mit der Zeit wandelnde
Rolle spielt und die Nährstoffverfügbarkeit, die Kohlenstoffeinträge
und -stabilisierung sowie mikrobielle Gemeinschaften und deren
Aktivität in Böden stark beeinflusst. Gezeigt werden konnte darüber
hinaus, dass biogeochemische Veränderungen im Boden viel stärker als
erwartet die Zusammensetzung der mikrobiellen Gemeinschaft und deren
Strategien, Nährstoffe zu akquirieren, kontrollieren kann. Konkret
wird die Nährstoffverfügbarkeit und -speicherung durch Verwitterung
anfangs erhöht, später dann verringert. Dasselbe gilt für das
Potential der Böden, Kohlenstoff zu stabilisieren. Diese Veränderungen
beeinflussen dann auch die Reaktion der Böden auf Erwärmung. Diese
Reaktion fällt unterschiedlich stark aus, obwohl die Böden
ursprünglich aus dem gleichen Material entstanden sind.

Wesentlicher
Schritt zu besseren Prognosen des Kohlenstoffkreislaufs 

Auf die Frage, wie diese neuen Erkenntnisse zur Verbesserung künftiger
Voraussagen zum Kohlenstoffkreislauf beitragen, meint Dötterl:
"Entscheidend ist, dass unsere Studie zeigt, wie eng einerseits
biologische Prozesse, die auf einer kurzen Zeitskala ablaufen, und
andererseits langfristige verwitterungsbedingte Veränderungen
miteinander verflochten sind. Wir hoffen, dass diese Erkenntnisse
dabei helfen können, das vorhandene Wissen zur Kohlenstoffdynamik in
globale Modelle besser einbinden zu können. Wenn die Biologie, die den
Kohlenstoffkreislauf verändert, sich auf einer Bühne geochemischer
Veränderungen bewegt und erklären lässt, dann könnten einfachere
Ansätze und größere Datensätze mit Informationen zu Bodeneigenschaften
und Bodenmineralogie ausreichen, bessere Zukunftsprognosen zum
Kohlenstoffkreislauf zu erarbeiten."

Originalpublikation:

Doetterl S., Berhe A.A., Arnold C., Bodé S., Fiener, P., Finke P.,
Fuchslueger L., Griepentrog, M., Harden J.W., Nadeu E., Schnecker J.,
Six J., Trumbore S., Van Oost, K., Vogel C., Boeckx P. 2018. Links
among warming, carbon and microbial dynamics mediated by soil mineral
weathering. Nature Geoscience, 

DOI: http://doi.org/10.1038/s41561-018-0168-7




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news698843

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58
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FORSCHUNG/1459: Ausbreitung per Schnecken-Shuttle-Service (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 04.07.2018

Schnecken-Shuttle-Service 

Milben werden gefressen, überleben, und breiten sich so schneller aus



Leipzig. Auf der Speisekarte von Nacktschnecken stehen nicht nur
Moose, Flechten und Gartengemüse, sondern auch winzig kleine
Hornmilben, die sie unweigerlich mit ihrer Nahrung aufnehmen.
Erstaunlicherweise überstehen die meisten der kleinen Spinnentiere die
Reise durch den Schneckendarm unbeschadet und werden an einem anderen
Ort im Ökosystem wieder lebend ausgeschieden. Wissenschaftler um Dr.
Manfred Türke vom Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) und der Universität Leipzig haben
erstmalig bei Milben diese Ausbreitungsstrategie entdeckt, die in der
Fachwelt als Endozoochorie ("Verdauungsausbreitung") vor allem bei
Pflanzen bekannt ist. Ihre Forschungsergebnisse haben die Forscher in
der Fachzeitschrift Oecologia veröffentlicht.




[image: Eine Hornmilbe - Bild: © Andy Murray]

Hornmilbe der Familie Euphthiracaridae. Diese Milben reisen lebend im
Darm von Schnecken.

Bild: © Andy Murray



Tiere und Pflanzen haben im Laufe der Evolution zahlreiche Strategien
entwickelt, um neue Lebensräume zu besiedeln. Kirschen beispielsweise
werden im Sommer gern von Amseln gefressen. Den Kern scheiden die
Vögel unverdaut an einem anderen Ort aus, wo die Pflanze keimen kann.
Wenig bekannt ist bisher über die Ausbreitungsstrategien von
Bodenlebewesen wie Milben, Fadenwürmern oder anderen wirbellosen
Tieren. Diese sind winzig klein und dementsprechend langsam, leben
aber in fast allen Böden. Und sie sind von entscheidender Bedeutung
für das Funktionieren des Ökosystems, weil sie organische Abfälle
zersetzen und die Nährstoffkreisläufe im Boden aufrechterhalten.




[image: Eine Wegschnecke im Moos - Bild: &copy: Manfred Türke, iDiv]

Die Spanische Wegschnecke (Arion vulgaris) transportiert Milben in
ihrem Darm.

Bild: &copy: Manfred Türke, iDiv



Umso wichtiger sind die Forschungsergebnisse der Wissenschaftler um
Manfred Türke. Türke sammelte über Monate im Leipziger Auwald
Spanische Wegschnecken (Arion vulgaris), eine Nacktschneckenart, um
ihre Exkremente unter dem Mikroskop zu untersuchen. Dabei machte der
Wissenschaftler eine erstaunliche Entdeckung: Im Kot der Schnecken
fand er 36 weit verbreitete Arten von winzigen Hornmilben (Oribatida).
Diese Spinnentiere bewohnen den Boden und die Blattstreu der Wälder
und sind nicht einmal einen Millimeter lang. Erstaunlicherweise hatten
70 Prozent der gefressenen Milben die Passage durch den Schneckendarm
überlebt. Im Labor beobachtete Manfred Türke, dass die Milben durch
den Transport im Schneckendarm lebend an einen neuen Ort gelangen
können. Diese Ausbreitungsstrategie wird in der Fachwelt Endozoochorie
("Verdauungsausbreitung") genannt und ist bisher sehr selten bei
Tieren beobachtet worden. Für die Milben, die selbst nicht nur winzig
sind, sondern äußerst schwerfällig und behäbig, sind die Schnecken
also ein Transport- und Ausbreitungsmittel. Denn selbst die schnellste
Hornmilbe kann am Tag maximal zwei Zentimeter Strecke zurücklegen,
während eine große Nacktschnecke bis zu 15 Meter Wegstrecke pro Tag
problemlos meistert. "Das bedeutet eine etwa tausendfache
Geschwindigkeit. Wenn eine Schnecke vorbeikriecht, ist es für eine
Milbe so als würde ein ICE vorbeidonnern", sagt Manfred Türke. Ein
Zug, auf den viele Milben aufspringen.

Der Biologe vermutet sogar, dass sich eine Milbe vorsätzlich fressen
lassen könnte: "Es wäre möglich, dass sie mitbekommt, wenn eine
Schnecke in der Nähe ist und dann höher in die Vegetation kriecht, um
gefressen zu werden. Denn in der Schnecke ist sie auch vor Feinden
geschützt." Neben Hornmilben fanden die Wissenschaftler im Kot der
gesammelten Nacktschnecken auch Pflanzensamen, Moose und vor allem
andere lebende Bodentiere. Es ist also wahrscheinlich, dass sich ganze
Mikroökosysteme mithilfe von Schnecken ausbreiten. Der
Ausbreitungsmechanismus könnte erklären, warum winzig kleine
Bodenbewohner, die selbst nur wenige Zentimeter am Tag zurücklegen,
neue Habitate in einem Ökosystem erstaunlich schnell besiedeln. Ein
einziger Quadratmeter Boden kann hunderttausende wirbellose Tiere
beherbergen - hunderte bis tausende von verschiedenen Arten. Das
bessere Verständnis dieser komplexen Lebensgemeinschaften ist von
entscheidender Bedeutung für den Erhalt wichtiger Funktionen des
Bodens wie Kohlenstoffspeicherung, Trinkwasserreinigung oder
Bodenfruchtbarkeit. Irena Walinda



Weitere Informationen finden Sie unter

https://portal.idiv.de/owncloud/index.php/s/bnF97PQZpT9rCNA Video von
Milbe, die sich aus Kot befreit.

https://portal.idiv.de/owncloud/index.php/s/M7DZHtojdmLnxiC Video von
Hornmilbe, die im Schneckenkot überlebt hat.

https://www.idiv.de/de/news.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news698803

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813
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GARTEN/364: Tödlicher als der Sensenmann - nicht nur für Igel (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 5. Juli 2018

Tödlicher als der Sensenmann

Große Verletzungsgefahr durch Mähroboter und Motorsense - Sicherheit
von Mährobotern auch für Gartentiere bedenklich



Hilpoltstein, 05.07.2018 - Bayerns Igel leben gefährlich. Selbst in
ihren "Schlafzimmern" im Garten sind sie nicht mehr sicher. Ihre
übermächtigen Gegner: motorisierte Gartenwerkzeuge wie Mähroboter und
Fadenmäher. Durch Rasenroboter haben kleine Säugetiere wie Igel, aber
auch Blühpflanzen, Insekten, Amphibien und Spinnentiere keine Chance
im Garten zu überleben. Laufen die Mähroboter nachts oder in der
Dämmerung sind die nachtaktiven Igel besonders gefährdet. "Die meisten
Rasenmähroboter erkennen kleine Tiere nicht als Hindernis. Kleine Igel
können dabei komplett überrollt und verletzt oder getötet werden, was
uns zugesandte Fotos immer wieder beweisen", erklärt die
LBV-Igelexpertin Martina Gehret. "Mähroboter sind das Symbol für die
Naturzerstörung in deutschen Gärten. Wo sie fahren, gibt es keine
Blüten und somit auch keine Insekten und andere Gartentiere mehr",
kritisiert der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. Eine noch größere
Gefahr für Igel stellen Fadenmäher oder Freischneider dar. Die Geräte
werden im Garten vor allem unter Hecken eingesetzt. Unbedachte
Mäharbeiten kosten so vielen schlafenden Igeln das Leben.

Von Jahr zu Jahr erfreuen sich Mähroboter in deutschen Gärten immer
größerer Beliebtheit. Ein aktueller Test von Rasenmährobotern der
Stiftung Warentest zeigt, dass bei der Sicherheit nach wie vor große
Mängel bestehen. Von den acht geprüften Geräten bekamen in dieser
Kategorie alle Mähroboter lediglich ein "ausreichend". Die
Sicherheitsmängel zweier Rasenroboter waren sogar so gravierend, dass
sie komplett durch den Test durchgefallen sind. Getestet wurde die
Sicherheit mit Erwachsenen- und Kinder-Prüffüßen sowie Prüfarmen mit
Fingerelementen. Bei Teilen des Fußes kann es zu deutlichen
Schnittverletzungen kommen. Ausgestreckte Hände wurden von keinem der
geprüften Rasenroboter als Hindernis erkannt. "Ebenso wie der
Mähroboter keine Prüfkörperteile erkennt, die unter den Geräterand
passen, werden auch keine kleinen Igel, Kröten, Eidechsen oder
Insekten als Hindernis erfasst", so die LBV-Igelexpertin. So können
die Geräte Igel skalpieren und kleine Tiere auch ganz überrollen und
zerhäckseln. "Da die meisten angemähten Tiere aber einfach entsorgt
werden, gehen wir von einer hohen Dunkelziffer an Fällen aus",
befürchtet die LBV-Expertin.

Zwar weisen die Bedienungsanleitung der Hersteller darauf hin, dass
das Gerät am besten tagsüber und nicht unbeaufsichtigt arbeiten darf.
"Aber genau aus dem Grund, fürs Rasenmähen nicht zuhause sein zu
müssen, kauft man sich doch so ein Gerät", erklärt Gehret. Die meisten
Besitzer lassen ihren Mähroboter auch noch nachts laufen. Fatal für
viele nächtliche Gartenbewohner. "Der nächtliche Mährobotereinsatz
kann tödlich für Igel und viele andere nachtaktive Tiere ausgehen", so
Martina Gehret weiter.

Noch gefährlicher für Igel und andere Gartenbewohner als Mähroboter
sind Freischneider und Fadenmäher. Mit den motorisierten Sensen werden
Rasenkanten und das Grün unter Büschen und Hecken geschnitten, also
direkt in das "Schlafzimmer" von Igel und Co. gemäht. "Hierbei weisen
die Hersteller aber nur mangelhaft auf diese Gefahren hin", beklagt
Gehret. Dabei ist jeder bayerische Garten Teil einer insgesamt 150.000
Fußballfelder großen Privatgartenfläche. Und genau diese riesige,
unversiegelte Fläche ist mitten in unseren Siedlungsgebieten oft der
einzige Rückzugsort für Tiere wie den Igel.

"Jedes Jahr sterben hunderte von Igel deutschlandweit durch
Verletzungen, verursacht durch motorisierte Gartenwerkzeuge. Und nur
aus dem Grund, weil die Tiere zur falschen Zeit am falschen Ort
geschlafen haben", so Martina Gehret. Dabei gibt es eine einfache
Lösung: "Etwas mehr Mut zur Wildnis im Garten und einfach mal den
Mäher im Schuppen stehen lassen. Das bring nicht nur mehr Freizeit,
sondern auch mehr Artenvielfalt in den Garten. Wer dennoch Mähen
möchte, sollte vorab unter Hecken und Büschen kontrollieren, ob sich
nicht ein Wildtier diesen Ort als Schlafplatz ausgesucht hat", rät die
LBV-Igelexpertin.

Um einen besseren Eindruck von der Zahl der verletzten Tiere zu
erhalten, bittet der LBV alle Igelfreunde, durch Mähroboter oder
Freischneider verletzte Igel per E-Mail an igel@lbv.de zu melden.

 * 
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ÖKOSYSTEME/118: Neue Forschungsgruppe zu Biodiversität in dynamischen Ökosystemen (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 04.07.2018

DFG fördert neue Forschungsgruppe zu Biodiversität in dynamischen
Ökosystemen



Wie entstehen Nahrungsnetze und Biodiversität in Landschaften, die
sich - wie das Wattenmeer - ständig ändern? Welche Rolle spielen die
Ausbreitung von Organismen und die Wechselbeziehungen untereinander?
Diesen Fragen wird eine neue Forschungsgruppe unter Leitung des
Biodiversitätsexperten Prof. Dr. Helmut Hillebrand vom Institut für
Chemie und Biologie des Meeres der Universität Oldenburg auf den Grund
gehen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert das Vorhaben in den
kommenden drei Jahren mit drei Millionen Euro. Die Wissenschaftler
wollen auch theoretische ökologische Modelle experimentell auf ihre
Aussagekraft überprüfen, um künftige Veränderungen besser vorhersagen
zu können.

"Die Oldenburger Biodiversitätsforschung verfügt über internationales
Renommee. Die Bewilligung der Forschungsgruppe durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft unterstreicht diesen Erfolg", sagt
Universitätspräsident Prof. Dr. Dr. Hans Michael Piper. "Die
interdisziplinäre Zusammenarbeit der beteiligten Wissenschaftler wird
unser Verständnis von den Prozessen in dynamischen Ökosystemen
entscheidend voranbringen."

An dem Vorhaben mit dem Titel DynaCom (Spatial community ecology in
highly dynamic landscapes: from island biogeography to metaecosystems)
sind neben Wissenschaftlern des Instituts für Chemie und Biologie des
Meeres (ICBM) auch Forscher des Instituts für Biologie und
Umweltwissenschaften (IBU) der Universität beteiligt. Hinzu kommen
Partner des Instituts Senckenberg am Meer in Wilhelmshaven, des
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrums (SBiK-F), der
Universitäten Frankfurt, Göttingen und Münster sowie des Deutsches
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig. Außerdem kooperieren die Wissenschaftler mit der
Nationalparkverwaltung Niedersächsisches Wattenmeer in Wilhelmshaven.

Vor gut 50 Jahren etablierten Wissenschaftler mit der sogenannten
Theorie der Inselbiogeographie ein erfolgreiches Konzept der Ökologie.
Dieses ermöglicht zu analysieren, welche Rolle das dynamische
Gleichgewicht zwischen Einwandern und Aussterben von Arten für die
Gesamtzahl der Arten auf einer Insel spielt. "Diese Theorie hat
mittlerweile große Bedeutung - auch im praktischen Naturschutz. Denn
durch die Zersiedelung von Landschaften sind viele inselartige,
isolierte Lebensräume entstanden", sagt Hillebrand. "Allerdings
ermöglicht die Theorie nicht vorherzusagen, welche Arten solche
Inselhabitate besiedeln und wie sie interagieren." Genau diese
Information sei jedoch nötig, um prognostizieren zu können, wie sich
Umweltänderungen, beispielsweise durch den Klimawandel, auf die
Dynamik von Ökosystemen auswirken, erläutert der Wissenschaftler.

Hier setzen die Forscher jetzt an: Sie wollen genauer untersuchen,
welche Eigenschaften von Organismen bestimmen, dass sich die
Organismen in einem Ökosystem etablieren können und welche Rolle sie
in einem Nahrungsnetz spielen. Bei dieser sogenannten
merkmalsbasierten ökologischen Forschung betrachten Wissenschaftler
nicht einzelne Arten, sondern typische Eigenschaften oder Funktionen
verschiedener Arten, zum Beispiel wie sie sich ausbreiten, fliegend,
schwimmend oder passiv, oder wie sie ihre Nahrung aufnehmen. Der
Vorteil dieser Vorgehensweise: Die Ergebnisse lassen sich leichter
verallgemeinern und auf andere Nahrungsnetze und Ökosysteme weltweit
übertragen.

Die verschiedenen Merkmale wollen die DynaCom Wissenschaftler
beispielhaft am Ökosystem Wattenmeer untersuchen. Hier ändern sich die
Umweltbedingungen schnell, sowohl regelmäßig durch die Gezeiten, als
auch zufällig. "Da im Wattenmeer terrestrische und marine Lebewesen
aufeinander treffen, können wir so die räumliche und zeitliche Dynamik
beider Teile des Nahrungsnetzes analysieren und unsere theoretischen
Vorstellungen überprüfen", erläutert Hillebrand. Dabei greifen die
Forscher auch auf ein grundlegendes, bereits vorhandenes Wissen über
das Vorkommen von Organismen in der Region zurück. Zudem wird das
Konsortium für Beobachtungen und gezielte Experimente zwölf künstliche
Inseln nutzen, die bereits 2014 im niedersächsischen Wattenmeer bei
Spiekeroog errichtet wurden. Hier können die Forscher auf lokaler
Skala unter anderem untersuchen, welche Organismen wie schnell
bestimmte Habitate besiedeln und wie sich etwa Sturmfluten auf die
Lebensgemeinschaften auswirken.

Um allgemeinere Aussagen zur Entwicklung ökologischer Gemeinschaften
treffen zu können, nutzen die Wissenschaftler außerdem mathematische
Modelle und Datensätze, die Fachleute weltweit aus Studien von
Inselökosystemen gewonnen haben. "Wir wollen umfassend verstehen,
welche Rolle jeweils die Ausbreitung von Organismen und die
Wechselbeziehungen dabei spielen, wenn sich Nahrungsnetzstrukturen und
Biodiversität in dynamischen Landschaften etablieren", fasst
Hillebrand zusammen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://icbm.de/planktologie

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news698866

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/371: Standortentwicklungsgesetz ist Wunschkonzert der Konzerne (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 4. Juli 2018

GLOBAL 2000: Standortentwicklungsgesetz ist Wunschkonzert der
Konzerne 

Mutwilliger Angriff auf die Umweltrechte würde heute Hainburg oder
Zwentendorf ermöglichen



Heute wird das so genannte Standortentwicklungsgesetz im Ministerrat
auf den Weg gebracht. GLOBAL 2000 kritisiert den medial kolportierten
Vorschlag scharf als verfassungs- und europarechtswidrig und auch als
sachlich unbrauchbar. Geht es nach den Wünschen von Ministerin
Schramböck, sollen auch die größten Bauvorhaben Österreichs, auch mit
den potenziell gravierendsten Auswirkungen auf Umwelt- und
AnrainerInnenrechte in Zukunft per gesetzlichem Automatismus genehmigt
werden können, selbst wenn das zugehörige
Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren (UVP) noch nicht abgeschlossen
ist, indem sie als besonders standortrelevant definiert werden.

"Ein Genehmigungsautomatismus per Fristablauf ist ein Angriff auf
rechtstaatliche Verfahren, den wir bisher in Österreich so noch nicht
gekannt haben. In letzter Konsequenz heißt das für die Logik eines
Projektwerbers: nehme ich für mein Investment nur genug Geld in die
Hand um auf die Liste der standortrelevanten Projekte zu kommen, muss
ich mir nicht mehr viele Sorgen machen - solange das Verfahren nur
lange genug dauert" so Leonore Gewessler, Geschäftsführerin der
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000. "Nach dieser Logik hätte
Österreich das Atomkraftwerk Zwentendorf und das Großwasserkraftwerk
in Hainburg gebaut. Diese Regelung führt uns in die Zeit der großen
Umweltkonflikte zurück. Rechtsstreitigkeiten über Projekte nach diesem
Gesetz sind vorprogrammiert, weil AnrainerInnen- und Umweltinteressen
ohne vollständige Verfahren nicht mehr ausreichend geschützt werden
können."

"Dass die Bundesregierung den Vorschlag nach umfassender Kritik und
trotz eklatanter legistischer Mängel durchpeitschen will, zeigt, dass
es ihr offenbar nicht um die beste Lösung zur Verfahrensbeschleunigung
geht, sondern um die einseitige Bevorzugung von Interessen von
Großinvestoren," so Gewessler weiter. "Denn für diesen mutwilligen
Angriff auf die Umweltverträglichkeitsprüfung gibt es inhaltlich
keinerlei Begründung." UVP-Verfahren dauern ab Vollständigkeit der
Unterlagen in Österreich im Durchschnitt 7 Monate. Es dauert jedoch in
der Regel mehr als 10 Monate, bis Projektwerber die Unterlagen für das
Verfahren vollständig haben. Wenn es der Bundesregierung also
tatsächlich um eine Verbesserung der Verfahrensqualität ginge, müssten
vor allem Ressourcen der Behörden erhöht werden, so dass Unternehmen
auch vor der Antragstellung unterstützt werden können und die
folgenden Verfahren damit in noch höherer Qualität durchgeführt werden
können.

Die Qualität der UVP ist ein wesentlicher Pfeiler zur Minimierung der
Auswirkungen von Großprojekten auf die Umwelt und damit für die
Lebensqualität der Menschen in Österreich. Die UVP erhöht auch die
Rechtssicherheit, liegt doch die Genehmigungsquote nach der UVP bei
fast 100%; jedoch bei oftmals deutlich verbesserten Projekten. Davon
profitiert ohne Zweifel auch der Standort Österreich. "Gute
Projektanträge, starke Behörden und mit genügend Ressourcen
ausgestattete Gerichte sind die Antwort, um Verfahren zu beschleunigen
- nicht die Entmündigung der UVP-Behörden. Umweltministerin Köstinger
ist gefragt, um diesem sachlich unbrauchbaren Angriff auf Grundpfeiler
des Umweltrechtes Einhalt zu gebieten. Hier steht nämlich ganz
offenbar nicht die Verbesserung von Verfahren im Fokus, sondern das
Durchpeitschen von Projekten unabhängig von ihrer Qualität," so
Gewessler abschließend.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.07.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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KATASTROPHEN/161: Kolumbien - Hidroituango in Bildern, Flora und Fauna (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Hidroituango in Bildern - Flora und Fauna

Von Jonathan Luna






[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Schmetterlinge, Januar 2018. Playa Guayacanes, Ituango, Antioquia


Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



(Bogotá, 27. Juni 2018, Colombia Informa) - Die Staudämme in Kolumbien
sind zu einer Bedrohung für die Lebensmodelle und die Ökosysteme in
den Gemeinden geworden. Im Fall von Hidroituango sind nicht nur die
negativen Folgen für die Bewohner*innen beachtlich, sondern auch die
Vertreibung und Ausrottung der Flora und Fauna, die den Cauca-Fluss
bewohnen. Während des Sommers gibt es im tropischen Trockenwald nur
wenig Wasser und an den wenigen Stellen, wo es sich zeigt, kommt es
von den Bachläufen, die nur oberflächlich ausgetrocknet sind. Und
genau dort versammeln sich verschiedene Tiere, wie diese
Schmetterlinge (siehe Foto), um Wasser zu trinken. Die endemischen
Bäume und Pflanzen des tropischen Trockenwaldes haben Strategien
entwickelt, um diese langen Dürre-Perioden zu überleben und deswegen
gilt dieses nun stark bedrohte Ökosystem als eines der
widerständigsten gegenüber den Herausforderungen des Klimawandels. Mit
Lügen von nachhaltiger und ökologischer Entwicklung wurden in
Kolumbien tausende Hektar dieser Wälder dem Bau von Staudämmen
geopfert.

Ein weiteres Problem beim Bau von Staudämmen, wie Hidroituango, ist
die fehlende Sorgfalt bei den Studien über die Auswirkungen für die
Umwelt. Es gibt große Lücken bei den Untersuchungen über die
Konsequenzen für das Ökosystem, das Klima und die Biodiversität. Beim
Hidroituango gibt es keine professionelle Arbeitsgruppe, die sich mit
der Bedrohung der endemischen Artenvielfalt in der betroffenen Gegend
auseinandersetzt.

Die endemische Rattenart, Rata Espinosa del Magdalena, lebt in den
Trockenwäldern. Man findet sie in den Flussbetten des Flusses
Magdalena und Cauca:




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Stachelige Ratte Magdalena (Proechimys Magdalenae), Januar 2017.
Puerto Escondido, Valdivia, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die Wildtier-Programme des städtischen Unternehmens Öffentlicher
Dienstleistungen EPM (Empresas Públicas de Medellín,
Hauptgesellschafter des Megaprojektes, Anm.d.Ü.) sind intransparent.
Man weiß nicht, wie viele Tiere und welche Arten sich vor der Flutung
des Staudamms retten konnten, welche Tiere in Rehabilitationszentren
und welche Tiere in den Fluten ertrunken sind. Während des Aufenthalts
der solidarischen Karawane "Abrazando el Cañón del Río Cauca" in
Ituango, konnte man eine Menge Reptilien, Amphibien und Insekten dabei
beobachten, wie sie aus dem Wasser gekommen sind und nach trockener
Vegetation suchten, um sich zu schützen. (...)




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Gecko-Art 'Salamanqueja' (Thecadactylus Rapicauda), September 2017.
Playa Guayacanes, Ituango, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die Tiere, die sich während des Besuches der Karawane im Staubecken
bei El Bombillo in der Gemeinde Ituango befanden, zeigten Anzeichen
von Erschöpfung (...). Dort, wo sich im Staubecken Stämme und Holz
dicht aufgetürmt haben, gibt es kein Durchkommen mehr. Man kann auch
nicht unten durch schwimmen, um dieses Gebiet zu durchqueren. Wie die
Einwohner*innen von Guayacanes, sind auch viele Tiere, v.a. große
Säugetiere, zwischen Ansammlungen von Treibholz und aufragenden Felsen
gefangen, tageweise reichte ihnen das Wasser bis zum Hals.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Tüpfelrennechse (Cnemidophorus lemniscatus), September 2017. Playa
Guayacanes, Ituango, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Seit der Flutung des Staudamms sind viele Tiere orientierungslos. Es
gibt Tiere wie diesen Helmbasilisk (siehe Foto), eine amphibische
Leguan-Art, die den katastrophalen Wandel, den die Flutung mit sich
gebracht hat, überlebt haben. Es gibt aber auch viele Geschichten von
Tieren, die nie erzählt werden können, weil sie die Flutung des Tals
nicht überlebt haben. Gerade im Fall von Hidroituango war es eine
Flutung ohne jede Vorbereitung. Nach Angaben von Claudia González,
Direktorin der Umweltbehörde ANLA (Autoridad Nacional de Licencias
Ambientales), wurden 32.516 Wildtiere gerettet, wovon 1018 gestorben
sind und 31.461 an einen anderen Ort gebracht wurden.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Helmbasilisk (Basiliscus basiliscus), Januar 2017. Puerto Escondido,
Valdivia, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die Insektenarten und andere wirbellose Tiere werden bei Hidroituango
und anderen Staudammprojekten nicht weiter beachtet und so tauchen sie
auch nicht in den Listen bedrohter Arten auf. All diesen Projekten
fehlt es an Untersuchungen über die Folgen für die Insektenbestäubung,
die unabdingbar für die Ökosysteme und die Landwirtschaft ist. Laut
der Studie "Der tropische Trockenwald in Kolumbien" [1] vom
Umweltministerium und vom Humboldt-Institut aus dem Jahr 2014 gibt es
über 600 Bienenarten im tropischen Trockenwals, aber man weiß nicht
genau welche, wo sie leben, etc.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Stachellose Bienen (Melipona), Januar 2017. La Guamera, Valdivia,
Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die Präsenz von Affen in einem Wald gibt Auskunft über den Zustand des
Ökosystems, denn die Primaten reagieren besonders sensibel auf die
Zerstörung ihres Lebensraums und die Jagd nach ihnen. Im Tal des
Cauca-Flusses finden sich auch bedrohte endemische Arten, wie der
Weißfußaffe und andere empfindliche Spezies, wie der Kolumbianische
Nachtaffe und die Weißschulter-Kapuzineraffen (siehe Foto).




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Weißschulter-Kapuzineraffe (Cebus Capucinus), Januar 2018. Playa
Guayacanes, Ituango, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die kolumbianischen Trockenwälder beherbergen fast 2.600
Pflanzenarten, wovon 83 endemisch sind. In der oben genannten Studie
werden 116 bedrohte Arten aufgeführt, 41 davon sind vom Aussterben
bedroht. In der Bestandsaufnahme zur Pflanzenvielfalt, die die
Staudamm-Erbauer*innen von Hidroituango oder El Quimbo durchführen,
kommen die Epiphyten (Pflanzen, die auf anderen Pflanzen wachsen,
Anm.d.Ü.), wie Orchideen, Kakteen und Bromelien nicht vor. Im Fall von
El Quimbo wurde eine neue Epiphyten-Art (Pitcairnia huilensis)
zwischen den gefällten Bäumen im Magdalena-Tal entdeckt, die sich auf
dem Baumfriedhof, der diesen Staudamm im Departamento Huila umgibt,
anhäufen. Auf dem Foto ist eine epiphytische Bromelien-Art der Gattung
Tillandsia zu sehen.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Epiphytische Bromelie, Januar 2018. Quebrada Sardinas, Ituango,
Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Ebenso wie die Wirbellosen und die epiphytischen Pflanzen, stehen auch
die Amphibien auf der Liste der in Mitleidenschaft gezogenen Tiere. In
den Untersuchungen über die Folgen für die Umwelt, werden aber die
gewöhnlichen Arten der Amphibien kaum katalogisiert, es gibt immer
wichtige Arten, die nicht aufgenommen werden. Darunter vom Aussterben
bedrohte Arten, endemische Arten und solche, die für die
wissenschaftliche und medizinische Forschung von Bedeutung sein
können, wie etwa die Giftfrösche. Im Flusstal des Cauca kam der gelb
gestreifte Giftfrosch (Dendrobates truncatus) sowie eine endemische
Art, der Raketenfrosch Santa Rita Colostethus fraterdanieli, sehr
häufig vor.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Gelb gestreifter Giftfrosch (Dendrobates Truncatus), September 2017.
Playa Guayacanes, Ituango, Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Der Bau von Hidroituango zog die Vernichtung von mehr als 4.000 Hektar
tropischem Trockenwald nach sich. Das ist besonders besorgniserregend,
wenn man bedenkt, dass der tropische Trockenwald zu den bedrohtesten
Ökosystemen des Landes zählt. Nur noch acht Prozent der ursprünglichen
Ausdehnung sind erhalten. In der Studie bestätigt sich, dass die
Zerstörung des Waldes hauptsächlich durch die Ausbreitung der Land-
und Forstwirtschaft, durch Bergbau, wachsende Städte und Industrie,
durch Infrastruktur- und Megaprojekte sowie durch die Einführung
exotischer und invasiver Arten verursacht wurde.
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Februar 2018. Landschaft des Cauca-Tals mit Playas Guayacanes und
Sardinas visibles

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Kolumbien ist das Land mit der größten Vogelvielfalt weltweit. In den
tropischen Trockenwäldern leben 230 Vogelarten, wovon 33 endemisch
sind. Die staatliche Politik ist heuchlerisch und widersprüchlich, was
den Schutz ihrer größten Reichtümer - Wasser und Biodiversität -
betrifft. Auf der einen Seite sagen sie, sie wollen diese biologische
und kulturelle Vielfalt erhalten und feiern sie aus wirtschaftlichen,
touristischen und wissenschaftlichen Gründen und auf der anderen Seite
fördern sie den Neo-Extraktivismus und zerstören die Lebensräume der
unterschiedlichen Ökosysteme und der Gemeinden. Der Bechsteinara oder
Grüner Ara ist eine stark vom Aussterben bedrohte Art und das Tal des
Cauca ist eines der letzten Lebensräume in Lateinamerika für diesen
Ara.




[image: Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa]

Grüner Ara (Ara Militaris), September 2017. Playa Guayacanes, Ituango,
Antioquia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa



Die Politik sieht die Flüsse als Energiequelle und sie opfern die
höher gelegenen Regionen der Flussbecken für Staudämme und
Mini-Kraftwerke und die mittleren und tiefer gelegenen Regionen für
die Beförderung industrieller Handelsware. Die Menschen am Fluss leben
in Gemeinschaften, die geschichtlich gesehen keine
Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnisse kennen, sie arbeiten auf eigene
Rechnung, sei es als Goldwäscher*in und Fischer*in oder sie leben von
der Landwirtschaft und Jagd und alles wird mit dem Kollektiv geteilt.
In den freien Gemeinschaften, die oft in Gebieten mit großer
Biodiversität von der Selbstversorgung leben, ist der Fluss der
einzige Arbeitgeber. Und in das aktuelle wirtschaftliche System, wo
eine politische Klasse vom Neo-Extraktivismus leben will, passen sie
nicht rein.

Wenige Kilometer flussabwärts von der Mauer des Hidroituango mündet
der Fluss Espiritusanto in den Cauca. Obwohl der Hidroituango bereits
zu einer Katastrophe geführt hat, gibt es immer noch Befürworter*innen
dafür, auch an diesem Fluss einen Staudamm zu bauen, den
Hidroespiritusanto.
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Januar 2017. Mündung des Flusses Espiritusanto in den Cauca,
Valdivia

Foto: © Jonathan Luna, Colombia Informa





Jonathan Luna ist Fotograf [2] und Mitglied der Bewegung Ríos Vivos.
Er arbeitet bei Colombia Informa in der Sektion Naturfotografie mit.


Anmerkungen:


[1] http://media.utp.edu.co/ciebreg/archivos/bosque-seco-tropical/el-bosque-seco-tropical-en-colombia.pdf

[2] https://www.instagram.com/entre.aguas/
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MASSNAHMEN/274: 400 Flussperlmuscheln in Niederbayern ausgesetzt (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 5. Juli 2018

400 Flussperlmuscheln in Niederbayern ausgesetzt

- Erster Besatz mit nachgezüchteten Flussperlmuscheln in der Kleinen
Ohe

- Verbundprojekt "ArKonaVera" will Flussperl- und Malermuscheln in
Bayern und Sachsen erhalten



Passau, 5. Juli 2018: 400 Flussperlmuscheln aus dem Projekt
"ArKonaVera" wurden heute in die Kleine Ohe, einen Nebenfluss der
Donau, gesetzt - im Beisein von Prof. Beate Jessel, Präsidentin des
Bundesamts für Naturschutz (BfN), und dem bayerischen Umweltminister
Dr. Marcel Huber. "ArKonaVera" hat zum Ziel, die Bestände der
Flussperlmuschel und der Malermuschel in Bayern und Sachsen zu
stabilisieren. Beide Arten sind auf saubere Fließgewässer angewiesen
und tragen selbst zum Gewässerschutz bei.

Die beiden ehemals häufigen Muschelarten Malermuschel und
Flussperlmuschel sind heute stark gefährdet, die Flussperlmuschel ist
sogar vom Aussterben bedroht. Um diesen Trend aufzuhalten, startete im
Mai 2015 das Verbundprojekt "ArKoNaVera - Artenschutzkonzept für die
nationalen Verantwortungsarten Flussperlmuschel und Malermuschel".
Gemeinsam wollen die Projektpartner aus Forschung und Praxis die
Bestände der beiden Muschelarten in Niederbayern und im sächsischen
Vogtland stabilisieren und ihre selbstständige Fortpflanzung erhalten.

"Weil in Deutschland ein Großteil der mitteleuropäischen Vorkommen der
beiden Muschelarten lebt, haben wir eine besonders hohe Verantwortung,
diese Arten zu schützen. 90 Prozent der Flussperlmuschel-Bestände in
Deutschland kommen hier in Bayern kommen vor. Deshalb ist die
Besatzaktion von ArKonaVera von großer Bedeutung", sagte
BfN-Präsidentin Beate Jessel. "Die Art hat in Bayern derzeit keine
selbsterhaltenden Bestände mehr. Bei den stark überalterten
Flussperlmuschelbeständen spielt die Nachzucht somit eine
Schlüsselrolle."

Nach drei Jahren Projektlaufzeit wurde heute im niederbayerischen
Projektgebiet, bestehend aus den Landkreisen Passau, Freyung-Grafenau,
Regen und der Stadt Passau, ein erster Meilenstein erreicht. Bis die
ersten 400 Jungmuscheln aus der Flussperlmuschelnachzucht bei der
Besatzaktion am 5. Juli 2018 in die Freiheit entlassen werden konnten,
war eine mehrjährige Betreuung der sensiblen Jungmuscheln notwendig.
Entsprechend stolz sind die Beteiligten auf das bisher Erreichte, wie
der Passauer Landrat Franz Meyer, stellvertretend für die
Trägergemeinschaft zur Rettung der Flussperlmuschel in Niederbayern,
betonte.

Die Nachzucht untergliedert sich in mehrere eigenständige Phasen: Sie
beginnt mit der Gewinnung der 50-70 µm kleinen Larven, die sich
daraufhin rund 10 Monate in den Kiemen von Bachforellen
weiterentwickeln. Anschließend werden die 0,3-0,4 mm kleinen
Jungmuscheln geerntet und mindestens 3 weitere Jahre aufgezogen.
Während dieser Zeit benötigen die Tiere eine ideale Wasserqualität und
Nahrungsversorgung.

Ziel ist, die Bestände in den Projektgewässern bis zum Ende der
Projektlaufzeit im Jahr 2021 mindestens zu verdoppeln und so kurz- bis
mittelfristig zu stabilisieren. Gemeinsam mit den flankierenden
Gewässeroptimierungsmaßnahmen werden dadurch die Grundlagen
geschaffen, dass die Flussperlmuschel langfristig erhalten bleibt und
sich eines Tages wieder selbstständig reproduzieren kann. Das
Forschungs- und Umsetzungsvorhaben wird vom
Bundesforschungsministerium und dem Bundesumweltministerium mit
insgesamt 5,24 Millionen Euro gefördert. Die Umsetzungsprojekte werden
vom BfN im Bundesprogramm Biologische Vielfalt fachlich begleitet.

Weitere Informationen über "ArKonaVera" unter:

www.flussmuscheln.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.07.2018
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INTERVIEW/279: Meeresnutzung - Überfischung ...    Francisco Marí im Gespräch (SB)
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Francisco Marí
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Obwohl der Pazifik der größte Kontinent der Erde ist - wenngleich ein
"flüssiger Kontinent", wie die dort lebenden Menschen ihn nennen -,
wird ihm und den anderen Ozeanen vergleichsweise wenig Beachtung
geschenkt. Auch Nichtregierungsorganisationen kümmern sich eher um
Landfragen als um Fragen des Meeresschutzes. Nochmals geringer ist
die Zahl derjenigen, die Meeresschutz und Entwicklungspolitik
zusammenbringen. Ausnahmen davon bilden die drei Organisationen Fair
Oceans, Brot für die Welt und Forum Umwelt & Entwicklung, die am 8.
Juni zum "Tag der Ozeane" eine Konferenz abgehalten haben, die unter
dem Titel "Weltmeere zwischen Umwelt und Entwicklung" stand.
Veranstaltet in der Bremer Landesvertretung in Berlin war die
Konferenz in drei Panels geteilt: Internationale Meerespolitik,
Tiefseebergbau und Fischereimanagement.

Zu letztgenanntem Themenkomplex hielt Francisco Marí, beim
Evangelischen Entwicklungsdienst Brot für die Welt Referent für
Welternährung, einen Vortrag über "Kleinfischerei in der
internationalen Fischereipolitik" und ordnete in diesem Kontext die
Tätigkeit seiner Organisation ein. Mit der Umsetzung der
Fischereiverträge der Europäischen Union ist Marí durchaus zufrieden.
Vieles werde erfüllt, vieles allerdings noch nicht. Und was die
Leitlinien der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation FAO
angeht, so seien diese zwar freiwillig, würden aber breit diskutiert,
berichtete er. Es habe sich etwas getan, auch wenn es nun an den
Staaten sei, sie in nationale Gesetzgebung umzusetzen.

Marí unterstützt die "Fischerei-Transparenzinitiative", die sich an
die Transparenzinitiative von extraktiven Industrien, Fisheries
Transparency Initiative FiTI genannt, anlehnt, da die meisten Länder
es an Transparenz mangeln lassen. Brot für die Welt versucht, die
Regierungen darauf zu verpflichten, daß sie alle Aktivitäten und
Ereignisse, die in ihren Gewässern geschehen, sowie die
Fischereigesetzgebung offenlegen.

"Transparenz" war auch eines der Themen, über das der Referent im
Anschluß an die Konferenz mit dem Schattenblick sprach.

Schattenblick (SB): Bei der heutigen Diskussion über
Fischereimanagement fiel auf, daß das Thema Brexit nicht aufgegriffen
wurde. Ändert sich etwas an der Fischereipolitik durch den Abschied
des Vereinigten Königreichs von der Europäischen Union?

Francisco Marí (FM): Dafür bin ich zwar kein Experte, aber aus
entwicklungspolitischer Sicht ändert sich wenig, außer vielleicht,
daß Entwicklungsgelder wegfallen. Die Fernfangflotte der Briten war
eher in Richtung Nordsee und Nordostatlantik vor Grönland und Island
unterwegs, für die Entwicklungspolitik spielt das keine Rolle. Die
meisten britischen Fischer waren vom Brexit begeistert, weil sie
erwarteten, daß sie dann nicht mehr von der EU gegängelt werden und
keine fremden Schiffe mehr in ihren Gewässern fischen.

Wobei letzteres nur bedingt relevant ist, denn die vereinbarte
europäische Stabilität hat es beispielsweise Spaniern gar nicht
erlaubt, in der Nordsee zu fischen. Insofern gewinnen die britischen
Fischer durch den Brexit nicht viel, umgekehrt könnten sie aber
Gewässer wie zum Beispiel jene vor Grönland verlieren, in denen sie
bislang fischen durften. Es sei denn, man würde im Falle eines
weichen Brexits eine Ausnahmeregelung treffen.

Ansonsten ist der Brexit ein Problem für die britischen Fischer, weil
sich der Fisch nicht an Grenzen hält. So wird der Kabeljau zum
Beispiel weiter nördlich gefangen, und wenn die Briten ihre
Managementpläne nicht mehr mit der EU absprechen, dann ist der
Kabeljau mal da, dann wieder weg. Oder wenn sie ihn abfischen, gehen
andere leer aus, da keine gemeinsame Verwaltung besteht. Richtige
Probleme sehe ich vor allem in der Irlandfrage. Irland bleibt in der
EU, und die Irische See ist Durchzugsgebiet von Fischen. Da könnten
Konflikte entstehen.
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Krieg um Fisch - Kollision zwischen der britischen Fregatte HMS Scylla und dem isländischen Patrouillenboot Odinn am 23. Februar 1976.

Island und Großbritannien führten zwischen 1958 und 1973 drei "Kabeljaukriege". Islands Forderung nach einer
200-Seemeilen-Fischereizone wurde vom Internationalen Seerechtsübereinkommen übernommen und gilt heute für alle Küstenstaaten.
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SB: Wenn große Fischtrawler vor Mauretanien die Meere durchpflügen
und alles abfangen, dann ist das nicht nachhaltig, das ist klar. Ist
die Kleinfischerei per se davor gefeit, Bestände zu überfischen, oder
sind dir Beispiele bekannt, wonach massenhafte Kleinfischerei
ähnliche Effekte haben kann?

FM: Das gibt es durchaus, aber zuvor noch ein Kommentar zu dem
Trawler vor Mauretanien. Das ist zumindest kein europäischer und auch
kein russischer Trawler. Die fischen dort nicht mehr. Die Überwachung
in Mauretanien funktioniert halbwegs, so daß ich den Satz so nicht
unterschreiben würde. Wir von Brot für die Welt sind ja vor Ort und
haben gegen diese Art der Fischerei wirklich einiges erreicht, auch
und gerade über die Medien. Das einzige, was man sagen könnte, ist,
daß die Wertschöpfung immer noch bei der europäischen und russischen
Industrie liegt - wobei dort auch die Chinesen eine Rolle spielen.

Was deine Frage betrifft: Ja, diese Mengen könnten auch von
Kleinfischern gefangen werden, allerdings nicht von mauretanischen,
denn die sind gar nicht so viele. Auch vor der Küste von Mauretanien
stammen die meisten Fischer aus Senegal. Es gab einmal ein
Fischereiabkommen zwischen diesen beiden Staaten, das 300 bis 1000
Pirogen aus Senegal erlaubt hat, in Mauretanien zu fischen, weil es
in den Küstengewässern dieses Landes viel Fisch, aber vor Ort nur
wenige einheimische Fischer gibt. Dann hat Mauretanien aus
politischen Gründen die Senegalesen hinausgeworfen und vierzehn
halbgroße Boote aus der Türkei zugelassen.

Auch von der Kleinfischerei kann ein so großer Befischungsdruck
ausgeübt werden, daß sich die Bestände nach jahrzehntelanger
Plünderung - übrigens auch durch die EU - nicht mehr erholen. Es gibt
tatsächlich zu viele Pirogen da unten. Manche sprechen von 20.000,
andere sogar von 25.000 an der Zahl. Wobei die Schiffe natürlich
nicht alle zur gleichen Zeit und jeden Tag rausfahren.

Ansonsten finden Dorf- und Fischereigemeinschaften immer Wege, die
Bestände zu schonen. Beispielsweise indem ein Teil des Dorfes nur
jeden zweiten Tag rausfahren darf. Außerdem ist für Muslime aus
traditionellen Gründen der Dienstag kein Fischereitag; Christen
halten sich ebenfalls daran, denn letztlich sehen sie in dem Meer
eine Seele, die ihnen den Fisch gibt, und lassen den Dienstag in
Ruhe. Darüber hinaus werden Schonzeiten von einigen Monaten
eingehalten, da die Leute wissen, daß sich bestimmte Arten erholen
müssen. Sollten sich einzelne Fischer nicht daran halten, dann werden
sie womöglich bestraft, manchmal etwas derber, als wir das bei uns
machen würden. Dann kann es dazu kommen, daß ihnen das Boot
abgefackelt wird. Das heißt, es gibt eine Kontrolle, auch wenn diese
aufgrund der Armut der Menschen dort und der Konkurrenz nicht immer
durchsetzbar ist.

SB: Du befaßt dich ja schon seit langem mit Fischereipolitik. Als
Laie ist es oft schwer einzuschätzen, ob sich die Fischbestände
weltweit erholen oder immer mehr Arten überfischt werden. Da liest
man schon mal, daß die Bestände stabil sind und ähnliches. Wäre das
dann eine Stabilität auf einem niedrigen Niveau oder wie lassen sich
solche Meldungen einordnen?

FM: Ich war heute auch erstaunt, denn seit sechs, sieben Monaten hört
man, wie schlimm es dem Dorsch geht. Vor vier Jahren war Dorsch DAS
Beispiel dafür, wie gut er sich in der Ostsee erholt hat. Gut, man
muß einräumen, daß die Bestände nicht nur durch Überfischung, sondern
immer auch durch meeresbiologische oder klimatische Ursachen
dezimiert werden können. Außerdem treten manchmal Krankheiten auf, so
daß beispielsweise in ganzen Schwärmen die Fische ihre
Geschlechtsreife nicht erreichen.

Jedenfalls sind die Zahlen zur Fischerei umstritten. Der
Fischereiexperte Daniel Pauly aus Vancouver bestreitet, daß die
Zahlen der FAO, die alle zwei Jahre herauskommen, zutreffen. Er geht
davon aus, daß viel mehr von der Biomasse abgefangen wird und die
Überfischung größer ist als angenommen. Pauly hat nicht die Bestände
abgeschätzt, sondern ist historisch zurückgegangen und hat gefragt,
was täglich gefischt wurde. Die mit großem Aufwand gewonnenen Zahlen
hat er mit denen der FAO kontrastiert und für manche Gebiete riesige
Unterschiede festgestellt. Bezogen auf die Biomasse wurden manche
Gebiete dreimal so stark befischt. Das ist natürlich gefährlich.

Außerdem beobachten wir enorme Volatilitäten aus Gründen, die wir
nicht kennen. Wir wissen zum Beispiel nicht, warum der Kabeljau vor
Neufundland nicht wieder zurückkommt. Der wird dort schon seit zehn,
zwölf Jahren nicht mehr befischt, doch er bleibt weg. Solche
Beispiele zeigen dann auch, daß wir nicht so einfach mit den Zahlen
umgehen und sagen können: Wir fischen drei Jahre nicht, dann geht es
dem Fisch wieder gut. Oder wie Rainer Froese (Anm. d. SB-Red.: Dr.
Rainer Froese, Leiter des Leibniz-Instituts für Meereswissenschaften
in Kiel [1]) immer sagt: Gebt den Fischern in der Ostsee vier Jahre
lang Hartz IV, so daß sie nicht fischen gehen, und anschließend haben
wir mehr Fisch als vorher. Statistisch verbleiben wir schon seit zehn
Jahren weltweit gesehen bei 80 Millionen, und es wird nicht eine
Million mehr oder weniger ...

SB: 80 Millionen von was?

FM: 80 Millionen Tonnen Fisch, darüber geht nichts. Das ist schon mal
ein Zeichen dafür, daß wir an irgendeiner Grenze sind. Ob das jetzt
so ist, wie die FAO sagt, daß nur 30 Prozent überfischt und 40
Prozent nahe an der Überfischung dran sind oder davon doch ein Teil
schon darüber ist, das ist sehr schwer zu sagen. Ich glaube, es ist
auf jeden Fall Zeit, mehr zu tun. Und es wird auch etwas getan.
Andererseits entsteht auch immer wieder mehr Druck. Besonders was
China betrifft. Ich halte es für unverantwortlich, was dort für
Überkapazitäten geschaffen wurden. Auch wenn im chinesischen
Fischereiministerium inzwischen ein Umdenken zu beobachten ist, wie
sogar Greenpeace bestätigt. Die Umweltorganisation hat mit den
zuständigen Behörden lange Gespräche geführt. Man ist sich bewußt,
daß man sich selber großen Schaden zufügt, wenn man die gesamte
Fangflotte von der Leine läßt.

SB: Aber muß sich China nicht an die jeweils in den Regionen
festgelegten Fangquoten halten?

FM: Ja, sicherlich. Aber wenn zum Beispiel die EU Verträge
abschließt, dann verlangt sie von dem Partnerland, daß alle Verträge
offengelegt werden. Deswegen wissen wir, wieviel Tonnen Fisch in
Marokko gefangen, wie viele Schiffe dort eingesetzt werden, um welche
Arten Fisch es sich handelt, und so weiter. Wegen dieser Transparenz
fordern inzwischen schon die Kleinfischer in Senegal, daß ihre
Regierung entsprechende Verträge abschließt.

Aber dort, wo das nicht passiert, wo keine vertragliche Absicherung
besteht - es gibt ja nur elf Staaten mit EU-Verträgen -, da sind
solche Angaben schwerer zu bekommen. China fischt auch unter
Privatlizenzen. Die chinesische Regierung sagt selbst, sie wisse zum
Teil gar nicht, wieviel Fisch gefangen wird. Man vergibt eine Lizenz
an ein Schiff, doch das Dokument wird womöglich fünfmal gedruckt.
Dann gibt es fünf Schiffe mit derselben Schiffsnummer. Wenn dann
festgestellt wird, daß da irgend etwas schiefgegangen ist, wird das
abgestempelt. Dann liegt eines der fünf Schiffe vielleicht jahrelang
in Conakry und ein weiteres vor Guinea-Bissau und niemand in China
weiß, daß die Schiffe noch existieren.

Ich will hier aber kein reines China-Bashing betreiben. Man würde es
sich zu einfach machen, wenn man sagt, die Chinesen sind die Bösen
und die Europäer die Guten. Weil die Europäer andere Tricks anwenden.
Beispielsweise fahren sie an jenes chinesische Boot in Westafrika
heran, übernehmen den illegal gefangenen Fisch, mischen ihn unter
ihren eigenen, legal gefangenen Fisch, weil sie vielleicht eine
schlechte Quote haben, und fahren damit nach Las Palmas, um den Fisch
anzulanden. Das kann keiner nachweisen. Es ist also nicht so, daß bei
der europäischen Fischerei nicht noch große Schlupflöcher bestehen.
Zudem zahlt die Europäische Union den Schiffseignern Subventionen.
Dadurch werden chinesische und russische Schiffseigner unfair
behandelt, denn sie erhalten keine staatlichen Hilfen. Da wissen wir,
daß wir die bösen Buben sind.

Es gibt natürlich Superoptimisten wie den WWF, die sagen, wenn sich
alle an die Fangquoten halten würden, könnten wir sogar irgendwann
180 Millionen Tonnen pro Jahr fischen. Theoretisch ist das
tatsächlich möglich, denn wenn sich alle immer an die MSY (Anm. d.
SB-Red.: Maximum Sustainable Yield - maximale nachhaltige Menge. Das
ist der höchstmögliche Dauerertrag an Fisch, der entnommen werden
kann) halten würden, dann reproduziert sich der Fisch. Dann hätten
wir in zehn Jahren mehr Fisch als heute. Denn in den Weltmeeren
lebten früher einmal mehr Fische als heute, das ist klar. Hätte man
vor, sagen wir mal, 200 Jahren gefischt, hätte man sicherlich an die
300, 400 Millionen Tonnen anlanden können.
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SB: Ein Begriff, der heute häufiger fiel: Kohärenz des
Meeresschutzes. Die miteinander kollidierenden Rechtssysteme sollen
einander angeglichen werden. Könnte es der handwerklichen Fischerei
nicht auch Nachteile einbringen, sobald sie einem übergreifenden
Rechtssystem unterworfen wird?

FM: Zunächst einmal finde ich es gut, daß die Weltgemeinschaft
überhaupt auf die Meere schaut. Es wurden zahlreiche Initiativen
gestartet, neue Organisationen mit neuen Rechtssystemen geschaffen
und es finden Konferenzen ohne Ende statt. Auch die SDGs (Anm. d.
SB-Red.: Sustainable Development Goals, z. Dt. Nachhaltigkeitsziele),
selbst wenn sie nicht rechtebasiert sind, halte ich für gut. Dennoch
muß sich die Weltgemeinschaft entscheiden, was Meere eigentlich sein
sollen. Sollen sie tatsächlich das neue Wirtschaftswunder bringen,
wie mit dem Begriff Blue Economy gesagt wird? Und das in einem
belasteten System? Seit Jahren warnen wir, wie schlimm es den Meeren
geht, doch von Bremen bis zu den Vereinten Nationen wird zu diesem
Thema nicht ein Papier herausgegeben, das nicht überschrieben wäre
mit: Blue Economy - Blue Growth (Anm. d. SB-Red.: Z. Dt. Blaue
Ökonomie - Blaues Wachstum).

Die Meere sollen immer mehr liefern - ja, wovon denn? Auch dieser
ganze Multi-Stakeholder-Ansatz mit den "Commitments". Das ist die
neumodische Art, sich zu nichts zu verpflichten. Auf jeder Konferenz
das gleiche, angefangen von Privatleuten, die erklären, daß sie ab
übermorgen keinen Fisch mehr essen, bis zur australischen Regierung,
die Millionen Dollar für nachhaltige Fischerei ausgeben will: Man
"committet" sich. Das ist weniger als "verpflichtend", man
"verspricht" lediglich. Und so etwas nennt sich dann "Beschluß". Ich
denke oft bei mir: Ja, gut, vielleicht wird das ja diesmal überprüft.

Sicherlich besteht die Gefahr, daß die Schwächsten darunter leiden.
Es ist ja sehr schön, daß die Kleinfischerei inzwischen beachtet
wird, zum Beispiel im Rahmen der SDGs. Aber dann heißt es wieder: Wir
wollen den ärmsten Staaten dazu verhelfen, mehr an ihrem Dasein im
Ozean zu verdienen. In Klammern dahinter: Kleinfischerei, Tourismus.
Und dann sage ich mir: Hm, das ist ja wohl ein Unterschied.

Ich sehe das mit einem lachenden und einem weinenden Auge. Es ist
richtig, daß das Seerechtsübereinkommen die Mutter aller Verträge auf
der See genannt wird, aber es hat auch große Schwächen. Nicht alles
wird darin geregelt, vor allem nicht die Wassersäule. Es regelt die
Fläche und den Boden, doch was dazwischen passiert, wird nicht
behandelt, sieht man von den AWZ ab (Anm. d. SB-Red.: Ausschließliche
Wirtschaftszone, auch 200-Meilen-Zone genannt).

SB: Wie stehst du zu dem Vorschlag, eine Weltmeeresbehörde einzurichten?

FM: Damit könnten wir gleich in Deutschland anfangen, wenn man
bedenkt, daß für Meeresbelange acht Ministerien zuständig sind. Es
wäre nicht schlecht, wenn man quasi alles, was die Meere berührt,
zusammenfaßt, damit zumindest gemeinsame Entscheidungen getroffen
werden. Aber wenn ich allein an die WTO-Debatte um Subventionen
denke, komme ich zu dem Schluß, daß es niemals eine Weltmeeresbehörde
geben wird. Man hatte sich bei der WTO auf einen einzigen Satz
geeinigt: Man verbietet Subventionen, die zu illegalem Fischfang
führen. (lacht) Hallo? Welches Land wird zur WTO gehen und erklären:
Ich zahle 100.000 Euro für illegalen Fischfang! Das ist kompletter
Blödsinn. Dem Satz konnte natürlich jeder zustimmen, denn niemand
vergibt illegale Subventionen. Schließlich war es Indien, das die
Reißleine gezogen und die Farce beendet hat.

Alles in allem wird die Politik durchaus sensibler dafür, daß
Probleme mit den Meeren bestehen. Das sieht man an den Themen
Meeresmüll und Plastik. Das anzusprechen ist gut und wichtig. Dennoch
muß man aufpassen, daß dieses Problem nicht alle anderen übertüncht.
Es wäre zu schön, wenn es nur um Plastik ginge! Wobei das schon
schlimm genug ist. Jetzt endlich wird zu dem Plastikproblem eine
Wirtschaftsdebatte geführt. Es geht hier um die Konzerne, und es geht
um die Kohlenstoffchemie. Ich hoffe nur, es wird nicht wieder alles
über Commitments abgewickelt.

Daß wir mit Verve die Atomkraft abschaffen, aber die
Kohlenstoffchemie überleben lassen, die uns ja einen Großteil der
Probleme bereitet - das geht mit dem Klimawandel los und endet beim
Plastikmüll im Meer -, halte ich für einen Fehler. Die Konzerne
müssen angegangen werden, damit sie das Zeugs nicht mehr produzieren.
Das könnte ganz schnell gehen, indem man eine Verordnung erläßt, nach
der zum Beispiel Mikroplastik verboten ist. Einfach Schluß. Nicht
mehr produzieren. Aber nicht so, wie es jetzt die EU macht: Man darf
es nicht verwenden. Oder die Plastiktütenkampagne. Nichts dagegen,
aber wer produziert denn die Tüten?

Zu all dem muß man aufpassen, daß man nicht das Kind mit dem Bade
ausschüttet. Denn mit dem Ende der Kohlenstoffchemie käme als Ersatz
die Bioökonomie. Dann würden womöglich in den Meeren riesige
Algenfelder angelegt, nur um Ersatzplastik zu produzieren. Deshalb
drängen wir darauf, was auch Marie-Luise (Anm. d. SB-Red.:
Marie-Luise Abshagen, Forum Umwelt & Entwicklung) schon zum
Tiefseebergbau gesagt hat: Das ist vor allem eine Frage unseres
Lebensverhaltens. Ob wir wirklich immer alles sofort brauchen und ob
die Konzerne bereit sind, auch langlebigere Produkte zu schaffen, und
einmal mit dem Gewinn zufrieden zu sein und nicht alle fünf Minuten
riesige Gewinne generieren wollen - wie bei allen Dingen ist das am
Ende auch eine Frage des kapitalistischen Verwertungssystems, das als
Lösung - in diesem Fall des Rohstoffmangels - auf die Meere
übertragen wird.

Leider ist auch die Ökonomisierung des Gemeingutes bei manchen NGOs
beliebt. Man will uns weismachen: "Wenn ihr mehr darauf achtet, habt
ihr mehr Geld." Aber ich will nicht das Geld, ich will das Gemeingut
erhalten, so wie ich die Luft und andere Dinge erhalten will, auch
ohne daß sie etwas wert sind, und zwar für alle Menschen.

SB: Die EU hat eine Beifangregelung verabschiedet. Greift diese
Regelung oder wird sie unterlaufen?

FM: Im Jahr 2013 mußte ich die Begriffe Rückwurfverbot und
Anlandegebot auch erstmal lernen. Das ist gar nicht so lange her und
heute redet keiner mehr darüber. Ich habe heute Kim (Anm. d. SB-Red.:
Kim Detloff, Bundesverband des NABU, Berlin [2]) gefragt, er arbeitet
inzwischen gar nicht mehr zum Beifang. Man hat versucht, die
Beifangregelung mittels Kameras an den Seiten der Schiffe zu
überwachen, aber das brachte Scherereien. Da hieß es auf einmal, es
werde das Recht auf Privatsphäre verletzt. Meiner Meinung nach wurden
bei dieser Regelung noch keine großen Fortschritte erzielt,
ebensowenig wie bei dem zweiten großen Anliegen, nämlich bis 2020 die
Fangmengen wieder aufzubauen.

SB: Francisco, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Ein Mann, eine Plastikschlappe in der Hand haltend, steht am Strand vor ca. zehn Plastikkörben voll mit Schuhen, im Hintergrund weitere Berge mit Plastikmüll - Foto: NOAA/NMFS/Pacific Islands Fisheries Science Center Blog, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

"Brauchen wir das wirklich?"

(Marie-Luise Abshagen, 8. Juni 2018, Berlin)

Eingesammelter Plastikmüll von der Küste des Midway-Atoll, Hawaii, im
APril 2013

Foto: NOAA/NMFS/Pacific Islands Fisheries Science Center Blog, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Fußnoten:


[1] Ein Schattenblick-Interview mit Dr. Rainer Froese finden Sie hier:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0146.html

[2] Schattenblick-Interviews mit Dr. Kim Detloff finden Sie hier:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0028.html

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0146.html
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5. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3250: Spurenlesen 20.9., Jahreszeiten 7.11., BINGO!-Projektförderung 29.11., Naturerleben und Demenz 23.8.


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 3. Juli 2018

Veranstaltungstipps ...

Veranstaltungsreihe Nr. 2018-76 (3 - 5)

Handlungskompetenzen zur Stärkung des Ehrenamtes



Veranstaltung Nr. 2018-76 / 3

Spurenlesen - eine Einführung

Donnerstag, 20. September 2018

Bildungszentrum fur Natur, Umwelt und

ländliche Räume, Flintbek

In Zusammenarbeit mit

Coyote - Natur- und Wildnisschule Ostholstein

"Spurenlesen lernt man nur durch Spurenlesen." (Zitat von H.-J.
Kriebel). Dieser Kurs gibt einen Einblick in die Welt der Tierspuren
und -zeichen.Von dem einfachen Abdruck in einer Schlammpfütze,
über die Reste von Mahlzeiten und Ausscheidungen, bis hin zum
Vogelalarm, der auf eine Gefahr hinweist. Wer den Vogelalarm zu
deuten weiß, weiß auch, um was für eine Gefahr es sich handelt.
Um all diese Dinge überhaupt wahrzunehmen, bedarf es einer
gezielten Aufmerksamkeit. Es gibt spezielle Übungen, um die
Wahrnehmung aufzuwecken und zu schärfen, die in diesem Kurs
gelernt werden können.

Nur wer die richtigen Fragen stellt, wird wissen, was passiert ist.
Dafür werden Anleitungen gezeigt, um die Geschichte hinter der
Spur zu rekonstruieren. Hier ist nicht nur Faktenwissen gefragt,
sondern auch intuitives Wissen und geschicktes Kombinieren.

Schwerpunkte

- Wahrnehmung - praktische Übungen

- Werkzeuge zur qualitativ hochwertigen Beobachtung

- Einteilung von Spuren

Teilnahmekreis

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer/-innen, Akteurinnen
und Akteure des ehrenamtlichen und beruflichen Naturschutzes,
Waldpädagoginnen und -pädagogen, Mitglieder des
Naturschutzdienstes, Schutzgebietsbetreuer/-innen, Akteurinnen
und Akteure aus Umweltbildung, Studium, Schule, Kita,
Forstwirtschaft, Landwirtschaft, Jagd, Freiwilligendienstler/-innen
und weitere Interessierte

Datum und Ort

Donnerstag, 20. September 2018, Bildungszentrum für Natur,
Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

Leitung

Claudia Hofer, Sozialpädagogin und Wildnispädagogin,
Coyote - Natur- und Wildnisschule Ostholstein, Schashagen

Anerkannte Fortbildung für

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer/-innen

Anmeldeschluss

Melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 13. September 2018 an.

Programm

Donnerstag, 20. September 2018

15:30 Uhr Begrüßung

Dörte Paustian, Bildungszentrum für Natur, Umwelt

und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

15:40 Uhr Begrüßung | Einführung

Claudia Hofer, Coyote - Natur- und Wildnisschule

Ostholstein, Schashagen

16:00 Uhr Den achtsamen Blick für die Vielfalt der

Tierspuren schärfen - Die Geschichten hinter den Spuren

17:00 Uhr Kaffeepause

17:20 Uhr Welche Spuren von Wirbeltieren gibt es?

Wie lassen sie sich einteilen und bestimmen?

18:45 Uhr Abschluss | Bewertung

19:00 Uhr Ende der Veranstaltung




Nr. 2018-76 / 4

Entdeckungen im Lauf des Jahres

Jahreszeiten als Lehrmeister des Lebens


	Ideen für die Veranstaltungsgestaltung zu verschiedenen Jahreszeiten entwickeln

	Jahreszeiten als strukturgebendes Element für Veranstaltungen



Mittwoch, 7. November 2018

In Zusammenarbeit mit Marianne Riecke,

ZNLF, Bad Bramstedt




Nr. 2018-76 / 5

BINGO!-Projektförderung: Finanzierungsmöglichkeiten für Projekte
des Natur- und Umweltschutzes

Die häufigsten Fragen zu den Anträgen sind

- Wer ist antragsberechtigt?

- Was kann gefördert werden - und was nicht?

- Wann muss ein Projektantrag gestellt werden?

- Was ist nach einer Förderzusage zu beachten?

Donnerstag, 29. November 2018

In Zusammenarbeit mit Lisa Oberschelp und Eva Kienle,

BINGO!-Projektförderung, Dornum

Teilnahmebeitrag

Für Ehrenamtliche wird kein Teilnahmebeitrag erhoben.

Ehrenamtliche haben Vorrang.

Teilnahmebeitrag für hauptamtliche Akteure 30 .

Anfahrt zum Tagungsort

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche

Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25

24220 Flintbek

Per Bahn und Bus

Aus Richtung Kiel (ZOB/Hauptbahnhof):

Buslinien 501, 502 und 4610 Richtung Flintbek

(20 Minuten).

Haltestellen: Flintbek/Konrad-Zuse-Ring (LLUR) oder

Flintbek/Siedlung (15 Minuten Fußweg).

Die Regionalbahn Schleswig-Holstein (DB Regio) fährt

auf der Strecke Kiel - NMS den Bahnhof Flintbek an

(30 Minuten Fußweg).

Hinweise zu den Buszeiten sowie Anfahrtsskizzen

finden Sie auf unserer Internetseite.

Per Auto:

siehe Internetseite

Für alle Angebote der "Ehrenamtsreihe" gilt:

Für Ehrenamtliche wird kein Teilnahmebeitrag erhoben. Ehrenamtliche
haben Vorrang. Teilnahmebeitrag für hauptamtliche
Akteure 30 Euro je Veranstaltung. Alle Veranstaltungen finden im
BNUR von 15:30-19:00 Uhr statt und können einzeln gebucht
werden.




[image: Raute]





Veranstaltung Nr. 2018-88 1

Menschen mit Demenz die Natur näher bringen

- Wahrnehmgungsveränderung und Demenz
- Naturerleben und Demenz
- Beispiele für bestehende Naturangebote für Menschen mit
Demenz

Donnerstag, 23. August 2018,
Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit der Landesvereinigung für Gesundheitsförderung
und dem Kompetenzzentrum Demenz in Schleswig-Holstein


Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter Angabe der
Veranstaltung Nr. an das Bildungszentrum
für Natur, Umwelt und ländliche Räume
des Landes Schleswig-Holstein
Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek
Fax: 04347 704-790
E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de
Online: www.schleswig-holstein.de/bnur
Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden
Sie hier:
→ Anmeldung: https://bit.ly/2lyWz4y
→ Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ
Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen
Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der
Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.

Kontakt für Fragen zum Anmeldeverfahren

anmeldung@bnur.landsh.de

Telefon 04347 704-787, Fax 04347 704-790



Jahresprogramm 2018 unter: 

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/BNUR/Service/_documents/jahresprogramm2018.html

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 03.07.2018

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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TOUR/525: Fledermausvortrag und -exkursion - Sankt Andreasberg, 11.7. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 3. Juli 2018

Vortrag und Fledermaus-Exkursion im Nationalparkhaus Sankt
Andreasberg 



Am Mittwoch, den 11. Juli findet der Vortrag "Fledermäuse - Jäger der
Nacht" um 19:30 Uhr im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg statt.
Referent Wolfgang Rackow ist Fledermaus-Regionalbetreuer und
Fledermausexperte des NABU Osterode. Er befasst sich seit mehr als 30
Jahren mit den fliegenden Säugetieren, so Thomas Appel, Leiter des
Nationalparkhauses Sankt Andreasberg.




[image: Foto: © Karl Heinz Bickmeier]

Mausohren

Foto: © Karl Heinz Bickmeier



Im bildreichen Vortrag berichtet er über die Biologie der Fledermäuse
und stellt speziell die im Harz vorkommenden Arten vor. Auch die
Gefahren, denen die Fledermäuse ausgesetzt sind, sowie die dagegen
wirksamen Schutzmaßnahmen sind Thema des Vortrages.

Gäste können ohne Anmeldung spontan zum ca. 90-minütigen Vortrag
kommen. Der Eintritt ist frei, es besteht die Möglichkeit, eine Spende
für das Haus zu geben.

Direkt im Anschluss findet nach einer kurzen Einführung ab 21:00 Uhr
eine ca. zweistündige Fledermausexkursion statt. Dazu wird eine
Anmeldung erbeten unter Tel. 05582 923074. Die Teilnahmegebühr beträgt
4,- Euro für Kinder, 6,- Euro für Erwachsene und 14,- Euro für
Familien. Es wird empfohlen, eine Taschenlampe mitzunehmen.

Ort:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.07.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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AKTION/1425: Magdeburg - Gewächshausführung "Die Kinderstube der Pflanzen" am 8.7.2018


Am Sonntag in den Gruson-Gewächshäusern: "Die Kinderstube der
Pflanzen" 



Der nächste thematische Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern an
diesem Sonntag, 8. Juli, um 15.00 Uhr steht unter dem Titel "Die
Kinderstube der Pflanzen".

Regelmäßig werden in den Schaugewächshäusern Flächen neu bepflanzt,
abgestorbene Pflanzen ersetzt und Bereiche neu gestaltet. Der
notwendige Pflanzennachwuchs wird zum größten Teil in den
Anzuchtgewächshäusern aus Samen, Sporen oder Stecklingen herangezogen.
Die Führung des gärtnerischen Leiters der Anzuchtgewächshäuser, Uwe
Naumann, ermöglicht einen Einblick in die Vielfalt dieser
gärtnerischen Arbeit hinter den Kulissen.

Die Veranstaltung kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt
drei Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der
Rufnummer 03 91/4 04 29 10 eine telefonische Reservierung vorgenommen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. Juli 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AKTION/1424: Herten - 3. FOOD TRUCK VESTIVAL vom 20.-22. Juli 2018


3. FOOD TRUCK VESTIVAL auf Ewald



Herten schmeckt. Vom 20. - 22. Juli 2018 stehen über 25 verschiedene
Food Trucks auf dem Gelände der Zeche Ewald und präsentieren
authentisches Street Food aus der ganzen Welt. Drei Tage lang heißt es
dann bereits zum dritten Mal "Slowfood auf Rädern der besonderen Art".
Einen saftigen Burger, frische Wraps, handmade Tacos & Tequila, gut
gefüllte Samosas, Süßkartoffelpommes oder veganes Eis. Erlebe Speisen
in ganz besonderem Ambiente mit ganz besonderem Flair. Alles frisch
und direkt vor den Augen der Besucher zubereitet. Ob Fleischfan oder
Pflanzenfreund - hier findet jeder Besucher garantiert sein neues
Lieblingsgericht. Einfach Zeit nehmen und alles ausprobieren.
Natürlich gibt es zu leckerem Street Food auch eisgekühlte Getränke
und Kaffee-Spezialitäten. Frisches Obst als Raffinesse kürt die
erfrischenden Cocktails. Und weil gutes Essen zwar viel, aber auch
nicht alles ist, gibt es unterhaltsames Rahmenprogramm. Am Freitag
spielt die Live-Band "Mr. Blue" und Samstag Abend lädt der DJ mit
aktuellen Hits zum Feiern und tanzen ein. Sonntag ist Familientag mit
Hüpfburg Arena und den Musikern von "Brass-Buffet". Als Walking Act
spielen die fünf Bläser und die Rhythmus-Sektion zu jeder Gelegenheit
musikalische Leckerbissen aus 5 Jahrzehnten Musikgeschichte. Die
"swingenden Köche" präsentieren ein musikalisches Gourmet-Menue, heiß
flambiert mit Show und Raffinesse. Das Autohaus Vogelsang bietet mit
der Aktion "Entdecke Mini" den Besuchern Fahrspaß mit Probefahrten der
neusten MINI Modelle an. Das 3 Food Truck Vestival bietet mit vielen
Leckereien und buntem Programm eine genussvolle Attraktion auf dem
beeindruckenden Gelände der Zeche Ewald in Herten.

Der Eintritt des 3. FOOD TRUCK VESTIVALS ist für alle Besucher
kostenlos.

Informationen zum Rahmenprogramm unter: https://foodtruck-vestival.de

WANN KANN ICH LECKER ESSEN?

Freitag, 20.Juli von 15.00 bis 23.00 Uhr,

Samstag, 21. Juli von 12.00 bis 23.00 Uhr,

Sonntag, 22. Juli von 12.00 bis 20.00 Uhr

WO KANN ICH MEIN KULINARISCHES WOCHENENDE ERLEBEN?

Zeche Ewald in Herten

Hinweis für alle Navigationsgeräte:

Max-Planck Straße

45699 Herten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AKTION/1423: Norden - Street Food Event "Einmal um den Globus futtern", 13.-15.7.


Street Food Event in Norden - "Einmal um den Globus futtern"

13. bis 15. Juli 2018 auf dem Marktplatz



Vom 13. bis zum 15. Juli lädt die Street Food Karawane zum Schlemmen
ein, wenn sich ihre Foodtrucks und Garküchen am Nordener Markplatz
nieder lassen.

Die internationalen Teilnehmer schnibbeln und brutzeln vor den Augen
der Besucher genau das, was man aus den Garküchen der jeweiligen
Herkunftsländer kennt: Immer frisch und mit ganz viel Liebe zu den
verwendeten Produkten zubereitet. Hier werden Burritos gefüllt,
Waffeln gebacken und Burger gegrillt. Und das ohne schlechtes
Gewissen, denn Bio, Fairtrade und Nachhaltigkeit sind für die
Standbetreiber keine Fremdwörter.

Von süß bis salzig, ob mild oder scharf, vegan oder mit Fleisch - für
jede kulinarische Vorliebe ist etwas im Angebot. Essen von der Hand in
den Mund ist vor allem in den Esskulturen Afrikas und Asien nicht mehr
wegzudenken. Der Street Food-Trend hat aber längst auch die Deutschen
begeistert und die beliebte Imbisskultur bereichert. Ethnische, aber
auch regionale Leckerbissen auf die Faust sollen es sein.

Die Veranstalter, der Verein "people welcome" und "Street Food
Events", sind schon seit geraumer Zeit in der Street Food-Szene aktiv.
Der Hintergrund-Gedanke zu diesen Events geht dabei weit über das
reine Angebot von kulinarischen Spezialitäten hinaus. "Unsere Idee:
Integration praktisch leben." lautet der Grundsatz des Vereins. Ziel
sei es, ein praktisches Lösungsbeispiel zu zeigen wie man den Begriff
"Integration" wieder - weg vom theoretischen Konstrukt - in die Nähe
des praktischen Handelns rücken könne. "Wie wir in der Vergangenheit
erfahren haben, lässt sich über das Essen eine wunderbare Verbindung
zwischen den Kulturen herstellen. Essen verbindet die Menschen und
hilft Ressentiments abzubauen", so die Veranstalter.

Über die Street Food Events generiert der Verein den Großteil seiner
finanziellen Mittel, um Menschen zu unterstützen, die auf der Flucht
vor Krieg oder politischer Verfolgung nach Deutschland gekommen sind.

Ort: Marktplatz, 26506 Norden

Datum: 13. bis 15. Juli 2018

Öffnungszeiten: Freitag und Samstag von 11 bis 22 Uhr, Sonntag von 11
bis 18 Uhr. Der Eintritt ist frei!

Weitere Infos finden Sie unter http://www.street-food-events.com

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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KURSUS/7251: Bielefeld - Fotospaziergänge mit der VHS, 5 Termine ab 16. Juli 2018


Fotospaziergänge mit der VHS



Bielefeld (bi). Für Foto-Interessierte bietet die Volkshochschule in
den Sommerferien ab Montag, 16. Juli, Fotospaziergänge an. Unter der
Leitung von Richarda Buchholz gehen die Teilnehmer auf Entdeckungstour
in verschiedene Stadtteile. Montags von 10 bis 12.30 Uhr können unter
anderem die Altstadt mit ihren interessanten Bauwerken oder auch der
Botanische Garten mit einer Fülle von Motiven fotografisch entdeckt
werden. Die Fotospaziergänge sind für Anfänger und Fortgeschrittene
geeignet, die eigene Kamera ist mitzubringen. Jeweils zu Beginn der
insgesamt fünf Termine trifft sich die Gruppe in der Ravensberger
Spinnerei, Raum 117. Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
0521/51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELE/398: Braunschweig - Spielenachmittag für Senioren am 11. Juli 2018


Spielenachmittag für Senioren in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einem weiteren Spielenachmittag für Senioren lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 11. Juli, von
14.30 bis 17.30 Uhr ein. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können unter anderem Spiele wie "Splendor", "Kingdomino"
oder "Rummikub" ausprobiert werden. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

Das Spiele-Team der Stadtbibliothek steht den Mitspielerinnen und
Mitspielern als Ansprechpartner und Spielregel-Erklärer zur Verfügung.
Bei einem Angebot von mehr als 2.000 Gesellschaftsspielen ist für
jeden etwas dabei. Auch Zuschauer sind willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7250: Mönchengladbach - Rundfahrt "Die Stadt mit dem Rad entdecken" am 14. Juli


Stadtrundfahrt - Mönchengladbach mit dem Rad entdecken



Die sportlichste Variante der Stadtrundfahrten ist die Tour
"Mönchengladbach mit dem Rad entdecken". Auf der etwa 20 km langen
Strecke werden, auf verkehrsgünstigen und -sicheren Wegen, die
schönsten Stellen Mönchengladbachs angefahren. Die insgesamt etwa drei
Stunden dauernde Tour ist auch von ungeübten Radfahrern gut zu
bewältigen. Die Tour startet am Samstag, dem 14. Juli. Treffpunkt ist
um 15 Uhr an der Radstation Rheydt am Rheydter Hauptbahnhof. Dort
können bei Bedarf Fahrräder, Kindersitze und Fahrradhelme ausgeliehen
werden (entsprechende Wünsche bitte bei der Buchung angeben). Das
Tragen eines Fahrradhelms ist Pflicht. Kinder dürfen ab 12 Jahren mit
dem eigenen Fahrrad teilnehmen, Kinder im Kindersitz fahren gratis bei
den Eltern mit.

Die Tour kostet für Erwachsene 11 Euro, für Kinder (bis 14 Jahre) 6
Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.
(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7249: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergänge am 11. und 25. Juli 2018


Mönchs-Spaziergänge im Juli 



Im Juli ist der geheimnisvolle Mönch wieder an zwei Abenden (jeweils
mittwochs) unterwegs. Am 11. Juli (19 Uhr) und 25. Juli 2018 (19 Uhr)
führt er bei dem von der MGMG angebotenen Mönchs-Spaziergang, einer
beliebten Geschichtsstunde der ganz besonderen Art, durch die
abendliche Altstadt und erzählt dabei von Sagen und Legenden.
Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist der Parkplatz am
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de .

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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